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Bodo v. Greiff 
Wo der Gegensatz zwischen Idealismus und Materialismus 
in der Erkenntnistheorie nicht sitzt 


Vorbemerkung: In dem Aufsatz ‚Das neueste Problem des Klassenkampfs — der 
Kampf gegen die Abbildtheorie” haben sich die Autoren Arnhelm Neusüss und 
Frank Unger der Mühe unterzogen, nochmals die bekannten Grundprinzipien der 
Abbildtheorie darzulegen (1). Um sie vor idealistischen Fehlinterpretationen zu be- 
wahren, tun sie dies in möglichst zweifelsfreien Formulierungen (2). Insofern, als 
knappe und immanent korrekte Darstellung der Abbildtheorie — oder in der 
Sprache der Autoren, als „Rekonstruktion ihrer authentischen Positionen” 
(S. 262) — stellt die Schrift eine lesenswerte Abhandlung dar. Dies gilt paradoxer- 
weise um so mehr, als sie mit der korrekten Wiedergabe der Abbildtheorie auch 
deren Fehler korrekt reproduziert und damit die Gelegenheit bietet, an einigen 
zentralen Punkten nochmals klarzulegen, warum diese Theorie notwendig immer 
wieder der Kritik verfällt. Das Ziel des vorliegenden Aufsatzes besteht also darin, 
die Kontroverse um die Abbildtheorie zuzuspitzen und zu präzisieren, indem die 
Fehler ihrer neuerlichen Verteidigung nutzbar gemacht werden. 


1. Als Kern der Abbild- oder Widerspiegelungstheorie wird immer wieder ihr prinzipi- 
eller Gegensatz zum Idealismus hervorgehoben. Neusüss/Unger referieren zutreffend: 


„Die Widerspiegelungstheorie ist .... ein zusammenfassender Name für die allgemeine Grundlage 
der materialistischen Weltauffassung, die es gegen jeden Angriff des bürgerlichen Idealismus 
oder Agnostizismus zu behaupten gilt... .” (S. 289R). 


Dies das Selbstverständnis der Abbildtheorie; und dies auch die streitbare Intention 
von Neusüss/Unger: die „allgemeine Grundlage” des Materialismus gilt es zu be- 
haupten. Die Autoren erläutern auch sogleich, worin diese Grundlage besteht. Sie 
bestehe, so schreiben sie, in der 

». . „ für jeden Materialisten selbstverständlichen Auffassung ... . , daß die Welt objektiv, näm- 


lich unabhängig vom wahrnehmenden und denkenden Menschen existiert und von diesem prin- 
zipiell adäquat erkannt werden kann” (S. 288). 


In gleicher Weise formulieren sie an anderer Stelle, daß die ‚„‚Grundlage” des Mate- 
rialismus in der Annahme „der objektiven Realität der Welt und ihrer prinzipiellen 
Erkennbarkeit” zu sehen sei (S. 290). 

Diese Erläuterung verwundert, denn ausgerechnet hier liegt der Gegensatz 


1 Siehe Prokla, Heft 19/20/21, 5.Jg., 1975, S. 261ff. Hinter die Zitate aus diesem Aufsatz 
setze ich im folgenden die jeweilige Seitenzahl in den Kontext. 

2 Der Aufsatz wendet sich gegen: Bodo v. Greiff/Hanne Herkommer: Die Abbildtheorie 
und „Das Argument”, in Prokla, Heft 16,4. Jg., 1974, S. 15 1ff 

2a Nachtrag bei Drucklegung: Zur Kritik an Neusüss/Unger siehe auch A. Sohn-Rethel: Ma- 
terialistische Erkenntnistheorie? in: Alternative, Nr.106, 1976, S. 47£f. 


zwischen Materialismus und Idealismus nicht. Zum Prinzip der „Erkennbarkeit” 
läßt sich feststellen, daß es zwar idealistische Theorien gibt, in denen an der Mög- 
lichkeit adäquater Wirklichkeitserkenntnis gezweifelt wird (sog. skeptische Theo- 
rien), aber dies trifft keineswegs auf alle zu. Kant zum Beispiel, der wichtigste 
und einflußreichste idealistische Erkenntnistheoretiker, ging von exakter Erkenn- 
barkeit als einem Faktum aus und fragte nach den „Bedingungen der Möglichkeit” 
dieses Faktums (3). Und für den Grundsatz der „objektiven Existenz” der Welt 
gilt gleichermaßen, daß zwar eine Reihe von idealistischen Theoretikern die Wirk- 
lichkeit in Frage stellte und allein das Bewußtsein für real erklärte, daß aber min- 
destens ebenso viele Theoretiker des bürgerlichen Idealismus diese „Weltauffas- 
sung” ablehnten und den Grundsatz der subjektunabhängigen Existenz der Welt 
als eigenen Grundsatz vertraten. Wiederum Kant schreibt: 


„Der Idealismus besteht in der Behauptung, daß es keine andere als denkende Wesen gebe, die 
übrigen Dinge, die wir in der Anschauung wahrzunehmen glauben, wären nur Vorstellungen in 
den denkenden Wesen, denen in der Tat kein außerhalb diesen befindlicher Gegenstand korres- 
pondierete. Ich dagegen sage: es sind uns Dinge als außer uns befindliche Gegenstände unserer 
Sinne gegeben, allein von dem, was sie an sich selbst sein mögen, wissen wir nichts, sondern 
kennen nur ihre Erscheinungen, d.i. die Vorstellungen, die sie in uns wirken, indem sie unsere 
Sinne affizieren. Demnach gestehe ich allerdings, daß es außer uns Körper gebe, d.i. Dinge, die, 
obzwar nach dem, was sie an sich selbst sein mögen, uns gänzlich unbekannt, wir durch die Vor- 
stellungen kennen, welche ihr Einfluß auf unsre Sinnlichkeit uns verschafft .. .” (4). 


Kants Äußerungen belegen deutlich, daß die Differenz zwischen Idealismus und Ma- 
terialismus von Neusüss/Unger verfehlt wird. Der Gegensatz, den sie fixieren, ist ein 
Scheingegensatz, die Prinzipien die sie vertreten und referieren, machen noch 
keinen Materialismus aus. Sowohl die These von der prinzipiellen Erkennbarkeit 
der Welt wie die ihrer realen Existenz formuliert nicht eine Differenz, sondern eine 
Gemeinsamkeit, von der Materialisten und viele Idealisten gleichermaßen ausgehen. 
Folgerung: Indem die abbildtheoretische Erkenntniskonzeption als spezifisch 
materialistisch eine Position verteidigt, die vom Idealismus prinzipiell gar nicht in 
Frage gestellt wird, macht sie den Gegensatz vergessen, der zwischen Materialismus 
und Idealismus wirklich besteht (5). 


3 Er schreibt in der Einleitung zur „Kritik der reinen Vernunft” über die Mathematik und 
Naturwissenschaft: „Von diesen Wissenschaften, da sie wirklich gegeben sind, läßt sich nun 
wohl geziemend fragen: wie sie möglich sind, denn daß sie möglich sein müssen, wird 
durch ihre Wirklichkeit bewiesen.” Vgl. „Kant-Werke”, Suhrkamp-Ausg., Bd. 3, S. 59f 
(B 20) 

4 _ Prolegomena, in: „Kant-Werke”, Bd. 5, S. 152. Die Passage läßt übrigens erkennen, daß in 
Kants Begriff des Dinges an sich keineswegs, wie bisweilen behauptet, skeptischer Agno- 
stizismus steckt. Hier sitzt der kantische Idealismus nicht. Ähnlich dem abbildtheoreti- 
schen Begriff der „objektiven Realität” bezeichnet der Ding-an-sich-Begriff den Tatbe- 
stand, daß es „Dinge als außer uns befindliche Gegenstände” gibt, von denen wir Kennt- 
nis haben, weil und insofern „sie unsere Sinne affizieren.” Und er fixiert negativ, in Ab- 
grenzung zu jeder Art spekulativer Metaphysik, daß es jenseits der Affizierung der Sinne 
keine Wirklichkeitserkenntnis gibt. 


5 Es sei darauf hingewiesen, daß auch von Popper als dem derzeit prominentesten Vertreter 
des Idealismus die wirkliche Existenz der Welt nicht in Zweifel gezogen wird. Er schreibt 


2. Zweites wichtiges Merkmal der Abbildtheorie ist, daß sie den Erkenntnisprozeß 
primär als mechanisch-physiologischen Vorgang begreift, der sich zwischen natür- 
lichen Gegenständen und natürlichen Sinnesorganen vollzieht, und ein von Natur 
aus zu objektiver Erkenntnis fähiges Erkenntnisvermögen voraussetzt. „Ihre primäre 
Frage”, so bestimmen Neusüss/Unger für die Abbildtheorie richtig, 


»... gilt... den Voraussetzungen der Möglichkeit von Erkenntnis. Diese findet sie einmal — 
auf der Objektseite — in der objektiven Existenz der Eıkenntnisgegenstände, zum anderen — auf 
der Subjektseite — in der spezifischen Organisation der menschlichen Wahrnehmungsapparatur, 
der Sinne, vor allem im Zentralnervensystem ...” (S. 273). 


Aus dem physiologisch-naturalistischen Ansatz war in Prokla 16 der kritische 
Schluß gezogen worden, daß es sich bei der Abbildtheorie um eine mehr oder min- 
der „reine’” Erkenntnistheorie handle, in deren Erklärungen die Verschiedenartig- 
keit der Vergesellschaftungsformen, Geschichte und Ökonomie nicht oder nur als 
untergeordnete Zusatzfaktoren auftreten: 


2 +, die Gesellschaft als Bestimmungsgröße taucht in der Abbildtheorie immer nur programma- 
tisch auf und dabei eigentümlich verkürzt. Sie taucht auf als ein Zusatzfaktor, der neben ande- 
ren, scheinbar natürlichen Faktoren der Bewußtseinsbildung auch berücksichtigt werden muß. 
Umgekehrt ausgedrückt: die Gesellschaft ist in der Abbildtheorie nicht das konstitutive und 
damit primär erklärende Moment von Bewußtsein, sondern wie in der bürgerlichen Eıkenntnis- 
theorie, eine sekundäre Größe, die ein angeblich ursprüngliches Verhältnis von Mensch und 
Natur modifizierend beeinflußt.” (6). 


Dieser Schluß wird von Neusüss/Unger zurückgewiesen. Merkwürdigerweise, denn 
sie haben ihm inhaltlich nichts entgegenzusetzen. Sie weisen nur deklamatorisch 
darauf hin, daß Gesellschaft und Geschichte in der abbildtheoretischen Erkennt- 
niskonzeption „als zentrale Instanz” anerkannt und gewürdigt seien (S. 266), und 
sie machen auf entsprechende Äußerungen im kritisierten Philosophischen Wörter- 
buch aufmerksam (7). Sie nehmen jedoch das bloße Programm für eine ausgeführte 
Theorie und bestätigen sogleich, sobald sie ihre eigene Interpretation der Abbild- 
theorie vortragen, daß auch bei ihnen die historischen und gesellschaftlichen Mo- 
mente der Erkenntnisbildung auf einen sekundären Faktor zusammenschrumpfen, 
so daß von „zentraler Instanz” nicht die Rede sein kann. 


in seinem neuesten Buch: ‚Nach meiner Auffassung ist der größte Skandal der Philoso- 
phie, daß, während um uns herum die Natur — und nicht nur sie — zugrundegeht, die 
Philosophen weiter darüber reden... , ob diese Welt existiert. Sie treiben Scholastik ... 
Unter diesen Umständen muß man sich entschuldigen, wenn man Philosoph ist, beson- 
ders wenn man... etwas ausspricht, was eine Trivialität sein sollte, nämlich den Realis- 
mus, die These, daß die Welt wirklich ist.’ Popper, Karl R.: Objective Knowledge, 1972; 
deutsch: Objektive Erkenntnis, Hamburg 1973, S. 44f 
Der Idealismus, wie die Abbildtheorie ihn interpretiert, ist ein Pappgegner. Er wird als so 
absurd und wirklichkeitsfremd dargestellt, als lohne es kaum mehr der Mühe, sich mit ihm 
auseinanderzusetzen. Der wirkliche Idealismus und seine reale Erklärungskraft wird nicht 
zur Kenntnis genommen. 

6  Prokla 16,8. 156 

7 Hinweis: Das „Philosophische Wörterbuch” (1. Aufl. Leipzig 1964, 8. Aufl. 1972), phi- 
losophisches Standardwerk der DDR, war in Prokla 16 die Literaturbasis, aus der die 
Kritik an der Abbildtheorie entwickelt wurde. 


Dies zeigt sich, wenn die Autoren ihre Unterscheidung zwischen natürlichen ‚‚Vor- 
aussetzungen der Möglichkeit von Erkenntnis” und historischen ‚‚Bedingungen ihrer 
Realisierung” einführen. Sie bestimmen dabei grundsätzlich und klar: 

„Natürlich geht es zunächst nicht um die Geschichte der menschlichen Erkenntnis, vielmehr -- 
wir sagten es — um die Voraussetzungen der Möglichkeit von Erkenntnis, dann allerdings auch 
um die Bedingungen ihrer Realisierung. Die Voraussetzungen sind weitgehend überhistorisch; 
die Bedingungen dagegen verdanken sich geschichtlichen Entwicklungen: Und erst in diesem 
zweiten Sinne hat es materialistische Erkenntnistheorie dann auch mit der Geschichte der Er- 
kenntnis zu tun...” (S. 273 f) (8). 

Eben dies ist der springende Punkt, auf den die oben wiedergebene Kritik hatte 
aufmerksam machen wollen: mit Geschichte und Gesellschaft hat es die Abbild- 
theorie erst in einem „zweiten Sinne” zu tun. Sie gelten als zusätzliche Bedingung 
der Realisierung dessen, was von Natur aus da ist. Und das hat theoretisch wie poli- 
tisch weitreichende Konsequenzen. 

Theoretisch: Durch die getroffene Unterscheidung von natürlichen „Voraus- 
setzungen” und historischen „Bedingungen der Realisierung” erscheint der Erkennt- 
nisprozeß und seine historische Entwicklung als Prozeß einer Entfaltung von Natür- 
lichem. An sich, so suggeriert die Abbildtheorie, existiert im Menschen ein fertiges 
Naturbewußtsein, das objektive Erkenntnisse produzieren kann, und an sich, so 
scheint es, bedarf dieses fertige Bewußtsein nur noch ihm angemessener gesell- 
schaftlicher Bedingungen, um sich adäquat betätigen oder realisieren zu können. 
Neusüss/Unger betonen im Sinne der Abbildtheorie durchaus richtig, “daß der 
menschliche Wahrnehmungsapparat, als Moment der objektiven Realität selbst, auf 
deren adäquate Widerspiegelung abgestellt ist” (S. 273). Damit aber ist das sub- 
jektive Erkenntnisvermögen nicht mehr, wie in der Marxschen Theorie, als Produkt 
historisch-geseilschaftlicher Verhältnisse begreifbar; es scheint ein einziges gleich- 
bleibendes und überhistorisches Erkenntnispotential der Spezies Mensch zu geben 
und unterschiedliche Grade seiner Realisierung. Und damit ist es auch innerhalb 
der Abbildtheorie nicht mehr möglich, unterschiedliche Formen von menschlicher 
Erkenntnisproduktion zu fassen; es scheint nur eine einzige — nämlich objektive — 
Form von Erkenntnis zu geben und historisch differierende Grade der Abweichung 
von ihr. Die objektive Erkenntnisform wird als Naturform unterstellt — der Form- 
begriff selbst, zentral für die Kritik der politischen Ökonomie, verliert für die Er- 
kenntnistheorie jeden Sinn (9). 

Politisch oder praktisch führt das mangelnde Formbewußtsein zu einer sonder- 
baren Idealisierung jener Vergesellschaftungsform, die die Abbildtheorie theoretisch 
zu bekämpfen glaubt: Die zur Naturtatsache stilisierte objektive Erkenninisfähig- 


8 Ähnliche Stellen vgl. S. 272, 275 u. insb. S. 296 

9 So ist es kein Wunder, wenn Neusüss/Unger mit dem Formbegriff nicht viel anfangen 
können und die Ansicht äußern, daß in ihm ein „esoterisches Begriffsverständnis’” zum 
Ausdruck komme: „Immer wieder tauchen bei den Kritikern die Begriffe ‚Erkenntnis- 
form’, ‚Naturform’, ‚Objektform’ auf. Die Bedeutung dieser Begriffe ist nicht so selbstver- 
ständlich und landläufig, wie die Kritiker voraussetzen, indem sie sie nicht näher erläutern. 
Wir meinen jedoch, daß hier ein recht genaues, aber esoterisches Begriffsverständnis vor- 
liegt... .” (S. 267) 


keit läßt die bürgerliche Gesellschaft, in deren Zusammenhang sich das menschliche 
Wissen erst zur Wissenschaft entwickelte, als natürliche und richtige Gesellschaft er- 
scheinen, als die Vergesellschaftungsform, in der sich das in der Natur angelegte 
menschliche Erkenninisvermögen endlich voll entfalten kann. Natürlich behaupten 
das sie Abbildtheoretiker nicht, die immanente Logik ihrer Theorie läuft aber 
darauf hinaus. Noch einmal: objektive Realitätserkenntnis und wissenschaftlich- 
quantitatives Denken entstehen parallel mit den Entwicklungsprozeß bürgerlich-ka- 
pitalistischer Lebensformen, ja verkürzt läßt sich sagen, daß die Wissenschaft ihrer 
Genesis nach Produkt der bürgerlichen Gesellschaft ist (10). Wird jedoch in dieser 
Feststellung nicht von der Einsicht ausgegangen, daf das gesellschaftliche Sein das 
Bewußtsein bestimmt, sondern ein natürliches Erkenntnisvermögen unterstellt, 
das — latent immer schon vorhanden — nur auf angemessene Realisierungschancen 
gewartet hat, dann ist die bürgerliche Gesellschaft als richtige und der menschlichen 
Natur adäquate oder zumindest annähernd adäquate Gesellschaft erwiesen — eine 
Konsequenz, die die Abbildtheorie auf eine nur noch normative Ablehnung der bür- 
gerlichen Gesellschaft zurückwirft (11). 


3. Das fehlende Formbewußtsein macht sich in gleicher Weise bei der Erklärung der 
nicht-objektiven Erkenntnis geltend. „‚Verzerrte Widerspiegelung, falsches Bewußt- 
sein, nicht-adäquate Abbildung der objektiven Realität”, schreiben Neusüss/Unger, 
machen “die Hauptmasse der Inhalte menschlichen Bewußtseins und der ihnen 
entsprechenden Formen aus...” (S. 271). Wie aber “nicht-adäquate” Abbildungen 
erklären, wenn zugleich, wie beschrieben, von der Grundkonzeption ausgegangen 
wird, daß die ‚„... menschlichen Wahrnehmungsapparate, die diese Realität wider- 
spiegeln ... . prinzipiell auch darauf angelegt sind, sie adäquat widerzuspiegeln” 
(8. 2772 

Die abbildtheoretische Lösung des Problems liegt im Begriff der „verzerrten Wi- 
derspiegelung”. Genauer, in diesem Begriff zeichnet sich ab, dafs die Abbildtheorie 
historisch besondere Erkenntnisformen a priori begrifflich eliminiert und das Pro- 
blem der nicht-objektiven Erkenntnis nicht anders denn als mechanisches Problem 


10 Vgl. hierzu Müller, Rudolf W.: Geld und Geist. Zur Entstehungsgeschichte von Identität 
und Rationalität seit der Antike, erscheint Herbst 1976 im Campus Verlag, Berlin/New 
York; vgl. ferner meine Schrift: Gesellschaftsform und Erkenntnisform, zum Zusammen- 
hang von wissenschaftlicher Erfahrung und geselischaftlicher Entwicklung, Campus Ver- 
lag, Berlin/New York 1976 (die Schrift war in Prokla 16 noch unter altem Titel zitiert). 


11 Neusüss/Unger schreiben in diesem Zusammenhang, die bürgerliche Gesellschaft müsse . 
37. . . als menschheitliches Entwicklungsstadium begriffen werden, in dem die aus der Na- 
turdialektik resultierende höchste Ferm der Widerspiegelungsvorganges als menschliche 
Erkenntnis bestimmte, allerdings durch den Klassen- und Herrschaftscharakter dieser Ge- 
selischaft beschränkte, Realisierungschancen erhält... .” (S. 297). Mit der Wendung „be- 
schränkte Realisierungschancen” versuchen Neusüss/Unger zwar, die legitimatorischen 
Konsequenzen ihrer Theorie abzumildern. Da sie jedoch in keiner Weise erklären, was an 
Erkenntnisprodukten wie z.B. der Relativitätstheorie die „bürgerliche Beschränktheit” 
ausmachen soll, bleibt ihr Satz bloße Deklamation. 


un 


begreifen kann: nämlich als Entstellung oder Verzerrung der Normalerkenntnis. 
Bei Neusüss/Unger zeigt sich dies anläßlich der Unterscheidung, die sie zwischen 
„Erkenntnistheorie’” und ‚„Ideologieanalyse” treffen. Sie schreiben: 

„Materialistische Erkenntnistheorie fragt nach den Voraussetzungen der Möglichkeit richtiger, 
d.h. adäquater Widerspiegelung der objektiven Realität, also nach der Möglichkeit von Erkennt- 
nis, und sie findet diese Voraussetzungen allgemein eben darin, daß der menschliche Wahrneh- 
mungsapparat, als Moment der objektiven Realität selbst, auf deren adäquate Widerspiegelung 
abgestellt ist. Die materialistische Ideologieanalyse fragt nach den Quellen der Verzerrung der 
Widerspiegelung objektiver Realität im Bewußtsein der Menschen und sie findet sie generell 
im jeweiligen Entwicklungsstand der Produktivkräfte und der ihnen entsprechenden Organisa- 
tionsformen der Produktionsverhältnisse.” (S. 273) 

Die „Quellen der Verzerrung der Widerspiegelung” liegen im historisch-ökonomi- 
schen Entwicklungsstand, die ‚„‚Voraussetzungen” von „adäquater Widerspiegelung” 
dagegen nicht? Klar tritt hier hervor, daß Geschichte und Ökonomie in der Abbild- 
theorie nicht konstitutive Momente der Bildung, sondern Gründe der Verhinderung 
des objektiv erkennenden Bewußtseins sind. Sie haben den theoretischen Status von 
Störfaktoren — objektive Realitätserkenntnis scheint sich einstellen zu Können, so- 
bald die Störung überwunden bzw. normale gesellschaftlichen Bedingungen reali- 
siert sind. Abgesehen davon, daß in dieser Konzeption das gesellschaftliche Sein 
nicht mehr das Bewußtsein, sondern nur noch das falsche Bewußtsein erklärt, er- 
gibt sich hier abermals das für Marxisten erstaunliche Kuriosum, daß ausgerechnet 
die bürgerliche Gesellschaft in deren Zusammenhang sich die Wissenschaft erst her- 
ausbildet, als das erkennende Bewußtsein nicht störend beeinflussend erscheint. Sie 
avanciert erkenntnistheoretisch unter der Hand zur naturgemäßen Normalgesell- 
schaft — und das ist Ideologie in wissenschaftlichem Gewand (12). 


4. Um auf ein weiteres idealistisches Moment der Abbildtheorie hinzuweisen: ein 
Kernstück idealistischer Theoriebildung ist die Fiktion des autonomen Subjektes. 
Ob als Robinson wie in der bürgerlichen Ökonomie, ob als „cogito ergo sum” wie in 
der cartesianischen Erkenntnislehre, ob als ‚„‚transzendentales Bewußtsein” wie bei 
Kant oder als freier Forscher wie in der zeitgenössischen Wissenschaftstheorie -- 
stets wird in der bürgerlichen Theorie subjektivistisch auf eine Instanz rekurriert, 
die der gesellschaftlichen Formung entzogen ist, wird ein freies Subjektbewußtsein 
postuliert, das von den konkreten Lebensbedingungen unabhängig existiert und als 
solches unwandelbar gegeben ist. 

Diese Fiktion wird auch von Neusüss/Unger thematisiert. Sie glauben sie in der 
Kritik an der Abbildtheorie wiederzufinden, wie sie in Prokla 16 formuliert wurde 


12 Theoretisch schlägt sich diese Ideologie ferner darin nieder, daß sich mit der überhistorisch 
vorausgesetzten Normalerkenntnis die erkenntnistheoretische Fragestellung ‚Wie ist ob- 
jektive Erkenntnis möglich?’ (Kant: ‚‚Wie ist reine Naturwissenschaft möglich?‘“) in die 
normative Frage verwandelt, ‚wie ist die Abweichung von ihr möglich’. Die von allem Ge- 
sellschaftlichen bereinigte Erkenntnistheorie wird zu einer naturwissenschaftlichen Spezial- 
disziplin — womit sich die Vorliebe der Abbildtheorie für neurophysiologische Forschun- 
gen erklärt. 


(13). Dies ist uns schlechterdings unerfindlich. Denn gerade im Naturalismus der 
Abbildtheorie lebt, wenn auch in veränderter Terminologie, die Vorstellung eines 
unangreifbar gegebenen geistigen Potentials ungebrochen fort. Der überhistorische 
Bewußtseinsbegriff, wie der Idealismus ihn formulierte, wird keineswegs schon da- 
durch aufgehoben, daß ihm in materialistischer Sprechweise ein fertiger „‚Wahr- 
nehmungsapparat” gegenübergestellt wird. Konkret: ob idealistisch von ‚Autonomie 
des Bewußtseins’ die Rede ist, oder abbildtheoretisch von der schon mehrfach her- 
vorgehobenen These ausgegangen wird, der „menschliche Wahrnehmungsapparat” 
sei auf adäquate Widerspiegelung „abgestellt, macht keinen Unterschied. Wer, so 
möchte man fragen, hat denn hier ‚abgestellt””? In beiden Fällen scheint dem Men- 
schen eine gleichbleibende Erkenntniskraft eigen, die die Zeiten überdauert, bzw. 
in beiden Fällen wird das erkennende Bewußtsein eben nicht als Resultat der ge- 
sellschaftlichen Lebensbedingungen begriffen, sondern als nicht hinterfragbare Ge- 
gebenheit zum Ausgangspunkt aller weiteren Theorie gemacht. Was der klassische 
Idealismus als gottgegeben erscheinen ließ, wird in der Abbildtheorie zur Natur- 
tatsache. Die Version von Materialismus, wie sie in der abbildtheoretischen Er- 
kenntniskonzeption fixiert ist, hebt den Idealismus nicht auf, sondern bekräftigt 
ihn neu, indem sie ihn in eine zeitgemäße naturwissenschaftliche Sprache kleidet. 


5. Eine Bemerkung zum institutionellen Status der Abbildtheorie: Neusüss/Unger 
erinnern daran, daß die wissenschaftliche Arbeitsteilung im Marxismus nicht in ähn- 
licher Weise akzeptiert ist wie in der bürgerlichen Wissenschaftsauffassung und daß 
es deshalb auch keine eigenständige, von der politischen Ökonomie abgeirennte 
marxistische Erkenntnislehre gibt: 

„Marx und Engels haben bekanntlich nirgendwo positiv eine Erkenntnisfkeorie formuliert, 
hauptsächlich wohl deswegen, weil sie zeit ihres Lebens vollauf damit beschäftigt waren, die 
materialistische in ihrer wissenschaftlichen Arbeit implizit zu bewähren. Zwar machten sie 
sich bei gegebenem Anlaß gelegentlich an die allgemein-philosophische Behandlung des ‚Er- 
kenntnisproblems’, wie z.B. Engels in seiner Polemik gegen Eugen Dühring, doch geschah dies 
dann nicht in der Absicht, eine besondere Erkenntnistheorie zu entwickeln, sondern vielmehr, 
um einer solchen entgegenzutreten.” (S. 288) (14). 


Diese Sätze vermitteln den Eindruck, auch in der Abbildtheorie sei die Einheit von 
Ökonomie und Philosophie, wie sie in den Schriften von Marx und Engels zu finden 
ist, gewahrt, bzw. die Abbildtheorie stelle, im Gegensatz zu bürgerlichen Konzep- 
tionen, nicht eine „besondere” Erkenntnistheorie dar. Das trifft jedoch nicht zu. 
Es sei noch einmal an die Unterscheidung zwischen „Erkenntnistheorie” und „‚Ideo- 
logieanalyse” erinnert, mit der Neusüss/Unger die abbildtheoretische Konzeption 
verdeutlichen: gemäß dieser Unterscheidung behandelt die Erkenntnistheorie die 
natürlichen „Voraussetzungen” von Widerspiegelung (insbesondere den ‚‚menschli- 


13 Vgl. bei Neusüss/Unger S. 275, 290f u. 297 

14 Ähnlich schreiben Neusüss/Unger auch über Lenin: „Lenin wäre nie auf die Idee gekom- 
men, ein derart ‚banales’ Buch wie ‚Materialismus und Empiriokritizismus’ zu schreiben, 
wenn ihn nicht der offene Agnostizismus der ‚Elementenlehre’ Ernst Machs und seiner 
sozialistischen Anhänger in Russland dazu genötigt hätte.” (S. 289). 


chen Wahrnehmungsapparat””), während Ideologieanalyse die gesellschaftlichen 
„Quellen der Verzerrung der Widerspiegelung” zum Gegenstand hat (S. 273). Die 
historisch-gesellschaftlichen Momente der Bewußtseinsbildung werden also explizit 
aus der Erkenntnistheorie herausgezogen, bzw. es wird ausdrücklich bestätigt, daß 
der gesellschaftliche Lebenszusammenhang in der Abbildtheorie selbst nicht Ge- 
genstand der Reflexion ist. Er wird in eine Nachbardisziplin abgeschoben — die ge- 
troffene Unterscheidung sanktioniert theoretisch, was sich in der Abbildtheorie de 
facto längst herausgebildet hat: nämlich die Absonderung der Erkenntnistheorie 
von der Kritik der politischen Ökonomie und zugleich die Verwandlung der ersteren 
in eine naturwissenschaftliche Spezialdisziplin (15). 

Dat die Spezialisierung und Arbeitsteilung in der Wissenschaftsin dieser Version 
von Materialismus weniger als zu überwindendes Problem, denn als positives Merk- 
mal von Wissenschaftlichkeit erscheinen, ist eine Konsequenz, auf die nur am Rande 
hingewiesen sei. Entscheidend ist, daß mit der Ausformulierung einer von allem Ge- 
sellschaftlichen befreiten reinen materialistischen Erkenntnislehre der Primat der 
materiellen Lebensverhältnisse als Ausgangspunkt und Zentrum der Theorie, wie er 
für die marxistische Forschung bislang verbindlich war, gebrochen ist. Das heißt, 
das Postulat der Totalität, Konstitutiv für die marxistische Forschung, bleibt nur 
noch formal bestehen, wird nicht mehr durch die Kritik der politischen Ökonomie 
eingelöst, sondern durch eine den Einzeldisziplinen insgesamt übergeordnete mate- 
rialistische Metawissenschaft. Neusüss/Unger schreiben: 


„Die Widerspiegelungstheorie ist also zunächst einmal gar keine besondere ‚Theorie’, sondern 
ein zusammenfassender Name für die allgemeine Grundlage der materialistischen Weitauffas- 
sung... . Dies einmal klargestellt, kann man dann mit dem Namen ‚Widerspiegelungstheorie’ 
im engeren Sinne den Komplex all jener wissenschaftlichen Forschungen und Überlegungen 
bezeichnen, die sich -- auf der Grundlage der objektiven Realität der Welt und ihrer prinzipiel- 
len Erkennbarkeit — mit den Einzelbereichen und -bedingungen der menschlichen Erkenntnis 
von Natur und Gesellschaft befassen.” (S. 289f) 

Ob Widerspiegelungstheorie im engeren oder weiteren Sinne — in dieser Konzeption 
hört die Kritik der politischen Ökonomie auf, Basis der marxistischen Wissenschaft 
zu sein — an ihre Stelle tritt eine allgemeine materialistische Prinzipienlehre, näm- 
lich die Widerspiegelungstheorie selbst. Ähnlich der bürgerlichen Wissenschaftstheo- 
rie, die Einzelwissenschaft und zugleich formales Dach der Gesamtwissenschaft ist, 
wird sie zur speziellen materialistischen Erkenntnislehre einerseits und zur „altge- 
meinen Grundlage der materialistischen Weltauffassung” andererseits. In dieser 
Dopgpelfunktion nimmt sie die Leerstelle ein, die die in autonome Subsysteme auf- 
gespaltene Kritik der politischen Ökonomie hinterläßt. Daß die marxistische Wis- 
senschaft sich damit zugleich in eine “Weltauffassung” verwandelt, ist kein Wunder. 


6. Zum Schluß ein Wort in eigener Sache: Neusüss/Unger erblicken in der Kritik an 
der Abbildtheorie, wie sie von Hanne Herkommer und mir in Prokla 16 entwickelt 


15 Daß diese Absonderung auch die Kritik der politischen Ökonomie nicht unberührt läßt, 
sondern sie tendenziell selbst in eine Fachdisziplin verwandelt — eine Art linke Volks- 
wirtschaft, die sich bereits als „marxistische Ökonomie” einen entsprechenden Namen 
geschaffen hat — wäre Gegenstand einer speziellen Untersuchung. 


wurde, eine „Fälschung” (S. 261). Sie sprechen von ‚„Auslassung”, „Verwischung”, 
„Verschiebung” und ‚„selektiver Wahrnehmung” (S. 262 f), ferner von „durchge- 
hender” Fälschung (S. 263) und „falschem Bewußtsein” (S. 297), und sie kommen 
schließlich zu der Einschätzung, wir hätten „die Substanz der materialistischen Ab- 
bildtheorie, nämlich den Materialismus, nicht begriffen” (S. 262). 

Wenn ich in der Replik auf diese branchenunüblichen Vorwürfe nicht eingegangen 
bin, so deshalb, weil es mir zum Beweis ihrer Haltlosigkeit sinnvoller und auch lehr- 
reicher erschien, das problematische Materialismusverständnis von Neusüss/Unger 
wie der Abbildtheorie insgesamt darzulegen, als in einen unergiebigen philologi- 
schen Zitatenkleinkrieg einzutreten. Einige Bernerkungen auf dieser Ebene seien mir 
dennoch gestattet: 

a) Neusüss/Unger behaupten, in Prokla 16 seien die Belegstellen ‚,. . . immer so 
ausgewählt, daß der gesellschaftliche Zusammenhang von Bewußtseinsbildung und 
Erkenntnisprozeß, der im Wörterbuch sehr stark betont wird, ausgeblendet bleibt.” 
(S. 266) 

In der Tat, betont” wird der gesellschaftliche Zusammenhang im Philosophi- 
schen Wörterbuch, aber damit ist auch schon das Kernproblem der Abbildtheorie 
benannt: die gesellschaftliche Bedingtheit des Erkenntnisprozesses wird betont, be- 
teuert und versichert, in die ausgeführte Theorie aber geht sie nicht ein. Dies wurde 
in Prokla 16 als zentraler Punkt bewiesen, und dies wurde auch durch Neusüss/ 
Unger’s eigene Darstellung erneut bestätigt: die Gesellschaft hat in der Abbildtheo- 
rie den theoretischen Status eines Zusatzfaktors, bzw. sie wird — gemäß der Inter- 
pretation von Neusüss/Unger — gar nicht von der Abbildtheorie seibst behandelt, 
sondern ist Gegenstand einer Nachbardisziplin. Wenn die Autoren nun dennoch be- 
haupten, der „gesellschaftliche Zusammenhang” bilde in der Abbildtheorie eine 
„zentrale Instanz” (S. 266) und erklären, er werde in der Kritik quasi manipulativ 
„ausgeblendet”, dann lasten sie der Kritik an, was als Konsequenz aus der Abbild- 
theorie selbst hervorgeht, und sie folgen zugleich bloß verbalen Deklamationen, 
die ihrer eigenen Darstellung widersprechen. In diesem Verfahren kann ich keinen 
Sinn erblicken, es sei denn den einer Demonstration der Widersprüche und Schwie- 
rigkeiten, die der Abbildtheorie durch ihre marxistische Hülle stets aufs neue be- 
reitet werden. 

b) Neusüss/Unger suggerieren‘, die Belegstellen in Prokla 16 seien, obwohl zahl- 
reich, manipulativ nur solchen Artikeln des Philosophischen Wörterbuchs entnom- 
men, die sich im Sinne der Kritik verwenden ließen: 


„Die Zitate stammen, meist ohne daß dies kenntlich gemacht würde, aus folgenden Artikeln: 
‚Abstraktion’, ‚Bewußtsein’, ‚Denken’, ‚Erkennbarkeit der Weit’, ‚Grundfrage der Philosophie’, 
‚Intersubjektivität’, ‚Sinne’, ‚Praxis’ ... . merkwürdigerweise finden sich offenbar weder in 
dem Artikel ‚Abbildtheorie’, noch in dem Artikel ‚Widerspiegelung’ Belegstellen im Interesse der 
Kritiker.” (S. 265) 


Der Hinweis auf unerwähnt gebliebene Artikel hätte nur dann einen Sinn, wenn 
diese tatsächlich neue Aspekte enthielten und zu Schlußfolgerungen führten, die 
von der Kritik nicht gedeckt sind. Lesen wir also nach. In dem angeblich unter- 


schlagenen Artikel ‚Widerspiegelung” (16) lautet die Hauptpassage, die hier in aller 
Länge zitiert sei: 


„Widerspiegelung —Wesen der in qualitativ verschiedenartigen Formen existierenden Eigen- 
schaft der Materie, äußere Einwirkungen durch innere Veränderungen zu reproduzieren und auf 
sie zu reagieren. Die allgemeine Eigenschaft der Widerspiegelung existiert in jeder Bewegungs- 
form der Materie auf besondere Weise, beginnend mit der elementarsten Form der mechani- 
schen Einwirkung materieller Objekte aufeinander, über die chemischen Reaktionen in der un- 
belebten Materie, von der Reizbarkeit der primitiven Organismen über die unbedingten Refiexe 
und die bedingten Reflexe des ersten Signalsystems der höheren Tiere in der belebten Materie 
bis zur bedingt-reflektorischen Tätigkeit des zweiten Signalsystems beim Menschen, zum 
menschlichen Bewußtsein, das die objektive Realität in sinnlich-anschaulichen und begrifflich- 
abstrakten Abbildern widerspiegelt, und zum gesellschaftlichen Bewußtsein insgesamt, das eine 
Widerspiegelung des gesellschaftlichen Seins ist. Jede Form der Widerspiegelung besitzt ihre 
spezifischen Besonderheiten und erfüllt eine notwendige Funktion in der Wechselwirkung der 
materiellen Objekte und Prozesse, in der Lebenstätigkeit der Organismen und in der Entwick- 
lung der menschlichen Gesellschaft.” (17) 


Wo zeigen sich hier neue theoretische Aussagen, die zur Kritik in Widerspruch 
stehen? Wo zeigt sich hier heimliche Dialektik statt offener Mechanik? Es ist die 
Rede von einer „Eigenschaft der Materie, äußere Einwirkungen durch innere Ver- 
änderungen zu reproduzieren und auf sie zu reagieren”. Es werden die einzelnen 
Reaktionsweisen der Materie aufgezählt, angefangen von der „mechanischen Ein- 
wirkung” und den ‚Reflexen” bis hin zum „menschlichen Bewußtsein” und 
schließlich zum „gesellschaftlichen Bewußtsein”. Daß die Erkenntnisgeschichte 
damit als eine Ausdifferenzierung des im Grunde gleichen mechanischen Vorgangs 
dargestellt wird („beginnend mit”, „von über”, „bis zu”) und unter Abstraktion 
von der wirklichen Geschichte zum linearen Kontinuum wird, dies wurde, wenn 
auch auf anderer Zitatengrundlage, bereits in Prokla 16 gezeigt (18) und soll hier nicht 
wiederholt werden. Entscheidend ist hier der Tatbestand, daß der Widerspiegelungsar- 
tikel absolut nichts Neues bringt und die Abbildtheorie um kein Gran dialektischer er- 
scheinen läßt, als dies auch sonst nicht der Fall ist. Neusüss/Unger’s Verweis auf uner- 
wähnte Passagen hat keinerlei Substanz und verfolgt offensichtlich nur das Ziel, die 
Abbildkonzeption scheinargumentativ vor weiterer Kritik zu bewahren (19). 


16 Er wurde indirekt zitiert, vgl. Prokla 16, S. 160 (Anm. 16) 

17  Philosophisches Wörterbuch, 8. Aufl., Bd. 2, S. 1161 

18 Vgl. dort S. 158-160 

19 Ähnlich verhält es sich mit dem vermißten Artikel „Abbildtheorie”: Dort ist zunächst 
mehrfach von der ‚neuen Qualität der dialektisch-materialistischen Abbildtheorie’” die 
Rede, von der „qualitativ neuen Stufe”, die sie der bürgerlich-mechanischen Abbildtheorie 
gegenüber darstellen soll, und es wird auch mehrfach versichert, daß das Neue in der Be- 
tücksichtigung der „geselischaftlichen Bedingtheit” und der „gesellschaftlichen Praxis” be- 
stehe (Phil. WB., Bd. 1, S. 33). An keiner Stelle jedoch wird dann auch nur annäherungs- 
weise präzisiert, wie Praxis und gesellschaftliche Bedingtheit in die neue Konzeption von 
Abbildtheorie eingehen und sie vom bürgerlich-mechanischen Materialismus unterschei- 
den, es bleibt bei verbalen Versicherungen, und in der zweiten Hälfte des Artikels schlägt 
dann wieder voll die mechanistisch-neurophysiologische Wirklichkeit durch: „Die dialek- 
tisch-materialistische Abbildtheorie gründet sich fest auf die Resultate der modernen Na- 
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c) Der Fälschungsvorwurf von Neusüss/Unger erstreckt sich schließlich auch auf 
die benutzte Quelle, das Philosophische Wörterbuch. Die Autoren suggerieren, in 
Prokla 16 sei der erkenntnistheoretische Pluralismus der DDR nicht gewürdigt wor- 
den (20), es gäbe in Sachen Abbildtheorie relevante, vom Philosophischen Wörter- 
buch substanziell verschiedene Positionen, die die Kritik wohlweislich vernachläs- 
sige, und sie behaupten sodann, das Philosophische Wörterbuch sei nichts weiter 
als ein 
3» » „ Konglomerat knappster Ergebnisdarstellungen, immer auf definitorische Pointen abge- 
stellt. Man kann also, das garantiert das literarische Genre Wörterbuch, mit einem geringen argu- 


mentativen Ditferenzierungsgrad rechnen, was sich, richtig beleuchtet, als Dogmatismus vermit- 
teln läßt.” (S. 265) 


Wie immer es im Bereich der Gesellschaftswissenschaften mit der theoretischen 
Vielfalt der DDR bestellt sein mag — klar ist, daß eine solche in Punkto Abbildtheo- 
rie nicht besteht; schließlich handelt es sich bei ihr nicht um eine Theorie unter 
anderen, sondern, wie bekannt, um den erkenntnistheoretischen Eckpfeiler des 
offiziellen Marxismus-Leninismus, wie er an Schulen und Hochschulen gelehrt 
wird (21). Und ebenso klar ist, daß das als Basis der Kritik benutzte Philosophi- 
sche Wörterbuch nicht ein kleines fachspezifisches Nachschlagewerk darstellt, wie 
Neusüss/Unger suggerieren (,‚knappste Ergebnisdarstellungen”), sondern ein Kom- 
pendium von über 1200 Seiten, das seine Positionen in aller Breite entfaltet und 
das eben deshalb im politisch-theoretischen Unterrichtsprogramm der DDR zu 
einem der wichtigsten Lehrmittel geworden ist (22). Als solches wurde es zum 
Ausgangspunkt der Kritik gemacht — die unterschiedlichen Positionen, auf die 
Neusüss/Unger anspielen, sind minimale Differenzierungen einer identischen Sub- 


turwissenschaft. Sie findet ihre naturwissenschaftliche Grundlage vor allem in der Neuro- 
physiologie und der Physiologie der höheren Nerventätigkeit sowie der Neurokybernetik.” 
(S. 34). Folgt ein Engels-Zitat und sodann eine weitere Hervorhebung der Vorzüge von 
Neurokybernetik und formaler Informationstheorie. 

20 Sie bemerken, „.. .daß auch der ‚Sowjetmarxismus’ nicht so.,monolithisch’ ist, wie man 
seit Adenauers Zeiten hierzulande glaubt.” (S. 262). 

21 Von erkenntnistheoretischen Alternativen ist nichts bekannt. Neusüss/Unger schreiben 
sarkastisch: „Freilich hätten die Kritiker ihre Auffassungen in der ‚totalitären” DDR 
kaum publizieren können.” (S. 264). 

22 Entsprechend heißt es in seinem Vorwort: „Das Philosophische Wörterbuch .. . soll ein 
wesentliches Hilfsmittel zum Studium der marxistisch-leninistischen Philosophie sowie 
zur Durchdringung der Werke von MARX, Engels und LENIN sein und zu deren tieferem 
Verständnis beitragen. Es soll darüber hinaus die Auseinandersetzung mit der bürgerli- 
chen Philosophie und der imperialistischen Ideologie überhaupt befördern helfen. 

Die Ausführung der einzelnen Stichwörter ist von dem Bestreben getragen, dem fortge- 
schrittensten Stand der Wissenschaftsentwicklung bzw. dem neuesten Stand der For- 
schung Geltung zu verleihen. Bei ihrer Ausarbeitung wurden die in den letzten Jahren 
erschienenen grundlegenden Werke und speziellen Untersuchungen zur maxistisch-leni- 
nistischen Philosophie berücksichtigt, deren Einsichten in die Darstellung eingegangen 
sind... 

Genereil liegt der vorliegenden Ausgabe... das Bestreben zugrunde, den revolutionären, 
weltverändernden Charakter der marxistisch-leninistischen Philosophie zu betonen und 
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stanz (23), sie bewegen sich allesamt innerhalb des Spektrums, das in Prokla 16 
Gegenstand der Kritik war und das Neusüss/Unger selbst als „Grundlage der ma- 
terialistischen Weltauffassung” bezeichnen; und als solche sind sie auch im Philo- 
sophischen Wörterbuch enthalten. Zwischen diesem Werk und den einschlägigen 
erkenntnistheoretischen Veröffentlichungen besteht nicht ein Verhältnis des Ge- 
gensatzes, sondern bestenfalls eines der Ergänzung. Wenn Neusüss/Unger dennoch 
auf Quellen verweisen, die in Prokla 16 nicht genannt wurden, so kann ich darin 
nichts weiter erkennen als ein Ablenken von den dargelegten inhaltlichen Proble- 
men der Abbildtheorie — wie ja die ganze Abhandlung generell das Merkmal trägt, 
daß ihre Autoren, anstatt die Abbildtheorie in ihrer inhaltlichen Substanz zu be- 
gründen, auf die Ebene der rein philologischen Rekonstruktion ausweichen und 
in ihr auch versacken. 


einsichtig zu machen. Dadurch soli dem Philosophischen Wörterbuch noch umfassender 
sein Platz im Prozeß der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des So- 
zialismus durch die Arbeiterklasse unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei ge- 
sichert werden.” (Vgl. Vorwort, 1. Seite). 
Zutreffend ist der Kommentar des „Spiegels’” anläßlich der 10. Autl. des Phil. Wörter- 
buchs: „Der für Parteiarbeit, Berufsausbildung, Schulen, Universitäten, Volksarmee und 
Volkspolizei obligatorische ML (Marxismus-Leninismus)-Unterricht ist ohne dieses Wör- 
terbuch gar nicht mehr denkbar, denn die Studiengänge der ML-Seminare enthalten in 
ihren Literaturangaben zahlreiche Hinweise auf dessen ideologische Grundsatzartikel.” 
(Nr. 9/1975,S. 129). 

23 So auch Neusüss/Unger: „Zu einzelnen Fragen der Abbildtheorie gibt es — allerdings auf 
Grundlage dieser identischen Substanz — durchaus unterschiedliche Antworten . . .” 


(S. 262). 
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1. Einleitung 


Die vorliegende Arbeit ist entstanden aus dem Interesse an der Emanzipation der 
Frauen und der dabei sogleich sich stellenden Frage, warum Frauen im allgemei- 
nen so wenig manifestes Interesse an ihrer gesellschaftlichen und politischen Eman- 
zipation haben, vielmehr häufig zu konservativen Verhaltensweisen neigen. Zugleich 
mit der persönlichen Erfahrung und Beobachtung der Anstrengung und der Anfor- 
derungen, denen Frauen als Mütter ausgesetzt sind und die sie von vielen, besonders 
den öffentlichen Aktivitäten ausschließen, ergab sich die Frage, welche Rolle die 
Arbeit der Kinderaufzucht als reale Basis dieser konservativen Einstellung und der 
ihr entsprechenden Verhaltensweisen spielt. Die Frage spitzte sich zu auf den Wi- 
derspruch zwischen der Erwartung vieler Sozialisten, die einzige Möglichkeit zur 
Emanzipation der Arbeiterfrauen sei ihre Einbeziehung in die gesellschaftliche Pro- 
duktion und ihre dadurch zu erreichende aktive Beteiligung an der Arbeiterbewe- 
gung, und der nicht zu übersehenden Tatsache, daß diese Einbeziehung der Frauen 


* Dieser Aufsatz ist bis auf die kurze Inhaltsübersicht in der Einleitung die unveränderte 
Fassung meiner Diplomarbeit, die ich im Frühjahr 1972 im Fachbereich Philosophie und 
Sozialwissenschaften der Freien Universität Berlin vorgelegt habe. Mit mehreren Mitglie- 
dern der Redaktionskonferenz hatte ich vor einiger Zeit ausführlich über diese Arbeit 
diskutiert; dabei wurden zu verschiedenen Aspekten Anregungen gegeben, die ich 
im Sinne einer Ergänzung meiner Argumentation in der ursprünglich geplanten Überar- 
beitung berücksichtigen wollte. Inzwischen hat das Thema der Arbeit jedoch — über- 
raschender- und erfreulicherweise — verbreitetes Interesse gefunden, was auch zur Folge 
hatte, daß ich meine unveröffentlicht kursierenden Manuskripte häufig verwendet (z.B. 
in Zeitschriften, auf Konferenzbeiträgen), aber leider nicht erwähnt fand. Ich hielt es 
deshalb für sinnvoll, den Aufsatz in seiner Originalfassung von 1972 zu veröffentlichen, 
so wie er aus den Diskussionen in Universitätsseminaren und Arbeitskreisen über Pro- 
bleme der Sozialisation und Frauenemanzipation entstanden ist. Die in der Arbeit for- 
mulierten Probleme und Thesen haben an Aktualität m.E. kaum, an Provokation im Ver- 
gleich zum damaligen Diskussionsstand innerhalb der Linken durch die Verbreiterung der 
Emanzipationsdiskussion vielleicht doch etwas verloren. Im übrigen ist es interessant, 
welche Argumentationen inzwischen von der Entwicklung überholt, bzw. bestätigt 
worden sind (z.B. von dem offensichtlichen Zusammenbruch der sozialdemokratischen 
Reformhoffnungen und der Wirtschaftskrise). Auf solche Punkte und auf die mir heute 
besonders wichtig erscheinenden Modifikationen meiner Argumentation vor drei Jahren 
werde ich in einem Nachwort eingehen. Das 6. Kapitel ist übrigens in einer überarbeiteten 
Fassung abgedruckt worden in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Septem- 
ber 1973, S. 988--1004 (Titel: Einbeziehung der Frauen in die Produktion als Weg zur 
Emanzipation?). 
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in die Produktion nur sehr partiell stattgefunden hat und daß die Arbeiterfrauen in 
Klassenauseinandersetzungen häufig ein retardierendes Moment darstellten. 

Die Behandlung unseres Problems erforderte ein weites Ausholen auf vorkapi- 
talistisch begründete Strukturen, denn es ist eine unserer wesentlichen Thesen, daß 
die heutige Situation der Frauen, die durch Ihre Doppelrolle als Mutter/Hausfrau be- 
stimmt ist, nur verstanden werden kann als eine einerseits nicht anerkannte, ande- 
rerseits aber unerläßliche Ergänzung des kapitalistischen Systems der Produktion, 
eine Ergänzung, in der in der Person der Frau der Bogen gespannt werden muß von 
der noch in naturhaften Anfängen verwurzelten Aufzucht und Versorgung, der Pro- 
duktion der künftigen Arbeitskräfte, bis zu dem verselbständigten Produktionspro- 
zeß, dem sie später dienen sollen. Die heutige Situation der Frau schließt also die 
Ungleichzeitigkeit der Koexistenz von vorkapitalistischen und „modernen” Bedin- 
gungen, Normen und Verhaltensweisen ein; hier liegt die fundamentale Wider- 
sprüchlichkeit begründet, die dann auch die sozialistische Forderung nach der 
Einbeziehung der Frauen in die gesellschaftliche Produktion schwerwiegend behin- 
dert und sich in konservativem Verhalten niederschlagen kann. 

Im folgenden Kapitel wird der Prozeß der gesellschaftlichen Lebenserhaltung in 
Anlehnung an Engels unterschieden in zwei Arten von Produktion, die von Gegenstän- 
den und die von Menschen, wie sie in der Familie stattfindet. Das Verhältnis dieser bei- 
den Produktionsformen zueinander wird in Geseilschaftsformen auf unterschiedli- 
chen historischen Entwicklungsstufen beispielhaft dargestellt. Die Trennung von Ar- 
beit und Familie, wie sie für den entwickelten Kapitalismus charakteristisch ist, soll 
hier als das Ergebnis eines bestimmten historischen Prozesses sichtbar werden, wobei 
die Verhaltensweisen von Frauen und Müttern in unserer Gesellschaft zum Teil als 
Nachwirken früherer Formen der Lebensproduktion interpretiert werden. 

Im 3. Kapitel wird Arbeit im Kapitalismus beschrieben unter dem Aspekt der 
tendenziellen Gleichgültigkeit des Produzenten gegenüber seinem Produkt, wie sie sich 
aus der Veränderung des Verhältnisses von Produzenten, Produktionsmitteln und 
Produkten unter kapitalistischen Bedingungen entwickelt hat. Es wird dargestellt, 
wie die Aufzucht von Kindern als gesellschaftlich notwendige Arbeit von der Wert- 
bewegung im Bereich der Produktion beeinflußt wird (was sich z.B. in der gesell- 
schaftlichen Nichtbewertung dieser Arbeit äußert), wie aber andererseits das Fest- 
halten an gebrauchswertorientierten Strukturen in der Erziehung unabdingbare 
Voraussetzung für das Weiterbestehen dieser Gesellschaft ist. 

Das 4. Kapitel gibt einen kurzen Überblick über die historischen Ursachen 
der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern, die Verhalten und Bewußtsein 
von Frauen und Männern in unserer Gesellschaft bestimmt. 

In dem ausführlichen 5. Kapitel geht es um die Möglichkeit und Wirklichkeit 
einer weiteren „Vergesellschaftung der Erziehung” im Kapitalismus, wie sie angeb- 
lich vom Bedarf des Kapitals an weiteren Arbeitskräften oder vom Postulat der 
Chancengleichheit her gefordert sein soll. (Vorweg wird die damit zusammenhän- 
gende Auffassung kritisiert, das Kapital beziehe kontinuierlich immer mehr Frauen 
in die Produktion ein. Es zeigt sich nämlich, daß 1. dieser Anteil seit Jahrzehnten 
erstaunlich wenig gestiegen ist; 2. Schwankungen stärker als bei männlichen Ar- 
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beitnehmern von der Konjunktur abhängen: Frauen als wichtiger Bestandteil der 
Reservearmee). Es wird gezeigt, daß weniger das (unbedeutend) gestiegene Platz- 
angebot in Kindergärten, als vielmehr vor allem der unmittelbare Zwang zum Mit- 
verdienen Frauen und besonders Mütter zur Lohnarbeit veranlaßt hat, und daß 
das Problem der Doppelbelastung meist individuell „gelöst”” wird. Dann wird die 
auch unter Linken bis zur gegenwärtigen Krise verbreitete Reformeuphorie anhand 
des Bildungsberichtes 1970 dargestellt und der reale Hintergrund der Bildungsre- 
formversuche angedeutet. Schließlich werden weitere Gründe genannt, die eine er- 
hebliche Ausdehnung der „Vergesellschaftung der Erziehung” unwahrscheinlich 
machen (vor allem anhand der Frage der Finanzierung und Planung solcher Groß- 
projekte bei fehlendem organisiertem Druck). 

Im 6. Kapitel wird die Einschätzung des emanzipativen Charakters der 
Frauenlohnarbeit den tatsächlichen Arbeitsbedingungen lohnabhängiger Frauen 
und deren Verarbeitung in ihrem Verhalten und Bewußtsein gegenübergestellt. Es 
werden weiter die Hindernisse aufgezeigt, die für eine weitergehende Berufstätig- 
keit im Charakter und Umfang der Kinderversorgung und Hausarbeit liegen, die 
beinahe ausschließlich noch von Frauen geleistet werden. 

Das 7. Kapitel schließlich geht relativ kurz auf die Frage ein, wie sich die in 
der Arbeit beschriebenen gesellschaftlichen Verhältnisse und ihre Auswirkungen auf 
Tätigkeit und Verhalten der Frauen in deren Bewußtsein niederschlagen. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß gerade in den strukturell bedingten 
Widersprüchen, die auch und besonders die Frauen treffen, Möglichkeiten zur Über- 
windung ihrer — kritisch so genannten — „privaten” Situation liegen. Es wird auch 
auf die Versäumnisse und Fehler der Arbeiterbewegung und der Gewerkschaften 
in ihrer Politik gegenüber den Frauen hingewiesen. 


2. Die gesellschaftliche Lebenserhaltung 


Für die Analyse der von den Frauen geleisteten Arbeit der Kinderaufzucht im Ka- 
pitalismus soll von der Unterscheidung der zwei Arten von Produktion ausgegan- 
gen werden, wie sie Engels in seiner Einleitung zu ‚Der Ursprung der Familie...” 
getroffen hat. es heißt dort: 


„Nach der materialistischen Auffassung ist das in letzter Instanz bestimmende Moment der Ge- 
schichte: die Produktion und Reproduktion des unmittelbaren Lebens. Diese ist aber selbst 
wieder doppelter Art. Einerseits die Erzeugung von Lebensmitteln, von Gegenständen der Nah- 
rung, Kleidung, Wohnung und den dazu erforderlichen Werkzeugen; andrerseits die Erzeugung 
von Menschen selbst, die Fortpflanzung der Gattung. Die gesellschaftlichen Einrichtungen, 
unter denen die Menschen einer bestimmten Geschichtsepoche und eines bestimmten Landes 
leben, werden bedingt durch beide Arten der Produktion: durch die Entwicklungsstufe einer- 
seits der Arbeit, andererseits der Familie. Je weniger die Arbeit noch entwickelt ist, je be- 
schränkter die Menge ihrer Erzeugnisse, also auch der Reichtum der Gesellschaft, desto über- 
wiegender erscheint die Gesellschaftsordnung beherrscht durch Geschlechtsbande. Unter dieser, 
auf Geschlechtsbande begründeten Gliederung der Gesellschaft entwickelt sich indes die Pro- 
duktivität der Arbeit mehr und mehr...” (1). 
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Die Frage nach der Organisation der gesellschaftlichen Lebensproduktion in ver- 
schiedenen Gesellschaftsformen auf unterschiedlichen Stufen der historischen Ent- 
wicklung ergab sich aus der Überlegung, daß? zum Verständnis der objektiven Situa- 
tion und vor allem der Verhaltensweisen und Einstellungen von Frauen und Müttern 
in unserer Gesellschaft eine Betrachtung der Verhältnisse im entwickelten Kapitalis- 
mus allein ungenügend ist, weil wahrscheinlich frühere, d.h. vorkapitalistische Ver- 
haltensweisen eine wesentliche Rolle spielen. Wie überhaupt der materialistische 
Versuch, den Überbau aus der Gestalt der gesamten Lebensproduktion zu begreifen, 
die Möglichkeit systematisch miteinbeziehen muß, daß Überbauten vergangener Ge- 
sellschaften in der heutigen Gesellschaft weiterleben, obwohl ihre reale Grundlage 
nur noch in veränderten Restformen fortbesteht. Es wird im Verlauf dieser Arbeit 
noch zu zeigen sein, wie diese Ungleichzeitigkeit unter anderem an der widersprüch- 
lichen Situation der Frauen im Kapitalismus beteiligt ist. 

In dem oben angeführten Zitat von Engels werden „Arbeit” und „Familie” als 
die beiden Arten der gesellschaftlichen Lebensproduktion genannt, wobei der Be- 
reich der Erzeugung und Aufzucht von Kindern, die Familie, oder die Geschlechts- 
bande in Gesellschaften auf einfacher Entwicklungsstufe, vorrangige Bedeutung hat, 
während im weiteren Verlauf der historischen Entwicklung der Bereich der Arbeit 
immer wichtiger wird bis hin zur Herrschaft der vergegenständlichten Arbeit über 
die lebendige Arbeit als Lohnarbeit im Kaptialismus. Der Begriff „Arbeit” ist in die- 
sem Text zum einen deutlich abgegrenzt von der „anderen” Art von Produktion, 
nämlich der ‚Produktion von Menschen”, zum anderen scheint er mit gleichblei- 
bender Bedeutung durch alle gesellschaftlichen Entwicklungsstufen hindurch ver- 
wendet zu sein. Ist aber, so muß man fragen, die Produktion der nächsten Genera- 
tion, die Aufzucht von Kindern, nicht auch „Arbeit””? Und kann man andererseits 
schon von „Arbeit”, der Erfüllung konkreter Lebensbedürfnisse im begrenzten, 
überschaubaren gesellschaftlichen Zusammenhang auf einer einfachen Stufe der 
Produktion als einer Arbeit an toten Produkten sprechen, die sich deutlich von der 
Arbeit am lebendigen Produkt, am Menschen, unterscheidet? 

Über den besonderen Begriff von „Arbeit” im Kapitalismus wird im nächsten 
Kapitel eingehender zu sprechen sein; sicher ist, daß diese analytische Trennung bei 
Engels selbst schon Ausfluß bestimmter Verhältnisse ist, nämlich der Produktions- 
verhältnisse im entwickelten Kapitalismus des 19. Jahrhunderts und der ihnen ent- 
sprechenden bürgerlichen Theorie. Denn: Arbeit als allgemeine Abstraktion von 
vielfältigen Formen konkreter menschlicher Tätigkeit ist eine moderne, genauer: 
eine bürgerliche Kategorie, wie wir sie in früheren Gesellschaften nicht finden (2). 
So beschreibt z.B. George Thomson (3) die Ideologie früherer Gesellschaften, die 


l F. Engels, Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staats. In: Marx/En- 
gels, Werke (künftig: MEW), Bd. 21, Berlin 1969, S. 27-28. 

2: Vgl. Karl Marx, Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1953, $. 24 „Ar- 
beit scheint eine ganz einfache Kategorie. Auch die Vorstellung derselben in dieser Allge- 
meinheit — als Arbeit überhaupt — ist uralt. Dennoch, ökonomisch in dieser Einfachheit 
gefaßt, ist „Arbeit” eine ebenso moderne Kategorie wie die Verhältnisse, die diese ein- 
fache Abstraktion erzeugen.” 


3 George Thomson, Die ersten Philosophen. Berlin 1961, S. 31-32 
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auf Gemeineigentum und einem sehr niedrigen Produktionsniveau beruhen, als auf- 
fallend gekennzeichnet durch den Mangel an Abstraktionsvermögen. Er führt dies 
zurück auf ihre ökonomische Basis, die durch die Produktion von Gütern nur für 
den Gebrauch, nicht aber für den Austausch bestimmt war. Daher ist der qualitative 
und subjektive Aspekt der Produkte bestimmend für das Bewußtsein dieser Produ- 
zenten. Das Beispiel von der Töpferkunst indianischer Stämme Südamerikas, die 
Sache der Frauen war, beschreibt eindrucksvoll, wie die Produktion von Töpfen 
im Bewußtsein der Frauen ein Akt der Schöpfung ist, von dem die Männer ausge- 
schlossen sind (4). Das fertige Produkt wird „Schöpfung” genannt, es muß bewun- 
dert, mit Nahrung versorgt werden, sein Klang ist die Sprache des Geschöpfs. Die 
Unterscheidung von toten und lebendigen Produkten, die Trennung in zwei Arten 
der Produktion wie bei Engels gibt es hier nicht. Gebrauchswert und Mensch ent- 
springen einem Schöpfungsakt, sind beide belebt und lebendig, während anderer- 
seits in. beiden Arten der Produktion die Mühe (5) und Geschicklichkeit enthalten 
ist, die erst das fertige Produkt zustande brachten und die man im allgemeinen Sinn 
mit Arbeit bezeichnen könnte. 

Zugleich ist auch die Grenze zum Hervorbringen und Wachsen in der außer- 
menschlichen Natur undeutlich; auch nach dieser Seite ist die Arbeit, das planvolle 
Verändern der in der Natur gegebenen Formen der Dinge, noch nicht klar entwik- 
kelt. Und das ist ein Punkt, der bis heute die Situation jeder Frau bestimmt, zumin- 
dest soweit sie Mutter wird: das Austragen und das Gebären eines Kindes sind Mü- 
he, Anstrengung und Schmerzen, aber sie sind nicht Arbeit, sondern Naturvorgang 
(der allerdings immer auch gesellschaftlich mitgeprägt ist und entsprechend von der 
Frau eine aktive Stellungnahme verlangt -- die Geburt geschieht nicht nur wie beim 
Tier). Für einen Mann drängt sich diese Bindung an die natürlichen Lebenserhal- 
tungsprozesse nicht auf; er kann sie leichter verleugnen, obwohl er auch einmal in 
einem solchen Prozeß geschaffen” wurde. Die „Arbeit am lebendigen Produkt”, 
die Tätigkeit der Kinderaufzucht, steht auf halbem Weg zwischen natürlichen Ent- 
stehungsprozessen und dem menschlichen Umformen der Naturgegenstände, der 
Arbeit im engeren Sinn. In Schwangerschaft und Geburt und in der Aufzucht und 
Erziehung von Kindern ragt die Natur- und Menschheitsgeschichte in jede heutige 
Gesellschaftsform hinein. Jeder Mensch muß im kleinen noch einmal den mühevol- 
len Weg des Menschengeschlechts nachvollziehen, bis er zum ‚‚mündigen”, ‚‚rationa- 
len” „Bürger” geworden ist (was oft nicht recht gelingt), und die Frauen vor allem 
müssen in ihrer Person diesen riesigen Bogen spannen können, wenn die „Sozialisa- 
tion zur Mündigkeit”’ gelingen soll. 


4 Ebd., S. 32 

5 Die Mühe und Arbeit der Kinderaufzucht ist z.B. auch in dem Dialog zwischen Sokrates 
und Glaukon in Platons ‚„Staat’’ noch ganz anerkannt. In der Erörterung über die Erzie- 
hung der Kinder aus dem Geschlecht der Wächter, die von geeigneten Pflegerinnen abge- 
sondert von den Müttern versorgt werden sollen, heißt es u.a.: ‚,.. .; die nächtliche War- 
tung aber und die übrige anstrengende Pflege werden sie den Ammen und Pflegerinnen 
zuweisen. ‚du machst den Frauen der Wächter die Mutterschaft sehr leicht’ sagte er.” 
Platon, Der Staat. Übers. von R. Rufener. Zürich 1950, S. 273. 
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Wie in anderen, einfacheren Produktionsverhältnissen, z.B. in noch heute be- 
stehenden Agrargesellschaften, wo das Überleben durch die Mitarbeit der Nachkom- 
men noch eine unmittelbar als wichtig einleuchtende Rolle spielt, die Aufzucht der 
nächsten Generation viel stärker in den Gesamtprozeß der Lebenserhaltung inte- 
griert ist, beschreibt z.B. auch Erich Wulff am Beispiel der vietnamesischen Familie 
(6). Sowohl die Kinderpflege und Aufzucht als auch die Landarbeit auf primitiver 
Stufe werden kollektiv und weitgehend im Wechsel von den Mitgliedern erweiterter 
Familien und Dorfgemeinschaften geleistet. Die von Engels so genannten „Ge- 
schlechtsbande” müssen das Fehlen gesamtgesellschaftlicher Sicherung gegen Hun- 
ger, Krankheit, Altershinfälligkeit und Naturkatastrophen ersetzen und sind ein 
dringendes ökonomisches Erfordernis dieser Produktionsweise. 

Noch ein weiterer Aspekt der Trennung von „Arbeit”’ und Familie’ soll hier 
kurz angedeutet werden, nämlich die Erziehung der Kinder zu sozial verantwort- 
licher Tätigkeit und die gesellschaftliche Bewertung von Spiel und Arbeit. E.H. 
Erikson hat in seinem Buch „Kindheit und Gesellschaft” (7) an einem sehr ein- 
drucksvollen Beispiel aus der Erziehungspraxis der Papagos in Arizona erläutert, wie 
dort die Kinder von früh auf an verantwortliche soziale Teilnahme gewöhnt werden. 
Mit großem Ernst und angemessener Geduld werden vom Kind Leistungen verlangt, 
die nützlich für die Gemeinschaft sind, und die bei befriedigendem Vollbringen von 
den Älteren feierlich honoriert werden (8). Kinder in der heutigen industriellen Ge- 
sellschaft, oder vielmehr der kapitalistischen Industriegesellschaft dagegen leisten 
keinerlei Beitrag zur gesellschaftlich anerkannten Arbeit; Spiel ist in der bürgerlichen 
Kultur gerade das Andere, das Beliebige, der Freiraum, im Gegensatz zu der einge- 
schränkten Bedeutung von Arbeit im Kapitalismus, die für das Bewußtsein sehr stark 
den Beigeschmack von „Ernst des Lebens” an sich trägt, wie er sich in der Geschichte 
der Entstehung des bürgerlichen Bewußtseins aus der puritanischen Trennung von 
Spiel oder Lust und Arbeit entwickelt hat. „Primitive Stämme”, sagt Erikson, „haben 
eine direkte Beziehung zu den Quellen und Mitteln der Produktion. Ihre Technik 
stellt eine unmittelbare Erweiterung des menschlichen Körpers dar. ... Die Kinder 
dieser Gruppen nehmen an den technischen und magischen Unternehmungen 
teil” (9). Dagegen in unserer Gesellschaft: “Die Maschinen sind keineswegs mehr 
Werkzeuge und Erweiterungen der physiologischen Funktionen des Menschen, 
sondern zwingen ganze Gesellschaftsgruppen zu erweiterten Organen der Maschine- 
tie zu werden. In manchen Klassen wird die Kindheit zu einem abgetrennten Le- 
bensabschnitt mit eigenen Gebräuchen und Traditionen.” (10) Bekanntlich ist es 
eine wesentliche Intention der „polytechnischen Erziehung”, diese für das Kapital 
kennzeichnende Unterordnung des Produzenten unter sein Produkt auch in der 
Erziehung aufzuheben, die Erziehung also als allmähliche Einführung in die gesell- 


6 Erich Wulff, Grundfragen transkultureller Psychiatrie. In: Das Argument, Nr. 50, Juli 
1969, S. 227-260. Hier besonders S. 252-253 i 

7 Erik H. Erikson, Kindheit und Gesellschaft. Stuttgart 1965. 

8 Ebd. S. 230 

9 Ebd., S. 231 

0 Ebd., S. 232 


schaftliche Produktion zu organisieren, und zwar so, daß jeder Heranwachsende die 
elementaren körperlichen und intellektuellen Fähigkeiten erwirbt, die für die be- 
wußte Beherrschung der gesellschaftlichen Produktion erforderlich sind. 


3. Arbeit im Kapitalismus 


3.1. Die Arbeitskraft als Ware: 
tendenzielle Gleichgültigkeit des Produzenten gegenüber dem Produkt 


Wie im 2. Kapitel dargestellt, war auf früheren Stufen der gesellschaftlichen Lebens- 
produktion „Arbeit” nicht streng getrennt von den übrigen Tätigkeiten zur Lebens- 
erhaltung der Gemeinschaft, etwa der Produktion der nächsten Generation. Die 
Einheit der Produzenten mit ihren Lebensbedingungen, wesentliches Merkmal der 
vorkapitalistischen Produktionsformen, war noch erhalten. Die Aneignung dieser 
objektiven Bedingungen ihres Lebens im Prozeß der Arbeit diente der Auftechter- 
haltung des Gemeinwesens, des Stammes, der Großfamilie usw., ihre Produkte 
hatten nützlichen Charakter für sie selbst. „Das Individuum kann hier nie in der 
Punktualität auftreten, in der es als bloßer, freier Arbeiter erscheint. Wenn die ob- 
jektiven Bedingungen seiner Arbeit vorausgesetzt sind als ihm gehörig, so ist es 
selbst subjektiv vorausgesetzt als Glied einer Gemeinde, durch welche sein Verhält- 
nis zum Grund und Boden vermittelt ist.” (11) 

Im Prozeß der Entfaltung der Produktivkräfte erfährt dieses einfache Ver- 
hältnis von Produzenten, Produktionsmitteln und Produkten, das auf den unmititel- 
baren Bedürfnissen und deren Befriedigung basiert, eine immer weitergehende Dif- 
ferenzierung und Veränderung (wobei diese unmittelbare Beziehung gerade auch 
dann bestehen bleibt, wenn ein Teil dieser nützlichen Produkte als Naturalleistun- 
gen zum Unterhalt einer herrschenden Klasse abgegeben werden muß). Unter den 
Verhältnissen im entwickelten Kapitalismus finden wir die Einheit der Produzen- 
ten mit ihren Lebensbedingungen aufgelöst und stattdessen die Trennung in Be- 
sitzer von Produktionsmitteln und solche von bloßer Arbeitskraft. Nicht nur fast 
alle gegenständlichen Produkte (Lebens-, Arbeitsmittel) sind hier zu Waren ge- 
worden, sondern auch die menschliche Arbeitskraft hat Warencharakter, wird auf 
dem „Arbeitsmarkt” angeboten und gekauft; sie ist für die große Mehrheit der 
Bevölkerung die einzige Ware, die sie zu verkaufen hat, ja die sie verkaufen muß, 
um leben zu können. Indem der Besitzer sein lebendiges Arbeitsvermögen als Ware 
auf dem Markt anbietet, verhält er sich zu ihm wie jeder andere Verkäufer zu seiner 
Ware: ihr Gebrauchswert muß für den Käufer interessant sein, den Verkäufer geht 
er grundsätzlich nichts an. D.h. es ist gleichgültig, welchen besonderen, konkreten 
Charakter seine Arbeitskraft hat, wenn sie sich nur verkaufen läßt. Im Unterschied 
zu allen anderen Waren läßt sich aber die Ware Arbeitskraft nicht von ihrem Be- 


11 Karl Marx, Grundrisse, a.a.O., S. 385 
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sitzer trennen, d.h. ihr Verbrauch, die Arbeit selbst, verlangt die gleichgültig-ange- 
spannte Anwesenheit des Arbeiters. Diese Indifferenz gegenüber dem besonderen 
Inhalt seiner Arbeit müßte für den Arbeiter unter kapitalistischen Verhältnissen ei- 
gentlich eine totale sein (und das Kapital als Käufer bzw. Verbraucher der Arbeits- 
kraft drängt in diese Richtung); wenn diese Gleichgültigkeit nicht total ist, so ist sie 
es trotzdem nicht, d.h. es handelt sich um eine Tendenz, die auf den Widerstand des 
Arbeitenden stößt, dessen Bewußtsein also in diesem Sinn nie total der ökonomi- 
schen Basis entspricht. In jedem Arbeiter steckt der Widerspruch, der sich indivi- 
duell recht verschieden manifestieren kann und dessen Extreme sich einerseits als 
Mobilität, „Job”-Verhalten, Gleichgültigkeit, andererseits als handwerkliches Inter- 
esse, Stolz auf das eigene Produkt, mindestens aber als Ersatzsuche im „‚Hobby” 
äußert (12). In jedem Arbeiter ist der Widerspruch von besonderer Bestimmtheit 
der Arbeit und ihrem gleichgültig-allgemeinen Charakter, ist der Doppelcharakter 
der Arbeit real vorhanden (13). 

Dieser Widerspruch wirkt sich. nicht notwendig auf die erzeugten Produkte 
aus, jedenfalls soweit es sich um gegenständliche Produkte handelt. Anders ist es 
mit der „Erzeugung lebender Produkte”, der Arbeit am Menschen bzw. der „Pro- 
duktion der nächsten Generation”. Die Orientierung auf den konkreten, nützlichen 
Charakter der Arbeit spielt hier offenbar noch eine große Rolle, und es stellt sich 
die Frage, wie weit sich hier die Tendenz zur Gleichgültigkeit durchsetzen kann. 
Zugleich erhebt sich damit die Frage, wie weit sich in der Struktur der Familie und 
in dem Verhalten von Frauen, die ja wesentlich mit der Aufzucht von Kindern be- 
schäftigt sind, ‚„‚vorkapitalistische”’, nämlich gebrauchswertorientierte Strukturen 
und Verhaltensweisen erhalten haben in welchem Maße das etwa notwendig so ist. 


3.2 Arbeit am Menschen, speziell die Aufzucht von Kindern, 
unter kapitalistischen Bedingungen 


Die Arbeit am lebendigen Gegenstand, am Menschen, in Abgrenzung zu der Her- 
stellung materieller Produkte unter kapitalistischen Bedingungen, muß in ihrem 
Stellenwert im kapitalistischen System zunächst genauer analysiert werden, damit 
wir die Arbeit der Mütter in der Kindererziehung, auf die es uns ja besonders an- 
kommt, in ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang richtig verstehen können. In 
der vorliegenden Untersuchung werden wir diese ökonomische Analyse der ob- 


12 Zur Tendenz des aufstiegsorientierten Arbeiters zum „Job-Verhalten” usw. vgl. I.H. 
Goldthorpe, D. Lockwood et al., The Affluent Worker: Industrial Attitudes and Beha- 
viour. Cambridge 1968. 

13 Vgl. Grundrisse, a.a.0. S. 25, wo Marx zeigt, daß die Gleichgültigkeit gegenüber der kon- 
kreten Arbeit einer bestimmten Gesellschaftsform entspricht, welche zugleich die reich- 
ste konkrete Entwicklung verschiedener Arbeitsarten aufweist und so die Entscheidung 
der allgemeinen Abstraktion „Arbeit”” ermöglicht. So kann erst in der entwickeltesten 
Form der bürgerlichen Gesellschaft, den Vereinigten Staaten, Arbeit als Abstraktion, Ar- 
beit überhaupt, Wirklichkeit werden. Nicht zufällig stammen die Begriffe ‚job’” und 
„hobby” aus den U.S.A. 
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jektiven Funktion der Arbeit der Mütter auf jene Frauen beschränken, die mit 
der Aufzucht von zukünftigen Lohnabhängigen beschäftigt sind; denn diese 
stellen schon heute die übergroße Mehrheit dar und nehmen ständig zu. Im übrigen 
haben die dabei zutage tretenden Gründe für die „Wertlosigkeit” der Arbeit der 
Mütter und Hausfrauen bzw. für ihre gesellschaftliche Geringschätzung tendenzielle 
Gültigkeit für die übrigen Klassen und Schichten. 

im Kapitalismus ist, wie schon vorher ausgeführt, auch die Arbeitskraft eine 
Ware, allerdings eine Ware, die sich nicht nur durch ihre ökonomische Funktion 
(Mehrwertquelle), sondern auch durch die Art ihrer Erzeugung wesentlich von allen 
übrigen Waren unterscheidet. Sie kann nur produziert werden, indem der Arbeiter 
selbst produziert wird. Das Arbeitsvermögen des Arbeiters bzw. der Arbeiter selbst 
erhält und erneuert sich zum einen durch den Konsum kapitalistisch produzierter 
oder auch von einfachen Warenproduzenten hergestellten Waren (z.B. Haushaltsbe- 
darf, Lebensmittel, Kleidung), die er eintauscht gegen das Geld, das er für den Ver- 
kauf seiner Arbeitskraft erhalten hat. Zum anderen bedarf die Erzeugung und Er- 
neuerung des Arbeiters bzw. seiner Arbeitskraft verschiedener Dienstleistungen, 
die wir uns genauer ansehen müssen, um die besonderen Dienste der Hausfrauen 
und Mütter aus dem allgemeinen Zusammenhang heraus verstehen und in ihrer ge- 
sellschaftlichen Bewertung bzw. Nichtbewertung begreifen zu können. Auch diese 
Dienstleistungen können in kapitalistischen Betrieben (z.B. Reinigungsbetrieben) 
oder auch durch einfache Warenproduzenten erzeugt worden sein (z.B. von Putz- 
frauen); in diesem Fali wird der Gebrauchswert nicht in gegenständlicher Form, 
sondern in der ‚Form der Tätigkeit” (14) geliefert, jedoch ebenfalls als Träger 
von Wert. Diese Dienstleistungen können jedoch auch geleistet werden, ohne im 
Austausch, d.h. als Werte aufzutreten. Wie stellt sich dies für den Arbeiter dar? 
Einen Teil der Dienstleistungen muß sich der Arbeiter wie die oben erwähnten 
Waren von seinem Lohn selbst kaufen, so z.B. durch kapitalistische Betriebe ange- 
botene Dienstleistungen wie Kleiderreinigung, Reparatur, oder unmittelbare 
Dienste wie die von Friseur, Putzfrau usw. Die Dienste für seine Ausbildung durch 
Lehrer oder für seine Gesundheit durch Ärzte werden zwar meist von staatlichen 
Institutionen gekauft, doch die Kosten dafür werden ihm über Lohnsteuer, Bei- 
träge usw. von seinem Lohn abgezogen, d.h. auch sie muß er letzten Endes selbst 
bezahlen. Ein sehr wesentlicher Anteil der zur Reproduktion der Ware Arbeits- 
kraft notwendigen Dienstleistungen sind die „Dienste des Arbeiters an sich selbst”. 
Sie betreffen, wie Altvater/Huisken mit genügender Deutlichkeit ausführen (15), 


14 Vgl. Marx, Grundrisse, a.a.O., S. 369. Hier ist von der einfachen Zirkulation die Rede; 
doch ließe sich zeigen, daß überhaupt der Unterschied zwischen Dienstleistung und 
gegenständlich vorhandener Ware nicht erheblich ist, zumal in der heutigen kapitalisti- 
schen Produktion die „soft ware” eine immer größere Rolle spielt. 

15 E. Altvater/F. Huisken, Produktive und unproduktive Arbeit als Kampfbegriffe, als Kate- 
gorien zur Analyse der Klassenverhältnisse und der Reproduktionsbedingungen des 
Kapitals. In: Sozialistische Politik, Nr. 8, September 1970, S. 47-92, hier S. 80. Im 
übrigen befassen wir uns hier nicht mit diesen Begriffen, weil das sehr weit führen 
würde und weil beide sozusagen jenseits der Art von Arbeit liegen, mit der wir uns hier 
in erster Linie befassen. 
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viele Arbeiten, welche die herrschende Klasse sich als Dienstleistungen kaufen 
kann (wie: Kochen, Reinigen, Schneidern, Erziehen). Im Hinblick auf die be- 
sondere Thematik dieser Untersuchung ist es jedoch unbedingt notwendig, her- 
auszustellen, daß diese Dienste nicht einfach vom Arbeiter, oder allgemeiner: 
der Arbeiterklasse, an sich selbst verrichtet werden, sondern, daß es überwiegend 
die Frauen — sagen wir zunächst einmal: die Hausfrauen und Mütter der Arbeiter- 
klasse — sind, die sie verrichten. /hre Dienste im Haushalt und in der Kinderauf- 
zucht sind unbezahlte Arbeit. Zwar sollen im Lohn des Arbeiters die Kosten für 
den Unterhalt der ganzen Familie, d.h. die notwendigen Lebensmittel auch für 
Frau und Kinder mit enthalten sein (16), was aber lediglich bedeutet, daß die 
Frau für ihre persönlichen Dienste mit unterhalten wird, d.h. daß der Arbeiter 
mit „seinem Geld” für den Unterhalt seiner Frau aufkommt, ohne daß ihre Ar- 
beit in irgendeiner Weise auf der Ebene des Tauschverhältnisses Ware Arbeitskraft 
gegen Geld erscheint. Diese Arbeit ist ökonomisch wertlos, da ihr Gebrauchs- 
wert, der ja, von der Nützlichkeit für die gesellschaftliche Lebenserhaltung her 
betrachtet, ohne Zweifel ein außerordentlich großer ist, auf dem Markt nicht ge- 
fragt ist und von daher auch keinen Tauschwert besitzt. 

Für die Logik des Kapitals, die Gebrauchswerte nur als Träger von Wert 
kennt, liegt nichts Widersprüchliches darin, daß die für die gesellschaftliche Lebens- 
erhaltung ganz unentbehrliche, nützliche Arbeit der Kinderaufzucht wertlos ist, 
während für die Existenz der Gesellschaft überflüssige oder schädliche Gebrauchs- 
werte Profit versprechen und daher produziert werden, d.h. Arbeit beanspruchen. 
Es wird im folgenden noch zu erörtern sein, auf Grund welchen besonderen Ver- 
haltens und Bewußtseins von Frauen es überhaupt möglich ist, diesen Widerspruch 
zwischen Gebrauchswert- und Tauschwertcharakter in bezug auf die Versorgung 
und das Großziehen von Kindern so kraß bestehen zu lassen, ohne daß der Fort- 
bestand der Gesellschaft selbst dadurch, zunächst jedenfalls, in Frage gestellt zu 
sein scheint. Aber auch im Bewußtsein der Frauen selbst findet diese Widersprüch- 
lichkeit ihren Niederschlag, wie sie sich u.a. in einem ständigen latenten Minder- 
wertigkeitsgefühl oder auch in einseitig überzogenen Emanzipationsansätzen äußert. 
Wir werden darauf noch eingehen. In diesem Kapitel kam es uns zunächst einmal 
darauf an, die der Wertlosigkeit der Arbeit von Frauen in der Kindererziehung zu- 
grundeliegenden ökonomischen Verhältnisse im Kapitalismus zu beschreiben. 

Die Funktion der Frauen als Mütter und Hausfrauen am Rande der Waren- 
gesellschaft und außerhalb der ihr eigenen Gesetze hat Margaret Benston ganz zu- 
treffend mit der Lage anderer Gruppen, wie etwa der von Leibeigenen verglichen 
(17). Dieser Vergleich darf natürlich nicht überstrapaziert werden, da es nicht 
schwer sein dürfte, wesentlich voneinander abweichende Merkmale im Abhängig- 
keitsverhältnis beider Gruppen von ihrem Herrn, bzw. Ehemann festzustellen. 
Gemeint sein kann hier nur die Ähnlichkeit von Beziehungen der unmittelbaren 


16 Vgl. Marx, Das Kapital, Bd. 1, MEW Bd. 23, S. 185-186. 

17 M. Benston, The Political Economy of Women’s Liberation. In: Monthly Review, 
September 1969, S. 13-25, hier S. 16. (Es wird im folgenden zitiert nach einer Überset- 
zung, die der Aktionsrat zur Befreiung der Frauen hergestellt hat.) 
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Abhängigkeit, die auf persönlichen Diensten und dafür geleisteter Versorgung 
beruhen, einer Beziehung, die von wechselseitiger Unterstützung und Vertrauen 
bis zu extremer Ausbeutung reichen kann. Das entscheidende gemeinsame Merkmal 
ist, daß alle diese Beziehungen nicht durch Austauschakte auf dem Markt vermittelt 
sind. Im Gegensatz zu dem besonderen Merkmal der Lohnarbeit im Kapitalismus 
(Tendenz zur Gleichgüligkeit gegenüber dem konkreten Inhalt der Arbeit) ist der 
nützliche Charakter aller dieser Arbeiten und der von ihnen geschaffenen Produkte 
den Abhängigen noch unmittelbar einsichtig, selbst wenn schlechte Behandlung, ja 
Schinderei sie die Arbeit hassen und mit widerwilliger Gleichgültigkeit verrichten 
lassen. Die Gleichgültigkeit ist in den beiden Fällen qualitativ verschieden. Der leib- 
eigene Knecht im Weinberg ist nicht gleichgültig gegenüber dem besonderen Charak- 
ter des von ihm erzeugten Weins; sein Widerwillen richtet sich gegen seinen Herrn, 
der ihn diesen Wein nicht trinken läßt. Das entscheidende gemeinsame Merkmal 
aller direkten Abhängigkeitsverhältnisse ist, daß sie nicht durch Austauschakte auf 
dem Markt vermittelt sind. 

Soweit können wir Margaret Benston zustimmen. Was sie nicht sieht, ist der 
Schein von Gleichheit auf dieser Ebene des Austauschs, der die grundlegende Tren- 
nung der Tauschpartner in Besitzer von Produktionsmitteln und solche von bloßer 
Ware Arbeitskraft verhüllt. Nach ihrer Auffassung sind „Männer ... für die Waren- 
produktion zuständig (responsible)”, während Frauen hier „als Gruppe keine struk- 
turelle Verantwortlichkeit” haben; sie bilden ‚‚eine Gruppe, die außerhalb der Geld- 
wirtschaft arbeitet” (18). Es ist eine ungeheure Verkennung der Verhältnisse in 
der kapitalistischen Warengesellschaft, der Mehrheit der Männer, nämlich den Lohn- 
arbeitern, „strukturelle Verantwortlichkeit”” zuzusprechen; diese kommt vielmehr 
nur den Kapitaleigentümern bzw. den von ihnen beauftragten Managern zu. 

Wir finden also unter kapitalistischen Verhältnissen die widersprüchliche 
Situation, daß die für die Existenz der Gesellschaft unentbehrliche Arbeit der Auf- 
zucht und Erziehung von Kindern ökonomisch gar nicht bewertbar ist, wertlos ist, 
zumindest soweit diese Arbeit von Müttern (und anderen Familienangehörigen) ge- 
leistet wird. Einzelne Funktionen der Familie werden nun aus dieser ausgelagert 
und teilweise von staatlich angestellten Erziehern übernommen. Im Zusammenhang 
mit der hier gestellten Frage nach dem Charakter verschiedener Arbeiten im Ka- 
pitalismus müßte die bezahlte Erzieherarbeit im Vergleich zur unbezahlten Arbeit 
der Mütter näher bestimmt werden (ein Problem, das in dieser Untersuchung nicht 
im einzelnen entwickelt werden kann). Denn als Arbeit für Lohn oder „Gehalt” 
erscheint sie ja auf dem Markt und unterliegt damit ähnlichen Bedingungen wie die 
Lohnarbeit, auch wenn diese im strengen Sinn nur gegenüber dem Kapital so ge- 
nannt wird — und kapitalistisch betriebene Erziehungsinstitutionen sind immer 
noch sehr selten. Was uns in diesem Zusammenhang besonders interessiert, ist, ob 
auch in der Erziehungsarbeit Tendenzen erkennbar sind, wie wir sie für die Lohn- 
arbeit im Kapitalismus allgemein festgestellt haben — nämlich die Gleichgültigkeit 
gegenüber dem konkreten Inhalt der Arbeit und ihrer Produkte, das an anderer 


18  Ebd.S.16. 
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Stelle sogenannte ‚Jobverhalten”. Es liegt auf der Hand, dafß in diesem Fall, wo 
es um die Aufzucht von Kindern, die Bildung von Jugendlichen geht, gravierende 
Folgen für die ganze Gesellschaft zu erwarten wären. Nur soviel kann vielleicht 
zunächst gesagt werden, daß vermutlich gerade für das Bewußtsein der beamte- 
ten Erzieher und Ausbilder der Überbau, die Ideologie der bürgerlichen Gesell- 
schaft, eine entscheidende Rolle spielt. Z.B. wird der durchschnittliche Lehrer seine 
Erziehungsarbeit nicht als Produktion von Arbeitskraft verstellen, was sie ihrer 
ökonomischen Funktion nach hauptsächlich ist, sondern als „Bildung, als Erzie- 
hung von Menschen, vielleicht auch als Erziehung zu „Ordnung und Fleiß” und 
dergleichen. Er hat auch im allgemeinen noch der Gleichgültigkeit des Lohnarbei- 
ters eine Standesethik entgegenzusetzen, der nicht zuletzt durch weitgehende Ar- 
beitsplatzsicherheit und hohe Rente das Rückgrat gestärkt wird. Dennoch ist es 
vielleicht nur eine Frage der Zeit, wie lange sich diese besonderen Ausgestaltungen 
des Überbaus entgegen dem allgemeinen Trend in der kapitalistischen Warengesell- 
schaft halten können, sodaß allmählich doch typische Lohnarbeiter-Erwartungen 
in die Erzieherberufe eindringen. 


4. Arbeitsteilung und Erziehung: 
Herausbildung der Vorherrschaft des männlichen Geschlechts 
im Zusammenhang mit der Entwicklung der Arbeitsteilung 


In den vorangegangenen Kapiteln wurde der besondere Charakter der Arbeit der 
Kinderaufzucht im Kapitalismus dargestellt und die ökonomischen Ursachen auf- 
gezeigt, die ihre gesellschaftliche Nichtbewertung bedingen. Dabei wurde gleich- 
sam als selbstverständlich vorausgesetzt, daß die Grenze der Arbeitsteilung in be- 
zug auf die Kinderversorgung und -rziehung nach Geschlechtern verläuft — und 
die Erfahrung bestätigt, daß in den meisten uns bekannten Gesellschaften die 
Aufzucht von Kindern Sache der Frauen ist. Die natürlichen Ursachen dieser ge- 
schlechtlichen Arbeitsteilung bedürfen kaum einer näheren Erläuterung; es ist eine 
biologisch begründete Tatsache, daß die Frauen die Kinder austragen und zur Welt 
bringen. Spätestens mit dem Zeitpunkt der Geburt aber werden gesellschaftliche 
Einflüsse wirksam, sodaß man bei Anthropologen und neueren Sozialisationsfor- 
schern ganz zu Recht eine große Vorsicht findet, sich über eine natürliche oder bio- 
logische Determinierung der Mutter-Kind-Verbindung über den Zeitpunkt der Ge- 
burt hinaus zu äußern. Wir kennen die Aufzucht von Kindern durch Ersatzmütter, 
etwa die Ammen in adligen oder reichen Familien; auch durch Männer, in Umkeh- 
tung der uns geläufigen Arbeitsteilung, wobei die Frauen den ‚‚männlichen” Tätig- 
keiten nachgehen; oder auch als gemeinsame Aufgabe von Männern und Frauen 
wie etwa bei den Arapesh in Neu-Guinea (19). In der Regel jedoch blieb auf einer 


19 Vgl. hierzu besonders die Arbeiten von Margaret Mead (u.a. Mann und Weib, Hamburg 
1958; Geschlecht und Temperament in drei primitiven Gesellschaften, München 1970; 
Kindheit und Jugend in Samoa, München 1970, Kindheit und Jugend in Neuguinea, 
München 1970. 
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frühen Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung und besonders in Mangelgesell- 
schaften die enge Verbindung von Mutter und Kind noch lange nach der Geburt 
erhalten, weil die Muttermilch die einzig mögliche natürliche Nahrung war, die das 
Überleben des Kindes gewährleistete und die die körperliche Anwesenheit der 
Mutter für die Nahrungszufuhr erforderte. Die geschlechtliche Arbeitsteilung in 
bezug auf die verschiedenen ökonomischen Funktionen hat hier ihren Ursprung. Weil 
die Frau nicht an den „schweifenden” Formen der Nahrungsgewinnung (20) teil- 
nehmen Konnte, verrichtete sie hauptsächlich Sammlertätigkeiten und Arbeiten, 
die um die Feuerstätte, den häuslichen Herd herum konzentriert waren. In diesen 
zunächst sinnvollen, natürlich begründeten Formen der Arbeitsteilung zwischen den 
Geschlechtern liegt jedoch schon der Keim zur Vorherrschaft eines Geschlechts, die 
sich auf dieser natürlichen Basis im Zusammenhang mit entsprechenden ökonomi- 
schen Erfordernissen der Gesellschaft oder Gruppe entwickelt. Dasjenige Ge- 
schlecht, welches durch seine Tätigkeit im wesentlichen die Lebensgrundlage einer 
Gruppe schafft — selbst wenn seine Arbeit die physisch leichtere oder anteilmäßig 
geringere sein sollte — erfährt gesellschaftliche Wertschätzung und bildet Formen 
von Herrschaft gegenüber dem anderen Geschlecht aus. So nehmen in Gesellschaf- 
ten, deren Lebensgrundlage Sammlertätigkeit oder Hackbau (21) sind, die Frauen 
eine wichtige Stellung ein, während in den typischen Jäger-, Hirten- und Nomaden- 
gruppen die beweglicheren Männer dominieren, die diese Tätigkeit ausüben. 

Mit der Weiterentwicklung der frühagrikolen Gesellschaften zu systematischer 
Viehzucht und der Ausdehnung und Intensivierung des Ackerbaus treten auch die 
Männer voll in diese Produktion ein und nehmen in dem Maße entscheidende Po- 
sitionen ein, wie die Arbeit auf dem Feld und bei den Herden längeren Aufenthalt 
außerhalb des häuslichen Bereichs erfordert. Zu dieser ökonomischen Deklassie- 
rung der Frauen kommt noch die durch Aufsplitterung der ursprünglich kollektiv 
genutzten Arbeitsmittel in Gang gesetzte Entwicklung zum Privateigentum hinzu, 
durch die die Frau bei gleichzeitiger Entstehung der Monogamie aus ihrer Sippe 
herausgelöst und schließlich selbst zum Eigentum des Mannes wird. Diese Ent- 
wicklung geht ungefähr der Ausbildung der Klassenteilung parallel, d.h. der Tat- 
sache, daß nicht alle Männer im gleichen Maß über Produktionsmittel und Land 
verfügen, vielmehr ein Teil als Sklaven, Leibeigene usw. mit fremden Arbeitsmit- 
teln arbeiten und einen Teil des Produkts ihrem Herın abgeben muß. Soweit sie 
ihrerseits Frauen haben, nehmen diese am Klassenschicksal des Mannes teil, ge- 
wöhnlich aber eine Stufe tiefer, d.h. sie sind ebenfalls „ihrem Mann untertan”. Und 
die Frauen der Herren befinden sich in einer eigenartigen Zwischenposition; einer- 
seits gehören sie zu den Freien, nehmen an den Vorteilen teil, andererseits gehören 
sie zu den Unfreien (z.B. haben im römischen Recht Ehefrauen, Töchter und Skla- 
ven keinen eigenen Nachnamen, sondern den ihrer Herren). 

20 Vgl. Karl A. Wittfogel, Wirtschaftsgeschichtliche Grundlagen der Entwicklung der Fa- 
milienautorität. In: Schriften des Instituts für Sozialforschung. Hısg. Max Horkheimer, 

5. Bd. Paris 1936. Studien über Autorität und Familie. 2. Teil, S. 473-522, hier S. 480. 
21 Vgl. Eınst Manheim, Beiträge zu einer Geschichte der autoritären Familie. In: Schriften 


des Instituts für Sozialforschung, a.a.O., S. 523-574, hier S. 529. Vgl. auch K.A. Witt- 
fogel, Wirtschaftsgeschichtliche Grundlagen .. ., a.a.0., S. 481-482. 
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Diese nur in groben Grundzügen dargestellte Entwicklung der Vorherrschaft 
des männlichen Geschlechts im Zusammenhang der Entfaltung der Arbeitsteilung, 
die wir historisch in den vielfältigsten Modifikationen vorfinden, sollte im Wesent- 
lichen dazu dienen, die Tatsache herauszuarbeiten, daß es die natürliche Funktion 
der Frauen, Kinder zu bekommen, ist, die im Zusammenhang mit der Entwicklung 
der Produktivkräfte zu einer geringeren gesellschaftlichen Bewertung der Frauen 
und ihrer Arbeiten führt. Die Entwicklung der Produktivkraft der menschlichen 
Arbeit konnte von Männern und Frauen nicht in gleichem Umfang vollzogen wer- 
den, weil der Aktionsradius der Frau durch ihre Gebundenheit an die Produktion 
der nächsten Generation beschränkt war und es im übrigen auch heute im allge- 
meinen noch ist. 

Das Resultat dieser Entwicklung tritt uns gleichsam abgelöst von seinem Ur- 
sprung verselbständigt in einer allgemeinen Unterbewertung von Frauen- und 
Höherbewertung von Männerarbeit gegenüber, sodaß auch Frauen ohne Kinder, 
Mädchen in der Schule, oder Arbeiterinnen, die bei genau identischer Arbeit wie 
ihre männlichen Kollegen viel schlechter bezahlt werden, von den Auswirkungen 
dieses zum allgemeinen Vorurteil gewordenen gesellschaftlichen Urteils mitbetrof- 
fen sind. 

Es wird hier schon deutlich, worauf wir später noch ausführlich eingehen 
werden, daß die Frage nach der gesellschaftlichen Einschätzung und Bewältigung 
des Problems der Aufzucht der Kinder von entscheidender Bedeutung für die 
Emanzipation der Frauen ist. Zum einen, weil die Analyse über den Ursprung der 
geschlechtlichen Arbeitsteilung zugleich die Ursachen der allgemeinen Unterbe- 
wertung bzw. Nichtbewertung der Frauenarbeit aufdeckt und es möglich macht, 
diese unter den Verhältnissen des industriellen Kapitalismus als weitgehend ideo- 
logisches Relikt zu erkennen; zum anderen, weil sich bei näherer Betrachtung der 
Situation und ihrer Einschätzung durch die außer Haus arbeitenden Mütter zeigt, 
daß das „Handicap” durch der Versorgung bedürftiger Kinder immer noch das 
„Privileg” der Mütter ist, deren ständige Sorge und Aufmerksamkeit der unter ka- 
pitalistischen Verhältnissen kaum je befriedigenden Lösung dieses wichtigen Pro- 
blems gelten muß (22). 


5. Ansätze und Grenzen der Vergesellschaftung 
der Kleinkindererziehung im Kapitalismus 


Im Zusammenhang mit der zunehmenden Erwerbstätigkeit von Müttern in der 
BRD und anderen fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern wird immer wieder 


22 Weiterführende Literatur zu dieser Frage: 1. Sigrid Rüger, Geseilschaftliche Verwendung 
und Bewertung von Frauenarbeitskraft in der BRD. Berlin 1970 (Soziol. Diplomarbeit). 
2. Reinhold Junker, Die Lage der Mütter in der BRD. 3 Bde. Frankfurt/M. 1965. 3. 
Bericht der Bundesregierung über die Situation der Frauen in Beruf, Familie und Gesell- 
schaft (Frauenenquete). BT-Drucksache V/909, 1966. 4. Hermann Schubnell, Die Er- 
werbstätigkeit der Mütter und die Betreuung ihrer Kinder. In: Mütter und Kinder in 
der BRD I. Hısg. Bundesministerium für Familie und Jugend. Bad Godesberg 1969. 
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davon gesprochen, daß die zunehmende Nachfrage nach weiblicher Arbeitskraft 
zu einer fortschreitenden Auslagerung von Funktionen der Familie, besonders 
der wichtigen Funktion der Kindererziehung führen müsse. Dabei wird meistens 
nicht genügend bedacht, wie problematisch solche Prognosen für kapitalistische 
Länder sind, deren Entwicklung widersprüchlich und in kaum exakt vorhersag- 
baren Phasen verläuft. Der Versuch selbst einer vorsichtigen Prognostizierung von 
längerfristigen Tendenzen müßte sich auf eine umfangreiche, gründliche und nach 
sehr vielen Gesichtspunkten differenzierte Analyse stützen, die es bisher offen- 
sichtlich noch nicht gibt. Im Rahmen dieser Arbeit können und sollen nur be- 
reits vorhandene oder erkennbare Ansätze zu einer Übernahme familialer Erzie- 
hungsfunktionen durch öffentliche Institutionen erwähnt und besonders die Gren- 
zen aufgezeigt werden, die nach Ansicht der Verfasserin die kapitalistischen Bedin- 
gungen der gesellschaftlichen Produktion einer weiteren Vergesellschaftung der Er- 
ziehung entgegenstellen. Diese Fragen können aber erst dann fundiert eingeschätzt 
werden, wenn eine ihrer wesentlichen Voraussetzungen, die vielfach behauptete Zu- 
nahme der Erwerbstätigkeit von Frauen (23), genauer untersucht worden ist. Dieser 
Aufgabe werden wir uns zuerst zuwenden. 

Bei den meisten Belegen ist nur von der ‚‚Erwerbstätigkeit” der Frauen die 
Rede. Dieser Begriff wird aber in dem Augenblick ungenügend, wo mit der Zu- 
nahme der Erwerbstätigkeit die Erwartung verbunden wird, dadurch würde die 
Familie vergesellschaftet oder das politische Bewußtsein der Frauen gefördert. 
Aber „Erwerbstätigkeit” ist nicht mit der „Einbeziehung der Frau in die gesell- 


23 Besonders, aber nicht ausschließlich findet sich diese Auffassung in zahlreichen linken 
Veröffentlichungen der letzten Zeit. Es folgen einige Hinweise. Relativ vorsichtig heißt 
es in dem einflußreichen Buch von Dietrich Haensch (Repressive Familienpolitik. Sexual- 
unterdrückung als Mittel der Politik. Reinbek bei Hamburg 1969, S. 133): ‚Die expan- 
dierende Industrie und das besonders stark ausgeweitete Dienstleistungsgewerbe verlan- 
gen unter den Bedingungen der Voll- und Überbeschäftigung so stark nach der 
weiblichen Arbeitskraft, daß die Familienpolitik sich diesen Bedürfnissen nicht mehr 
entgegenstellen kann.” (Auszeichnung durch den Verfasser) Jutta Menschik (Gleichbe- 
rechtigung oder Emanzipation? Die Frau im Erwerbsleben der Bundesrepublik. Frank- 
furt 1971, S. 100) bezieht sich auf Haensch, behauptet aber ganz allgemein, „die An- 
zahl der im Erwerbsleben stehenden Frauen” habe sich ‚in den letzten Jahren... stän- 
dig erhöht”. Überprüft man die von ihr aus der Frauenenquete (vgl. unten) übernomme- 
nen Zahlen, so zeigt sich, daß die Erhöhung nur in den fünfziger Jahren ständig war; 
die letzten Zahlen gelten für 1964. Nicht selten findet man so allgemeine Feststellungen 
wie diese: „Da letztlich auch Qualität und Quantität der Berufstätigkeit der Frau zuge- 
nommen hat, ... .” (Dagmar Hoizer/Renate Reder/Juliane Schuhler, Frauenemanzipa- 
tion in der Bundesrepublik. In: Kürbiskern Nr. 1/71, S. 131). Vgl. auch Juliana Schuh- 
ler-Klitzing, Die Frau in Ehe und Familie. In: Für die Befreiung der Frau. Hısg. M. 
Konze. Frankfurt/M. 1972, S. 88/89, 91,94. Marianne Konze, Die Deutsche Kommuni- 
stische Partei, konsequente Interessenvertreterin der Frau. In: Für die Befreiung der ..., 
a.a.O., S. 168, 169. Im Statistischen Jahrbuch 1971 wird von einer „langfristig zu beob- 
achtenten Tendenz” der „Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit’” gesprochen (S. 120). 
Vgl. auch den Bericht der Bundesregierung über die Situation der Frauen in Beruf, Fami- 
lie und Gesellschaft (Frauenenquete) 1966, BT-Drucksache V/909. In fast allen Veröf- 
fentlichungen ist von der „Erwerbstätigkeit’’ bzw. der Erwerbsquote die Rede (vgl. die 
folgende Kritik). 


27 


schaftliche Produktion” (24) zu verwechseln. Denn „erwerbstätig” sind nach der 
Definition der amtlichen Statistik (25) nicht nur „Abhängige” (bzw. Arbeitneh- 
mer), sondern auch „Selbständige” (dazu gehören u.a. Würstchenverkäufer und 
Großunternehmer, wobei Frauen in dieser Gruppe besonders wenig vertreten sind) 
(26) und „Mithelfende Familienangehörige” (nämlich in handwerklichen und bäuer- 
lichen Betrieben vor allem, wobei Frauen hier besonders stark vertreten sind) (27). 
Für den in Frage stehenden Problembereich kommt es auf „Abhängige” bzw. „Ar- 
beitnehmer” an; in einem weiteren Schritt, der in dieser Arbeit aber nicht gegan- 
gen werden kann, wäre eine weitere Differenzierung dieses Begriffes nötig (etwa 
ob in der eigentlichen Produktion, oder mit persönlichen Diensten beschäftigt, ob 
von einem Unternehmer oder vom Staat bezahlt, usw.). Jedenfalls sind die statisti- 
schen Angaben über die „Erwerbsquote”, die man am leichtesten bekommt, nur be- 
grenzt aussagekräftig. Mit diesem Vorbehalt bringen wir die folgende Tabelle, aus 
der deutlich der erwu gleichbleibende Anteil der weiblichen Erwerbstätigen an der 
Gesamtzahl der Erwerbstätigen zu erkennen ist — also durchaus das Gegenteil 
von dem was man zunächst aufgrund der weitverbreiteten Auffassung erwarten 
sollte. 


Tabelle 1 
Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt: insgesamt und nach Ge- 
schlechtern 

Erwerbs- männlich weiblich Anteil 
Jahr tätige insges. in 1000 in 1000 in% 
1950 20 376 13 109 7267 35,7 
1957 25 335 15 963 9 372 37,0 
1960 26 247 16 442 9 805 37,4 
1964 26 979 17154 9 825 36,4 
1965 27 153 17 302 9 851 36,3 
1966 27 082 17 292 9 790 36,1 
1967 26 292 16 884 9 408 35,8 
1968 26 342 16 957 9 385 35,6 
1969 26 822 17271 9551 35,6 
1970 27 204 17835 9 669 35,5 


Quelle: Leistung in Zahlen ‘70, Hrsg. Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Finanzen, Bonn 1971,8S.15 (Bis 1965 ohne West-Berlin; 
Erwerbstätige einschließlich Soldaten) 


24 Jutta Menschik, Gleichberechtigung oder Emanzipation? Die Frau im Erwerbsleben der 
Bundesrepublik Frankfurt 1971, S. 102. 

25 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland. Hrsg. Statistisches Bundes- 
amt, Wiesbaden 1971,$. 120. 


26 1968: 20%, nach Statist. Jahrbuch 1969, S. 124. 
27 1968: 84%, nach Statist. Jahrbuch 1969, S. 124 


Während also beim Anteil der Frauen an allen Erwerbstätigen auch über län- 
gere Fristen keine einschneidenden Veränderungen sichtbar sind (28), scheint es 
bei der Verteilung zwischen den verschiedenen Gruppen der Erwerbstätigen 
(zunächst einschließlich der Männer) anders zu sein. Der Anteil der „Abhängig 
Beschäftigten” hat sich in der Geschichte der BRD deutlich erhöht, von 68,5% 
1950 auf fast 83% 1970 (29). In absoluten Zahlen: die Zahl der Arbeitneher hat 
sich von 1950 bis 1970 von 14,0 auf 22,2 Millionen erhöht, wie die folgende Ta- 
belle zeigt. 


Tabelle 2 
Anteil der weiblichen Arbeitnehmer an alten Arbeitnehmern, 
1925-1970 
Arbeitnehmer davon abhängig Arbeits- 
insgesamt weiblich erwbst. Mütter losen- 
Jahr Mil. Mill. % in Tausend quote % 
1925 21,4 6,4 30° — _ 
1933 21,7 6,4 29 - _ 
1938 12,2 3,4 28 — _ 
1948 13,4 3,8 28 — _ 
1950 14,0 4,1 29 417 10 
1957 18,3 6,0 31 986 4 
1960 20,3 6,9 34 1308 (1962) 1 
1964 21,5 7,2 33 1 
1966 21,5 7,4 34 1 
1968 20,9 7,1 34 2 
1970 22,2 75 34 1 


Erläuterungen: 1925 und 1933 Reichsgebiet, ab 1948 Bundesgebiet 
(zunächst noch ohne Saarland und West-Berlin). 

Quellen: Für 1925 und 1933 Statist. Jahrbuch des Deutschen Rei- 
ches 1937, S. 23 (Beamte, Angestelite und Arbeiter einschließlich 
Hausangestellte und Erwerbslose). Für 1938 und 1948 Statistisches 
Jahrbuch der BRD 1952, S. 86f. (Beschäftigte Arbeitnehmer, ohne 
Erwerbslose). Für 1950 bis 1964 Bericht der Bundesregierung über 
die Situation der Frauen ... . , BT-Dr.S. V/909, S. 59 u. 67, 
14.9.1966. Für 1966 und 1968 Arbeits- und Sozialstatistische 
Mitteilungen 20 (1969) S. 160 (Abhängige Erwerbstätige; Ergebnisse 
des Mikrozensus). Für 1970 Statist. Jahrb. der BRD 1971, S. 126 
(Erwerbstätige, darunter Abhängige). Arbeitslosenguote nach Ratio- 
nalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft, Wirtschaftliche 
und soziale Aspekte des technischen Wandels in der BRD, Bd. 1, 
Frankfurt/M. 1970, S. 24. Übrige Prozentzahlen eigene Berechnun- 
gen, beruhend auf stark auf- bzw. abgerundeten Zahlen. 


28 Vgl. auch Tea Rann, Hermann Sitiner, Die Frau im Beruf. In: Für die Befreiung der Frau 
a.a.0., S. 52: „Bereits 1907 betrug in Deutschland die Erwerbsquote der Frauen 30 Pro- 
zent. In der Bundesrepublik des Jahres 1970 stellten im April 9,6 Millionen erwerbstätige 
Frauen 36,4 Prozent aller Erwerbstätigen, davon machten zum gleichen Zeitpunkt 34,5 
Prozent z!ier Lohn- und Gehaltsabhängigen in der BRD aus.” Vgl. auch Statist. Jahrbuch 
1971, 5. 122, wo Zahlen über die „Voraussichtliche Entwicklung der Erwerbspersonen” 
bis 1985 gegeben werden, 

29 Nach: Leistung in Zahlen ‘70, Hısg. Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen, 
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Wir können dieser Tabelle weiter entnehmen, daß die Zahl der weiblichen Arbeit- 
nehmer noch stärker angestiegen ist als die der männlichen. Während die Steige- 
rung zwischen 1950 und 1970 bei den Männern 50% beträgt, macht sie bei den 
Frauen 83% aus. Diese Steigerung am Anteil der weiblichen Arbeitnehmer findet 
aber, wie aus der Tabelle klar ersichtlich — und dieser Umstand wird von den mei- 
sten Autoren übersehen! — im wesentlichen in den fünfziger Jahren statt und läuft 
der Abnahme der Arbeitslosigkeit von 10 auf 1% parallel. An diesen Zahlen läßt 
sich also ganz gut die Funktion der Frauen als versteckte Form der industriellen 
Reservearmee zeigen, die sich in einer verstärkten Anziehung durch die kapitalisti- 
sche Industrie in Zeiten konjunkturellen Aufschwungs und einem genau so schnel- 
len Abstoßen in Krisenzeiten äußert. Man erinnere sich nur an die Rezession von 
1966/67, wo dies ein überproportionales Ausscheiden von Frauen bewirkte, auch 
z.B. als frühe „Verrentung” (in der Arbeitslosenstastik werden diese Frauen z.T. 
gar nicht sichtbar). Dieses wichtige Merkmal der Frauenlohnarbeit im Kapitalismus 
muß unbedingt mit in Betracht gezogen werden, wenn längerfristige Prognosen für 
die stärkere Einbeziehung der Arbeitskraft der Frauen gestellt werden sollen. Von 
1960 an zeigt der prozentuale Anteil der weiblichen Arbeitnehmer eine auffällige 
Konstanz (vgl. Tabelle 2, Spalte 4); er deckt sich außerdem weitgehend mit dem 
Prozentsatz in mehreren anderen Kapitalistischen Ländern (30), sodaß man ver- 
muten muß, daß hier ein zumindest vorläufiger Stabilisationspunkt erreicht ist. 
Ebenfalls verdient die Hypothese Aufmerksamkeit, daß sich auch langfristig in 
kapitalistisch hochentwickelten Ländern der Anteil der Frauenarbeit nicht in er- 
heblichem Maß ändert, ausgenommen Sondersituationen, wie längere Hochkon- 
junktur bzw. Krieg (30a). Im Hinblick auf unsere Frage nach der Notwendigkeit 


Bonn 1971, S. 16. Auch hier ist die Veränderung seit 1907 (etwa 66%) ziemlich gering- 
fügig, vgl. Statist. Jahrbuch 1971, S. 121. 


30 Tabelle 3 
Anteil der weiblichen Arbeitnehmer an allen Arbeitnehmeın* in ausgewählten kapita- 
listischen Industrieländern 


BRD Belgien Frankreich Ver. Königreich Schweden Japan 
(1969) (1961) (1968) (1968) (1965) (1965) 
32% 24% 34% 36% 34% 32% 


* ‚Salaried employed and wage earners” 
Quelle: eigene Berechnungen, nach Angaben in Year Book of Labour Statistics 1970, 
Hrsg. International Labour Office, Genf 1971, S. 54 ff. 


30a Vgl. zu Deutschland die Angaben von Thea Rann, Hermann Sittner, oben Anmerkung 
28. Für Großbritannien scheint ähnliches zuzutreffen, vgl. die etwas unagenaue und nicht 
belegte Angabe bei Juliet Mitchell, Frauen: Die längste Revolution (in: Frauenemanzipa- 
tion. Antiautoritäres Mißverständnis oder Beitrag zur Konsolidierung der Arbeiterbewe- 
gung. München 1970. S. 35): „Im Augenblick ist als wichtigstes Faktum zu verzeichnen, 
daß der Anteil der Frauenarbeit in der Produktion praktisch stagniert — und dies seit 
langer Zeit. In England stellten die Frauen 1911 30% der Arbeitskräfte (= Arbeitnehmer? 
L.M.); 1964 waren es 34%.” Diese ganzen Angaben müßten für verschiedene Länder und 
über mehrere Jahrzehnte genau untersucht werden, um zu fundierten Schlüssen zu kom- 
men. Weiter müßte auch bei den Arbeitnehmerinnen untersucht werden, an welcher 
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oder der tatsächlichen Einrichtung von staatlichen Institutionen der Kindererzie- 
hung zur Entlastung der berufstätigen Frauen muß insbesondere nach der Zunahme 
der Zahl der erwerbstätigen bzw. der lohnabhängigen Mütter gefragt werden, da 
ihre Zahl in diesem Zusammenhang besonders relevant ist, — auch wenn dabei die 
Mütter unberücksichtigt bleiben, die gerne arbeiten möchten bzw. es eigentlich 
nötig hätten, aber wegen mangelnder Versorgungs- und Erziehungseinrichtungen 
für ihre Kinder davon abgehalten werden. 

Aus der Tabelle 2, Spalte 5 geht hervor, daß die Anzahl abhängig erwerbs- 
tätiger Mütter im Vergleich zu der Anzahl weiblicher Arbeitnehmer überhaupt zwi- 
schen 1950 und 1962 wesentlich stärker zugenommen hat, wobei allerdings die ein- 
drucksvolle Zunahme um 136% wiederum in den Zeitraum zwischen 1950 und 
1957 fällt, also in die Zeit der Erreichung der „Vollbeschäftigung” (4%, nach den 
damals wissenschaftlich anerkannten Maßstäben); von 1957 bis 1962 macht die 
Zunahme nur noch 33% aus (31). Daß sich mit der Erreichung der Vollbeschäfti- 
gung nicht mehr viel geändert hat, geht auch aus einer anderen Vergleichsgröße 
hervor, dem Verhältnis von erwerbstätigen zu allen Müttern (mit Kindern unter 18 
Jahren; zur Aussagekraft der Gruppe der „Erwerbstätigen” im Unterschied zu den 
„abhängig Erwerbstätigen” vgl. die oben gemachten Einschränkungen). Seit 1957 
steigt der Anteil der erwerbstätigen Mütter nur leicht an, von 32% in diesem Jahr 
auf 35% 1961 und 37% 1970 — die starke Abhängigkeit von dem jeweiligen Grad 
der Beschäftigung wird sogar in den hier verwendeten, auf den Jahresdurchschnitt 
berechneten Zahlen deutlich: 1968 ist der Anteil auf 34% gesunken, offensicht- 
lich eine Nachwirkung der Rezession von 1966/67 (32). Aus dem vorgelegten 
statistischen Material kann also kaum auf eine langfristig eindeutige Tendenz zur 
Zunahme der Frauen- bzw. Müttererwerbsarbeit in bedeutendem Umfang ge- 
schlossen werden; vielmehr ist eine erstaunliche Konstanz während der Hochkon- 
junktur und eine überdurchschnittliche Abhängigkeit vom Stand der Arbeitslosig- 
keit zu erkennen. Die vielfach vertretene These von der Zunahme der Erwerbs- 
tätigkeit von Frauen läßt sich generell gar nicht und für die Gruppen der Arbeit- 
nehmerinnen bzw. der erwerbstätigen/lohnabhängigen Mütter nur mit schwerwie- 
genden Modifikationen belegen. Wir müssen nun versuchen, uns auf der Basis 
dieses Ergebnisses unserer Frage wieder zuzuwenden, nämlich nach Möglichkeit 
und Wirklichkeit der „Vergesellschaftung der Erziehung”, bzw. der weiteren 
Übernahme familialer Erziehungsfunktionen durch öffentliche Institutionen, 

Die wesentliche Begründung für die vielfach erwartete Zunahme der „‚gesell- 
schaftlichen Erziehung” ist, daß nur dadurch die „Einbeziehung der weiblichen 
Arbeitskraft in die kapitalistische Produktion” vorangetrieben werden könnte, und 


Stelle sie eigentlich an der „Gesellschaftlichen Produktion” teilnehmen; mindestens 3 
Millionen tun dies in der BRD z.B. als Schreibkıräfte, vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
1./2./3.4.1972, 8.23. 

3 Bei der starken Zunahme von 1950 bis 1957 muß man berücksichtigen, daß in dieser Zeit 
das Saarland und West-Bezlin in die Statistik aufgenommen wurden. 

32 Errechnet nach Statist. Jahrbücher 1969, S. 127, Tab. 7, 1971, $. 128 Tab. 9 (die Anga- 
ben für 1970 beziehen sich nicht auf das ganze Jahr, sondern auf den Monat April). 
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daß daher der „Gesamtkapitalist”, der Staat, die organisatorischen und finanziellen 
Grundlagen für öffentliche Erziehungseinrichtungen schaffe. Wie hat sich nun das 
Verhältnis der beiden Entwicklungen in der Geschichte der BRD dargestellt? Am 
ehesten müßte ja nach dem oben gegebenen Zahlenmaterial (vgl. bes. Tabelle 2) 
in den fünfziger Jahren eine Zunahme öffentlicher (und auch privater) Einrich- 
tungen der Kindererziehung, besonders der Krippen- und Kindergartenplätze, fest- 
zustellen sein, da hier ja der Prozentsatz lohnabhängiger Frauen und Mütter be- 
sonders stark zugenommen hat. Tatsächlich entsprach aber zwischen 1950 und 
1962 dem Anwachsen der Zahl der lohnabhängigen Mütter um 300% eine Zunahme 
der Kindergartenplätze nur um höchstens 20% (33). Nur 4,7% der 2jährigen und 
22,9% der 2-6jährigen Kinder erwerbstätiger Mütter waren 1962 ganztägig in Er- 
ziehungseinrichtungen untergebracht (34). Offensichtlich ist also die Zunahme der 
Berufstätigkeit von Frauen nicht auf entsprechende Erleichterungen durch öffent- 
liche Erziehungsinstitutionen zurückzuführen; viel wahrscheinlicher ist es einerseits 
der nackte Zwang zum Geldverdienen und andrerseits die Möglichkeit dazu durch 
das Nachlassen der Arbeitslosigkeit. Die durch Kindergärten usw. nicht erfolgte 
Enlastung der Mütter mußte anderweitig aufgefangen werden. Eine wichtige Rolle 
spielt sicher der weitere Umkreis der Kernfamilie, Verwandtschaft (Grofßmütter!) 
und Nachbarschaft. Die Hauptlast haben aber wohl die Mütter selbst und ihre 
Kinder (34a) tragen müssen; die Tatsache beweist, daß es möglich war (und die 
Frage erhebt sich, ob es in Zukunft nicht auch und vielleicht in erweitertem Um- 
fang möglich sein kann). Diese Tatsache deutet — abgesehen davon, daß sie als 
Indiz für die finanzielle Notlage gelten kann -—- auf eine besondere Belastbarkeit 
von Frauen bzw. Müttern hin, die sie unter kapitalistischen Verhältnissen so ge- 
eignet machen, als industrielle Reservearmee zu dienen. Sie lassen sich für gerin- 
gen Lohn als profitable Lückenbüßer anstellen, nehmen schlechte Arbeitsplätze 
in Kauf, mühen sich ab, um eine private Unterbringungsmöglichkeit für ihre 
Kinder während ihrer Abwesenheit zu finden, müssen nach Arbeitsschluß die 
ganze Hausarbeit nachholen und für die Kinder da sein — alles, um der Familie 
durch ihren Zusatzverdienst den nötigen Lebensunterhalt zu sichern, Mietpreis- 
erhöhungen aufzufangen, unvorhergesehene Ausgaben abzahlen zu können usw. 
(35). Und sie lassen sich — aufgrund der gleichen, familienorientierten Einstel- 


33 Vgl. Gunnar Heinsohn, Die Vergesellschaftung der Kleinkinderziehung unter dem Kapi- 
talismus. Soziol. Dipl. Arbeit, Berlin 1970, S. 110. 

34 Ebd.,S.11l. 

34a Ein Hinweis darauf ist die Tatsache, daß gegen Ende der fünfziger Jahre der Hospitalis- 
mus infolge frühkindlicher Vernachlässigung in privaten Kinderhorten usw. derartige 
Ausmaße annahm, daß er auch in den Kinderkliniken sichtbar wurde und dort überhaupt 
erst die ernsthafte Beschäftigung mit dem Hospitalismus-Begriff und der US-Literatur 
(Renee Spitz) einleitete, zunächst allerdings nur bei ganz wenigen „speziell interessier- 
ten” Ärzten (Universitätskinderklinik Tübingen). 

35 Daß gerade Familien bzw. Mütter mit mehreren Kindern hier besonders ins Gedränge 
kommen, bestätigt eine Untersuchung des Bayerischen Arbeitsministeriums. „Sehr viele 
Bezieher durchschnittlicher Erwerbseinkommen, die als Alleinernährer eine größere 
Familie versorgen, verfügen, auch unter Hinzurechnung der kinderbedingten Steuerer- 
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lung — in der Rezession ohne großen Widerstand in die Familie zurückschicken, 
weil sie dort in der Regel ihren eigentlichen Aufgabenbereich sehen, besonders, 
wenn jüngere Kinder zu versorgen sind. Der geringe Qualifikationsstand von 
Frauen und die zermürbende repetitive Teilarbeit, die sie überwiegend verrich- 
ten (ein hoher Prozentsatz von Frauen arbeitet im Akkord), begünstigt diese 
Bereitschaft, mit der Lohnarbeit aufzuhören. Umgekehrt verhindert auch in 
sehr vielen Fällen die Orientierung auf Familie und Kinder eine dauerhafte 
Identifizierung mit der Beurfsarbeit und mit der damit geforderten Qualifika- 
tion — Frauen bleiben in den allermeisten Fällen bei un- bzw. angelernten 
Arbeiten stehen. (Wir sehen hier einmal davon ab, daß sich diese Grundstruk- 
turen in entsprechenden Erwartungen und institutionellen Hindernissen nieder- 
schlagen, die einzelnen Frauen eine Umorientierung sehr erschweren.) 

Fassen wir zusammen. Frauen sind wegen ihrer traditionellen Orientie- 
rung auf die Arbeit der Kinderaufzucht bzw. im Haushalt eine ideale versteckte 
Reservearmee; ihre wesentliche Motivation zur „außerhäuslichen” Arbeit ist 
die Erhaltung der Familie. Ob ein wesentlich größerer Teil der Frauen und 
Mütter als bisher sich dauerhaft ‚in die gesellschaftliche Produktion” einbe- 
ziehen läßt, hängt nicht so sehr von einem großzügig gesteigerten Angebot an 
öffentlichen Erziehungsinstitutionen ab als vom unmittelbaren Druck auf die 
Lebenserhaltung der Familie (nur noch nicht verheiratete oder unverheiratete 
Frauen machen hier eine Ausnahme, was aber im Zusammenhang unserer 
Fragestellung nicht untersucht werden soll). Solange die unmittelbare Arbeit 
der Kinderaufzucht hauptsächlich auf den Müttern lastet, ist auch keine Über- 
windung der Doppelrolle möglich, sodaß die Berufsarbeit zum Kernpunkt der 
Existenz auch für die Frauen werden könnte. Unter den geschilderten Bedin- 
gungen ist es einleuchtenderweise auch vom Standpunkt des Kapitals aus nicht 
sehr sinnvoll, das Krippen- und Kindergartenangebot bzw. die Vorschulerzie- 
hung in entscheidendem Umfang zu erhöhen. 

Wenn man diese Folgerung akzeptiert, muß man allerdings darüber über- 
rascht sein, daß die Ausdehnung der Vergesellschaftung der Kleinkinderzie- 
hung seit einigen Jahren ein wichtiger Diskussionspunkt in der Bildungspolitik 


mäßigung, des Wohngeldes und des Kindergeldes, über weniger Einkommen als nach dem 
‚Bundessozialhilfegesetz’ zu zahlen wäre” (= Fürsorgeunterstützung, L.M.), (Zitat nach 
Süddeutsche Zeitung vom 30./31.3.1972, S. 13). Hier wird diese Feststellung durch 
typische Fälle unterstützt, von denen wir einen zitieren: „Das sieht in der Praxis zum 
Beispiel so aus. Kurt S. ist Feinmechaniker von Beruf und verdient netto 950 Mark. 
Wenn er allein arbeiten würde, bekäme er 100 Mark Wohngeld (bei einer Miete von 
395,50 im sozialen Wohnungsbau). Der Familie mit drei Töchtern im Alter von 16, 15 
und 10 Jahren blieben rund 650 Mark zum Leben. Also arbeitet Frau S. halbtags als 
Buchhalterin und trägt dadurch 490 Mark zum Einkommen bei. ‚Trotzdem müssen wir 
uns noch krumm und lahm legen’, sagt sie. Familie S. besitzt kein Auto, keine Wasch- 
und keine Geschirtspülmaschine, kein einziges elektrisches Küchengerät. ‚Wenn ich nach 
Hause komm, dann koche ich, dann räum ich die Küche auf, und dann koch ich wieder. 
Ich komm aus dem Kochen gar nicht raus.’ Urlaub wurde im vergangenen Jahr per Fahr- 
rad gemacht. Kosten: 350 Mark. Irgendwelche Luxusartikel sind nicht drin. ‚„.. Chan- 
cengleichheit? Daß ich nicht lache! .. .” 
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und Bildungsplanung ist, ja sogar an einigen Stellen bereits versuchsweise kon- 
krete Form angenommen hat und jedenfalls viele Wissenschaftlicher und Insti- 
tute beschäftigt. Aus der Masse des dazu veröffentlichten Materials greifen 
wir einen Text heraus, um an ihm eine Einschätzung dieser Diskussion und ihrer 
Folgerungen zu versuchen, und zwar den „Bildungsbericht “70 der Bundesregie- 
rung” (36). Denn in diesem offiziellen Bericht wollte die Bundesregierung die 
Priorität der Bildung vor anderen politischen Zielen, wie sie sich in der Diskus- 
sion und den politischen Auseinandersetzungen der sechziger Jahre herausge- 
schält hatte und wie sie in der Regierungserklärung des neuen Kanzlers verkün- 
det worden war, in einem Programm für die ‚vor uns liegenden großen Bildungs- 
reformen” (37) ausdrücken. Wie diese Ziele begründet werden, ist ziemlich auf- 
schlußreich und drückt die Vorstellungen und die Blindheit vieler an der Bildungs- 
reformdiskussion Beteiligter gut aus; dabei beschränken wir uns hier hauptsächlich 


auf die Feststellungen zur Vorschulerziehung, deren ‚Ausbau . . . als erste Stufe 
des Bildungswesens zu einer vordringlichen bildungspolitischen Aufgabe” erklärt 
wird (38). 


Nach den im Bildungsbericht von der Bundesregierung veröffentlichten Zie- 
len soll der gesamte Elementarbereich (also Kindergarten und Vorschulerziehung, 
d.h. die Altersstufe von 3 und 4 bzw. von 5 und 6 Jahren — die Altersgruppe unter 
3 Jahren werden in dem Bericht überhaupt nicht erwähnt!) Priorität erhalten und 
zügig ausgebaut werden. Dabei wird die beachtliche Forderung nach einer Verdop- 
pelung der Kindergartenplätze ‚in den nächsten Jahren” oder (!) „bis 1980” von 
1 auf mindestens 2 Millionen und die Vorverlegung des Einschulungsalters auf 
das 5. Lebensjahr bis 1980 erhoben (38a). In Graphiken und Tabellen (39) wird das 
eklatante Hinterherhinken der Schulbesuchsquote der 6jährigen in der BRD, bzw. 
das Nochnichtvorhandensein von Vorschülern im Jahre 1965 mit den entsprechen- 
den, sehr viel höheren Quoten in anderen europäischen Ländern (besonders her- 
ausragend Frankreich und Belgien) (40) verglichen. Die Broschüre läßt uns auch 


36 Bildungsbericht ‘70. Bericht der Bundesregierung zur Bildungspolitik. Hrsg. Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft. Bonn 1970 (auch als BT-Drucksache V1/925, hier 
zitiert nach dem Druck des Wissenschaftsministeriums). Bezeichnenderweise ist 1971 
und 1972 kein Bildungsbericht mehr erschienen. 

37 Bildungsbericht, a.a.0., S. 5 

38 Ebd., S. 36 

38a Ebd.,$S. 39 bzw.S.10 

39 Ebd.,S. 3941 

40 Frankreich hatte bereits 1965 eine Vorschulbesuchsquote der Vierjährigen von 74,9%, 
Belgien eine von 95,5%; in der BRD dagegen besuchten 1965 34,1% der Drei- bis Sechs- 
jährigen den Kindergarten (ebd., S. 39, Tabelle 12). An diesen Zahlen ist noch folgendes 
interessant: die weit höhere Entlastung der Mütter von einem Teil der Kleinkindererzie- 
hung in Frankreich im Vergleich zur BRD wirkt sich nur in einem unerheblich höheren 
Anteil der weiblichen Arbeitnehmer an allen Arbeitnehmern aus (vgl. oben Tabelle 3, in 
Anmerkung 30). Und in Belgien ist dieser Anteil im internationalen Vergleich sogar be- 
sonders niedrig, also genau das Gegenteil von dem, was man infolge der „Vergesellschaf- 
tung der Kleinkindererziehung” eigentlich erwarten sollte! Diese Feststellung scheint 
uns unsere These zu unterstützen, daß ein großzügig gesteigertes Angebot an öffentlichen 
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nicht im Unklaren darüber, welches die besonderen Gründe dafür sind, daß eine 
umfassende Bildungsreform geplant werden und in dieser dem Elementarbereich 
besondere Bedeutung zukommen muß. Es heißt dort ganz allgemein: „Bildung soll 
den Menschen befähigen, sein Leben selbst zu gestalten. Sie soll durch Lernen und 
Erleben demokratischer Werte eine dauerhafte Grundlage für freiheitliches Zusam- 
menleben schaffen und Freude an selbständig-schöpferischer Arbeit wecken.” (41) 
Und etwa konkreter: „Das umfassende Bildungsangebot soll den einzelnen und 
damit die Gesellschaft auch dazu befähigen, durch Leistungen den technischen 
Fortschritt zu meistern und damit die soziale Sicherheit für alle zu gewährleisten” 
(42). Und auch darüber, warum diese notwendigen Leistungen bisher noch nicht so 
recht befriedigend erbracht werden konnten, erfährt man etwas: „Die Ergebnisse 
der internationalen Begabungsforschung haben erbracht, daß Begabung und Lern- 
fähigkeit stärker als bisher angenommen von der sozialen Umwelt und den kom- 
plexen Wechselbeziehungen zwischen dem Betätigungsfeld eines Kindes und den 
Angeboten und Anforderungen seiner Umgebung abhängen. Es ist Aufgabe eines 
demokratischen Staates, im Bildungswesen eine durch ungünstige soziale Umwelt- 
bedingungen verhinderte oder behinderte Entfaltung von vorhandenen Anlagen aus- 
zugleichen. Diese Aufgabe stellt sich vordringlich in der Elementarerziehung, weil 
hier die Wirkungsmöglichkeit kompensatorischer Maßnahmen am größten ist.” 
(43) 

Von den realen ökonomischen Zwängen, die das auslösende Moment für eine 
derart umfassende Planung der gesellschaftlichen Kindererziehung sein müssen und 
die auch allein ihre Realisierung bzw. Finanzierung erzwingen können, erfährt man 
im Bildungsbereicht so gut wie nichts, dafür allerdings umso mehr über den gewiß 
aufrichtigen Glauben der Bildungsplaner an die Freiheit und Gleichheit aller Indi- 
viduen auf der Ebene des bürgerlichen Scheins, der die entscheidende Ungleichheit 
als Grundlage der kapitalistischen Gesellschaft, die Trennung in Besitzer von Pro- 
duktionsmitteln und solche von bioßer Arbeitskraft, nicht zur Kenntnis nimmt. 
Der Hinweis auf den „technischen Fortschritt”, den es „durch Leistungen zu mei- 
stern” gilt (43a), deutet immerhin in die Richtung, die weiter verfolgt werden muß, 
will man den Ursachen der Versuche zur Bildungsreform auf den Grund gehen. 
„Technischer Fortschritt”, ‚technischer Wandel” (44), „wissenschaftlich-techni- 
sche Revolution” (45) — alle diese Begriffe meinen den fortwährenden und um- 


Erziehungsinstitutionen sich nicht notwendigerweise in einer stärkeren „Einbeziehung 
von Frauen bzw. Müttern in die gesellschaftliche Produktion” niederschlagen muß. 

41 Ebd.,S.9 

42 Ebd., S. 10 

43 Ebd., S. 37 

43a Ebd.,S.10 

44 Exemplarisch wird dies im Titel eines Forschungsprojekts des Rationalisierungs-Kura- 
toriums der Deutschen Wirtschaft (RKW) e.V. klar, wo der technische Wandel als Motor 
verstanden wird, der wirtschaftliche und soziale Aspekte hat: Wirtschaftliche und soziale 
Aspekte des technischen Wandels in der Bundesrepublik Deutschland, 9 Bände, Frank- 
furt/M. 1970. 

45 Diesen Begriff gebraucht Gunnar Heinsohn (a.a.0.), wahrscheindlich angeregt von der 
DDR-Literatur. 
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fassenden Prozeß der Umwandlung der Produktionsbedingungen, der immanenten 
Gesetzmäßigkeiten zu folgen scheint, tatsächlich jedoch den Verwertungsbedürf- 
nissen des Kapitals entspringt. Diesen Prozeß und seine Auswirkungen auf die 
Bildungspolitik im einzelnen zu beschreiben, würde im Rahmen dieser Arbeit zu 
weit führen (46). Wir wollen ihn hier nur skizzieren, um ganz kurz den objektiven 
Hintergrund anzudeuten, vor dem die Bildungsdiskussion stattfindet; dadurch 
wird auch deutlich, welche objektiven Grenzen der Bildungsplanung des Staates 
gesetzt sind. Die Rekonstruktionsperiode der westdeutschen Wirtschaft nach 1945, 
die Anfang der sechziger Jahre abgeschlossen war, konnte — bedingt durch den Zu- 
wachs an qualifizierten Arbeitskräften durch die Flüchtlinge aus den früheren deut- 
schen Ostgebieten und der DDR - über ein großes Reservoir an qualifizierten Be- 
rufen verfügen, das der damaligen Arbeitsplatzstruktur ungefähr entsprach. Die Er- 
höhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals, der Einsatz komplizierterer 
Maschinen zur Steigerung der Produktivität, der normalerweise eine Veränderung 
der Qualifikations-, d.h. auch der Berufsstruktur erfordert, war in den fünfziger 
Jahren noch kaum in Gang gekommen; es wurden vor allem Neuinvestitionen auf 
der bisherigen technologischen Basis vorgenommen. So konnte das Kapital lange 
auf die verfügbaren Reserven an qualifizierter Arbeitskraft zurückgreifen. Erst mit 
dem Ende der Rekonstruktionsperiode wurde für viele Kapitalzweige eine Bedarfs- 
lücke auf dem Arbeitsmarkt spürbar, die den Anstoß dazu lieferte, den Gründen 
für die fehlenden Qualifikationen genauer nachzugehen. Das Problem, rechtzeitig 
Vorsorge für die Zeit zu treffen, in der die Arbeitskraftreserven erschöpft sein wür- 
den bzw. Arbeitskräfte mit neuen Qualifikationen bereits ausgebildet sein müßten, 
stellte sich also im Nachhinein, als es schon akut war (47). Das Ausmaß des Fehl- 
bedarfs, das die Gefahr einer Verlangsamung des „Produktivitätsfortschritts” her- 
aufbeschwor (infolge ganz ungenügender Übereinstimmung von Soll und Ist der 
Qualifikationsstruktur), rief nun den für die weitere Zukunft vorausplanenden 
Staat auf den Plan. Allerdings nicht mit einem Schlag, sondern vermittelt über die 
öffentliche Diskussion über die „deutsche Bildungskatastrophe” (dies ist der Titel 
der Artikelserie in „‚Christ und Welt”, mit der Georg Picht 1964 diese Diskussion 
einleitete) bzw. den Vergleich mit anderen Staaten und deren viel höheren Bil- 
dungsausgaben. Dies ist, ganz knapp skizziert, der reale Hintergrund hinter dem 
„Bildungsbericht “70” und seiner „Forderung nach einem Ausbau der Vorschul- 
erziehung” als einer ‚besonders wichtigen” und ‚‚vordringlichen bildungspolitischen 
Aufgabe” (47a). Wie wenig aber dieser reale Hintergrund von vielen Beteiligten rea- 
lisiert worden ist, das deutet der Gebrauch des Wortes „Bildung” an, in dem eben 
ganz allgemein die alte bürgerliche Vorstellung von der Bildung des Menschen, 


46 Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die ausführliche Darstellung in der Arbeit 
von Gunnar Heinsohn, a.a.0.S. 77-98 


47 Vgl. dazu Fran Janossy, Das Ende der Wirtschaftswunder. Erscheinung und Wesen der 
wirtschaftlichen Entwicklung. Frankfurt/M. 1969. 


47a Bildungsbericht ’70, a.a.O., S. 36, 38. 
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von der Persönlichkeitsbildung mitschwingt (48) — vor der prosaischen Aufgabe der 
Qualifizierung der Arbeitskraft verschließt dieser Begriff die Augen, vielleicht weil 
dann zu nüchtern die Arbeit für das Kapital als entscheidende Aufgabe der Besitzer 
der Arbeitskraft benannt wäre. 

Die letzte Bemerkung kann vielleicht auch erklären, was aus unserer vorange- 
gangenen kurzen Darstellung der ökonomischen Ursachen der Bildungsreform noch 
nicht recht verständlich werden kann, warum nämlich ausgerechnet der gesellschaft- 
lichen Kleinkindererziehung in Kindergarten und Vorschule besondere Bedeutung 
zukommen soll, da ja Bildung hier noch auf einer ganz allgemeinen Ebene ge- 
schieht, die mit dem komplizierten Prozeß der Qualifizierung im Ausbildungsbe- 
reich wenig zu tun haben scheint. Den Schlüssel zur Erklärung finden wir im Bil- 
dungsbericht ‘70 unter dem Stichwort „kompensatorische Maßnahmen” (49). In 
einem möglichst frühen Alter soll durch individuelle Förderung eine allgemeine 
Basis der Lernfähigkeit und -- motivation und der Beweglichkeit geschaffen wer- 
den, die Benachteiligung durch ungünstiges soziales Milieu ausgleicht und den Bo- 
den für alle späteren Lernprozesse in der Schule und im Beruf bereitet. „Es ist Auf- 
gabe eines demokratischen Staates”, so heißt es, getreu dem Verfassungsgrundsatz 
der Chancengleichheit, gleiche Bildungschancen für alle zu schaffen (50). Es ist 
wohl nicht zufällig — und hierin ist der Bildungsbericht durchaus repräsentativ —, 
daß die Ausdehnung der Elementarerziehung fast ausschließlich mit dem Grund- 
satz der Chancengleichheit begründet wird und daß der Zusammenhang mit der 
Verbesserung der Qualifikationsstruktur im Zuge des „technischen Wandels” nur 
ganz allgemein hergestellt wird (51), anders als bei den höheren Stufen des Bil- 
dungssystems. Der Bogen von den „Bedürfnissen des Kapitals” zu der ‚‚Notwendig- 
keit der Vergesellschaftung der Elementarerziehung” ist weit und dünn; konkreter 
gesprochen: die Verbesserung der beruflichen Qualifikationsstruktur mag für das 
zukünfige Gedeihen der kapitalistischen Produktion in der BRD so wichtig sein, 
daß gegen alle Widerstände und Hindernisse hier entscheidende Veränderungen und 
Reformen zu erwarten sind — die Verbesserung der Kleinkindererziehung durch 
Auslagerung aus der Familie ist aber von diesem Zentralpunkt der ‚„‚Bildungsre- 
form” relativ am weitesten entfernt. Die Berufung auf den Verfassungsgrundsatz 
der Chancengleichheit, wie wir sie bei vielen mit der Bildungsreform im Vorschul- - 


48 Vgl. ebd. S. 9: „II. Allgerneine Grundsätze für die Reform des Bildungswesens. 1. Ober- 
stes Ziel ist ein demokratisches, leistungs- und wandlungsfähiges Bildungssystem, das 
jedem Bürger von der Vorschulerziehung bis zur Weiterbildung zu seiner persönlichen, 
beruflichen und politischen Bildung offensteht. 2,... Bildung soll den Menschen befähi- 
gen, sein Leben selbst zu gestalten. Sie soll durch Leinen und Erleben demokratischer 
Werte eine dauerhafte Grundlage für freiheitliches Zusammenleben schaffen und Freude 
arı selbständig-schöpferischer Arbeit wecken.” 

49 Ebd., S. 37 

50 Ebd., S. 37, vgl.S.9 

51 „Die Ergebnisse der internationalen Begabungsforschung haben erbracht, daß Begabung 
und Lernfähigkeit stärker als bisher angenommen von der sozialen Umwelt und den kom- 
plexen Wechselbeziehungen zwischen dem Betätigungsfeld eines Kindes und den Ange- 
boten und Anforderungen seiner Umgebung abhängen.” Ebd., 5. 37. 
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bereich beschäftigten Soziologen und Bildungsforschern finden, die teilweise sehr 
kühne Hoffnungen auf „systemsprengende Wirkungen” daran knüpfen, kann gerade 
darauf hinweisen, daß es wenig objektive (vom Standpunkt der kapitalistischen 
Produktion gesehen) Zwänge gibt, die auf eine umfassende Vergesellschaftung der 
Elementarerziehung drängen. Im folgenden soll nun noch versucht werden, ver- 
schiedene Überlegungen darzustellen, die u.U. gegen die Annahme einer Tendenz 
zur umfassenden Ausdehnung der öffentlichen zulasten der familialen Kleinkind- 
erziehung sprechen. Im Rahmen dieser Arbeit müssen diese Überlegungen weitge- 
hend andeutenden Charakter haben. 

Es ist zunächst nur soviel klar: von einer differenzierten Betreuung und Anre- 
gung im Kindergartenalter, wie sie die Erziehungspraxis der bürgerlich orientierten 
Erziehung bisher schon bot, wird eine verbesserte Ausgangslage (,‚Begabung”) für 
die zukünfigen Lernvorgänge auch in der eigentlichen Berufsausbildung und -fort- 
bildung erwartet; und die Fähigkeit, fortgesetzt neu zu lernen, soll wegen der 
raschen Umschlagsgeschwindigkeit der technischen Struktur der Produktion immer 
wichtiger werden. Aber: gilt dieses Erfordernis für alle zukünftigen Berufstätigen? 
Ist denn sicher, daß etwa die Automatisierung unter kapitalistischen Bedingungen 
nicht doch weiterhin einen beträchtlichen ‚‚Bodensatz’” von Ungelernten und Ange- 
lernten braucht? (Unter kapitalistischen Bedingungen, weil hier allein der Gewinn 
darüber entscheidet, ob und wie die technische Struktur eines Produktionsvorgangs 
verändert wird, und zwar grundsätzlich ohne Rücksicht auf die Interessen der Ar- 
beitskräfte.) Diese Frage ist bisher recht kontrovers beantwortet worden (52). Daß 
diese Entwicklung von entscheidendem Gewicht für die Frage der Einbeziehung der 
Frauen in die abhängige Berufsarbeit ist, erwähnen wir hier nur nebenbei. 

Weiter: selbst wenn anzunehmen ist, daß in Zukunft alle Berufstätigen vor 
allem „das Lernen gelernt” haben müssen und die Basis dafür nur in der Vorschul- 
phase gelegt werden kann, stellt sich doch die Frage der gesellschaftlichen Kosten 
für ein Resultat, das frühestens in zwei bis drei Jahrzehnten erwartet werden kann. 
Der Kapitalismus zeichnet sich nach allen bisherigen Erfahrungen gerade nicht 
durch eine solche langfristige Vorausplanung aus. Und zwar nicht nur, wie am An- 
fang dieses Kapitels bemerkt, weil im Kapitalismus jede Art der Prognose sehr pro- 
blematisch ist (wie gerade die Unsicherheit bei der Einschätzung des Konjunktur- 
verlaufs im vergangenen Jahr wieder deutlich gezeigt hat). Sondern vor allem, weil 
die Vorausplanung auf Jahrzehnte im Fall der Bildungsreform mit staatlichen 
Aufwendungen von enormer Größenordnung verbunden ist. Wir können hier nicht 
auf die Auseinandersetzungen um die Finanzierung der Bildungsreform eingehen, 
die ein wesentlicher, wenn nicht der entscheidende Grund für den Rücktritt des 
Wissenschaftsministers Leussink waren. Nur der Kern der Auseinandersetzung sei 


52 Für die Argumentation, die eine Tendenz zur allgemeinen Höherquaiifizierung annimmt, 
kann hier wieder stellvertretend für viele andere Schriften der Bildungsbericht ’°70 der 
Bundesregierung (a.a.0.) genannt werden. Für die Annahme eines „Bodensatzes” vgl. 
RKW, Wirtschaftliche und soziale Aspekte des technischen Wandels... , a.a.0., Bd. 1, 
S. 318, Bd. 8, Teil IC (Verfasser: H. Kern, M. Schumann). 
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bezeichnet. Wenn der Anteil der Bildungsausgaben von Bund, Ländern und Ge- 
meinden von jetzt etwa 4% (bezogen aufs Bruttosozialprodukt) auf etwa 8% 1980 
gesteigert werden soll (der Anteil der Ausgaben für die gesellschaftliche Kleinkinder- 
erziehung soll 1/10 davon ausmachen) (53), so müssen entweder die Steuern erhöht 
oder andere Ausgaben empfindlich gekürzt werden. Ganz allgemein gesagt, bedeutet 
dies entweder die Belastung der Einkommen aus unselbständiger Arbeit oder die 
der Einkommen aus Vermögen und Unternehmertätigkeit. Im ersten Fall sollen 
also die zu Bildenden selbst die hohen Kosten tragen, was ohne schwerwiegende 
Auseinandersetzungen kaum möglich sein dürfte. Im anderen Fall müßte letzten 
Endes die Gewinnquote gekürzt werden; Brandt und Schiller haben auf dem SPD- 
Parteitag im Herbst 1971 ganz dringend davor gewarnt, die Kuh zu schlachten, die 
Milch geben soll (es geht natürlich nicht darum, die Kuh, das Kapital, zu schlach- 
ten, sondern sie im Lande zu halten, die Flucht des Kapitals ins Ausland zu ver- 
hindern). Die Folgen des Dilemmas sind bereits als Abstriche am ursprünglichen Re- 
formprogramm der Regierung Brandt deutlich sichtbar. 

Aber wo wird im Zweifelsfall am ehesten gespart? Wo dies die wenigsten Kon- 
flikte zur Folge hat. Die forcierte Ausdehnung der Vorschulerziehung hat aber 
keine relevante gesellschaftliche Gruppe zu ihrer Forderung erhoben. Im Gegenteil: 
die „Vorrechte” der Kirchen auf eine frühzeitige Beeinflussung künftiger Gläubiger 
sind hier in Gefahr, denn die Kindergartenerziehung wird zu einem großen Teil 
von den Konfessionen beherrscht. Dagegen gibt es zentrale Konfliktstellen, die in 
der Prioritätenliste weit vorn stehen; z.B. erfordert die Stillegung weiterer Zechen 
im Ruhrgebiet umfangreiche und kostspielige Umqualifizierungsprogramme für die 
hochbezahlten Bergarbeiter, und hier muß bei Einsparungen damit gerechnet wer- 
den, daß nicht nur schwarze, sondern rote Fahnen gezeigt werden. Von Kindern 
und Müttern wird dies weniger befürchtet. 

Schließlich: die forcierte Ausdehnung der Elementarerziehung und besonders 
die Neueinführung der Vorschulerziehung innerhalb weniger Jahre bis 1980 ist 
nicht nur ein finanzielles Problem, sondern eine außerordentlich komplizierte Pla- 
nungsaufgabe. Zunächst einmal müssen die erforderlichen Bauten errichtet werden, 
und was dies bei der herrschenden Misere auf dem Grundstücksmarkt der Städte 
bedeutet, kann man leicht an der Entwicklung, oder besser dem Zurückbleiben 
des Schuibaus ablesen. Aber das ist vergleichsweise eine sekundäre Frage, viel 
wichtiger ist die rechtzeitige Ausbildung der Erzieher. Selbst nach den pädagogisch 
kaum vertretbaren Minimalanforderungen der Bundesregierung müßten bis 1980 
etwa 165 000 Erzieher, das sind 95% des Bedarfs, ausgebildet werden — unter der 
Voraussetzung, daß diese Ausbildung im Jahre 1967 auf etwa 72 000 Studienplät- 


53 Vgl. die Zielsetzungen der Bundesregierung im Bildungsbericht ’70, a.a.O.,S. 12, 19,26, 
144ff. (Es wird hier das gleiche mehrmals gesagt); Strukturplan für das Bildungswesen, 
Hrsg. Deutscher Bildungsrat. Vorabdruck 1970, S. 387 u. 389 (zitiert nach Gunnar 
Heinsohn, a.a.O., S. 199, Anmerkung 406). 

54 Nach Gunnar Heinsohn, a.a.O., S. 198-206 (Kapitel 5.2. Die Zielvorstellungen der herr- 
schenden Bildungspolitik und ihre Realisierungschancen). Die folgenden Zahlen eben- 
daher. 
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zen begonnen hätte und damit ab 1971 jährlich etwa 16 500 Absolventen fertig 
würden (54). Die Zahl der erforderlichen Studienplätze ist größer als die Plätze 
an allen westdeutschen Pädagogischen Hochschulen zusammengenommen; ganz 
abgesehen von der Tatsache, dat nach der gleichen Bildungsplanung bis 1980 auch 
fast 600 000 Lehrer für allgemeinbildende Schulen und fast 100 000 Hochschul- 
dozenten auszubilden wären. Das Bemerkenswerteste an diesen Zahlen ist aber, 
daß sie aus keiner Bedarfsplanung der Bundesregierung stammen, weil es eine 
solche gar nicht gibt. 

Von einer fortschreitenden Auslagerung der Erziehungsfunktionen von der 
Familie auf gesellschaftliche Institutionen zu sprechen, scheint jedenfalls in der 
BRD durchaus verfrüht. Zumal wir die Altersstufe von O bis 3 Jahren überhaupt 
nicht berücksichtigt haben, weil sie auch in den Bildungsplänen und -diskussionen 
nicht erörtert wird. Die Arbeit und Mühe bei der Aufzucht und Erziehung der 
Kleinkinder scheint also vorerst weiterhin auf den Frauen und besonders den 
Müttern zu lasten; und schon gar nicht kann eine relevante „‚Freisetzung” der 
Mütter von dieser Tätigkeit im Hinblick auf eine „Einbeziehung in die gesellschaft- 
liche Produktion” erwartet werden, sondern vielmehr weiterhin die Doppel- und 
Dreifachbelastung als Normalfall für jene Frauen, die Mütter werden und bei 
denen das Familieneinkommen (in der Regel das des Mannes) so knapp ist, daß 
der Lebensunterhalt nicht bestritten werden kann. 


6. Die Widersprüchlichkeit der Forderung 
‚nach der Einbeziehung der Frauen in die Produktion 
als notwendigem Schritt zu ihrer gesellschaftlichen Emanzipation. 
Der besondere Fall der Mütter 


Im bisherigen Verlauf der vorliegenden Arbeit wurde dargestellt, welchen Stellen- 
wert die besondere, meistens von Frauen geleistete unbezahlte Arbeit der Kinder- 
aufzucht im Kapitalismus hat, und wie sich die natürliche Arbeitsteilung, die auf 
der Tatsache beruht, daß die Frauen die Kinder bekommen, zur herrschaftsmäßigen 
Arbeitsteilung mit allen Folgen für die Einschätzung der Frauenarbeit allgemein 
ausbildete. Mütter und Hausfrauen führen in gewisser Weise durch ihre unbezahlte 
Arbeit innerhalb der Familie eine Existenz außerhalb der im Kapitalismus herrr- 
schenden Normen; ihre weitgehend auf vorkapitalistischen Strukturen beruhenden 
Verhaltensweisen kitten die Risse, die aus der kennzeichnenden Unfähigkeit kapit- 
talistischer Gesellschaften entstanden sind, die Aufzucht der nächsten Generation 
allein aus den eigenen Prinzipien dieser Gesellschaftsordnung zu organisieren. Ein 
wirklich tragfähiges Konzept der Kinderaufzucht und -erziehung hat noch keine 
Kapitalistische Gesellschaft entwickeln können — Versorgung und Erziehung jeden- 
falls des kleinen Kindes ist prinzipiell „‚Privatsache”, und die Ergänzung der Gesell- 
schaft durch die grundsätzlich anders strukturierte Familie ist anscheinend eine 
unentbehrliche Bedingung dieser Gesellschaft, selbst wenn der Bereich der Familie 
immer mehr von ihr eingeengt und überformt wird. Den Frauen kann — gerade 
auf Grund ihrer „privaten” Sonderexistenz — diese spezifische Funktion im allge- 
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meinen gar nicht bewußt sein. Sie, die nach der Auffassung vieler Familiensozio- 
logen im Zentrum der „Keimzelle der Gesellschaft”, der Familie stehen, verstehen 
von den Ursachen und Erscheinungen dieser Gesellschaft wenig, ihr Gesichtskreis 
ist beschränkt, die „Welt”” kommt ihnen zumeist in winzigen Segmenten, wenn 
überhaupt, z.B. über ihren erwerbstätigen Mann, ins „Haus”! 

Diese Beschränktheit der Nur-Hausfrau auf einen engen Lebensbereich, ihr 
Unverständnis für gesellschaftliche Prozesse ist ein wesentlicher Grund für die 
sozialistische Forderung nach der Einbeziehung der Frauen der Arbeiterklasse 
in die Produktion, denn soweit die Arbeiterfrau Hausfrau ist, nimmt sie an dieser 
Beschränktheit teil, fehlt ihr die Basis für das Verständnis dieser Gesellschaft als 
einer kapitalistischen. In der sozialistischen Literatur wird je nachdem mehr der 
objektive oder der subjektive Aspekt dieser Forderung betont. Zum einen wird 
das weitertreibende Moment hervorgehoben, das generell die Arbeit im gesell- 
schaftlichen Produktionsprozeß, besonders seit der Entstehung der großen Indu- 
strie habe. Nachdem im Zuge der Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit der 
Frauen — bedingt durch die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern — aus 
der gesellschaftlichen Produktion ausgeschieden seien, beginne nunmehr ihre 
Wiedereingliederung im großen Maßstab. Was bei der Widersprüchlichkeit des 
Kapitalismus bedeutet, daß neue, positive Formen sozusagen im Keim schon im 
Alten enthalten sind, zugleich aber durch die Perversion aller Verhältnisse im Kapi- 
talismus nur entstellt erscheinen können (55). Zum anderen wird die Möglichkeit 
der Veränderung des Bewußtseins der Frauen durch ihre Teilnahme an der kapi- 
talistischen Produktion betont. Indem sie am Arbeitsplatz die gleiche oder noch 
schlimmere Unterdrückung als die männlichen Arbeiter erfahren, können sie ler- 
nen, sich als Teil des Proletariats zu begreifen, das seine Lage nur durch die Ent- 
schlossenheit aller Arbeiter, Männer wie Frauen, ändern kann (56). 

Es sei hier zunächst einmal deutlich ausgesprochen, daß wir die eben skiz- 
zierte Forderung nach der Einbeziehung der Frauen in die „gesellschaftliche Pro- 
duktion” ganz allgemein für richtig halten; nur so kann letzten Endes der be- 
schränkte Gesichtskreis der in der Familie eingeschlossenen Mutter und Hausfrau 
durchbrochen werden und kann sie einen gleichberechtigten Platz neben dem 
Mann einnehmen. Die eigentlichen Probleme beginnen aber erst, wenn man sich 


55 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, MEW Bd. 23, S. 514. Dazu auch Jürgen Kuczynski 
(Studien zur Geschichte der Lage der Arbeiterin in Deutschland von 1700 bis zur Gegen- 
wart. In: ders., Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus. Teil I, 
Bd. 18, Berlin 1963, S. 138): „Und doch dürfen wir nicht übersehen, welch große Be- 
deutung die Industriearbeit für die Entwicklung der Frau hat. Marx und Engels haben 
auf die entscheidende Rolle der Arbeit für die Entwicklung des Menschen hingewiesen. 
Und mehr: sie haben auch gezeigt, wie der Fortschritt in den Arbeitsmethoden einen 
Fortschritt in der Entwicklung des Menschen bringt.” 

56 Vgl. Nadeshda K. Krupskaja (Sozialistische Pädagogik, Bd. 4, Berlin 1967, S. 22-24): 
„Neben ihr arbeiten Hunderte andere Arbeiter und Arbeiterinnen unter den gleichen Be- 
dingungen wie sie. Alles, was sie selbst bedrückt, das empört auch die anderen.” (8. 22) 
„Die Worte: ‚Alle für einen, einer für alle’ werden der Fabrikarbeiterin immer verständ- 
licher.” (S. 23) 
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mit dieser Forderung im einzelnen befaßt und vor allem, wenn man fragt, wie die 
Schritte zu ihrer Verwirklichung aussehen, die von den realen Alltagsinteressen 
bzw. Problemen und dem darauf beruhenden Bewußtsein der betroffenen Frauen 
ausgehen. Daher müssen wir uns zunächst mit der genauen Formulierung und Be- 
gründung dieser Forderung auseinandersetzen, wie sie in einem großen Teil der 
sozialististischen Literatur verbreitet war und ist. Es wird sich zeigen, daß sich hier 
unter der Hand eine Interpretation der ‚Teilnahme der Frauen an der Produktion” 
einschleicht, die im Grunde etwas anderes meint und die konkreten Interessen und 
Möglichkeiten der großen Mehrheit der Frauen von Lohnabhängigen und erst recht 
von Arbeitern verfehlt. 

Als exemplarische Formulierung der Forderung nach der Einbeziehung der 
Frau in die Produktion greifen wir die von Clara Zetkin heraus. In ihrer Auseinan- 
dersetzung mit den Sozialisten, die eine Abschaffung der Frauenarbeit forderten, 
begründete sie 1889 auf dem Pariser Internationalen Arbeiter-Kongreß die Notwen- 
digkeit der „ökonomischen Unabhängigkeit” der proletarischen Frau mit dem Ver- 
gleich der Abhängigkeit der Arbeiter- von der Kapitalistenklasse: ‚Die Sozialisten 
müssen vor allem wissen, daß auf der ökonomischen Abhängigkeit oder Unabhän- 
gigkeit die sozialen Sklaverei oder Freiheit beruht... Wie der Arbeiter vom Kapi- 
talisten unterjocht wird, so die Frau vom Manne; und sie wird unterjocht bleiben, 
solange sie nicht wirtschaftlich unabhängig dasteht. Die unerläßliche Bedingung für 
diese ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit ist die Arbeit.” (57) „Wenn aber die Frau 
wirtschaftlich nicht mehr vom Manne abhängt, so gibt es keinen vernünftigen Grund 
für ihre soziale Abhängigkeit von ihm.” (58) Dann muß sie jedoch freilich erst 
nachträglich einschränken: ‚Gleichwohl kommt diese wirtschaftliche Unabhängig- 
keit allerdings im Augenblick nicht der Frau selbst zugute, sondern dem Kapitali- 
sten. Kraft seines Monopols der Produktionsmittel bemächtigte sich der Kapitalist 
des neuen ökonomischen Faktors und ließ ihn zu seinem ausschließlichen Vorteil 
in Tätigkeit treten. Die von ihrer ökonomischen Abhängigkeit dem Manne gegen- 
über befreite Frau ward der ökonomischen Herrschaft des Kapitalisten unterworfen, 
aus einer Sklavin des Mannes ward sie die des Arbeitgebers: Sie hatte nur den 
Herrn gewechselt.” (59) 

Versuchen wir zunächst einmal eine vorläufige Einschätzung und Kritik der 
Auffassung von Clara Zetkin. Als problematischen Angriff gegen die sozialistischen 
Vertreter des Verbots der Frauenarbeit kann man den Vergleich der „Unterjo- 
chung” bzw. „Versklavung” der Frau durch den Mann bzw. den Kapitalisten akzep- 
tieren. Daß hier aber zwei ganz verschiedenartige Abhängigkeitsverhältnisse vorlie- 
gen, das kommt schon in ihrer widersprüchlichen Darstellung selbst zum Ausdruck. 
Einerseits soll ja die Frau durch die Arbeit „ökonomische Unabhängigkeit” erlan- 
gen, andererseits kommt aber diese eben erlangte Unabhängigkeit ‚im Augenblick” 
nur dem Kapitalisten zugute”. Wenn die Frau wirklich „nur den Herrn gewech- 


57 Clara Zetkin, Ausgewählte Reden und Schriften. Bd. 1, Berlin 1967, 5.4. 
58  Ebd.,S.6 
59  Ebd.,S.6-7 
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selt” hätte, so wäre der Vorteil darin nicht zu sehen. Der Widerspruch läßt sich nur 
so auflösen, daß die neue Form der Abhängigkeit offenbar erträglicher ist, oder 
besser: erträglicher scheint. Die persönliche Abhängigkeit von einem Menschen 
wird von den Mitgliedern der kapitalistischen Gesellschaft zunächst als die Sklave- 
rei im eigentlichen Sinn empfunden, dagegen erscheint die Emanzipation” zum 
freien Lohnarbeiter als ein großer Fortschritt — das Abhängigkeitsverhältnis ist 
hier ja unter der Beziehung freier Vertragspartner versteckt und tritt zunächst 
nur als Mißbrauch einer an sich gerechten Beziehung ins Bewußtsein. In dem Maß 
allerdings, wie die Realität der täglichen Lohnarbeit diesem Schein widerspricht, 
erweist sich die Emanzipation zum freien Lohnarbeiter als weniger attraktiv. 
Und das hat für die Frau andere Folgen als für den Mann. Denn die Frau vergleicht 
ihr Leben als Lohnsklavin mit dem als „Haussklavin”, und die Umstände ihrer 
„ökonomischen Unabhängigkeit durch eigene Arbeit” mögen so sein, daß sie die 
persönliche Abhängigkeit im Haushalt dem vorzieht. Der Mann hat diesen Ausweg 
nicht (was sich dann in größerer Bereitschaft zur Gegenwehr gegen die Bedingun- 
gen seiner Lohnsklaverei, zur gewerkschaftlichen Organisierung usw. nieder- 
schlägt). Darauf wird noch ausführlicher zurückzukommen sein. 

Hier müssen nun allerdings zwei Punkte genauer erörtert werden. Erstens die 
Tatsache, daß normalerweise die Frau die Hausarbeit tut und immer die Mutter ist 
(mindestens im biologischen Sinn). Zweitens, daß für das Interesse der Frauen an 
der Erlangung „ökonomischer Unabhängigkeit” entscheidend wichtig ist, welches 
Maß an Befriedigung im Vergleich zur Hausarbeit sie als Lohnarbeiterinnen finden 
können. 

Zum ersten Punkt. Das Gewicht, ja die Last der auch heute noch von den 
meisten Frauen im Haushalt geleisteten Arbeit, besonders aber der Arbeit bei der 
Kinderversorgung, wird von vielen, die abstrakt für die „Einbeziehung der Frau in 
die gesellschaftliche Produktion” eintreten, sehr unterschätzt oder sogar ganz ver- 
kannt. Auch hierfür können wir uns wieder exemplarisch auf Clara Zetkin bezie- 
hen. Sie führt in der schon erwähnten Rede aus: „Die alte Form der Produktion 
mit ihren unvollkommenen Arbeitsmitteln fesselte die Frau an die Familie... . Im 
Schoß der Familie stellte die Frau eine außerordentlich produktive Arbeitskraft 
dar. Sie erzeugte fast alle Gebrauchsgegenstände der Familie .. . Die maschinelle 
Produktion hat die wirtschaftliche Tätigkeit der Frau in der Familie getötet. Die 
Großindustrie erzeugt alle Artikel billiger, schneller und massenhafter ... . Das ist 
der Grund, warum die gute Wirtschafterin aus der guten alten Zeit fast gänzlich ver- 
schwunden ist. Die Großindustrie hat die Warenerzeugung im Hause und für die Fa- 
milie unnütz gemacht, sie hat der häuslichen Tätigkeit der Frau den Boden entzo- 
gen. Zugleich hat sie eben auch den Boden für die Frau in der Gesellschaft geschaf- 
fen (60). Indem hier Clara Zetkin den wichtigen Gesichtspunkt heraushebt, daß 
die eigenständige Erzeugung von Produkten in der „‚Hauswirtschaft”, die eine Do- 
mäne der Frauen war und auch Basis ihres Selbstbewußtseins und ihrer relativen 
Unabhängigkeit gegenüber dem Mann, fast ganz aufgehört hat, übersieht sie, daß 


60  Ebd.,S.5-6 
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ein sehr wesentlicher Teil der Arbeit der Frau im Haushalt die unmittelbaren 
Dienste am Mann und besonders an den Kindern waren und sind, also die Arbeit, 
die sich nicht in einem Produkt vergegenständlicht. Auch wenn diese Arbeit heute 
einerseits durch technische Hilfsmittel erleichtert werden kann (die aber gerade Ar- 
beiterfrauen noch in verhältnismäßig geringem Umfang zur Verfügung stehen) und 
andererseits ein Teil dieser Arbeit vergesellschaftet ist (Schule, Kindergarten — 
aber eben in beschränktem Ausmaß und meist sehr notdürftiger Qualität), so macht 
sie doch immer noch einen sehr großen zeitlichen Aufwand nötig (61). Ja, für die 
einzelne Frau kann sich der Gesamtaufwand sogar gesteigert haben. Denn durch 
die ständischen Regelungen war früher ein Teil der Frauen nicht verheiratet, 
sondern gehörte als Magd, unverheiratete Schwester, Tante usw. einem größeren 
Haushalt mit mehreren Frauen an, auf die sich die Last verteilte, während heute 
in der Kleinfamilie die einzelne Frau die Arbeit allein tun muß (ausgenommen die 
Frauen der privilegierten Schichten, die sich die Dienste eines ‚„Dienstmädchens” 
oder einer Putzfrau kaufen können). Jedenfalls: solange traditionsgemäß diese 
Arbeit der ‚Hausfrau’” zugeschoben wird, und solange die Anforderungen an die 
Männer auf den allermeisten Arbeitsplätzen darauf abgestimmt sind, daß die Ar- 
beit „zu Hause” von einer Frau übernommen wird, solange besteht ein ganz funda- 
mentales Hindernis für eine umfassende Einbeziehung der Frauen in die gesell- 
schaftliche Produktion. Denn in aller Regel muß eben dann die berufstätige Frau 
eine Doppelbelastung aushalten, und ganz besonders wirkt sich das für die Arbeite- 
rin aus. So ist es nicht verwunderlich, daß in der Lebensperspektive der meisten 
Arbeiterfrauen die Berufstätigkeit am ehesten dann in Frage kommt, wenn kein 
Haushalt und vor allem keine Kinder zu versorgen sind, besonders also für die 
unverheirateten jungen Frauen und Mädchen. Wenn dagegen Haushalt und Kinder 
da sind, dann wird die Doppelbelastung nur dann übernommen, wenn es für die 
Erhaltung der Familie unbedingt erforderlich ist. Es kommt dabei noch hinzu, 
daß normalerweise Arbeiter die herrschenden Normen anerkennen (und mehr oder 
weniger anerkennen müssen); wenn sie also erleben, daß die meisten Frauen der pri- 
vilegierten Schichten (die auch Lohnabhängige sein können) nicht arbeiten gehen, 
so übernehmen sie diese Norm, wenn und soweit es ihnen möglich ist, ähnlich wie 
beim Kauf von Möbeln, eines Autos usw. 

Clara Zetkin und viele, die in ähnlicher Weise für die allgemeine Durchset- 
zung der Frauenarbeit sprechen, haben also ein entscheidendes Hindernis über- 
sehen: solange die Last der Hausarbeit und besonders der Kinderaufzucht ein- 
seitig auf den Frauen lastet, wird ihre Einbeziehung in die gesellschaftliche Produk- 
tion auf sehr spürbare, eiementare Grenzen stoßen (62). Solange diese Grenzen 
nicht systematisch berücksichtigt werden, bleibt die Forderung nach der Befreiung 


61 Eine Reihe von Erhebungen und Berechnungen sind verarbeitet und interpretiert in: 
Sigrid Rüger, Gesellschaftliche Verwendung und Bewertung von Frauenarbeitskraft 
in der BRD. Soziolog. Dipl. Arbeit Berlin 1970 

62 Diese Grenzen dürften der entscheidende Grund für die geringen Veränderungen im 
Anteil der Frauenaxbeit in den entwickelten kapitalistischen Gesellschaften sein, die 
wir im vorigen Kapitel dargestellt haben. 


der Frau durch ihre Einbeziehung in die Produktion abstrakt. Will eine Forderung 
nach gesellschaftlichen Veränderungen Aussicht auf Erfolg haben, so muß sie an 
den unmittelbaren Lebensumständen und Interessen derer anknüpfen, die sie be- 
trifft und die sie durchsetzen sollen. Darauf werden wir im letzten Kapitel noch 
näher eingehen. 

Zum zweiten Punkt. Für das Interesse der Frauen an der Erlangung ökono- 
mischer, genauer: finanzieller Unabhängigkeit ist nun nicht nur die Frage ihrer 
doppelten Belastung von Bedeutung, sondern auch das Ausmaß des Anreizes, das 
von der jeweiligen Berufstätigkeit ausgeht, jedenfalls im Vergleich zur Hausarbeit. 
Hier wird nun der Unterschied zwischen Arbeiterinnen und den übrigen erwerbs- 
tätigen Frauen wichtig (wobei davon ausgegangen werden muß, daß letztere der 
großen Mehrheit nach ebenfalls Lohnabhängige sind, und zwar relativ sehr selten 
in Spitzenpositionen). Denn die Arbeiterinnen haben meist Arbeitsplätze, in denen 
die Ausgeliefertheit an die kapitalistische Produktion besonders ausgeprägt ist: ex- 
treme Detailarbeit, hoher Anteil stumpfsinnig-repetitiver Arbeit am Montageband 
oder unter Akkorddruck, usw. Die übrigen weiblichen Lohnabhängigen (auf die 
wir uns der Einfachheit wegen hier beschränken) dagegen haben häufig immer 
noch Arbeitsplätze mit einem, jedenfalls im Vergleich zu den Arbeitsplätzen 
in der Produktion, relativ hohen Grad an Eigenständigkeit oder wenigstens Frei- 
raum. Das gilt zunächst einmal für die Sekretärinnen, in geringerem Maß auch 
für die übrigen weiblichen Büroberufe, die einen sehr großen Teil der weiblichen 
Angestellten ausmachen. Ihre Arbeitsbedingungen sind immer noch durch. ge- 
ringe Einspannung in einen maschinell im Hinblick auf größte Arbeitsintensität 
gesteuerten Arbeitsprozeß bestimmt, vergleichsweise also nahe den Bedingungen 
im Haushalt (was auch von den Herren Chefs entsprechend geschätzt wird; aller- 
dings wird sich hier in Zukunft im Zeichen der Schreibsäle vieles ändern). Sodann 
gilt dies für jene der Zahl nach nicht unerhebliche Gruppe der hochqualifizierten 
weiblichen Berufstätigen: nämlich die Frauen mit Fach- oder Hochschulabschluß, 
die bezeichnenderweise meist in Berufen tätig sind, in denen die „Arbeit am Men- 
schen” vorherrscht (vor allem Lehrerinnen und Ärztinnen; die übrigen, vergleichs- 
weise qualifizierten und gut bezahlten Frauenberufe sind hier mit Einschränkun- 
gen zu erwähnen: Kindergärtnerinnen, Krankenschwestern, Sozialarbeiterinnen 
usw.). Mit dieser letzten Gruppe müssen wir uns wegen ihres Einflusses auf die 
Frauenemanzipationsbewegung ausführlicher befassen. In der Regel stammen 
diese Frauen aus „bürgerlichen” Familien oder haben zumindest eine „bildungs- 
bürgerliche”” Orientierung mitgebracht; (bürgerlich in Anführungszeichen, weil 
diese bürgerlichen Familien objektiv meist längst nicht mehr bürgerlich im Sinn 
von „vermögend” bzw. beteiligt am Privateigentum von Produktionsmitteln 
sind, aber noch in dem bürgerlichen Dogma leben, durch Leistung, Verzicht, An- 
eignung überlegenen Wissens usw. sei Aufstieg und Anerkennung im Sinn von Ein- 
kommen und Prestige zu erringen, während die Arbeiter Arbeiter seien, weil sie es 
an diesen Tugenden fehlen lassen. Objektiv gehören also die meisten dieser Frauen 
zu den Lohnabhängigen, aber in spezifischer Weise: meist als Staatsbedienstete 
mit der Qualifizierung und Instandhaltung der Arbeitskraft beschäftigt und von 
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daher relativ privilegiert gegenüber allen übrigen lohnabhängigen Frauen, ob Arbei- 
terinnen oder Angestellten, und auch gegenüber den männlichen Arbeitern und 
teilweise den Angestellten. Und zwar privilegiert sowohl nach der Höhe des Lohns 
und der zusätzlichen Sozialleistungen wie nach der Sicherheit des Arbeitsplatzes 
und nicht zuletzt der relativ hohen Dispositionsfreiheit bei der Arbeit. Alle diese 
Punkte und besonders der letzte machen es nun begreiflich, daß sich erst für diese 
Frauen ernsthaft das Interesse an der Erlangung „ökonomischer Unabhängigkeit” 
gegenüber dem Mann stellen kann, verbunden nämlich mit einem im Vergleich 
zur Hausarbeit hohen Grad an Befriedigung aus der Berufsarbeit. 

Hier zeigt sich die Basis für den Unterschied zwischen „bürgerlicher”’ und pro- 
letarischer Frauenemanzipationsbewegung, zugleich aber auch für die Gemeinsam- 
keiten zwischen beiden. Die Frau der „bildungsbürgerlichen” Schicht erlebte und 
erlebt den Ausschluß von den Berufsmöglichkeiten der Männer dieser Schicht als 
persönliche Behinderung ihrer individuellen Entfaltungsmöglichkeiten, auf die sie 
besonders bei Herkunft aus einem liberal-bürgerlichen Elternhaus durchaus einen 
Anspruch geltend machen konnte. Gerade die Betonung der „finanziellen Unab- 
hängigkeit” vom eigenen Mann zugleich mit dem Wunsch nach individueller Aner- 
kennung und Aufwertung der Persönlichkeit durch eigene Leistung ist kennzeich- 
nend für die bürgerliche Frauenemanzipationsbewegung. Aber dieser Wunsch ist 
erst möglich, wo die elementarsten Nöte und Zwänge der alltäglichen Lebenser- 
haltung für Mann und Frau nicht mehr bestehen. Wie privilegiert und daher ver- 
ständlicherweise in der Mehrzahl unwissend gegenüber den realen Problemen 
ihrer proletarischen Geschlechtsgenossinnen diese Frauen tatsächlich waren, 
zeigt ihre Ablehnung einer besonderen Schutzgesetzgebung zugunsten der Ar- 
beiterin mit der Begründung, diese bedeute „einen Eingriff in die Freiheit der Frau 
und ihre Gleichberechtigung gegenüber dem Manne.” (63). 

Diese Ablehnung des Frauen- und Mutterschutzes kann aber auch auf eine 
Gemeinsamkeit zwischen den beiden Formen der Frauenbewegung hinweisen. 
Denn auch Clara Zetkin, führender Kopf der sozialistischen Frauenbewegung, 
lehnte ursprünglich jeden besonderen gesetzlichen Schutz der arbeitenden Frau 
mit Ausnahme des Mutterschutzes im engsten Sinn ab; es dauerte einige Zeit, 
bis sie von diesem in der Tendenz ganz ähnlichen „politisch-radikalen” Stand- 
punkt abkam und den Mutterschutz nicht als reformerische Handwerkelei, 
sondern als notwendig für das einfache Überleben aller arbeitenden Mütter und 
Kinder begriff (64). Diese Gemeinsamkeit, die noch an anderen Punkten belegt 
werden könnte, dürfte darin begründet sein, daß die eigene Erfahrungsbasis auch 
vieler Wortführerinnen der proletarischen Frauenbewegung die gleiche war (und 
ist) wie die der bürgerlichen Frauenbewegung: nämlich erstens das vergleichsweise 


63 Aus einer gegen diese Auffassung gerichteten Entschließung des Internationalen So- 
zialistischen Arbeiterkongresses in Zürich 1893, Protokoll des Kongresses, Zürich 1894, 
hier zitiert nach: Die Frauenfrage im Lichte des Sozialismus. Hrsg. Anna Blos. Dresden 
1930, S. 156. 

64 Vgl. Clara Zetkin, Ausgewählte Reden... ., a.a.0., Bd. 1, 5. 9-10; vgl. auch Die Frauen- 
frage ..., a.a.0.8.53. 
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große Interesse an der eigenen Arbeit im Beruf und auch in der politischen Be- 
wegung und die damit verbundene Befriedigung und „ökonomische Unabhängig- 
keit”, die aber von den Männern oft abgelehnt und abgewehrt wird; und zweitens 
die relative Ferne von den unmittelbaren Zwängen der alltäglichen Lebenserhal- 
tung im Haushalt und bei der Kinderversorgung. Der Verzicht auf eigene Kinder 
war und ist dabei ein wichtiges Mittel für die „emanzipierte” Frau, sich diesen 
Zwängen zu entziehen; und selbst wenn Kinder da sind (deren Zahl möglichst 
niedrig gehalten wird), erlaubt die größere finanzielle Unabhängigkeit die An- 
stellung von anderen Frauen (Dienstmädchen oder Putzfrau) oder wenigstens 
den Kauf von Dienstleistungen und arbeitssparenden Geräten, die Miete günstig 
gelegener Wohnungen, heute eines Autos, ganz abgesehen von disponiblerer Ar- 
beitszeit u. dergl. Alle diese Erleichterungen entschärfen das Problem der Doppel- 
rolle bzw. verringern die für Haushalt und Kinderversorgung aufzuwendende Ar- 
beitszeit beträchtlich, ja können sie im günstigsten Fall weitgehend beseitigen 
(die Staatssekretärin und Landtagsabgeordnete und Mutter dreier Kinder Hamm- 
Brücher dürfte diese Lösung” gewählt haben, die kinderlose Theoretikerin, 
Agitatorin und Reichstagsabgeordnete Rosa Luxemburg hatte eine Haushälterin). 
Mit dieser Annäherung an die Situation des berufstätigen Mannes geht aber bei 
den meisten dieser Frauen, und eben auch vielfach bei den Vertreterinnen der prole- 
tarischen Frauenbewegung, das Verständnis und überhaupt die Kenntnis der 
elementaren Zwänge des täglichen Lebens verloren, die das Leben der Arbeiterfrau 
fast völlig bestimmen (65). 

Die sozialistische Forderung nach Einbeziehung der Frau in die gesellschaftliche 
Produktion, so richtig sie abstrakt ist, stößt in der Realität auf das Hindernis der 
Last der Hausarbeit und Kinderversorgung, die herkömmlicherweise den Frauen 
zufällt; soweit diese Forderung mit der Aussicht auf „ökonomische Unabhängig- 
keit” gegenüber dem Mann begründet wird, steckt dahinter eine Verkennung oder 


65 Eine interessante Charakterisierung dieses Typs von emanzipierter Frau finden wir im 
Jahrbuch für die deutschen Gewerkschaften 1970, wo Wilhelm Bernsdorf unter dem 
Titel „Die Frau in Familie und Gesellschaft” schreibt: „Es gibt aber auch noch eine 
dritte Gruppe von Frauen, die Ansehen und Prestige durch ihre Arbeit in Beruf und 
Gesellschaft erworben hat, deren Selbstvertrauen und Sicherheit dadurch gewachsen 
ist, so daß sie keinen Anlaß mehr zu direkter Auflehnung und Aggression hat, wie zu 
Beginn der Frauenbewegung . . . Sie möchte als Ehefrau und Mutter ihre finanzielle 
Unabhängigkeit nicht missen, möchte nicht isoliert werden von den Kollegen und von 
ihrer Berufsgruppe und ein sinnentleertes Leben als reine Hausfrau führen, der viele 
soziale Beziehungen verlorengegangen sind.” Die beiden anderen Gruppen von Frauen 
sind die, „die gern ihre Berufstätigkeit aufgeben: einmal solche, die eine unbefriedi- 
gende Tätigkeit vor ihrer Verheiratung hatten die sie sowieso nur als Übergang ange- 
sehen haben. Häufig handelt es sich um ungelernte Arbeitnehmer oder um einfache 
Positionen, die diese Frauen ausfüllen, die keinen Lebensinhalt bedeuten.” Man kann 
hier nur fragen was sind das für „Tätigkeiten” und „Positionen”, die die Mehrarbeit 
der Arbeitnehmerinnen (wie Bernsdorf selbst bemerkt) ‚„ausfüllen”, die offenbar derart 
„sinnentleert” sind, daß die Frauen in das Leben als „reine Hausfrau” flüchten? (Berns- 
dorf, Die Frau in Familie und Gesellschaft. In: werden 70. Jahrbuch für die deutsche 
Gewerkschaften. Köln (Bund-Verlag) 0.J., S. 158-173 hier S. 171,172). 
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Verdrängung dieser ganz realen Last, die sich für diejenigen Frauen nahelegt, 
für die die „‚Berufstätigkeit”” aufgrund ihrer Ausbildung und Herkunft eine relativ 
befriedigende Alternative zur Existenz als „Hausfrau und Mutter” ist. So 
können wir unsere Untersuchung der Forderung nach der „Teilnahme der Frau 
an der gesellschaftlichen Produktion” kurz zusammenfassen. Man kann sich auch 
heute oft des Eindrucks nicht erwehren, daß die günstigen (herkunftsmäßigen bzw. 
psychischen, bildungsbedingten) Voraussetzungen der Frauen gehobener, „bürger- 
licher” Schichten für eine Emanzipation in der Berufsarbeit unbewußt als Folie 
dienen, wenn so emphatisch von der emanzipatorischen Wirkung der „Erwerbs- 
tätigkeit”” überhaupt oder von dem positiven Einfluß der Einbeziehung in die 
Produktion gesprochen wird. Was jedenfalls die Lage der wirklich vom Kapital 
in der Produktion angewandten Arbeiterinnen betrifft, so ist sie in der Vergangen- 
heit und auch heute noch zunächst einmal alles andere als ein Lobgesang auf die 
befreiende Wirkung der Frauenarbeit (und auch die Auswirkungen auf die Entste- 
hung eines proletarischen Bewußtseins sind nicht unbedingt überzeugend). Dazu 
ist es notwendig, die Lage der Arbeiterinnen etwas genauer zu betrachten, zunächst 
einmal in der Vergangenheit. 

Die Anfänge der massenhaften Einbeziehung der Frauen und Kinder in die 
kapitalistische Produktion zur Zeit der Entstehung der großen Industrie sind von 
entsetzlichem Elend begleitet (66). Zwar ist es das Elend des ganzen Proletariats, 
das diese unglaublich menschenschindende Entstehungsepoche des Kapitalismus 
kennzeichnet — trotzdem waren auch hier die Frauen und Kinder am schlimmsten 
dran. Die Kinder wurden um ihre minimalsten Lebensrechte gebracht, häufig star- 
ben sie schon kurz nach ihrer Geburt oder wurden zu Krüppeln, frühen Greisen, 
Opfern der kapitalistischen Produktion. Die Frauen mußten unter katastrophalen 
Bedingungen, die häufig frühes Siechtum und Tod bedeuteten, für einen Spottlohn 
arbeiten, der nicht einmal für sie allein zum dürftigen Leben reichte. Und in dieser 
quälenden Arbeits- und Familiensituation konnten sie sich nicht einmal auf die 
Solidarität der männlichen Arbeiter stützen, die sie als Lohndrückerinnen und 
Schmutzkonkurtenten beschimpften, was zwar objektiv die ihnen vom Kapitalisten 
zugewiesene Funktion war, aber andererseits besonders für die Ehefrauen und 
Mütter die einzige Möglichkeit bedeutete, bei den zumindest zeitweise unter das 
physische Existenzminimum sinkenden Männerlöhne die Familie vor dem Verhun- 
gern zu bewahren. 

Jürgen Kuczynski liefert uns in seinen „Studien zur Geschichte der Lage der 
Arbeiterin” eine nüchterne Korrektur zu einer emphatischen Beschreibung von 
Clara Zetkin über wie sie sagt, das „‚Hinausgehen” der Arbeiterin ‚in das wirtschaft- 
liche Leben” und die „Erringung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit” dadurch 


66 Vgl. u.a. die Schilderungen in den folgenden Arbeiten: Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, 
MEW Bd. 23; Jürgen Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiterin...., a.2.0., Au- 
gust Bebel, Die Frau und der Sozialismus, Berlin 1964; Clara Zetkin, Ausgewählte Re- 


den,...,a.a.O., Bd. I u. III; Gedenkbuch. 20 Jahre österreichische Arbeiterinnenbewe- 
gung. Hısg. Adelheid Popp. Wien 0.J. (1912). Die Frauenfrage im Lichte des Sozialismus, 
2.2.0. 
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(67): „Die Frau der unterdrückten Klassen und Schichten stand immer im wirt- 
schaftlichen Leben. Immer wurde sie ausgeplündert von den Herrschenden, denn 
immer mußte sie direkt oder indirekt für andere arbeiten... Das Haus des Arbeiters 
in der Stadt aber war niemals ein Heim, in dem sie idyllisch hauswirtschaftete, 
das hat es für die große Mehrzahl niemals gegeben. Sie verließ es auch (als Frau und 
Tochter) nicht, um zusätzlich zu verdienen, sondern um die Lohnsenkung des 
Mannes auszugleichen — eine Lohnsenkung, die der Kapitalist vornahm, gerade 
um die Frau in die Fabrik zu zwingen. Sie wollte nicht Wohlstand in die Familie 
bringen, sondern den Hungertod verhindern; sie hatte keine Illusionen über Sonne, 
die sie den Kindern bringen würde, sondern wollte ihnen nur die ewige Nacht des 
Todes ersparen. Sie wurde dem Mann als Arbeitskraft nicht gleich, sondern immer 
qualitativ unterdrückt. Sie hat ihre wirtschaftliche Selbständigkeit nicht errungen, 
sondern wurde gerade immer so bezahlt, daß sie nicht selbständig leben konnte — 
alleinstehend auf Prostitution oder Mildtätigkeit angewiesen.” (68) 

Oder hören wir die Schilderung des Tagesablaufs der proletarischen Mutter 
in den Erinnerungen der Sozialistin Enıma Adler von 1890: ‚Man frage die Prole- 
tarierin, was ihr Familienleben ist. Sie hat nicht Zeit, ihren Kindern eine Mutter 
zu sein, die Hungerpeitsche steht hinter ihr nach des Tages schwerer Arbeit, wenn 
ihr Mann Nachtschicht hat, da beginnt erst ihre Arbeit, die „Hauswirtschaft”! 
Was den reichen Damen Lebensinhalt ist, für sie und ihre Mägde für den ganzen 
Tag, die Arbeiterin besorgt es, wenn sie todmüde aus der Fabrik kommt. Und 
bevor die Kinder zur Schule gehen, ist sie schon wieder auf dem Wege zur Fabrik.” 
(69). 

Die Auflösung der Familie, von Sozialisten und Kommunisten in der Vergan- 
genheit und auch heute noch häufig als notwendige Begleiterscheinung der Einbe- 
ziehung der Frau in die Produktion angesehen, ist in dieser schlimmsten Zeit des 
proletarischen Elendes schon weitgehend vollzogen. Vielleicht haben gerade diese 
bis zum Äußersten getriebenen Verhältnisse in der kapitalistischen Industrie jener 
Zeit Karl Marx dazu veranlaßt, die Entstehung einer höheren Form der Familie 
und des Verhältnisses der Geschlechter aus der Zerstörung der alten Formen zu 
prognostizieren, so „furchtbar und ekelhaft” diese auch sein mögen (70). Das Pro- 
blematische an dieser allgemeinen Prognose ist der Eindruck der Zwangsläufigkeit 
des objektiven Entwicklungsprozesses, den sie zumindest in dieser Knappheit ver- 
mittelt. Dabei ist die Umsetzung dieser Verhältnisse für das Bewußtsein der Betrof- 
fenen, besonders der Mütter, von entscheidender Bedeutung für das Vorantreiben 
einer grundlegenden Veränderung. Ohne die Berücksichtigung der Möglichkeiten 
und Grenzen der Verarbeitung der eigenen Lage im Bewußtsein der Frauen haftet 


67 Kuczynski bezieht sich auf folgende Steile bei Clara Zetkin: Nur mit der proeltarischen 
Frau wird der Sozialismus siegen! Rede auf dem Parteitag der Sozialdemokratischen Par- 
tei Deutschlands zu Gotha. 16. Oktober 1896. A.a.O., Bd. 1, S. 101-102. 

68 Jürgen Kuczynski, Geschichte der Lage der Arbeiterin.... ,a.a.0.,S. 137. 


69 Emma Adler, Erinnerungen. In: Gedenkbuch. 20 Jahre österreichische Arbeiterinnenbe- 
wegung. A.a.0., S. 49-50. 


70 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, a.a.0.S. 514. 
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solchen allgemeinen Prognosen oder Postulaten, wie sie häufig von Sozialisten auf- 
gestellt worden sind, etwas von der Leichtfertigkeit an, mit der Theorie sich des 
öfteren über reale Hindernisse und Widerstände hinwegsetzt. 

Die betroffenen Mütter waren und sind auch heute im allgemeinen nicht so 
einfach in der Lage, den Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kinderversorgung, den 
sie täglich neu erfahren und irgendwie bewältigen müssen, mit der vagen (weil ihnen 
unzulänglich vermittelten) Hoffnung auf eine andere, menschlichere Gesellschaft 
einfach zu überspringen. Überdies ist es ja ein entscheidender Fortschritt von 
der frühsozialistischen, utopischen zu der marxistischen Auffassung von den ge- 
schichtlichen Umwälzungen, daß diese aus dem realen Druck der Verhältnisse und 
den daraus sich ergebenden Bewußtseinsveränderungen erwartet werden. Der Fort- 
schritt zu einer menschlichen Gesellschaft muß sich als einzig möglicher Ausweg 
aus den wirklichen, konkreten Alltagslasten und Anstrengungen der Abhängigen 
und Unterdrückten ergeben, nicht aus allgemeinen Ideen von einer menschlicheren 
Gesellschaft. Und wenn die Lohnabhängigen die Unterdrückten in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft sind, so sind die verdoppelten Lasten und Anstrengungen der 
lohnabhängigen Frauen und ihre Verarbeitung im Bewußtsein von entscheidender 
Bedeutung für die Aussichten einer grundlegenden Umwälzung. 

Mit der Beschreibung der Lebensumstände der proletarischen Frauen und 
ihrer Familien im 19. Jahrhundert setzt man sich allerdings leicht dem Vorwurf 
aus, einem sozialsentimentalen Klischee zu huldigen, während doch heute z.B. in 
der Bundesrepublik die Verhältnisse der Arbeiterinnen sich grundlegend gewandelt 
hätten. Abgesehen davon, daß die Frauen völlige Gleichberechtigung nach dem 
Gesetz erreicht hätten, seien die Löhne ständig gestiegen, die Arbeitsplätze seien 
hell, sauber und hygienisch, die Arbeitszeit gegenüber früher stark herabgesetzt, 
die Sozialleistungen (darunter besonders der Mutterschutz und das Kindergeld) 
beachtlich. 

Kein Kind könne heute mehr verhungern oder auf der Straße verkommen. 
Jeder Familie sei zumindest durch die Sozialhilfe ein staatlich garantiertes Existenz- 
minimum gesichert. Vielen Arbeiterfamilien gehe es heutzutage so gut, daß die 
Frauen nur arbeiten gingen, um sich bzw. ihrer Familie ein größeres Auto kaufen 
oder sogar ein Haus bauen zu Können. 

Sind also, so müssen wir fragen, die gesellschaftlichen Bedingungen allgemein 
und die Arbeitsbedingungen im Besonderen heutzutage so, daß sie den Frauen 
und Müttern, besonders denen aus der Arbeiterschaft, den „Prozeß der Erlangung 
ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Unabhängigkeit” (71) durch Teil- 
nahme an der Produktion erleichtern? 

Diese Frage muß aus guten Gründen verneint werden. Die Arbeiterinnen in 
der BRD stellen in der Gesamtheit der Lohnabhängigen den größten Anteil der am 
schlechtesten Bezahlten, der am schlechtesten oder gar nicht Ausgebildeten, der 
an den zermürbendsten Arbeitsplätzen Beschäftigten; von den Ausschlägen der 
Konjunktur sind sie am härtesten betroffen. 90% der Arbeiterinnen erhalten keine 


71 Jutta Menschik, a.a.O., S. 102. 
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oder nur eine Anlernausbildung, nur 9% verfügen über einen Facharbeiterbrief 
(72). Seit 1882 liegen die Frauenlöhne in der Industrie unverändert um ein Drittel 
unter denen der Männer (73), obwohl seit 1955 der Grundsatz der Lohngleichheit 
von Mann und Frau durch das Bundesarbeitsgericht bestätigt worden ist. 60-70% 
aller Arbeiterinnen in der BRD arbeiten im Akkord (74), was bedeutet, daß Tag 
für Tag „immer wieder dieselben Handgriffe in extrem kleinen Zeitabständen” 
(75) ausgeführt werden müssen. „Akkord ist Mord” (76) sagen die Arbeiterinnen 
selbst dazu, und trotzdem bleibt ihnen in der Mehrzahl keine andere Alternative. 
Der Grund dafür ist die katastrophale Ausbildung der Mädchen besonders eben 
der aus Arbeiterfamilien, die im Bildungssystem der BRD an allerletzter Stelle ran- 
giert; 65% aller Mädchen absolvierten 1966/67 nur die neunjährige Grundschule 
(77). Und diese schlechte Ausbildung wiederum hat ihre Ursache in der immer 
noch vorherrschenden Auffassung von der primären Bestimmung und Eignung 
der Frau zur Hausfrau und Mutter, weshalb es sich nach Ansicht vieler Eltern, 
besonders aber von Arbeitereltern nicht lohnt, Geld für die Ausbildung von Mäd- 
chen aufzubringen, denn Geld ist ja auch dann notwendig, wenn die direkten 
Ausbildungskosten nicht individuell aufzubringen sind (78). „Sie heiratet ja doch”, 
ist der gängige Spruch, mit dem die Zukunft vieler Mädchen schon besiegelt ist. 
In der Zwischenzeit sollen sie — noch halbe Kinder — in die Fabrik arbeiten gehen, 
um das Familienbudget zu entlasten und sich vielleicht auch ein paar Sachen zu 
kaufen, die ein Mädchen so braucht, Kleider u. dergl., vielleicht auch schon etwas 
für den eigenen Haushalt (79). Sie können sich noch von ihren stupiden Arbeits- 


72 Ebd., S. 123. (Angaben nach: Die Frau und ihre Rechte — gestern und heute. Arbeits- 
heft 603 der Industriegewerkschaft Metall. Hrsg. Vorstand, Abt. Bildungswesen. Frank- 
furt/M. 0.J. S. 17£. Vgl. auch die Zahlen bei Helga Deppe-Wolfinger und Jutta von Frey- 
berg (Materialien zur sozialen Lage der Frauen in der BRD und DDR. In: BRD — DDR. 
Vergleich der Gesellschaftssysteme. Köln 1971. S. 324), wonach 45% der Arbeiterinnen 
ungelernt, 46% angelernt sind, Sehr interessant sind die Vergleichszahlen aus der DDR, 
die die enormen Veränderungen in dieser Hinsicht erkennen lassen. 

73 Vgl. Der Spiegel, 25.1.1971, a.a.O., S. 37: „Wer am Fließband saß, steht nicht mehr im 
Leben.” Vgl. auch die (allerdings nicht belegte) Angabe bei Thea Rann und Hermann 
Sittner (a.a.O., S. 58), wonach der durchschnittliche Frauenlohn 1970 69,1% des durch- 
schnittlichen Männerlohns ausmachte. 

74 Die Angabe stammt aus dem Aufsatz von Ulrike Marie Meinhof, Falsches Bewußtsein 
(in: Emanzipation und Ehe. Hrsg. Christa Rotzoll. München 0.J., S. 41). Die Angabe von 
70% findet sich in Der Spiegel, 25.1.1971, S. 38. 

75 Vgl. Der Spiegel, 25.1.1971, a.a.O., S. 38. 

76 Antwort einer älteren Arbeiterin auf die Frage, was sie von der Akkordarbeit hält; in 
dem Film von Christian Geißler „Wir heiraten ja doch. Arbeiterinnen unter 18.” IH. 
Fernsehprogramm, SFB 17.3.1972. 

77 Helga Deppe-Wolfinger und Jutta von Freyberg, a.a.0.,S. 319. 

78 Vgl. dazu Helge Pross, Über die Bildungschancen von Mädchen in der Bundesrepublik. 
Frankfurt/M. 1969, S. 83ff. 

79 Auch in dem oben (Anm. 76) erwähnten Film von Christian Geißler über Arbeiterinnen 
unter 18 sprechen die Mädchen darüber, was man sich so allmählich als Grundstock für 
den erhofften zukünftigen Haushalt anschaffen muß (was natürlich insofern völlig rea- 
listisch ist, als der Lohn des Ehemannes ganz sicher nicht ausreichen wird zur Anschaf- 
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bedingungen in die Zeit hinwegträumen, wenn sie heiraten und dann — das hoffen 
die meisten — die Arbeit aufgeben werden (80). Gerade dieser Wunschcharakter 
des ausschließlichen Leitbildes von der Frau als Mutter und Hausfrau schlägt in 
seinem Irrealismus bitter auf die Mütter zurück, die gerade weil sie Kinder haben, 
wieder arbeiten gehen müssen, weil der Verdienst des Mannes für die Familie 
nicht ausreicht, bzw. nur ein Leben an der Grenze eines äußerst kärglichen Exi- 
stenzminimums gestatten würde, das weit unter dem gesellschaftlich anerkannten 
Standard liegt (81). Die Begründung, mit der man noch weitgehend glaubt, auf 
eine bessere Bildung und Ausbildung der Mädchen verzichten zu können, nämlich 
daß sie ja wahrscheinlich heiraten und Kinder bekommen und dann zu Hause 
sein würden, wird zum Bumerang gerade für die Mütter, die dann doch — unter 
ganz besonders schlechten Bedingungen — arbeiten müssen. Zu diesem Zeitpunkt 
ist ihnen die Illusion, die die jungen Arbeiterinnen noch hegen konnten, längst 
vergangen, sie sind älter, leichter ermüdbar geworden, angestrengt auch durch 
die Kinder, die mit ihnen verbundene Arbeit und Aufmerksamkeit und durch den 
wenigen Schlaf, den fehlenden Urlaub; ihre Sorge ist, wie lange sie z.B. den mörde- 
rischen Akkord mit seinen etwas besseren Verdienstmöglichkeiten noch gesund- 
heitlich durchhalten können (82), und ihre Hoffnung, es sich doch möglichst bald 


fung jener langlebigen Konsumgüter, die einerseits die Hausarbeit erleichtern und ande- 
rerseits zum gesellschaftlich üblichen Standard gehören). 

80 Vgl. dazu die Ergebnisse einer Befragung, über die Reinhold Junker (Die Lage der Mütter 
in der BRD. Köln 1966. Teil I, 2. Halbband, S. 222, Tabelle U 13, S. 223, Tabelle U 14) 
berichtet. Danach nannten von 604 früher erwerbstätigen Stadtmüttern auf die Frage 
nach dem Zeitpunkt ihrer inzwischen aufgegebenen Erwerbstätigkeit über 70% die Zeit 
vor der Ehe (Befragung fand 1962/63 statt). Ähnlich äußerten sich etwa 70% von 603 
Vätern, die auf die Frage nach Gründen für die Aufgabe der Berufstätigkeit durch ihre 
Ehefrauen die Eheschließung nannten (Befragungszeitpunkt: 1964). 

8l Zum „Erwerbsmotiv” der Frauen und Mütter vgl.: a) Der Spiegel, 15.1.1971, a.a.O., 
S. 40: „Nur jede zwanzigste berufstätige Mutter nannte — laut Umfrage der Arbeitsge- 
meinschaft Sozialwissenschaftlicher Institute — „Gründe wie Freude am Beruf” als Er- 
werbsmotiv. „Für Millionen”, so erkannte die Soziologin Dr. Maria Borris, „bleibt nichts 
als der wirtschaftliche Zwang übrig... .””. Diese „ökonomischen Gründe”: „weil das Ein- 
kommen des Mannes nicht ausreicht, um Miete, Möbel und manchmal sogar das Mittag- 
essen bezahlen zu können.” (Ebd., S. 38. Vgl. oben Anm. 35). b) Juliane Schuhler- 
Klitzing, a.a.O., S. 92: „In einer Sondererhebung über die Erwerbstätigkeit von Müttern 
hat das Statistische Bundesamt die Gründe für die Erwerbstätigkeit festgestellt. Die mei- 
sten Mütter gaben materielle Gründe an wie Mitverdienen zur Finanzierung des Haus- 
haltes bzw. Lebensunterhaltes, der Miete und wichtiger Anschaffungen, ... .”. c) Rein- 
hold Junker, a.a,O., Teil I, 2. Halbband, S. 191, Tabelle E 8, S. 205; Teil IU, S. 7.d) Ul- 
rike Marie Meinhof, a.a.O., S. 44: „„... der DGB legte inzwischen Untersuchungen vor, 
aus denen ersichtlich ist, daß das Einkommen des Ehemannes der meisten erwerbstätigen 
Mütter unter dem statistisch ermittelten Existenzbedarf liegt.” 

82 Vgl. Der Spiegel, 15.1.1971, a.a.O., S. 47: „Aufgebraucht und verschlissen infolge un- 
unterbrochener Überforderung im täglichen Leben.” „Psychische Störungen, meist 
Neurosen, sind bei der berufstätigen Mutter besonders häufig.” 
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leisten zu können, mit der Arbeit aufzuhören (83). In die Fabrik gehen sie häufig 
auch wegen der Kinder, weil sie als Fabrikarbeiterinnen früher nachhause kommen 
als in anderen Berufen und sich dann mehr um die Kinder kümmern können (84). 
Viele Mütter machen deshalb auch Frühschicht, obwohl sie so kaum genügend 
Schlaf und gar keine Zeit zur Entspannung für sich allein haben, da sie spätestens 
kurz nach den Kindern ins Bett gehen müssen. 

Es wird den Frauen leicht gemacht — durch ihre Erziehung und die gesell- 
schaftlichen Erwartungen an das weibliche Verhalten — sich im Verlauf des 
Sozialisationsprozesses mit der Hausfrauen- und Mutterrolle zu identifizieren; 
und es wird ihnen sehr schwer gemacht, schon wenn sie „nur” zuhause sind, 
diese positive Einstellung gegenüber den Kindern durchzuhalten, in einer so wenig 
kinderfreundlichen Gesellschaft, die zudem die Frauenarbeit generell, in der Fa- 
milie oder im Beruf gering einschätzt. Um wieviel größer aber sind die Anforde- 
rungen, wenn die Mutter außerdem arbeiten geht, von den beschriebenen Arbeits- 
bedingungen ausgepumpt nachhause kommt, die Hausarbeit erledigen und kochen 
muß, während der Ehemann vielleicht sogar seinen (durchaus notwendigen — ge- 
nauso wie für die Frau!) Feierabend genießt und sich für den nächsten Arbeitstag 
erholt, und wenn sie dann noch für die Kinder eine ausgeglichene und aufmerk- 
same Mutter sein soll. Man sollte sich keine Illusionen darüber machen — wie das 
häufig bei einer generell positiven Bewertung der Frauenarbeit und ihrer Auswir- 
kungen auf die Kinder geschieht — wie explosiv, ungeduldig, ungerecht solche 
überforderten Mütter dann häufig auf kleine Anlässe reagieren (85). 

Die Diskrepanz zwischen den ursprünglichen Intentionen der Mütter und 
der Unmöglichkeit, sich entsprechend zu verhalten, erzeugt starke Schuldgefühle, 
die von der „Öffentlichen Meinung” kräftig geschürt werden (86), ohne daß der 


83 Vgl. Jutta Menschik, a.a.0., $. 129: „... und so der verständliche Wunsch, irgendwann 
einmal aufhören zu können, stärker ist, als jeder Gedanke daran, wie kollektiv Verände- 
rungen im Arbeitsprozeß erkämpft werden können .. .”. Vgl. auch Reinhold Junker, 
a.a.O., Teil II, S. 7: „Die Mehrzahl der erwerbstätigen Mütter blieben lieber zu Hause.” 

84 Vgl. Peter Schneider, Die Frauen bei Bosch. In: Kursbuch Nr. 21, 1970, $S. 103-104. 

85 Das ist auch zu berücksichtigen, wenn etwa die Auffassung vertreten wird (vgl. Helgard 
Ulshoefer, Mütter im Beruf, referiert bei Jutta Menschik, a.a.O., S. 150), daß die berufs- 
tätigen Mütter ihren Kindern mehr Autonomie und Freiheit zubilligen, daß ihr Erzie- 
hungsstil toleranter sei, daß sie keine schlechteren Mütter seien, sondern nur weniger Zeit 
für ihre Kinder hätten als nichtberufstätige Mütter. Vorausgesetzt wird hier allerdings, 
daß die Mutter ihre Berufsrolle akzeptiert, weil sie sie akzeptieren kann, und das dürfte 
für die allerwenigsten zutreffen. Man kann also solche Ergebnisse nicht verallgemeinern, 
ganz abgesehen von grundlegender Kritik, die etwa an der Vorstellung anzusetzen hätte, 
Kinder, und das betrifft besonders die kleineren, bedürften eines bestimmten quantita- 
tiv bestimmbaren Zeitminimums an Aufmerksamkeit. 

86 Vgl. Ulrike Marie Meinhof, a.a.0., S. 44: „Statt den Frauen bei der Lösung des Problems 
zu helfen, kritisiert man sie seit über hundert Jahren. Mütterarbeit ist das Stichwort und 
Schimpfwort. Ihr eigenes Versagen hat die Gesellschaft mit dem Angriff auf die Mütter 
kompensiert...” Vgl. dazu auch Helga Deppe-Wolfinger und Jutta von Freyberg a.a.O., 
S. 333-334: nach dem ifas-report „Frau und Öffentlichkeit” (1965) wurde die Berufstä- 
tigkeit der Mutter von 90% der Frauen abgelehnt. 
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Mutter irgendwelche Erleichterungen angeboten oder Lösungsmöglichkeiten ge- 
zeigt werden. Gerade gegenüber den berufstätigen Müttern zeigt sich die ganze 
Widersprüchlichkeit der Mütterlichkeits- und Familienideologie (87) der spät- 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft. Eine in ihrem Kern in ganz anderen, 
nämlich vorkapitalistischen Verhältnissen entstandene Norm für das Verhalten 
der Frauen als „Hausfrau” und Mutter wird unter Bedingungen aufrechterhalten 
und mitgeschleppt, die einem großen Teil der Frauen, besonders aber den Arbeiter- 
frauen die außerhäusliche Arbeit aufzwingen. Es gibt in dieser Gesellschaft keine 
den realen Bedingungen entsprechende Norm für das Verhalten von Frauen, was 
sich als Unsicherheit, Schwanken, Widersprüchlichkeit und Ausflucht- und Ver- 
drängungsmanöver im Verhalten und in den Einstellungen der Frauen nieder- 
schlägt, mit entsprechenden Folgen für die Sozialisation der Kinder, in denen 
der Widerspruch erst recht unbegriffen weiterlebt. 

Nicht nur in der Vergangenheit, sondern auch noch in der Gegenwart, so 
können wir das Resultat unserer Darstellung der Lage der Arbeiterinnen zusam- 
menfassen, ist die emanzipatorische Wirkung der Frauenarbeit, „der Einbezie- 
hung der Frauen in die gesellschaftliche Produktion”, infolge der fast unverändert 
fortbestehenden Belastung durch Haushalt und Kinder sehr begrenzt. Da die Ar- 
beiterin diese Belastung in aller Regel nur beschränkt abwälzen kann (z.B. Beauf- 
sichtigung der Kinder durch Großmütter usw., öffentliche Einrichtungen, bei 
allmählicher Verlagerung auf diese) ist sie den aus der doppelten Belastung re- 
sultierenden Widersprüchen elementar ausgesetzt und sucht, unterstützt vom tra- 
ditionellen Frauenbild bzw. den in ihr selbst wirksamen Einstellungen, normaler- 
weise den leichteren Ausweg, nämlich den Rückzug aus der „gesellschaftlichen 
Produktion” (88), wo immer ihr dies möglich ist. Die Folgen für das Bewußtsein 
als Arbeiterin sehen entsprechend aus, worauf wir noch kurz eingehen wollen. 

Die Gewerkschaften wären der naheliegendste Ausdruck für die Bereit- 
schaft der weiblichen Lohnabhängigen, sich als solche zu verstehen und an der 
Seite ihrer männlichen Kollegen für ihre Interessen als „‚Arbeitnehmer” einzutreten. 
Der DGB zählte 1957 nur 1077 652 weibliche Mitblieder, das waren 17,3% aller 
im DGB Organisierten. Überdies sank diese Zahl bis 1967 kontinuierlich bis auf 
976 793 ab; nur 13% der berufstätigen Frauen waren 1968 im DGB organisiert 
(89). Offensichtlich haben die Frauen wenig Vertrauen in eine Interessenorgani- 


87 Obwohl wir starke Vorbehalte gegen die Verwendung der Begriffe ‚„‚Mütterlichkeits-” und 
„Familienideologie” haben — weil sie gerade in der linken Literatur so häufig oberfläch- 
lich verächtlich gebraucht werden, so als ob den beschriebenen Bewußtseinsinhalten 
nicht immer auch höchst reale Verhältnisse und Ursachen, ja Zwänge zugrundelägen — 
halten wir es in diesem bestimmten Zusammenhang für richtig, sie zu gebrauchen, 

88 Eine weitere Folge des Fortbestehens der alten Rolle ist die größere Bereitschaft, solche 
Berufe zu wählen, die dieser Rolle am ehesten entsprechen (unmittelbare Dienste am 
Menschen); gerade deshalb sind die Frauen in der eigentlichen Produktion besonders we- 
nig vertreten, was durch den von uns in Anführungszeichen gesetzten Begriff verschleiert 
werden kann. Eine genauere Aufschlüsselung der von den Frauen bevorzugten Berufe 
würde hier zu weit führen. 

89 Angaben nach Helga Deppe-Wolfinger und Jutta von Freyberg, a.a.O., S. 330-331. Vgl. 
auch Dagmar Holzer, Renate Reder, Juliane Schuhler, a.a.0., S. 125. 
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sation, von der sie wahrscheinlich unbewußt annehmen, daß sie die Probleme 
nicht lösen kann, mit denen sie im täglichen Hin- und Hergerissensein zwischen 
Arbeitsplatz und Familie zu kämpfen haben. Wir werden noch sehen, daß diese 
Skepsis auch mit der weitgehenden Unfähigkeit der Arbeitergewegung zusammen- 
hängt, die besonderen Probleme der Arbeiterinnen zu begreifen und vor allen Din- 
gen wirksam aufzugreifen. Das so häufig abschätzig erwähnte „Hausfrauenbewußt- 
sein”, das gesellschaftliches, politisches Bewußtsein weitgehend verhindert, ist eben 
nicht nur eine Folge der geschlechtsspezifischen Sozialisation, die sich als weitge- 
hend rückständig und inadäquat gegenüber den veränderten Verhältnissen erweist, 
sondern auch eine mögliche — und wahrscheinlich realistische Reaktion auf die 
widersprüchliche Situation, der die Frauen ausgesetzt sind, und die sie individuell 
nur durch starke Gewichtung der einen oder der anderen Seite durchzustehen ver- 
mögen. 

Im folgenden wollen wir das Problem des Bewußtseins der Frauen und Mütter 
noch einmal abschließend aufgreifen, zusammenfassen und nach Möglichkeiten 
einer Basis für Bewußtseinsveränderungen fragen. 


7. Das Bewußtsein der Frauen von der Gesellschaft: 
Ursachen und Erscheinungsformen; Versäumnisse bei den Sozialisten; 
mögliche Ansätze zur Veränderung 


Im Verlauf der vorliegenden Arbeit wurde beschrieben, wie sich historisch zu Be- 
ginn der gesellschaftlichen Entwicklung durch die Tatsache, daß die Frauen die 
Kinder bekommen und zumindest in der ersten Zeit auch aufziehen, eine Arbeits- 
teilung nach Geschlechtern herausbildete, die dazu führte, daß es immer mehr die 
Männer waren, die durch ihre Arbeit die Entwicklung der gesellschaftlichen Produk- 
tivkräfte vorantrieben, während die Frauen immer stärker auf den Bereich der Auf- 
zucht der nächsten Generation beschränkt wurden. Dennoch war in den meisten 
vorkapitalistischen Gesellschaften trozt der höheren gesellschaftlichen Wertschät- 
zung der Männerarbeit die Arbeit zur Produktion der nächsten Generation durch- 
aus anerkannt und stärker in den Gesamtprozeß der Lebenserhaltung integriert. 
Unter den Bedingungen des Kapitalismus erst wird die Arbeit der Frauen im Haus- 
halt und an den Kindern zur wertlosen, nicht produktiven Arbeit, die keine unmit- 
telbare oder auch mittelbare Bedeutung für die Produktion von Wert und Mehrwert 
hat und überhaupt in keiner Weise auf der Ebene des Warentauschs in Erscheinung 
tritt. Sie geschieht sozusagen im Schatten der im System des Kapitals anerkannten 
Werte, sie wird auf dieser Ebene sogar überhaupt nicht zur Kenntnis genommen. 
Dennoch haben die Frauen in der Mehrzahl auch unter diesen Verhältnissen ihre 
in langer Zeit eingeübten, zu einem Teil ihres „Wesens’” gewordenen Einstellungen 
und Verhaltensweisen besonders gegenüber den Kindern beibehalten. Und das 
selbst dann noch, als viele von ihnen zusätzlich noch durch ökonomischen Zwang 
in die kapitalistische Produktion hineingezogen wurden. Ohne daß es ihnen be- 
wußt ist, schaffen sie damit fundamentale Voraussetzungen für das Funktionieren 
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der gesellschaftlichen Lebenserhaltung im Kapitalismus, indem sie nach den hier 
herrschenden Gesetzen und Normen nicht honorierte, nicht bezahlte, nichtsdesto- 
weniger aber unentbehrliche Arbeit zur Regeneration der Ware Arbeitskraft leisten 
und ebenso für das Nachwachsen neuer Arbeitskräfte sorgen. Der Versuch, diese 
umfassende Beschäftigung mit der Aufzucht, Erziehung und Versorgung zukünfti- 
ger Besitzer von Arbeitskraft kapitalistisch zu organisieren und also auch wie son- 
stige Arbeit zu entlohnen, würde Funktion und Fortbestand der kapitalistischen 
Gesellschaft in Frage stellen bzw. überhaupt ad absurdum führen. Deshalb ist der 
fortgesetzte Rückgriff auf vorkapitalistische Strukturen und daraus herrührende 
Verhaltensweisen auch im entwickeltsten Kapitalismus unentbehrlich. 

Es ist nicht erstaunlich, daß diese Tatsache dem Bewußtsein der Frauen 
verborgen bleibt, ja sie kann gerade die Beschränktheit ihrer gesellschaftlichen Per- 
spektive erklären (wenn sie überhaupt „gesellschaftlich” genannt werden kann). 
Denn die strukturelle Verschiedenartigkeit der beiden Bereiche der Produktion, 
der des Lebens und der der Lebensmittel, ist zwar im zugespitzten Sinn erst ein 
Produkt des Kapitalismus; aber eben deswegen kann sie als solche auch gar nicht 
unmittelbar in Erscheinung treten, denn der innere Zusammenhang der kapitalisti- 
schen Produktion kann gar nicht als solcher sichtbar (und damit mit anderen For- 
men der Produktion vergleichbar) werden — nur die Zirkulation, die Verhältnisse 
des Austauschs bestimmen die normalen Bewußtseinsvorstellungen. Was sich un- 
mittelbar dem Bewußtsein aufdrängt, nämlich auf der Ebene des durch den Aus- 
tausch begründeten bürgerlichen Scheins, ist die Tatsache, daß Hausfrauen und 
Mütter gewöhnlich unterhalb dieser Ebene bleiben, nichts verkaufen und daher auch 
nichts zu kaufen haben, kurz: kein Geld verdienen. Sie nehmen nicht einmal Teil 
an dem einzigen Verkehr, der im bürgerlichen Sinn Gesellschaft begründet, und 
haben daher auch keine gesellschaftliche Perspektive. Ihr ‚‚Reich” (das mittel- 
alterliche Wort für das Gemeinwesen) ist die Familie, oder gar nur Küche und Kin- 
derstube. 

So können, ja müssen sich die Frauen und Mütter auch — obwohl das mit Ein- 
schränkungen gesagt werden muß -— einen gewissen Freiraum erhalten, in dem sie 
Verhaltensweisen beibehalten oder entwickeln können, die sonst nicht gefragt sind, 
ja ihnen sogar schaden würden, die aber für das Gedeihen der Kinder, besonders der 
kleinen, noch sprachlosen, ganz und gar abhängigen, außerordentlich wichtig sind. 
Diese Verhaltensweisen weichen fundamental von denen ab, die in der kapitalisti- 
schen Umwelt herrschen; aber in dieser Umwelt könnte nicht jeder gegen jeden 
kämpfen, wäre nicht jeder vorher in einer nichtkonkurrenzmäßigen Umwelt aufgezo- 
gen worden. Zu den dafür erforderlichen Verhaltensweisen der Mütter gehört zum Bei- 
spiel Geduld, eine Eigenschaft, die nach verbreiteter Einschätzung näher bei Dumm- 
heit liegt als bei Tugend, weil sie im allgemeinen Konkurrenzkampf keinen Vorteil 
bringt. Wer schon mit einem kleinen Kind spazieren gegangen ist, weiß, daß man, um 
die Bedürfnisse des Kindes zu befriedigen, unter Umständen die eigene Zielstrebigkeit, 
das planvolle Verhalten, die feste Zeiteinteilung aufgeben muß — Eigenschaften, die 
sonst immer vom Erwachsenen verlangt werden und die in einem langwierigen Soziali- 
sationsprozeß rigide erlernt worden sind (90). In dem Maße, in dem die Mütter diesen 
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Zwängen „des Lebens” weniger unterworfen sind, Können sie es sich sozusagen ‚‚lei- 
sten”, sich auf die unvollkommene, unentwickelte Stufe deskleinen Kindes herabzu- 
lassen. 

Auch die Bereitschaft vieler Mütter, ihre eigenen Interessen hinter den Be- 
dürfnissen der Familie bzw. der Kinder zurückzustellen, so problematisch sie im 
Zusammenhang mit der Erziehung der Mädchen zur Selbstlosigkeit, zum Dienen, 
zum passiven Hinnehmen ist, muß in ihrem positiven Aspekt für die Kinder gesehen 
werden. Denn anders als in der Gestalt dieses ‚„rückständigen”, „sorgenden” Ver- 
haltens der Mütter wird in der kapitalistischen Gesellschaft nichts entwickelt, was 
in gleicher Weise gewährleisten würde, daß jemand nachts aufsteht, wenn ein Kind 
weint, die Arbeit liegen läßt und sich ans Bett setzt, wenn es krank ist, abends 
zuhause bleibt, wenn es sich ängstigt, und zwar wiederholt und bis zu äußersten 
Grenzen der Anspannung und Erschöpfung. Man könnte diese Beispiele noch be- 
liebig fortsetzen. Max Horkheimer hat diesen Aspekt des Freiraums der Familie 
in der kapitalistischen Gesellschaft so beschrieben: „‚Im Gegensatz zum öffentlichen 
Leben hat jedoch der Mensch in der Familie, wo die Beziehungen nicht durch den 
Markt vermittelt sind und sich die Einzelnen nicht als Konkurrenten gegenüber- 
stehen, stets auch die Möglichkeit besessen, nicht bloß als Funktion, sondern als 
Mensch zu wirken. Während im bürgerlichen Leben das gemeinschaftliche Interesse, 
selbst wo es wie bei Naturkatastrophen, Kriegen oder der Unterdrückung von Re- 
volutionen nicht durch Vertrag vermittelt ist, einen wesentlich negativen Charakter 
trägt und in der Abwehr von Gefahren sich betätigt, hat es in der Geschlechtsliebe 
und vor allem in der mütterlichen Sorge eine positive Gestalt.” (91) 

Die andere Seite der Randexistenz der Hausfrauen und Mütter ist ihr be- 
schränktes Verständnis für das, was über die eigene Familie hinausgeht. Manch- 
mal äußert sich das schon in einer gewissen feindseligen Abwehr gegen andere 


90 In der Anmerkung 85 oben wurde nach Jutta Menschik (a.a.O., S. 150) aus einer Arbeit 
von Helgard Ulshoefer berichtet, wo die Auffassung vertreten wird, daß die berufstäti- 
gen Mütter keine schlechteren Mütter seien, daß sie eben nur weniger Zeit für ihre Kinder 
hätten als die nicht berufstätigen Mütter. Dem möchten wir in diesem Zusammenhang 
noch etwas hinzufügen. Zeiteinteilung, Zeitgefühl und damit verbundene rationale Pla- 
nung sind historisch erst sehr spät, mit der Entstehung von Warenproduktion und -aus- 
tausch, ausgebildete Fähigkeiten, die mit der Industrialisierung im großen Maßstab er- 
forderlich wurden und deren Erlernung durch die vom Land in die Fabrik gekommenen 
Arbeiter mit unglaublicher Härte erzwungen wurde. Das kleine Kind, das die bisherige 
Entwicklung der Menschheit noch einmal auf den verschiedenen Stufen seiner individuel- 
len Entwicklung durchläuft, hat noch lange nicht diesen Zeitbegriff und ist unfähig, über 
den unmittelbar nächsten Augenblick hinaus zu planen. Es begreift nicht, wenn die 
Mutter ihm beispielsweise sagt: „Zwischen 6 und 8 Uhr habe ich Zeit für dich, dann spie- 
len wir zusammen. Geh jetzt in dein Zimmer, ich habe noch zu arbeiten!” Bestenfalls be- 
greift es durch den Nachdruck, mit dem das gesagt wird, daß es sich fügen soll. Sein 
natürlicher Impuls ist, z.B. ein Spiel mit der Mutter spontan anfangen zu können, so wie 
es sich aus der Situation ergibt; es möchte fragen und ansprechen können, wenn es das 
Bedürfnis dazu hat. j 

91 M. Horkheimer, Theoret. Entwürfe über Autorität und Familie. Allgemeiner Teil. A.a.O., 
8.63. 
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Familien und deren Kinder, auf die sie ihre Freundlichkeit und Zuwendung nicht 
auszurichten vermögen. Obwohl diese Kinder sind wie ihre eigenen Kinder, ge- 
hören sie doch im Bewußtsein der Mütter schon zur feindlichen Umwelt. 

Die Sorge für die eigene Familie war und ist auch heute noch häufig eine der 
Ursachen für das mangelnde politische Verständnis der Frauen bzw. ihr objektiv 
konservatives, ja reaktionäres Verhalten; was keineswegs nur für die Frauen zu- 
treffen muß, die bürgerlicher Herkunft und Interessen sind. Aus Angst vor dem 
Verlust der ökonomischen Sicherheit, den sie bei der Versorgung ihrer Kinder be- 
sonders Krass erleben und aushalten müssen, halten sie ihre Männer davon zurück, 
sich politisch zu exponieren, an Streiks teilzunehmen usw. (92). Über das man- 
geinde solidarische Verhalten der Frauen in den Klassenkämpfen wurde oft in der 
Arbeiterbewegung geklagt, aber wenig Verständnis für die Ursachen dieser oft 
reaktionären Funktion der Hausfrauen und Mütter gezeigt. Auch die Arbeiterin, 
die aus den bereits dargestellten Gründen, besonders also, wenn sie Kinder hatte, 
sich nicht mit ihrer Rolle als Arbeiterin identifizieren konnte, war schwer für die 
politischen Zielsetzungen der Arbeiterbewegung zu gewinnen. Gundula Bölke 
weist in ihrer Arbeit „Die Wandlung der Frauenemanzipationstheorie von Marx 
bis zur Rätebewegung” mit Nachdruck auf die schwache Stelie in der sozialisti- 
schen Emanzipationstheorie hin: „Die politische Zielsetzung führt zu einer immer 
stärkeren Vernachlässigung des Aspekts der Familie und der Notwendigkeit ihrer 
Veränderung für die Frauenemanzipation. Die bestehende Familie wurde als eine 
Gegebenheit hingenommen, die sich in der sozialistischen Zunkunftsgesellschaft 
wandeln würde. Ihre Funktion unter kapitalistischen Verhältnissen als Produzentin 
der Abhängigkeit und Unterordnung der Frau durch die Autoritätsstruktur in ihr, 
die dem Mann die Vorherrschaft nicht nur im gesellschaftlichen Leben, sondern 
auch in der Familie zusicherte, wurde nicht mehr reflektiert. Hier machte sich der 
entscheidende Mangel der sozialistischen Emanzipationstheorie bemerkbar, närn- 
lich das Fehlen psychologischer Kategorien, das sie bei sozialen und politischen 
Postulaten stehenbleiben ließ, die von den Frauen eine Assimilation an die Männer 
erforderte und ihre Geschlechtlichkeit verleugnete.” (93) 

Clara Zetkin sah zwar, daß wesentlich der Mangel an Zeit bei den Arbeiterin- 
nen sich deren massenhafter Organisierung entgegenstellte, da sie als Fabrik- und 
Haussklavin eine doppelte Arbeitslast zu tragen hätten (94); andererseits aber lobte 
sie das Verhalten der Proletarierinnen im Wahlkampf als „rückhaltloses Eintreten 
in die allgemeine Bewegung” „durch das Zurückdrängen und Aufgeben besonderer 


92 Während der Streikbewegung in England 1971 hörte man wiederholt von protestierenden 
Ehefrauen, die die kärglichen Zustände ohne Lohn einfach nicht mehr hinnehmen woll- 
ten und dabei z.B. zum alten weiblichen Machtmittel der geschlechtlichen Verweigerung 
griffen, um ihre Männer „gefügig”’ zu machen. Vgl. in diesem Zusammenhang auch die 
Darstellung Max Horkheimers, a.2.0., S. 68-69. 

93 Gundula Bölke, Die Wandlung der Frauenemanzipationstheorie von Marx bis zur Räte- 
bewegung. Berlin usw. 0.J. (etwa 1969), S. 21. (Diese Arbeit ist eine der ganz wenigen 
unter den in den letzten Jahren veröffentlichten Arbeiten, in der wir viele der uns 
interessierenden Gesichtspunkte differenziert vertreten finden.). 

94 Clara Zetkin, a.a.O., Bd. I,S. 40. 
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Forderungen und Quertreibereien” (95). Die starken antifeministischen Tendenzen 
in der Arbeiterbewegung, die die Frauen lieber im Haus statt in der Fabrik sehen 
wollten, trugen das ihre dazu bei, den Frauen das Eintreten für die Ziele der Arbei- 
terbewegung wesentlich als abstrakt-moralisches Postulat erscheinen zu lassen, das 
entweder durch „treue’” Unterstützung des Mannes oder, in Einzelfällen, durch Ver- 
leugnung der frauenspzeifischen Probleme und weitgehende Anpassung an die Män- 
nerrolle erfüllt wurde. 

In gewisser Weise ist die Verständnislosigkeit der Sozialisten für die 
besonderen Probleme der Arbeiterinnen, speziell der Mütter unter ihnen, eine un- ° 
gewollte Bestätigung der in der kapitalistischen Ökonomie objektiv begründeten 
Wertlosigkeit der Hausfrauen- und Mütterarbeit, die in krassem Widerspruch zu dem 
tatsächlichen Ausmaß ihrer Bedeutung für die gesamte Existenz der Gesellschaft 
steht. Da die Mehrzahl der Frauen Kinder hat und auch in Zukunft haben wird 
(96), zudem, wie wir gesehen haben, die Geschichte der Frauen und das daraus ent- 
standene Bewußtsein der Frauen generell (und zwar auch der Nichtmütter!) von 
dieser grundlegenden Tatsache bestimmt ist, sehen wir in der zunächst einmal 
wenigstens ernsthaften Kenntnisnahme dieses Problems einen unabdingbar notwen- 
digen Schritt, ohne den bewußtseinsverändernde Prozesse in Richtung einer gesell- 
schaftlichen bzw. politischen Perspektive der Mehrzahl der lohnabhängigen Frauen 
nicht in Gang kommen können (97). 

Sobald diese Kenntnisnahme allerdings nur als rein taktisches Mittel zur besse- 
ren Agitation verstanden wird, kann man sein Scheitern schon jetzt voraussagen. 
Gerade das ist eine alte Erfahrung der Frauen, die sie skeptisch gemacht hat 
gegenüber abstrakten Forderungen und Ansprüchen, daß sie nämlich im Konfliktfall 
mit der Solidarität der Männer in „ihrem”, dem häuslichen Bereich, nicht rechnen 
können, vielmehr die Folgen allein ausbaden müssen. Ihre Verständnislosigkeit für 
gesellschaftliche Prozesse infolge ihrer Absorbierung durch die Last der Verantwor- 


95 Ebd.,S. 28. 

96 Die „Lösung”’ des Kinderproblems durch gewollte Kinderlosigkeit ist entweder ein indivi- 
dueller Ausweg (z.B. für intellektuelle Frauen, für die der Konkurrenzkampf besonders 
gnadenlos und die Arbeitskraft total beansprucht ist) oder ein politisches Konzept der 
bewußten und massenhaften Verweigerung. Als solches wäre es durchaus diskutabel, aber 
erst auf der Grundlage einer bereits erreichten massenhaften Mobilisierung; zweifellos 
würde es das Eingreifen des Staates herausfordern, der ein drastisches Nachlassen der Zu- 
fuhr an Arbeitskraft bzw. das Versiegen der Mehrwertquelle nicht zulassen könnte (die 
Familiengesetzgebung in Frankreich nach der Ersten Weltkrieg ist ein Beispiel dafür). 

97 Nicht von ungefähr spielen die Mütter im Werk von Bertolt Brecht eine so wichtige Rolle. 
Die gutmütige, aber weltfremde Shen Te im „Guten Menschen von Sezuan’” verwandelt 
sich immer häufiger in den hartherzigen, aber realistischen Shui Ta, jenäher die Geburt 
ihres Kindes rückt, das sie vor dem Verhungern bewahren will. Am eigenen Leibe, durch 
die Vorsorge für das noch ungeborene Kind, erlebt und begreift sie die Widersprüchlich- 
keit einer Gesellschaft, in der Freundlichkeit gegenüber den einen nur durch Härte gegen- 
über den anderen gesichert werden kann. Auch Pelagea Wlassowa, die „Mutter”, erfährt 
ihre Bewußtseinsveränderung über die starke mütterliche Zuneigung zu ihrem Sohn, die 
ihre Aufmerksamkeit, fast gegen ihren Willen, für die Worte der Genossen öffnet, wo sie 
sich sonst verschlossen hätte. 
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tung für einen Bereich, für den sich sonst niemand zuständig fühlt, obwohl alle 
anderen Tätigkeiten dessen zuverlässiges Funktionieren stillschweigend vorausset- 
zen, kann nur dann aufgebrochen werden, wenn die Frauen nicht einfach auf eine 
schöne, aber ungewisse Zukunft vertröstet werden, in der sich durch die grundle- 
gende Umwandlung der Gesellschaft diese Probleme ganz von selbst lösen werden 
(98). Deshalb muß sich auch das Bewußtsein derjenigen ändern und in anderen Ver- 
haltensweisen ausdrücken, die sich über das mangelnde gesellschaftliche und poli- 
tische Engagement der Frauen beklagen. Die Bereitwilligkeit, sich einzusetzen, wird 
bei Frauen am ehesten über persönliche Erfahrungen und handgreifliche Resultate 
angeregt (wie übrigens allgemein auch bei Arbeitern). Daher kann eine aussichts- 
reiche Perspektive für eine Veränderung des Bewußtseins der Frauen nur darin lie- 
gen, Verbesserungen (99), und das heißt auch veränderte Einstellungen und Verhal- 
tensweisen, durchzusetzen und zugleich an den dabei auftretenden Hindernissen 
und Widerständen sichtbar werden zu lassen, wie die ‚Arbeit am Menschen” und 
besonders die Erziehung der Kinder in dieser Gesellschaft in verkrüppelter Form 
stattfindet, wie die Grundbedingungen dieser Gesellschaft umgewälzt werden 
müssen, um die Grundlagen dieser Verkrüppelung wirklich zu beseitigen. Erst in 
einer sozialistischen Gesellschaft wird das Gewährleisten der wichtigsten Bedürf- 
nisse und der notwendigen Entwicklung der Kinder nicht mehr mit der partiellen 
Verkümmerung einer bestimmten Gruppe der Gesellschaft, der Frauen und Mütter, 
erkauft werden müssen. Doch die Aufhebung dieser Form der Arbeitsteilung muß 
in dieser Gesellschaft wenigsten beginnen, wenn die Frauen von heute an der Zu- 
kunft interessiert sein sollen. 


98 Z.B. in der Zeitschrift „Pelagea” wird dieser wesentliche Punkt für das Erreichen des Be- 
wußtseins der Frauen ganz verkannt; es heißt dort: „Wir müssen verhindern, daß Partner- 
schaft (Mithilfe des Mannes im Haushalt, statt Vergesellschaftung der Hausarbeit) von 
Frauen als Schritt zur Emanzipation oder gar als ‚sozialistischer’ Fortschritt anerkannt 
wird.” (Pelagea, Nr. 1, Hrsg. Sozialistischer Frauenbund Westberlin, Berlin 1970, S. 7). 
Selbstverständlich ist mit der ‚„‚Vergesellschaftung der Hausarbeit’ die richtige Richtung 
angegeben; die entscheidende Frage ist aber, welche vermittelnden Schritte dorthin hier 
und heute angegeben und angegangen werden können. Denn nur so besteht eine Chance, 
die Frauen an ihren unmittelbaren Interessen zu erreichen und so überhaupt erst die 
Möglichkeit zu einer Veränderung ihres Bewußtseins zu schaffen. 

99 Wie solche praktischen Vermittlungsschritte aussehen könnten, soll hier wenigstens 
durch einen Hinweis angedeutet werden. Die KPD hat in Nordrhein-Westfailen nach dem 
Zweiten Weltkrieg die Forderung nach einem monatlichen bezahlten Hausarbeitstag für 
Frauen aufgestellt und im Landtag schließlich auch durchsetzen können. Zwar bedeutete 
das zunächst eine Anerkennung der traditionellen Frauenrolle — aber eine Anerkennung, 
die für die Masse der Arbeiter ganz selbstverständlich war und die nicht mit einem Schlag 
aufgebrochen werden kann. Andererseits bedeutet sie auch eine positive Würdigung der 
Arbeit im Haushalt — die abstrakte Forderung nach Vergeselischaftung der Hausarbeit 
hätte den Frauen nichts gesagt und nichts gegeben. Und schließlich enthielt diese Maß- 
nahme in sich die Möglichkeit der Erweiterung durch ergänzende Forderungen, etwa sol- 
cher, die erste Schritte in Richtung auf eine Vergesellschaftung der Hausarbeit bedeuten, 
oder auch etwa die, daß wahlweise der Mann oder die Fraue oder beide geteilt den Haus- 
arbeitstag beanspruchen können. 
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Nachwort 


Im folgenden werden die wesentlichen Punkte der Diskussion mit der Redaktionskonferenz 
(vgl. Eingangsfußnote) zusammen mit meiner Stellungnahme wiedergegeben. 


Zum Arbeitsbegriff und zur Bezeichnung „vorkapitalistische Verhaltensweisen” 

Es gab eine längere Diskussion über den in dem vorliegenden Aufsatz verwendeten 
Begriff von Arbeit, bzw. die Unterscheidung von zwei Arten von Arbeit: die der 
Kinderaufzucht und die kapitalistisch orientierte Arbeit. Die Arbeit” der Kinder- 
aufzucht, so wurde argumentiert, sei mit dem Begriff ‚Arbeit” überhaupt nicht zu 
fassen, da dieser sich doch erst im 17./18. Jahrhundert in dieser Form herausge- 
bildet habe, und zwar einerseits als zweckgerichtete Tätigkeit eines Subjekts, das 
der Natur gegenübertritt, andererseits als reichtumschaffende Arbeit. „Arbeit am 
Menschen”, bzw. die Reproduktion der Gattung sei dagegen eher als ein allgemeiner 
überhistorischer Prozeß zu verstehen. Dazu ein paar Anmerkungen und Überlegun- 
gen: 

Zum einen wird in der vorliegenden Arbeit die Tätigkeit des Kinderaufziehens 
und -versorgens beschrieben als gerade nicht mit dem erwähnten, eingeschränkten 
Begriff von Arbeit zu fassen; auf einer früheren Stufe der gesellschaftlichen Produk- 
tion kann sie von anderen Tätigkeiten garnicht so scharf unterschieden werden, 
daher wurde z.B. der Ausdruck Mühe” statt „Arbeit” verwendet, um den Über- 
gangsbereich zwischen vorwiegend biologisch Bedingtem und vorwiegend gesell- 
schaftlich Bestimmtem zu charakterisieren. 

Zum anderen stellt sich die Frage, ob die Reproduktion der Gattung, obwohl 
in allen menschlichen Gesellschaften stattfindend, nicht immer zugleich die Bewäilti- 
gung und Beeinflussung der Natur durch Arbeit bedeutet. Man kann im Verlauf der 
Menschheitsgeschichte durchaus einen Prozeß erkennen, der unter unterschiedli- 
chen historischen Bedingungen von einer weitgehend biologisch bestimmten, den 
Tieren verwandten, ‚natürlichen” Reproduktion der Gattung zu einer stärker ein- 
greifenden, planenden, von anderen gesellschaftlichen Bedingungen und Arbeiten 
bestimmten reicht. Das Eingreifen des Menschen in die Reproduktion der Gattung 
kann im Extrem bis zum Homunculus, dem menschlichen Wesen aus der Retorte 
führen, in weniger extremen Stadien der Machbarkeit sind die Konflikte von Frauen 
und Müttern entwickelter Industriegesellschaften angesiedelt, die durchaus ent- 
scheiden können und wollen, ob sie die Reproduktionsfunktion überhaupt ausüben 
ob sie das „natürliche” Stillen oder die industriell gefertigte Babynahrung wählen 
usw. Das heißt, daß gesellschaftliche Bedürfnisse und Anforderungen (Emanzipation, 
Berufstätigkeit der Frauen) das „Natürliche” der Reproduktion der Gattung unter 
Umständen nicht mehr erkennen lassen. Das heißt, daß die „‚Arbeit” der Kinder- 
aufzucht durch Frauen auf der Stufe des entwickelten Kapitalismus geprägt ist 
durch den historischen Prozeß und das damit zusammenhängende Phänomen der 
Ungleichzeitigkeit. Einerseits ist also diese ‚Arbeit”” mitgeprägt von dem, was 
Arbeit unter entwickelten kapitalistischen Bedingungen darstellt; andererseits ist 
sie immer noch mehr oder weniger stark bestimmt von Formen gesellschaftlicher 
Arbeit, die inzwischen nicht mehr vorherrschend sind (die aber gerade beim Kinder- 
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gebären und bei der Kinderversorgung noch vergleichsweise mächtig sind, wo die 
biologische Ausgangslage der Menschwerdung noch stärker spürbar wird). Mitge- 
prägt von der Arbeit unter entwickelten kapitalistischen Bedingungen: denn die 
Ausbildung eines gesellschaftlichen Individuums, die im eigentlichen Sinn erst im 
Kapitalismus geschieht, verändert selbstverständlich die Reproduktion der Gattung. 
Das Verhältnis dieser Veränderungen zu den bisherigen, immer noch mächtigen 
historischen Formen der Reproduktion der Gattung drückt sich aus in der wider- 
sprüchlichen Situation der Frauen und Mütter, der widersprüchlichen gesellschaft- 
lichen Einstellung zu ihrer Arbeit (gesellschaftlich notwendig, aber wertlos) und 
nicht zuletzt im widersprüchlichen Verhalten der Frauen selbst. 

Ein anderer Einwand in der Diskussion zielte gegen die Bezeichnung ‚‚vor- 
kapitalistische Verhaltensweisen” für die gebrauchswertorientierte Einstellung 
speziell bei Müttern. Es wurde — m.E. zu recht — der Verdacht geäußert, daß 
der Begriff ‚‚vorkapitalistisch” im Gegensatz zu „kapitalistisch” ein analytische 
Trennung nahelegt, die einen abstrakten, lupenreinen Kapitalismus unterstellt, 
dessen vorherrschende Tendenz, nämlich die Unterordnung der Gebrauchswert- 
orientierung unter das Prinzip der Funktionalität für das Kapital, zum starren Ge- 
setz gemacht wird. Stattdessen ist — wie übrigens in der Arbeit auch ausgeführt — 
die Gebrauchswertorientierung auf allen Ebenen der gesellschaftlichen Entwick- 
lung zu finden und zwar keineswegs ausschließlich bei Müttern. Sie ist ein ver- 
steckter, aber notwendiger Bestandteil des kapitalistischen Systems; sie ist gerade- 
zu konstitutiv für die Widersprüchlichkeit des Kapitalismus, indem die Bewegung 
des verselbständigten Werts verselbständigt ist gegen etwas, nämlich gegen die 
Lebensbedürfnisse der Menschen und ihre Befriedigung durch Gebrauchswerte. 
Diese wie immer historisch modifizierten Bedürfnisse versucht die Bewegung des 
Werts zu ignorieren, sich anzupassen. Aber sie stößt dabei unter bestimmten Um- 
ständen auf Widerstände; z.B. Klassenkämpfe sind ein Ausdruck dafür, daß dieser 
Widerspruch empfunden wird. Normalerweise ist die Gebrauchswertorientierung 
im Kapitalismus als Verhaltensorientierung nicht das öffentlich Sichtbare, erscheint 
nicht als gesellschaftlich wichtig. 

Daß übrigens auch Männer an der stärkeren Gebrauchswertorientierung im 
Reproduktionsbereich, in der Familie, teilhaben, zeigt z.B. die Forderung von Ar- 
beitern nach Abschaffung der Schichtarbeit, die mit der Aufrechterhaltung der Fa- 
milie begründet wird, ebenso im Kampf um die 5-Tage-Woche der Slogan „Samstags 
gehört Papa mir”. 

Die Diskussion zu diesen Problemen führte — zusammengefaßt — zu dem Er- 
gebnis, daß die Gefahr einseitiger Darstellung zu sehen und zu meiden sei, daß be- 
sonders das widersprüchliche Nebeneinander der verschiedenen Verhaltensdimen- 
sionen in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen differenzierter aufzuzeigen 
sei, wobei gerade auch das Hineinreichen der Gesetze der Wertbewegung in den Be- 
reich der Familie nicht unterschätzt werden dürfe. Die Negation des lebendigen In- 
dividuums, so ein Diskussionsbeitrag, wie sie in der Wertbewegung liegt, tauche 
überall auf, auch in der Familie, hier vor allem als Rücksichtslosigkeit gegenüber der 
Reproduktion der nächsten Generation, der Reproduktion der Gattung. 
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Bei Anerkennung dieser notwendigen Differenzierung bleibt jedoch die 
Grundthese der Arbeit erhalten, daß vorkapitalistische Verhaltensweisen bzw. ge- 
brauchswertorientiertes Verhalten in den Familienbeziehungen als zunächst abge- 
trennt vom Bereich der Produktion sich stärker gehalten haben, besonders aber in 
der Beziehung von Müttern zu ihren Kindern, sofern die Aufzucht der nächsten 
Generation noch überwiegend Sache der Frauen ist. In dieser Tatsache liegen, wie 
in der Arbeit auch ausgeführt, die Möglichkeiten und die Beschränktheiten von 
Frauen in unserer Gesellschaft. 

Die Betonung des Gebrauchswertcharakters in den Verhaltensweisen von 
Frauen, speziell in der Mutter-Kind-Beziehung als wichtige Voraussetzung für eine 
gelungene Sozialisation, ergab sich in der — vielleicht manchmal zu pointierten — 
Form aus der Auseinandersetzung mit Forderungen, die in der Einbeziehung der 
Frauen in die Produktion ohne weiteres den Weg zu ihrer geseilschaftlichen Eman- 
zipation sahen. 


Zur Frage „Wie kommen Frauen zu gesellschaftlicher Erfahrung?” 

Die Diskussion ergab zu dem in der Arbeit festgestellten Desinteresse der Frauen 
an gesellschaftlich-öffentlichen Problemen, das sich z.B. in der mangelnden Bereit- 
schaft zu gewerkschaftlicher Organisation ausdrückt, einige interessante Gesichts- 
punkte und Fragestellungen. Zu der Bereitschaft von Arbeiterinnen, an Klassen- 
kämpfen teilzunehmen, wurde erwähnt, daß Frauen in akuten Auseinanderset- 
zungen unter Umständen größere Militanz zeigen als Arbeiter (ein Beispiel ist Pier- 
burg, wo die Polizei bei den Streiks erfolglos blieb), daß sie sich spontaner zu 
Aktionen bereitfinden. Ihre Art des Aufbegehrens und der Klassenauseinanderset- 
zung haben eher die Form von Revolten, während konsequente, länger dauernde 
gewerkschaftliche Kleinarbeit gemieden wird. Ein Grund dafür ist sicher die in der 
Arbeit erwähnte Verständnislosigkeit der Gewerkschaftspolitik gegenüber der Dop- 
pelbelastung der Frauen und der tatsächliche Zeitmangel, der sich aus dieser Dop- 
pelbelastung ergibt. Als Bestätigung für diesen Zusammenhang kann unter anderem 
auch die Tatsache angesehen werden, daß die gewerkschaftliche Organisierung von 
Frauen ab 35 Jahren wieder zunimmt, wenn die Kinder „aus dem Gröbsten heraus” 
sind und Berufstätigkeit als länger dauernde Perspektive begriffen wird. 

Eine Möglichkeit für Frauen in der Produktion, über den privaten Bereich 
hinausgehende Interessen zu erkennen, kann sich auch aus der Akkordarbeit erge- 
ben, deren zerstörerische, krankmachende Belastung im vorliegenden Aufsatz 
hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt der Motivation zur Fabrikarbeit be- 
schrieben wurde, deren andere Seite jedoch der Durchbruch zu kollektiven Wider- 
standsaktionen sein kann, wenn die Härte der Belastung durch Steigerung des Ar- 
beitstempos und eine allgemeine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen bis an 
die Grenze des Erträglichen getrieben wird. 

Gegen den Unmittelbarkeitsfetisch: ‚Frauen in die Produktion!” wurde an- 
dererseits in der Diskussion erwähnt, daß auch im Bereich der Familie von Frauen 
Erfahrungen gemacht werden können, die über die Begrenztheit des Privaten hinaus- 
weisen. Hierher gehört z.B. die nicht näher diskutierte Frage, welche gesellschaft- 
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lichen Erfahrungen über die Männer in die Familie, hineingetragen werden. In tra- 
ditionellen Arbeiterwohnvierteln z.B. werden die Frauen automatisch stärker in 
Probleme aus der Produktion miteinbezogen, wie das Beispiel der englischen Berg- 
arbeiterfrauen zeigt (ein Gegenbeispiel — auch aus England — wird in der Arbeit ge- 
nannt), die ihre streikenden Männer aufforderten, ja bei der Stange zu bleiben. Es 
wäre m.E. eine interessante und wichtige Untersuchung, herauszufinden, durch 
welche Bedingungen Frauen in unmittelbarer Betroffenheit durch materielle Not 
einmal zu Widerstand und heftigen Reaktionen gegen die Verursacher, dann wieder 
zu besänftigendem Stillhalten veranlaßt werden. Dabei wird wichtig sein, ob zu ver- 
sorgende Kinder da sind, ob die einzige Unterhaltsquelle der Familie durch Wider- 
standsaktionen gefährdet ist, ob Vollbeschäftigung oder Arbeitslosigkeit herrscht, 
ob die Frauen sich einer solidarischen Gruppe — Arbeitskollegen oder Nachbarn 
im Wohnviertel — zugehörig fühlen, welche Qualifikation und welches Alter die 
Frauen haben, und ob, wenn sie sich fügen oder bremsen, dies mit insgeheimem 
Zähneknirschen tun (wie manche Brecht’sche Frauengestalten) oder aber davon 
überzeugt sind, daß es so richtig und anständig ist. 

Gerade in der gegenwärtigen Krise mit hoher Arbeitslosenzahl und Kurzar- 
beit, mit effektiver Verschlechterung des Lebensstandards in den meisten Arbeiter- 
familien und massiver Existenzangst wäre es interessant, zu erfahren, wie die 
Frauen auf diese Situation reagieren, und zwar auch die Hausfrauen, die nicht 
selbst unmittelbar wie die berufstätigen Frauen von Entlassungen betroffen sind. 
Ob z.B. in Läden über das Problem der Arbeitslosigkeit und die Konsequenz, sich 
viele Dinge bei ständig steigenden Preisen einfach nicht mehr kaufen zu können, 
geredet wird, und in welcher Weise dies geschieht (z.B. ob man sich in vergleich- 
barer unverschuldeter Situation mit vielen Familien sieht, oder meint, die indivi- 
duell erlittene Armut schamhaft verbergen zu müssen). 


Zur Frage der Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit 

Eine meiner Hauptthesen war, daß aus dem mir vorliegenden statistischen Material 
kaum auf eine langfristig eindeutige und erhebliche Tendenz zur Zunahme der 
Frauen- bzw. Müttererwerbstätigkeit geschlossen werden kann, sondern vielmehr 
Frauen ein besonders wichtiger Teil der industriellen Reservearmee sind, die nach 
der Konjunkturlage der Wirtschaft einbezogen oder abgestoßen werden. Durch die 
hohe Arbeitsiosenzahl speziell bei Frauen in der gegenwärtigen Krise finde ich 
diese These bestätigt. — Es bleibt die Erscheinung, daß gerade Mütter mit deutlich 
zunehmender Tendenz unter den Arbeitnehmerinnen vertreten sind, offensichtlich 
aus ökonomischem Zwang (vgl. Tabelle 2; in der Diskussion wurde darauf hingewie- 
sen, daß von 1965 bis 1971 die Zahl der abhängig arbeitenden Mütter noch einmal 
stark zugenommen hat, von 1,3 Mill. auf 1,8 Mill., nach H. Schubnell, Die Entwick- 
lung der Erwerbstätigkeit von Frauen und Müttern, in: Schriftenreihe des Bundes- 
ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit, Bd. 6, Bonn 1973, S. 97). Wie 
diese Gruppe von der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit betroffen ist, kann ich im Au- 
genblick nur vermuten (ein Indiz ist, daß der eben berichtete Anstieg zum größten 
Teil nach 1968, also nach der Rezession von 1967 stattfand). 
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Zur Emanzipationsdiskussion im „Jahr der Frau” 

und im Zusammenhang mit der Kampagne gegen den $ 218 

Zum Abschluß möchte ich noch ein paar Bemerkungen zum aktuellen Stand der 
Emanzipationsauseinandersetzungen in der BRD im Zusammenhang mit dem 
Thema meiner Arbeit machen. 

Das abgerolite ‚Jahr der Frau” hat in überdeutlicher Weise das Weiterbeste- 
hen der Diskriminierung von Frauen gezeigt. Wo auf offizieller Ebene, in Konferen- 
zen, Gremien, Medien hierzu Stellung bezogen wurde, waren es im wesentlichen 
Rechtfertigungsstrategien über die Köpfe von entweder nicht zugelassenen oder 
durch Manipulationen mundtot gemachte Frauen hinweg. Immerhin war indirekt 
aus vielen Verrenkungen herauszuhören, daß die Frauenbewegung im umfassenden 
Sinn, der wachsende Mut von Frauen, sich gegen Diskriminierungen zu wehren und 
Dinge beim Namen zu nennen, gefürchtet wird, daß das Thema als Zündstoff sozu- 
sagen in der Luft liegt. Nur auf der Welle der so mobilisierten Ängste konnte sich 
eine Esther Vilar entfalten, deren dumm-dreiste Avancen an die männliche Eitelkeit 
bei nüchterner Betrachtung bestenfalls belächelt werden könnten. 

In dieser Situation läuft eine Argumentation wie in dem vorliegenden Aufsatz 
Gefahr, für konservative Zwecke eingespannt zu werden, etwa in dem Sinne: die 
Frauen sollten sich doch wieder auf ihre besonderen Fähigkeiten besinnen, sich den 
Kindern zuwenden, ihren weiblichen” Einfluß in der Gesellschaft geltend ma- 
chen — d.h., was von mir „vorkapitalistische” Verhaltensweisen, Gebrauchswert- 
orientierung, Fehlen von Konkurrenzverhalten genannt wird, kann wegen der 
Schwierigkeit einer präzisen und trotzdem differenzierten Diskussion dieses emo- 
tional brisanten Themas schnell als Argument gegen die Frauenbewegung gewendet 
werden, die sich weitgehend mit großer Entschiedenheit — wie die Protagonistin 
Simone de Beauvoir — gegen das Kinderkriegen wendet. Solange für das Aufziehen 
von Kindern nicht nur positive, sondern grundlegend wichtige Verhaltensweisen 
und Einstellungen benutzt werden, um die gesellschaftliche Verantwortung für 
diesen Bereich abzuwälzen und damit zugleich noch andere Abhängigkeiten aufzu- 
bürden, ist der Protest der Kinderlosigkeit eine berechtigte Form des Befreiungsver- 
suchs aus Unmündigkeit und Unentwickeltheit im Sinne der kapitalistisch spät- 
bürgerlichen Gesellschaft, die ihrem Selbstverständnis nach eine Gesellschaft von au- 
tonomen Individuen ist. Auch wenn es richtig ist, daß für die große Mehrheit der 
Lohnarbeiter und hier besonders der Frauen diese Ebene der individuellen Eman- 
zipation nie erreichbar sein wird, kann doch das Argument der privatistischen, un- 
politischen Perspektive nicht gegen die Frauen verwendet werden, denen diese Ge- 
sellschaft Vorbilder von Kollektivität und Zukunftsperspektiven nicht zu bieten 
hat, wohl aber einen Berg von Gratisarbeit für sie bereithält. Gerade die ungeheuer 
zynischen Argumente und das beschämende Urteil für die Beibehaltung des Gebär- 
zwangs, den $ 218, angesichts der extremen Kinderfeindlichkeit unserer Gesell- 
schaft, müssen Zurückhaltung in der Formulierung der positiven Erfahrungsmög- 
lichkeiten, der utopischen Vorwegnahme anderer Kommunikationsformen im Um- 
gang mit Kindern auferlegen. 
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Christel Hopf / Wulf Hopf 
Gleichgültigkeit und Identifikation als Kategorien 
der Analyse von Klassenbewußtsein 


Die historische Erfahrung des Faschismus als Resultat der bisher tiefsten Krise des 
Kapitalismus und die Tatsache, daß einige der höchstentwickelten Länder Westeu- 
ropas und die USA nach dem 2. Weltkrieg einen niedrigen Stand der Klassenaus- 
einandersetzungen zeigten, haben immer wieder das Verhältnis von objektiver 
Klassenlage, Gesellschaftsbewußtsein und Aktionsbereitschaft der Lohnabhängigen 
problematisch erscheinen lassen. Das gilt politisch — alle sozialistischen und kom- 
munistischen Organisationen setzen sich praktisch mit diesem Problem auseinan- 
der — wie auch wissenschaftlich, das heißt für die Ansätze zur Analyse von Klassen- 
struktur und -bewußtsein. Unter ihnen kommt dem Ansatz des Berliner Projekts 
Klassenanalyse aus mehreren Gründen eine besondere Bedeutung zu: 

1. Indem das Projekt und seine Anhänger von der Stellung der Lohnarbeiter 
als produktiv oder unproduktiv im Reproduktionsprozeß des Kapitals ausgehen, 
gelangen sie nicht nur zu einer anderen Gliederung der Klassenstruktur als die 
bisherigen Ansätze, sondern sie entwickeln damit auch neue Vorstellungen zum 
Verhältnis von Klassenlage und Bewußtsein. Daß das Bewußtsein der Arbeiter 
widersprüchlich bestimmt ist, haben auch andere Marxisten immer wieder betont; 
das Projekt Klassenanalyse und seine Anhänger unterscheiden sich jedoch darin, wie 
sie dieses widersprüchliche Bewußtsein kennzeichnen und auf welche Weise sie die 
Auflösung bzw. Weiterentwicklung der Widersprüche bestimmen. Im Mittelpunkt 
der Überlegungen des Projekts stehen die Kategorien der mystifizierenden Formen 
des Bewußtseins und der Widerspruch von Gleichgültigkeit des produktiven Arbei- 
ters gegenüber den besonderen Inhalten seiner Arbeit und Identifikation, der 
bestimmen soll, in welchem Ausmaß die objektiven Voraussetzungen dafür gegeben 
sind, daß die produktiven Arbeiter den Mystifikationszusammenhang der erschei- 
nenden gesellschaftlichen Beziehungen durchbrechen können. 

2. Da das Projekt Klassenanalyse den Zusammenhang von Klassenstruktur 
und -bewußtsein nicht nur allgemein formuliert, sondern für einzelne Fraktionen 
der produktiven und unproduktiven Lohnarbeiter differenziert, und der Sinn der 
theoretischen Unterscheidungen gerade im Vergleich der verschiedenen Gruppie- 
rungen liegt, gehen von diesem Ansatz erhebliche Impulse für die historische und 
empirisch-soziologische Spezialuntersuchung einzelner Lohnarbeitergruppen aus; 
das zeigen die Arbeiten von N. Beckenbach u.a. über technisch-wissenschaftliche 
Lohnarbeiter und von U. Kadritzke über die „geduldigen Arbeiter”, die Angestell- 
ten, recht deutlich. Man kann sicher sein, daß dies nicht die letzten Spezialuntersu- 
chungen einzelner Gruppierungen sein werden, sondern daß versucht werden wird, 
die bisherigen bürgerlich-soziologischen Untersuchungen von Lage und Bewußtsein 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten durch Untersuchungen zu ersetzen, die auf 
dem Ansatz des Projekts Klassenanalyse beruhen (1). 
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3. Dieser ist schließlich nicht nur wegen seiner Inhalte und seiner „‚propagan- 
distischen Wirkung” von Interesse, sondern auch wegen der Form seiner Verbrei- 
tung. Das Projekt Klassenanalyse hat wie keine andere Gruppe den Eindruck zu er- 
wecken versucht, es stelle die theoretische Instanz dar, die aufgrund ihrer unüber- 
troffen gründlichen und „richtigen” Marx- und Engels-Rezeption ex cathedra über 
Sinn und Unsinn von Analysen der Klassenstruktur und des Gesellschaftsbewußt- 
seins entscheiden könne. Dies zeigen die ausschließlich vernichtenden Kritiken an 
anderen Ansätzen in aller Deutlichkeit. Wer mit einem solchen Maximalanspruch 
auftritt, muß besonders kritisch an ihm gemessen werden. Wir unternehmen dies 
für einen nach unserer Ansicht wichtigen Teil der gesamiten Argumentation des Pro- 
jekts, für den inhaltlichen Zusammenhang zwischen der Stellung der produktiven 
Arbeiter im Reproduktionsprozeß des Kapitals und den Formen ihres Bewußtseins 
(2). Diese Beschränkung ist naheliegend, weil die Thesen über die produktiven Ar- 
beiter in jedem Fall den Hintergrund für Vergleiche mit kommerziellen Lohnarbei- 
tern oder mit Lohnarbeitern darstellen, die sich gegen Revenue austauschen. 


1. Voraussetzungen und Entwicklung 
der theoretischen Positionen des Projekts Klassenanalyse 


Um die Argumentation des Projekts und der ihm nahestehenden Autoren in einem 
ersten Durchgang knapp charakterisieren zu können, ist es notwendig, auf den Zu- 
stand der politischen und wissenschaftlichen Diskussion zurückzugehen, der für 
die Zeit der auslaufenden Studentenbewegung bestimmend war. Damals standen 
sich als einflußreiche linke theoretische Positionen vor allem zwei Positionen gegen- 
über: die an die Tradition der Frankfurter Schule. anknüpfenden und die an der 
Marx-Rezeption der DDR oder DKP orientierten Ansätze. 

In den Auseinandersetzungen über die politische Rolle der Intelligenz erfüll- 
ten die im Rahmen der Frankfurter Schule entwickelten Konzepte vor allem da- 
durch eine wichtige Funktion, daß in ihnen die Selbstdefinition der studentischen 
Intelligenz als politisch relevanter Kraft in den Klassenauseinandersetzungen schein- 

.bar stringent theoretisch begründet wurde. Zwar schlossen sich Krahl und andere, 
die den Versuch einer solchen Begründung unternahmen (3), nicht vorbehaltlos an 


1 Dieser Prozeß ist im Bereich der traditionellen Industrie- und Betriebssoziologie am wei- 
testen fortgeschritten. Vgl. als eine der ersten Kritiken auf der Basis des Ansatzes des 
Projekts Klassenanalyse Heıkommer (1972) — (Literaturverzeichnis am Ende dieses Ar- 
tikels!) 

2 Die bisherigen Kritiker des Projekts Klassenanalyse bzw. der ihm nahestehenden Autoren 
(vgl. Holzkamp (1974), Scharter, Schütte (1973), Rabehl u.a. (1974), Redaktionskollek- 
tiv Klassenanalyse (1975)) haben sich hiermit nicht genauer befaßt; zum Teil deshalb, 
weil die Thesen des Projekts Klassenanalyse über den Zusammenhang von Gleichgüitig- 
keit und Klassenbewußtsein noch nicht genauer entwickelt waren. 

3 Vgl. dazu unter anderem: Krahl (1969); Marxismus—Kollektiv (1968). 
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die von den Frankfurter Soziologen entwickelten Thesen vom „stillgesetzten” Klas- 
sengegensatz und der zunehmenden Bedeutung anderer Konfliktfronten (4) an. 
Dennoch übernahmen sie in einem wesentlichen Punkt die Habermassche Argumen- 
tation, indem sie an seine Überlegungen zur „Produktivkraft Wissenschaft” an- 
knüpften und von einer qualitativ veränderten Rolle der Wissenschaft im Spätkapi- 
talismus ausgingen (5). Die Wissenschaft, die im Konkurrenzkapitalismus noch 
über eine relative Eigenständigkeit verfüge, werde im Spät- bzw. Monopolkapitalis- 
mus unmittelbar unters Kapital subsumiert. Damit umfaßten die Begriffe der pro- 
duktiven Arbeit und des Proletariats auch die wissenschaftliche Intelligenz. Dies 
müsse in jeder Revolutionsstrategie berücksichtigt werden, da „ein auf die techno- 
logische Klassengesellschaft bezogenes Klassenbewußtsein .. . nun nicht mehr allein 
vom partikularisierten Industrieproletariat verbürgt” werde (6). Vielmehr geite es, 
der wissenschaftlichen Intelligenz den ihr gebührenden Stellenwert einzuräumen, 
der in dem bekannten Zitat von der wissenschaftlichen Intelligenz ais ‚‚kollektivem 
Theoretiker des Proletariats” (7) überaus anspruchsvoll bestimmt wurde. 

Demgegenüber beurteilten die DDR- oder DKP-orientierten Autoren die poli- 
tische Rolle der wissenschaftlichen Intelligenz wesentlich skeptischer. Sie betrachte- 
ten die Intelligenz in ihrer Mehrheit als Teil der gesellschaftlichen Zwischen- 
schichten, die zwar ein Bündnis mit der Arbeiterklasse eingehen können, die aber 
erst mit einer weiteren Proletarisierung zu einer stabilen, an den Interessen der Ar- 
beiterklasse orientierten politischen Kraft werden können (8). Theoretische Vor- 
aussetzung dieser Einschätzung war eine Klassenkonzeption, in der neben der Kate- 
gorie der Lohnabhängigkeit Kategorien maßgebend waren, die sich auf die Funk- 
tions- und Qualifikationsgliederung der Arbeit in den unterschiedlichen gesellschaft- 
lichen Bereichen bezogen (9). Diese Kategorien waren darüber hinaus auch für die 
interne Differenzierung der Arbeiterklasse von zentraler Bedeutung. 

Das Projekt Klassenanalyse und die in seinem Umfeld stehenden Autoren ent- 
wickelten die eigene Position in der Konfrontation zu beiden theoretischen Rich- 
tungen. Gegenüber den studentischen Rezeptionen der Frankfurter Schule ver- 
suchte man deutlich zu machen: 

1. daß die Verwissenschaftlichung der kapitalistischen Produktion nicht eine 
qualitativ neue, an die Spätphase des Kapitalismus gebundene Neuerung, sondern 
konstitutiv für die kaptitalistische Entwicklung sei; 

2. daß gleichwohl nicht die gesamte Intelligenz der Kategorie der produktiven 


4 Claus Offe redet in diesem Zusammenhang von dem „schon immer naiven”, im Spätkapi- 
talismus jedoch ganz deutlich sekundär werdenden „Konflikt-Szenario” der Auseinander- 
setzungen zwischen Lohnarbeitern und Kapitalisten (1972, 5. 63). 

Vgl. dazu auch Altvater und Huisken (1970), 8. 54 ff. 

Marxismus-Kollektiv (1968), S. XXXVI. 

Krahl (1969), 5.18. 

Vgl, dazu vor allem die im Zusammenhang mit dem IMSF angefertigten Arbeiten. 

Sehr deutlich wird die Bedeutung von Funktions- und Qualifikationskriterien beispiels- 
weise in der Art und Weise, in der Jung den Begriff der Arbeiterklasse bestimmt (1970, 
8.678). 


Don 
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Arbeit zuzurechnen sein, sondern nur derjenige Teil, der im Austausch gegen Kapi- 
tal an der Produktion von Mehrwert beteiligt ist. Es sei deshalb falsch, den Stellen- 
wert der Intelligenz im Klassenkampf so hoch zu veranschlagen (10). 

Diese Kritik studentischer Positionen beruhte auf einer allgemeinen Analyse 
der Stellung der Intelligenz im Produktionsprozeß, die sich am „Kapital” orien- 
tierte. Man begann damit, der oberflächlichen Marx-Rezeption der Frankfurter 
Schule und ihrer studentischen Neu-Interpretation ein adäquateres, an einem gründ- 
lichen Marx-Studium ausgewiesenes Verständnis der Kategorie der produktiven Ar- 
beit entgegenzustellen, das insbesondere ihre Formbestimmtheit betonte (11). Die 
Vertreter des Projekts schlossen sich damit zwar allgemein jener Position an, die 
die Bedeutung der Kategorie der produktiven Arbeit für die Analyse von Klassenbe- 
wußtsein betonte, gaben ihr aber eine präzisere Fassung. Es wurde postuliert, daß 
die Unterscheidung zwischen unproduktiven und produktiven Arbeitern ‚‚für die 
Bewegung von der Klasse an sich zur Klasse für sich” von elementarer Bedeutung 
sei (12). Oder, wie es Beckenbach u.a. formulieren: ‚,... die jeweilige Stellung im 
Reproduktionsprozeß des Kapials — als produktive oder unproduktive Lohnarbei- 
ter — gibt die wesentlichen Bedingungen der Möglichkeit an, die im Kapitalver- 
hältnis eingeschlossenen Verkehrungen der gesellschaftlichen Verhältnisse aufzu- 
lösen.” (13) 

Es entspricht der Betonung der Kategorie der produktiven Arbeit als Katego- 
rie der Klassenanalyse und der Bewußtseinsanalyse, daß die Arbeiten von Jung, Stei- 
ner und anderen bei Vertretern des Projekts und seines ideologisch-wissenschaftli- 
chen Umfeldes überwiegend auf Kritik stießen. Den DKP-orientierten Autoren und 
den Autoren der DDR wurde bescheinigt: schwerwiegende Fehldeutungen des Sy- 
stems der Kritik der politischen Ökonomie, „der mangelnde Sinn für die ökonomi- 
schen Formbestimmtheiten und das Festhalten an den stofflichen, von der spezifi- 
schen Form losgelösten Bestimmungen” (14). Das Festhalten an den stofflichen 
und funktionalen, nicht formbezogenen Kriterien bei der Bestimmung des Umfan- 
ges und der internen Differenzierung der Arbeiterklasse führe auf dem Feld der Be- 
wußtseinsinterpretation zur Aporie. Da die Kategorien der produktiven und unpro- 
duktiven Arbeit nicht in die Analyse der Beziehungen zwischen Klassenstruktur und 


10 Vgl. dazu vor allem Bischoff u.a. (1970a). 

11 Gegen „stoffliche Mißverständnisse”, in denen die Unterscheidung von Kopfarbeit und 
Handarbeit oder auch andere Unterscheidungen zu Kriterien der Abgrenzung zwischen 
produktiver und unproduktiver Arbeit werden, wurde auf die strikt ökonomische Bedeu- 
tung dieser Kategorien hingewiesen. Produktive Arbeit im Sinne der kapitalistischen Pro- 
duktion — und nicht im Sinne des einfachen Arbeitsprozesses, in dem jede Arbeit pro- 
duktiv ist, die Gebrauchswerte schafft — ist nach Marx diejenige Lohnarbeit, „die im 
Austausch gegen den variablen Teil des Kapitals (den in Salair ausgelegten Teil des 
Kapitals) nicht nur diesen Teil des Kapitals reproduziert .... , sondern außerdem Mehr- 
wert für den Kapitalisten produziert... Nur die Lohnarbeit ist produktiv, die Kapital 
produziert.” (Theorien über den Mehrwert, Bd. 1, MEW 26.1, S. 122.) 

12 Bischoff u.a. (1970 a), S. 89. 

13 Beckenbach u.a. (1973), S. 24. 

14 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 318. 


Klassenbewußtsein eingingen, könnten diese Autoren nur relativ unbegriffene, ober- 
flächliche Zusammenhänge reproduzieren. Klassenlage und Klassenbewußtsein wür- 
den „einander zugeordnet statt miteinander vermittelt” (15). Deshalb seien die in- 
kriminierten Autoren ‚lediglich zur Formulierung empirischer Regelmäßigkeiten 
imstande, ohne den Verkehrungszusammenhang durchbrechen zu können, der dem 
Kapitalverhältnis anhaftet” (16). Demgegenüber gelte es, „aus der inneren Natur 
des Kapitals die Verkehrungen und Mystifikationen logisch zu entwickeln und auch 
auf gleichem Wege die allgemeinen Bedingungen ihrer Auflösung zu bestimmen” 
(17). Auf der Ebene der „allgemeinen Untersuchung” der kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse soll die „Gesamtstruktur der Bewußtseinsverfassung der Produk- 
tionsagenten” (18) abgeleitet werden. Da die Bewußtseinsformen aus den ökono- 
mischen Formbestimmungen resultieren, da sie nur „idealisierter Ausdruck” der 
sozialen Beziehungen der Produzenten zur Natur und zueinander sind, müsse die 
„Rekonstruktion” der Bewußtseinsstruktur der Lohnarbeiter der Abfolge der öko- 
nomischen Formbestimmungen im „System der Kritik der politischen Ökonomie” 
folgen (19). Die Entwicklung der Bewußtseinsformen auf allgemeiner Ebene sei 
jedweder empirischen und historischen Analyse von Klassenbewußtsein vorausge- 
setzt. Erst in einem zweiten Schritt könne es dann darum gehen, die konkreten 
Ausformungen von Klassenbewußtsein unter besonderen ökonomischen, sozialen 
und politischen Bedingungen zu analysieren (20). 

Betrachtet man die zum Teil sehr scharfe Kritik an den Arbeiten des Projekts 
Klassenanalyse, dann fällt auf, daß diese vorwiegend die Probleme des zweiten ana- 
lytischen Schritts bzw. die Probleme des Übergangs zu diesem Schritt thematisiert. 
Dem Projekt wird sein borniertes Verhältnis zur Geschichte, die in der Regel nur als 
das Zufällige, allgemeine Gesetzmäßigkeiten Verzerrende mißverstanden wird, vor- 
geworfen und die Vernachlässigung des entwicklungsgeschichtlichen Aspekts der 
Kapitalismus-Analyse zugunsten einer allgemeinen Strukturbetrachtung (21). Da- 
gegen ist die Stichhaltigkeit dessen, was auf der Ebene der allgemeinen Untersu- 
chung des Kapitals formuliert wurde, bisher kaum ernsthaft in Frage gestellt wor- 
den. Vielmehr kann man sagen, daß selbst von Kritikern elementare Postulate des 
Projekts übernommen werden. Dies zeigt sich vor allem in der Bedeutung, die die 
Kategorie der Gleichgültigkeit als relevantes Vermittlungsglied zwischen objektiver 
Stellung im Reproduktionsprozeß und Klassenbwußtsein auch in solchen Arbeiten 
bekommt, die den ahistorischen Ansatz des Projekts im übrigen scharf verurteilen 
(22). 


15 Beckenbach u.a. (1973), S. 92. 

16 Ebenda. 

17 Ebenda. Vgl. die ähnliche Formulierung des Projekts Klassenanalyse (1973), 5. 229. 

18 Projekt Klassenanalyse (1975), S. 192. 

19 Ebenda. 

20 Vgl. hierzu unter anderen: Beckenbach u.a. (1973), S. 92f und Projekt Klassenanalyse 
(1973), 8. 20£. 

21 Siehe dazu etwa die Arbeiten von Holzkamp (1974) und Armanski u.a. (1975). 

22 Vgl. zum Beispiel Armanski u.a. (1975), S. 22 ff. 
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Unter diesen Bedingungen ist es besonders wichtig, den Mythos von der theo- 
retischen Stringenz, den das Projekt und die angrenzenden Autoren seit Jahren ge- 
flissentlich um sich verbreiten, kritisch anzugehen und in seiner Fragwürdigkeit dar- 
zustellen. Das heißt, wir befassen uns in diesem Aufsatz vorwiegend mit den Bezie- 
hungen von Klassenlage und Bewußtseinsformen, wie sie vom Projekt Klassenana- 
lyse und seinen Anhängern auf der Ebene der „allgemeinen Untersuchung” formu- 
liert werden. Dies schließt die Auseinandersetzung über die methodische Position 
des Projekts Klassenanalyse — seine Auffassung vom Verhältnis zwischen ‚allgemei- 
ner Untersuchung” und empirischer Untersuchung „eines Stücks Zeitgeschichte” — 
nicht aus. Statt jedoch die Diskussion hierüber abstrakt zu führen, soll sie am Ge- 
genstand entwickelt werden. Im Mittelpunkt unserer Kritik wird der Ansatz des 
Projekts Klassenanalyse stehen, so wie er in den ‚Materialien zur Klassenstruktur 
der BRD”, Teil I, und in dem Rezensionsband „Klassen in der BRD. Analysen ver- 
schiedener Standpunkte” formuliert wurde. Dieser Ansatz stellt den am weitesten 
entwickelten Versuch dar, die Bedingungen der Auflösung falschen Bewußtseins 
zu analysieren. Die empirisch angelegten Arbeiten von Beckenbach u.a. und Kad- 
ritzke werden demgegenüber nur zur Illustration herangezogen, weil sie einen frü- 
heren Stand der Diskussion repräsentieren (23). 


2. _Bewußtseinsformen der Lohnarbeiter 


Die „Rekonstruktion” der Bewußtseinsstruktur der produktiven Arbeiter bedeutet 
für das Projekt Klassenanalyse und seine Anhänger die systematische Ableitung von 
Bewußtseinsformen. Die ‚Illusionen” von Freiheit und Gleichheit, ‚‚Eigentumsvor- 
stellungen”, „Gleichgültigkeit” und „‚Identifikation” sind Formen des Bewußtseins, 
die denselben logischen Status haben wie die ökonomischen Formbestimmungen, 
z.B. die Wertform, das Geld und das Kapital. Wie diese müssen die Bewußtseinsfor- 
men notwendigerweise produziert, miteinander vermitteit und in der Praxis der Pro- 
duzenten bestätigt werden. Auch die „Organisation der Arbeiter”, sei es in Gewerk- 
schaften oder Arbeiterparteien, ihre kollektiven Aktionen, werden so als notwendig 
vom Kapitalverhältnis produzierte und daher ableitbare Formen des Handelns be- 
griffen. Insofern stellen sie „„objektive”” Momente dar, in denen sich das empirisch 
vorfindliche Bewußtsein und Handeln der Arbeiter ausdrückt. Wenn das Projekt 
Klassenanalyse in diesem Sinn die allgemeinen Formen des Bewußtseins und des 
Handelns, einschließlich des Klassenbewußtseins und der Klassenorganisation der 
Arbeiter, als gesetzmäßig zwingendes Resultat der kapitalistischen Produktions- 


23 Vgl. dazu die Diskussionsbeiträge in der „Sozialistischen Politik”: Bischoff u.a. (1970 a); 
Bischoff u.a. (1970 b); Bierbaum u.a. (1971). In diesen Aufsätzen sind die wesentlichen 
Thesen über Klassenstruktur und -bewußtsein bereits enthalten, auch wenn der Zusam- 
menhang von Gleichgültigkeit gegenüber den besonderen Inhalten der Arbeit und Klas- 
senbewußtsein eher postuliert als begründet wird. In dem erwähnten Rezensionsband hat 
das Projekt Klassenanalyse die Arbeit von Beckenbach u.a. kritisiert (vgl. 1975, S. 183- 
226) und seine eigene Auffassung dabei noch einmal zusammengefaßt. 
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weise begreift, dann fragt sich: was hat eine derartige Analyse noch mit der Bestim- 
mung der Taktik der Arbeiterbewegung zu tun? Gerade hierfür soll ja die Analyse 
des Bewußtseins von besonderer Bedeutung sein (24). 

Wie zu zeigen sein wird, verschiebt das Projekt Klassenanalyse dieses entschei- 
dende Problem — Verhältnis der gesetzmäßig bestimmten, objektiven Bedingungen 
der Arbeiterbewegung zu ihrem praktischen, auch taktisch bestimmten Handeln -- 
in die Floskel, daß die Arbeiterpartei die Entwicklung des Klassenbewußtseins „be- 
schleunigen’”’ könne. Wie dies geschehen soll, ist nicht nur keine Gegenstand der all- 
gerneinen Ableitung der Bewußtseinsformen, sondern sie liefert hierzu auch keiner- 
lei Ansatzpunkte. 

Wenn das Projekt Klassenanalyse von „Gesamtverfassung” des Bewußtseins 
spricht, so ist dies der entwickelte Ausdruck der Gesamtstruktur der Produktions- 
weise. Von dieser Gesamtstruktur behandeln die Autoren nur 1. den Austausch von 
Kapital und Arbeit in der Zirkulation; 2. ihr Verhältnis im unmittelbaren Produk- 
tionsprozeß des Kapitals. Der Zirkulationssphäre und dem Produktionsprozeß ent- 
sprechen jeweils spezifische Bewußtseinsformen, die selbst noch vermittelt sind. Sie 
sollen in aller Kürze dargestellt werden, weil sie der Ausgangspunkt für die Thesen 
über die Bedingungen der Entstehung von Klassenbewußtsein sind. 

Der Verkauf der Ware Arbeitskraft an den Kapitalisten stellt die Grundlage 
von Bewußtseinsformen der Arbeiter dar, die sich aus den Bestimmungen der ein- 
fachen Zirkulation ergeben, das heißt daraus, daß sich Kapitalist und Arbeiter nur 
als Käufer und Verkäufer einer Ware gegenübertreten. Diese Beziehung ist — wie auch 
jene im unmittelbaren Produktionsprozeß — durch ein bestimmtes Verhältnis von 
Tauschwert und Gebrauchswert bestimmt (25). Da der Tauschwert in der einfachen 
Zirkulation nur die „verschwindende” Form der Vermittlung zwischen den Indi- 
viduen darstellt und noch nicht Zweck und Erhaltungsprinzip des Gesellschafts- 
prozesses sein kann, stehen Tauschwert und Gebrauchswert nur formell nebenein- 
ander, in keiner inneren Beziehung (26). Diese ‚„innere”, „aktive” Beziehung von 
Tausch- und Gebrauchswert ergibt sich erst auf der Stufe des Produktionsprozesses 
des Kapitals, in dem dieses als sich verwertender Wert durch den besonderen Ge- 
brauchswert der Arbeitskraft produziert wird (27). 

Was folgt aus dem besonderen Verhältnis von Tausch- und Gebrauchswert in 
der Zirkulation — dem Auseinanderfallen von wirklicher Naturaneignung und sozia- 
ler Beziehung (28) — für die Formen des Bewußtseins? 1. Die Form der Aneignung 
der Waren im Austausch bestimmt die Vorstellung vom ursprünglichen Aneignungs- 
prozeß der Natur: Die Arbeit und das Eigentum an der Arbeit erscheinen dem Zir- 
kulationsprozeß vorausgesetzt und nicht selbst gesellschaftlich bestimmt. Arbeit 
als Aneigung der Natur erscheint als bloße Produktion von Gebrauchswerten, die 


24 Vgl. Projekt Klassenanalyse (1975), S. 188. 

25 Ebenda, S. 199 

26 _Ebenda,S. 202 

27 Projekt Klassenanalyse (1975), S. 200 f und (1973), S. 226. 
28 Projekt Klassenanalyse (1975), S. 202. 
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eine bestimmte Eigentumsvorstellung begründet (29). 2. Die dem Warenaustausch 
vorausgesetzte Arbeitsteilung in der Herstellung der Gebrauchswerte ist Basis für 
die Vorstellung der Individualität der privat produzierenden Einzelnen; sie schei- 
nen sich ihre besonderen Arbeitsarten frei wählen zu können. All diese Bewußt- 
seinsmomente der Zirkulation, die sich auf unterschiedliche Inhalte des Verhältnis- 
ses von Individuum, Natur und Gesellschaft beziehen — Vorstellungen von der Ar- 
beit, von Eigentum, Freiheit, Gleichheit und Selbstverwirklichung — faßt das Pro- 
jekt Klassenanalyse nun in einer Bestimmung zusammen: der Identifikation mit 
den besonderen Inhalten der Arbeit (30). Ähnlich verfahren die Autoren bei der 
anderen zentralen Bewußtseinsform, der Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten 
der konkret-nützlichen Arbeit. Indem Identifikation und Gleichgültigkeit ‚‚die bei- 
den Momente der Bewußtseinsverfassung der produktiven Arbeiter” (31) werden, 
hinter denen sich unterschiedliche Inhalte verbergen, werden diese Kategorien zu 
einer Quelle permanenter Konfusion. Sie wird so weit gehen, daß der eigentliche 
Sinn des Gegensatzes von Gleichgültigkeit und Identifikation — ein bestimmtes 
Verhältnis von Formbestimmung und konkret-nützlicher Tätigkeit — verloren geht. 
3. Erscheint die dem Austausch vorausgesetzte Herstellung von Gebrauchswerten 
nicht gesellschaftlich bestimmt, so erscheint umgekehrt die soziale Beziehung der 
Individuen in der Zirkulation als sachliche Abhängigkeit. Der Austausch kommt nur 
zustande, wenn der Tauschwert der Waren realisiert wird und sie sich als gleiche 
Quanta der abstrakten Arbeit erweisen. Dazu müssen sie sich auf die versachlichte, 
verselbständigte Form des gesellschaftlichen Reichtums, das Geld, beziehen. Mit 
dem Fetischcharakter der Ware und des Geldes ist zum einen die Grundlage aller 
Mystifikationen als Formen des „falschen Bewußtseins’’ gelegt, das die gesellschaft- 
lichen Beziehungen der Individuen nur noch als Abhängigkeit von Sachen und die 
gesellschaftliche Form der Produktion nur als „natürlich”, immer gültig wahrneh- 
men kann. Zum anderen ergeben sich aus der Verselbständigung und Versachli- 
chung der Form der Arbeit Bestimmungsgründe für eine Bewußtseinsform, die der 
Identifikation entgegengesetzt ist: die Gleichgültigkeit des verselbständigten Tausch- 
werts gegenüber dem Gebrauchswert. Da der Tauschwert jedoch auf der Stufe der 
Zirkulation nur „verschwindendes Moment” bleibt, noch nicht erhalten und ver- 
mehrt werden kann, bleibt die Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten der Arbeit 
untergeordnetes Moment. Sie wird erst vorherrschend, wenn sich der entwickelte 
Tauschwert, das Kapital, im unmittelbaren Produktionsprozeß „aktiv” auf den 
Gebrauchswert, die Arbeitskraft als werterzeugend, bezieht (32). Damit entwickeln 
sich sowohl die Mystifikationen der gesellschaftlichen Form der Arbeit als auch 
Identifikation und Gleichgültigkeit der Arbeiter weiter. 


29 Ebenda, S. 204 ff. 

30 Ebenda, S, 209. 

31 Projekt Klassenanalyse (1975), S. 211. 

32 Vgl. Projekt Klassenanalyse (1975), S. 210. Siehe auch ebenda, S. 201: „Da der Tausch- 
wert noch nicht verselbständigt im Kapital auftritt, um zum Zweck seiner Selbstverwer- 
tung den Gebrauchswert produktiv zu konsumieren, steht er noch in keinem substan- 
tiellen Verhältnis zum Gebrauchswert und kann sich auch nicht gleichgültig gegenüber 
dem Gebrauchswert verhalten.” 


74 


Im unmittelbaren Produktionsprozeß erscheinen alle Produktivkräfte der Ar- 
beit als Produktivkräfte des Kapitals (33). Der Mystifikationsprozeß geht nach An- 
sicht des Projekts Klassenanalyse jedoch nicht so weit, daß jede Einsicht in den 
„wirklichen Zusammenhang” ausgelöscht wäre (34). Im unmittelbaren Produktions- 
prozeß tritt die wahre Natur des Kapitals, sein maßloser Trieb nach Mehrarbeit, 
unverhüllt hervor. Während jedoch für den Kapitalisten die im Drang nach fremder 
Arbeitszeit „aufdämmernde Ahnung” von der Quelle des Mehrwerts ‚verschwin- 
dendes Moment” bleibt und er im Entfremdungsprozeß wurzelt, steht der Arbeiter 
von vornherein in einem rebellischen Verhältnis zu ihm und empfindet ihn als 
Knechtung. Das Bewußtsein der produktiven Arbeiter ist demnach von vornherein 
durch den Widerspruch von Mystifikation und Einsicht in den ‚‚zugrundeliegenden 
Zusammenhang” bestimmt (35). 

Die Erfahrungen der Herrschaft des Kapitals im Produktionsprozeß — Unter- 
drückung, Anspannung, Ausbeutung, Einschränkung, Verschleiß — sind nun zwei- 
fellos etwas anderes als die Einsicht in das Wesen des Kapitals, die die Mystifika- 
tionen durchbrochen hat. Diese Erfahrungen sind konkreter und damit schwerer 
in das Konzept von „Bewußtseinsformen” zu pressen, das das Projekt Klassenana- 
lyse entwickelt. Die Ausbeutungs- und Unterdrückungserfahrungen schließen nicht 
allein kognitive Aspekte des Klassenbewußtseins ein — das Durchschauen gesell- 
schaftlicher Zusammenhänge —, sondern auch emotionale und handlungsbezogene. 
Es ist charakteristisch für den verengten Ansatz des Projekts Klassenanalyse, daß 
es die Bedeutung dieser Erfahrungen für die Entwicklung von Klassenbewußtsein 
verfehlt. Sie werden — und auch das nur am Rande — auf zwei Arten berücksich- 
tigt, die ihnen beide nicht gerecht werden: entweder sie gehen in einem weiten 
Begriff von “Gleichgültigkeit” auf, der mit sämtlichen Eigenschaften des freien 
Lohnarbeiters identisch wird (36). Oder die Erfahrungen der Unterdrückung und 
Ausbeutung im unmittelbaren Produktionsprozeß werden schlicht mit der Ein- 
sicht in das Wesen des Kapitalverhältnisses gleichgesetzt (37). Der Widerspruch 
zwischen der Erfahrung der Unterdrückung durch das Kapital und der Mystifika- 
tion, alle Arbeit sei bezahlt, kann dann fälschlich als Widerspruch zwischen Mysti- 
fikation und Einsicht in das Wesen des Kapitalverhältnisses ausgegeben werden. 
Konsequenz ist die absonderliche These, „im normalen Gang” der kapitalistischen 
Entwicklung sinke ‚die Einsicht in die Natur des Herrschaftsverhältnisses der ver- 


33 Vgl. als zusammenfassende Darstellung der Mystifikationen K. Marx: Das Kapital, Bd. 3, 
MEW 25, S. 835 ff. 

34 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 228. Vgl. auch (1975), S. 216. 

35 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 229. 

36 Siehe dazu unten, Abschnitt 3.1. 

37 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 228 £. Daß eine solche Gleichsetzung Probleme auf- 
wirft, kommt — wie dies beim Projekt häufig der Fall ist — indirekt in einer Reihe be- 
grifflicher Verschiebungen zum Ausdruck. Aus der Einsicht in die Natur des Kapitalver- 
hältnisses wird unter der Hand das „Wissen um die Herrschaft des Kapitals” (ebenda) 
und schließlich nur noch ‚‚das Herıschafts- und Knechtschaftsverhältnis’” als ein Moment 
des Bewußtseins der produktiven Arbeiter (ebenda, S. 235). 
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gegenständlichten über die lebendige Arbeit auch beim produktiven Arbeiter zu 
einem höchstens gleichberechtigten Moment des Bewußtseins herab neben 
der Vorstellung, daß er als Besitzer der Ware ‚Arbeitsvermögen’ gleichberechtigter 
Partner ist neben den Besitzern der Waren, die als sachliche Bedingungen im Pro- 
duktionsprozeß fungieren” (38). Der Grund hierfür liege in der Lohnform, die die 
Trennung von Mehrarbeit und notwendiger Arbeit auslöscht. Die Entwicklung von 
Klassenbewußtsein bedeute dann, daß sich die Einsicht in die Natur des Herrschafts- 
verhältnisses der vergegenständlichten über die lebendige Arbeit „von einem bloß 
gleichberechtigten Moment zur das gesamte Bewußtsein beherrschenden Vorstel- 
lung entwickelt” (39). Hieran wird nicht nur eine mechanische Auffassung der Ent- 
wicklung von Widersprüchen deutlich, die uns noch später begegnen wird (40); 
vielmehr fragt sich, wie die Einsicht in die Natur der Kapitalherrschaft möglich 
sein soll, wenn der Lohn die Trennung von notwendiger Arbeit und Mehrarbeit 
auslöscht (41). 

In der Gleichgütigkeit des Lohnarbeiters gegenüber dem besonderen Inhalt 
seiner Arbeit sieht das Projekt Klassenanalyse die entscheidende Bedingung für die 
kollektive Organisation der Arbeiter und für die Auflösung der Illusionen und My- 
stifikationen, die den wirklichen Zusammenhang von Arbeit und Wertbildung ver- 
schleiern. Diese Gleichgültigkeit kann erst im unmittelbaren Produktionsprozeß 
die dominante Bewußtseinsform werden (42), das heißt, wenn der Tauschwert 
als Kapital in eine „wirkliche substanzielle Vermittlung” (43) zum Gebrauchs- 
wert tritt, dem Arbeitsvermögen als einziger Quelle des Werts. 

In der Darstellung der Kategorie der Gleichgültigkeit greift das Projekt auf 
Ausführungen von Marx zurück (44), die hier ausführlicher zitiert werden, weil 
in ihnen Inhalt und Bedeutung des Begriffs arn deutlichsten werden. Dem Kapital 
als solchem steht nicht diese oder jene konkrete Arbeit gegenüber, „sondern 
Arbeit schlechthin, abstrakte Arbeit” (45). Der besonderen Substanz, in der ein 
bestimmtes Kapital besteht, muß zwar eine besondere Arbeit entsprechen, aber den 
‚spezifischen Gebrauchswert der produktiven Arbeit für das Kapital bildet nicht ‚ihr 
bestimmter nützlicher Charakter, so wenig wie die besonderen nützlichen Eigenschaf- 
ten des Produkts, worin sie sich vergegenständlicht, sondern ihr Charakter als schöp- 
ferisches Element des Tauschwerts (Mehrwerts)” (46). Insofern steht das Kapital als 


38 Ebenda, S. 229. 

39 Ebenda, S. 229 £. 

40 Siehe dazu unten, Abschnitt 4. 

41 Vgl. dazu auch Projekt Klassenanalyse (1973), S. 236. 

42 Projekt Kiassenanalyse (1975), S. 217. 

43 Ebenda, S. 213. 

44 Vgl. hierzu Projekt Klassenanalyse (1973), S. 224 ff. Die maßgeblichen Fundstellen für 
die Darstellung der Gleichgültigkeit gegenüber den besonderen Inhalten der Arbeit sind: 
Grundrisse, S. 24 f., S. 203 ff., S. 365 £.; Resultate des unmittelbaren Produktionsprozes- 
ses, S. 38 ff.; Kapital 1,$. 510 £f.; Kapital 3, S. 206 £. 

45 Marx, Grundrisse, S. 204, 

46 Marx, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses, S. 69. 


solches den besonderen Produktionssphären und Konkreten Arbeiten gleichgültig ge- 
genüber. Ausdruck dieser Gleichgültigkeit ist die Flüssigkeit des Kapitals bei der Anla- 
ge in und beim Wechsel von einzelnen Produktionssphären. Ihr stehen Hindernisse, 
auch vom Kapital selbst produzierte, entgegen, die es aber überwindet oder zu über- 
winden sucht. Der Gleichgültigkeit und Flüssigkeit des Kapitals entsprechen die Bezie- 
hungen des Arbeiters zum besonderen Inhalt seiner Arbeit: „Ebenso gleichgültig, wie 
dem Kapital, als sich verwertendem Wert, die besondre stoffliche Gestalt, worin esim 
Arbeitsprozeß erscheint, ob als Dampfmaschine, Misthaufen oder Seide, ebenso gleich- 
gültig ist dem Arbeiter der besondre Inhalt seiner Arbeit. Seine Arbeit gehört dem Ka- 
pital, sie ist nur der Gebrauchswert der Ware, die er verkauft hat und er hat sie nur ver- 
kauft, um sich Geld und mit dem Geld Lebensmittel anzueignen.” (47) Er ist Ar- 
beiter im Gegensatz zum Kapitalisten. Dieses ökonomische Verhältnis — Kapita- 
litt und Lohnarbeiter als Extreme eines Produktionsverhältnisses — wird ‚desto 
reiner und adäquater entwickelt, je mehr die Arbeit allen Kunstcharakter verliert; 
ihre besondre Fertigkeit immer mehr etwas Abstraktes, Gleichgültiges wird und sie 
mehr und mehr rein abstrakte Tätigkeit, rein mechanische, daher gleichgültige, ge- 
gen ihre besondre Form indifferente Tätigkeit wird .. .”’ (48) Dies ist erst mit einer 
besonderen Stufe der Entwicklung der industriellen Produktivkräfte der Fall (49). 
„Je entwickelter die kapitalistische Produktion in einem Lande, um so größer die 
Forderung der Variabilität an das Aıbeitsvermögen, um so gleichgültiger der Ar- 
beiter gegen den besondren Inhalt seiner Arbeit und um so flüssiger die Bewegung 
des Kapitals aus einer Produktionssphäre in die andere.” (50). 

Mit dem Begriff der Gleichgültigkeit beschreibt Marx den seiner Tätigkeit ent- 
fremdeten Lohnarbeiter, der nur am Tauschwert interessiert und insofern adäquater 
Ausdruck des ökonomischen Verhältnisses ist. Gerade dieses Bewußtsein soll nach 
Ansicht des Projekts Klassenanalyse die entscheidende Bedingung für die Auflösung 
von Hlusionen und Mystifikationen sein. Wir werden im folgenden untersuchen, ob 
dieser Zusammenhang begründet werden kann. 


3. _ Gleichgültigkeit und Auflösung der Mystifikationen 


Das Projekt macht mehrere Anläufe, um zu begründen, warum die sich durchset- 
zende Gleichgültigkeit des produktiven Arbeiters gegenüber den Inhalten seiner Ar- 
beit die entscheidende Voraussetzung für die Durchbrechung falschen Bewußtseins, 
insbesondere des Lohnfetischs, sein soll. Das Projekt merkt allerdings nicht, daß es 
sich dabei um verschiedene, inhaltlich abweichende Versuche handelt, sondern be- 
hauptet auch dort noch Kontinuität der Argumentation, wo deutlich das Gegenteil 
zu früheren Äußerungen formuliert wird. 


47 Ebenda, S. 39 f. 

48 Marx, Grundrisse, $. 204. 

49  Ebenda, S. 204 f, 

50 Marx, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses, S. 40. 
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3.1  Gleichgültigkeit des Kapitals und Ausbeutung 


Ein solches Mißverhältnis zwischen behaupteter Kontinuität und tatsächlichem 
Bruch in der Argumentation kennzeichnet schon den ersten Versuch, den Zusam- 
menhang von Gleichgültigkeit des Arbeiters gegenüber den besonderen Inhalten der 
Arbeit und Auflösung der Mystifikationen zu begründen (51). 

Das Projekt erweckt zwar den Eindruck, als habe es die Gleichgültigkeit des 
Arbeiters gegen den bestimmten Inhalt seiner Tätigkeit als Bedingung des Prozesses 
analysiert, „in dem die Proletarier ihre Organisation als Klasse vollziehen” (52); tat- 
sächlich geht es jedoch um etwas anderes: um die Reaktion der Arbeiter auf die 
Gleichgültigkeit des Kapitals gegenüber der Arbeitskraft als Quelle des Werts. In 
der maßlosen Ausbeutung der Arbeitskräfte setzt sich das Kapital über jede 
Schranke von Sitte und Natur, Alter und Geschlecht, Tag und Nacht hinweg und 
zeıstört so die natürliche Grundlage des Reichtums, das Arbeitsvermögen (53). Um 
sich dagegen zu behaupten, um die Grundlage ihrer Existenz zu erhalten, müssen 
sich die Arbeiter organisieren, kollektiv ein Gesetz erzwingen, das den maßlosen 
Verwertungstrieb des Kapitals begrenzt. Soweit aus den ökonomischen Kämpfen 
eine Assoziation der Arbeiter entsteht und die Koalitionen gesetzliche Tatsache 
werden, aus den vereinzelten ökonomischen Bewegungen eine politische Bewegung 
hervorgeht, vollzieht sich eine Bewegung von der Klasse an sich zur Klasse für sich 
(54). 

Das Projekt Klassenanalyse erweitert auf diese Weise stillschweigend den Be- 
griff der Gleichgültigkeit des Kapitals gegenüber der konkret-nützlichen Arbeit und 
den von ihr hervorgebrachten Gebrauchswerten: aus ihr wird die Gleichgültigkeit 
des Kapitals gegenüber der Arbeitskraft als Quelle des Werts. Diese Erweiterung hat 
Konsequenzen für die Analyse von Bewußtseinsformen: die Gleichgültigkeit des 
Kapitals gegenüber der konkret-nützlichen Arbeit verweist auf die Beliebigkeit des 
Kaufs, Einsatzes und Abstoßens von Arbeitskräften, die allein vom Profitinteresse 
bestimmt ist. Sie wird als existenzielle Unsicherheit des Arbeiters und Zwang zur 
Veränderung der konkreten Arbeit erfahren. Demgegenüber stellen die Auswirkun- 
gen des maßlosen Verwertungstriebs eine andere Grundlage von Bewußtsein dar: 
Sie haben mit der Gleichgültigkeit des Arbeiters gegenüber dem besonderen Inhalt 
seiner Arbeit nichts zu tun, sondern mit der Erfahrung der Ausbeutung, die die Er- 
haltung der Ware Arbeitskraft aufs höchste gefährdet. Ihr steht der Arbeiter nicht 
gleichgültig, sondern höchst interessiert gegenüber. Damit zeigt sich, daß ein An- 
satz, der die Gleichgültigkeit des Arbeiters gegenüber den besonderen Inhalten 
seiner Tätigkeit als die entscheidende Voraussetzung zur Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein ansieht, zu Kurz greift. Denn die produktive Arbeit ist wesentlich durch 


51 Vgl. Projekt Klassenanalyse (1973), S. 230 ff. 
52 Ebenda, S. 232. Vgl. auch den Beginn dieses ersten Begründungsversuchs auf S. 230, wo 
dieselbe Problemstellung artikuliert wird. 


53 Ebenda, $. 231,5. 249. 
54 Ebenda, S. 232. 
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den maßlosen Trieb des Kapitals nach Mehrarbeit bestimmt. Indem das Projekt 
Klassenanalyse die damit verbundenen Ausbeutungserfahrungen dem Begriff der 
Gleichgültigkeit subsumiert, kann es sie als Bedingungen von Klassenbewußtsein 
nicht angemessen berücksichtigen. 

Von Auflösung der Mystifikationen ist in dem ersten Versuch einer Ver- 
knüpfung von Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten der Arbeit und Klassenbe- 
wußtsein noch gar nicht die Rede. Es geht vielmehr um die Auflösung der Vorstel- 
lung, man könne sich individuell gegen die Ausbeutung durch das Kapital wehren. 
Die Arbeiter müssen, um ihre Arbeitskraft zu erhalten, ‚dem Kapital als organisierte 
Warenbesitzer gegenübertreten und daher in bestimmter Form die durch das Kapital 
gesetzte und weiterentwickelte Kollektivität diesem gegenüber geltend machen” 
(55). Das Projekt weist zwar darauf hin, daß solche ökonomischen Bewegungen in 
politische Bewegungen einmünden Können, läßt aber ungeklärt, ob und auf welche 
Weise in diesem Prozeß die Auflösung der Kapital- und Lohnmystifikation erfolgt. 

Das Projekt verändert also unter der Hand den behaupteten Zusammenhang 
von Gleichgültigkeit des Arbeiters gegenüber den besonderen Inhalten der Tätigkeit 
und Auflösung der mystifizierenden Formen des Bewußtseins in zweifacher Hin- 
sicht. Es wird erstens der Inhalt der Kategorie der Gleichgültigkeit so ausgeweitet, 
daß sie mit kapitalistischer Ausbeutung schlechthin identisch ist. Und es findet 
zweitens ein Wechsel der zu untersuchenden Bewußtseinsformen statt. An die Stelle 
der Auflösung der mystifizierenden Bewußtseinsformen als Gegenstand der Analyse 
tritt die Frage nach den Voraussetzungen kollektiven Handelns und kollektiver 
Organisation. Diese nicht eingestandene Verschiebung der Fragestellung, der wir 
wiederholt begegnen werden (56), erlaubt es dem Projekt Klassenanalyse, das 
Scheitern des an sich weitergehenden Anspruchs zu überspielen. Offiziell wird 
nach den Bedingungen und Vermittlungsformen der Durchbrechung der Mysti- 
fikationen gefragt, während faktisch längst andere Probleme im Vordergrund ste- 
hen, deren Lösung als Antwort auf die ursprünglich weitergehende Frage gewertet 
wird. 


3.2 Gleichgültigkeit und die Auflösung „professioneller Vorurteile” 


Das Projekt Klassenanalyse versucht ein zweites Mal zu begründen, weshalb die 
Gleichgültigkeit des produktiven Lohnarbeiters die entscheidende Voraussetzung für 
die Auflösung von Illusionen und Mystifikationen sein soll (57). Dabei legen die 
Verfasser einen engeren Begriff von Gleichgültigkeit zugrunde, der sich auf die Be- 


55 Ebenda, $. 231. 

56 Sie ist auch für Beckenbach u.a. (vgl. 1973, S. 168 und 173) kennzeichnend. Die Mitar- 
beiter des Projekts Klassenanalyse bemängeln an der Arbeit von Beckenbach u.a., daß sie 
über die Ableitung ökonomischer Kämpfe nicht hinausgehen (1975, S. 223 f£.), merken 
allerdings nicht, daß sie mit dieser Kritik auf ihre eigenen Versäumnisse stoßen. 

57 Vgl. Projekt Klassenanalyse (1973), S. 232 ff. Auch hier ist dem Projekt nicht klar, daß 
es sich um einen gesonderten Begründungszusammenhang handelt. 
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ziehungen des Lohnarbeiters zu seiner Tätigkeit beschränkt. Nach Darstellung des 
Projekts sind es vor allem zwei Entwicklungen, die die Gleichgültigkeit des Lohnar- 
beiters gegenüber Inhalt und Produkt der eigenen Tätigkeit zum herrschenden Er- 
fahrungsmuster machen (58): erstens die zunehmende Variabilität des Arbeitsver- 
mögens und zweitens — als ihre Voraussetzung — das tatsächliche Abstrakt- und 
Formellwerden der konkret-nützlichen Arbeit unter Herrschaft des Kapitals (59). 

Dieser Auffassung von Gleichgültigkeit setzt das Projekt Klassenanalyse 
einen Begriff von Identifikation entgegen, der eine ganz bestimmte Bedeutung hat: 
er ist mit den „professionellen Vorurteilen” der produktiven Lohnarbeiter iden- 
tisch, die als branchen- und berufsspezifische Borniertheit das kollektive Handeln 
und die Organisation der Arbeiter erschweren (60). Erst die zunehmende Gleich- 
gültigkeit der Arbeiter gegenüber den besonderen Arbeitsinhalten löst die trennen- 
den Schranken der professionellen Vorurteile auf. Diese Tendenz setzt sich in den 
Abteilungen des produktiven Gesamtarbeiters verschieden durch: Im Unterschied 
zu den Arbeitern, die einfache Arbeit leisten und durchschnittlich qualifiziert sind, 
entwickeln die qualifizierteren Lohnarbeiter aufgrund des besonderen Charakters 
ihrer Tätigkeit stärkere professionelle Vorurteile, sind sie der Gleichgültigkeit des 
Kapitals gegenüber den Inhalten ihrer Arbeit weniger stark ausgesetzt, wenn auch 
die Reduzierung ihrer Tätigkeit auf Durchschnittsarbeit eine wesentliche Vorbe- 
dingung zur Herausbildung kollektiver Orientierungen ist (61). 

Die Tendenz zur zunehmenden Gleichgültigkeit des Lohnarbeiters gegenüber 
den Inhalten seiner Arbeit ist selbst widersprüchlich bestimmt: Bringt der Produk- 
tionsprozeß des Kapitals einerseits die nivellierten, formell und abstrakt geworde- 
nen Arbeiten hervor, die Voraussetzung für die allseitige Beweglichkeit des Arbei- 
ters und damit für seine Gleichgültigkeit gegenüber den Arbeitsinhalten sind, so 
produziert er auf der anderen Seite in der Verknöcherung und Partikularisierung der 
vereinseitigten Tätigkeiten neue Schranken der Variabilität und Mobilität der Ar- 
beitskräfte, die das Kapital zu überwinden sucht. In der Entfaltung dieses Wider- 
spruchs, dessen negative Seite in der Verstümmelung der Arbeiter und der völligen 
Verunsicherung ihrer Existenz besteht, liegen andererseits die Bedingungen dafür, 
die „Verfangenheit in die Mystifikation der kapitalistischen Produktionsweise” auf- 
zulösen und den direkten Kampf gegen die Herrschaft des Kapitals zu verallgemei- 
nern (62). Soweit die Argumentation des Projekts Klassenanalyse. 


58 Ebenda, S. 232 ff. und entsprechend S. 250 ff. 

59 Schon hier sei angemerkt, daß das Projekt Klassenanalyse in einer späteren Veröffentli- 
chung (1975) diese Auffassung ıevidiert. Beckenbach u.a. wird vorgewoıfen, sie hätten 
die Gleichgültigkeit gegenüber den Arbeitsinhalten aus dem stofflichen Kriterium des Ab- 
straktwerdens der konkreten Arbeit abgeleitet. (Ebenda, S. 220 ff.) Demgegenüber be- 
tont das Projekt Klassenanalyse: „Die Gesetzmäßigkeiten, die sich in der Veränderung 
der Arbeitsverausgabung geltend machen, sind selbst nur besondere Momente des ganzen 
ökonomischen Verhältnisses, in dem hier der Arbeiter zu seiner Tätigkeit steht. An ihnen 
kann nicht die Entwicklung der Gleichgültigkeit festgemacht werden.” (Ebenda, S. 221). 

60 Vgl. hierzu Projekt Klassenanalyse (1973), S. 233 £.,S. 245 und S. 248. 

61 Vgl. ebenda, S. 256 und S. 259 ff. 

62 Vgl. ebenda, S. 235. 
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Bei der Beurteilung ihrer Stichhaltigkeit stellt sich vorab ein allgemeines 
methodisches Problem. Wir hatten in der Einleitung darauf hingewiesen, daß das 
Projekt seine Thesen über Klassenstruktur und Bewußtseinsformen im Rahmen der 
allgemeinen Untersuchung des entwickelten Kapitalverhältnisses formuliert, unab- 
hängig von historischen Bedingungen und vorkapitalistischen Gesellschaftsformen. 
Mit der Gegenüberstellung von Gleichgültigkeit und Identifikation im Sinne der 
Ausbildung „professioneller Vorurteile” gehen in die Analyse des Projekts jedoch 
Kategorien ein, die sich nicht nur auf das entwickelte Kapitalverhältnis beziehen, 
sondern auch die Differenz zwischen kapitalistischen und vorkapitalistischen Pro- 
duktionsformen bezeichnen. Wenn Marx als eine der Bedingungen für den reibungs- 
losen Ausgleich der Profitraten den Wegfall aller „professionellen Vorurteile” der 
Lohnarbeiter nennt (63), dann bezieht er sich damit zunächst eindeutig auf den 
Widerspruch zwischen der Gleichgültigkeit des Kapitals gegenüber den Inhalten 
der Arbeit und tradierten, aus der zunftmäßigen Produktion stammenden Bewußt- 
seinsformen (64). Das „mittelaltrige Zunftverhältnis” (64a) ist eine beschränkte, 
noch nicht adäquate Form des Kapital- und Lohnverhältnisses: Das Kapital ist an 
ein bestimmtes Handwerk auf mannigfaltige Art gebunden und damit in seiner 
stofflichen Gestalt und seinem Wertumfang begrenzt. Es hat noch nicht die ‚‚freie 
Gestalt des Kapitals” erhalten; als Endzweck der Produktion erscheint nicht der 
Tauschwert, sondern der Gebrauchswert. Die technologische Basis dieses Verhält- 
nisses ist der handwerkliche Betrieb; in ihm ist die mehr oder weniger kunstmäßige 
Handhabung des Arbeitsinstruments der entscheidende Faktor der Produktion: 
Die selbständige und persönliche Arbeit, die eine „professionelle Entwicklung” 
durch Lehrzeit erfordert, bestimmt das Resultat der Arbeit. Die „professionel- 
len Vorurteile” als bewußtseinsmäßiger Ausdruck dieser Verhältnisse beziehen 
sich damit zum einem auf die Beschränktheit der handwerklichen Produktion, 
zum anderen auf die Subsumtion des Arbeitsinstruments unter ein in bestimm- 
ter Weise professionell entwickeltes Geschick (nichtwissenschaftlich), das das spe- 
zifische Produzentenbewußtsein des Handwerkers ausmacht. In der Identifikation 
mit den Inhalten der Arbeit, seinem Individualismus und Beharrungsstreben er- 
weist es sich als Hemmnis der entwickelten kapitalistischen Produktion; es wird 
tradiert, kann sogar im Kapitalismus zeitweilig wieder gestärkt werden, weicht aber 
langfristig in einem widersprüchlichen Prozeß der Gleichgültigkeit des modernen 
Lohnarbeiters gegenüber den Inhalten seiner Arbeit. 

Dieser historische, auf den Vergleich von Gesellschaftsformen gerichtete Sinn 
der Gegenüberstellung von Idenfikation mit den Inhalten der Arbeit im Sinne pro- 
fessioneller Vorurteile und Gleichgültigkeit wird vom Projekt verkannt, wenn es 


63 Marx: Das Kapital, Bd. 3, S. 206 £. 

64 Auf diese gesellschaftsgebundene Bedeutung der Kategorie der Gleichgültigkeit weist 
auch E. Hahn hin, wenn er schreibt, daß Marx die Gleichgültigkeit offensichtlich als ‚‚all- 
gemeines Attribut der kapitalistischen Produktionsweise im Unterschied zu vorangegan- 
genen Produktionsweisen” angesehen habe (1972, S. 84). 

64a Vgl. die in diesem Zusammenhang wichtige Darstellung in den „Resultaten”, S. 54 ff. 
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die „professionellen Vorurteile” auf das entwickelte Kapitalverhältnis überträgt. 
Eine solche Übertragung scheint allein unter zwei alternativen Voraussetzungen 
möglich, die das Projekt nicht auseinanderhält (65): Entweder werden die profes- 
sionellen Vorurteile als hiszorisch überkommene Relikte analysiert, die im Zuge 
der reelen Subsumtion unters Kapital aufgelöst werden oder höchstens noch in 
isolierten, nicht dem Kapital subsumierten Formen fortexistieren. In diesem Fall 
ginge es um den Widerspruch zwischen der Weiterexistenz vorkapitalitischer und 
spezifisch kapitalistisch bestimmter Bewußtseinsformen. Oder es wird eine Neu- 
interpretation des Gegesatzes von gebrauchswertbestimmter Identifikation und 
tauschwertbestimmter Gleichgültigkeit für das entwickelte Kapitalverhältnis ge- 
geben, das selbst neue Schranken der Gleichgültigkeit des Kapitals gegenüber der 
Arbeit und der Arbeiter gegenüber den besonderen Arbeitsinhalten produziert. 

Das Projekt hält die hier skizzierten Alternativen nicht auseinander, und so- 
fern es versucht, eine Neuinterpretation des Verhältnisses von Identifikation und 
Gleichgültigkeit für das entwickelte Kapitalverhältnis zu geben, kommt es zu fal- 
schen Schlußfolgerungen (66). Es ist unter diesen Bedingungen nicht erstaunlich, 
daß der Materialien-Band eine Vielzahl unzulässiger Verallgemeinerungen bzw. 
krasser Fehldeutungen enthält. Die Begriffe der ‚‚professionellen Vorurteile” bzw. 
der „Identifikation” werden auf Bewußtseinsformen angewandt, die mit dem tra- 
ditionellen Handwerkerbewußtsein kaum noch etwas zu tun haben. Das gilt sowohl 
für das Bewußtsein der technisch-wissenschaftlichen Lohnarbeiter als auch der 
durchschnittlich qualifizierten Lohnarbeiter, die auf einfache Arbeit reduziert sind. 
Die Vereinseitigung des einfache Arbeit leistenden Lohnarbeiters ist mit der Verein- 
seitigung des Handwerkers in keiner Weise zu vergleichen und tritt der Anforderung 
an Variabilität der Arbeitsverausgabung und des Arbeitsvermögens völlig anders ge- 
genüber als die Idendifikation mit den besonderen Inhalten der Arbeit: diese ver- 


65 Die Unklarheit in der Beurteilung dieses Problems kommt in den beiden folgenden Zita- 
ten zum Ausdruck: ‚In ihrer konkreten Bestimmtheit enthalten diese professionellen 
Vorurteile meist auch tradierte, historisch überlieferte Momente, wie sie sich zum Bei- 
spiel in den traditionellen handwerklichen Berufen ausdrücken. Diese bewußtseinsbe- 
stimmenden Momente werden tendenziell durch die Entwicklung und Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise aufgelöst.” (Projekt Klassenanalyse (1973), S. 245.) 
Hier sind die professionellen Vorurteile also eindeutig Reste der vorkapitalitischen Pro- 
duktionsweisen. „Doch auch in der entwickelten kapitalistischen Produktion werden 
mit der Herausbildung der Gleichgültigkeit gegenüber dem bestimmten Inhalt der Tätig- 
keit diejenigen — immer wieder neu produzierten — Illusionen aufgelöst, die sich an dem 
besonderen Geschick des Berufs oder den spezifischen Bedingungen einer Branche oder 
eines Einzelkapitals festmachen; Illusionen also, die der kollektiven Organisation der Ar- 
beiterklasse entgegenstehen.” (Ebenda, S. 253.) Hier sind es also die spezifisch kapita- 
listischen Formen der Identifikation mit der Arbeit. Aber wie können dies die traditio- 
nellen „professionellen Vorurteile” sein, wenn diese aufgelöst werden? Damit zeigt sich, 
daß das Projekt Klassenanalyse keinen Begriff der modernen Formen der Bindung des 
Arbeiters an die bestimmten Inhalte der Tätigkeit hat, obwohl es den Widerspruch von 
Variabilität und Vereinseitigung nennt. 

66 Vgl. dazu auch unten, Abschnitt 3.3. 
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schwindet ja gerade (67), wenn die Arbeit zunehmend abstrakt und formell wird, 
und an ihre Stelle tritt eine andere Schranke der Variabilität: die formbestimmte 
Vereinseitigung der konkret-nützlichen Arbeit. Sie ist die erzwungene Zurichtung 
des Arbeiters auf Detailfunktionen, die ihn in ihrer konditionierten Vereinseitigung 
und Verödung tendenziell hindern, sich noch variabel zu halten. Dieser Konditio- 
nierungsprozeß mit dem Resultat verknöcherter, vereinseitigter Funktionen und 
Fähigkeiten hat nichts mit der Identifikation des Arbeiters mit den Inhalten seiner 
Tätigkeit zu tun. Er stellt als Verschleiß der Gesundheit und Qualifikation des Ar- 
beiters ein Hindernis dar, das durch rein ‚‚private” Anstrengungen der Erhöhung 
der Variabilität kaum noch zu überwinden ist. Wenn sich die Gleichgültigkeit des 
Kapitals als Veränderung im Produktionsprozeß oder als Sphärenwechsel geltend 
macht, die die Variabilität des Lohnarbeiters erfordert, dann bricht der Wider- 
spruch zur vereinseitigten Bindung des Arbeiters an bestimmte Teilfunktionen als 
Widerspruch zwischen der Starrheit und der scheinbaren Stabilität der Beschäfti- 
gung und dem plötzlichen Zwang zum Wechsel auf (68). Dieser Prozeß ist jedoch 
weder in der Kategorie der professionellen Vorurteile zu fassen noch ist aus ihm 
unmittelbar die Auflösung der Verfangenheit in die Mystifikation der kapitalisti- 
schen Produktionsweise” abzuleiten, wie das Projekt dies in einem kühnen, durch 
nichts begründeten Überspringen von Zwischenschritten tut (69). 

Die Identifikation des technisch-wissenschaftlichen Lohnarbeiters ist eben- 
falls etwas anderes als die Identifikation des Handwerkers mit seiner Tätigkeit, so 
daß auch hier die Übertragung der „professionellen Vorurteile” problematisch ist: 
Im Unterschied zum Handwerker unterwirft der technisch-wissenschaftliche Lohn- 
arbeiter die Produktionsmittel nicht seinem Geschick, sondern höchstens einen 
kleinen Teil der „geistigen Produktionsmittel”; darüber hinaus ist die Grundlage 
seines Geschicks nicht die tradierte, nicht-wissenschaftliche Erfahrung, sondern die 
Wissenschaft als allgemeines Resultat der menschlichen Entwicklung, so daß die 
Grundlage seiner Identifikation eine andere ist als die des traditionellen Handwer- 
kers. Angesichts der Vergesellschaftung der Arbeit unter kapitalistischen Bedin- 
gungen steht der technisch-wissenschaftliche Lohnarbeiter schließlich in einem 
völlig anderen Kooperationszusammenhang als der isoliert produzierende Hand- 
werker im Zunftbetrieb. Auch insofern gewinnt die Bindung an seine Tätigkeit eine 
andere, von der handwerklichen Produktion unterschiedene Qualität. 

Indem das Projekt Klassenanalyse den historischen Sinn des Begriffs der ‚‚pro- 
fessionellen Vorurteile” verfehlt, ist es nicht mehr in der Lage, den spezifisch ka- 
pitalistischen Widerspruch zwischen der Gleichgültigkeit gegenüber den Arbeits- 


67 Das stellt auch das Projekt fest; vgl. Projekt Klassenanalyse (1973), S. 251, wo von der 
Entleerung dieser Arbeit von ihrem Inhalt die Rede ist. Gleichwohl handelt es sich 
aber immer noch um konkret-nützliche Arbeit. 

68 Vgl. als anschauliche Beschreibung dieses Widerspruchs Böhle und Altmann: Industrielle 
Arbeit und soziale Sicherheit (1972), S. 192 ff. (Beispiel der betriebsgebundenen Quali- 
fizierung). 

69 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 235. 
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inhalten und der Bindung an die konkrete Arbeit zu bestimmen. Darüber hinaus 
verkennen die Verfasser die innere Widersprüchlichkeit der Identifikation mit den 
Inhalten der Arbeit. Sie wird umstandslos mit berufsständischer Borniertheit und 
„professionellen Vorurteilen” gleichgesetzt. Entsprechend kann umgekehrt „ab- 
geleitet” werden, daß mit dem Abbau jeglicher Bindungen an die konkreten In- 
halte der Arbeit die Voraussetzung für die kollektive Organisation der Arbeiter und 
für die Entwicklung von Klassenbewußtsein gegeben ist. Hierbei bleiben die Inhalte 
der konkret-nützlichen Arbeit als eines sinnlich erfahrbaren Ausdrucks kapitalisti- 
scher Formbestimmung unbegriffen. Die Bindung an die konkret-nützlichen Inhalte 
birgt nicht allein die Möglichkeit berufsständischer und bornierter Orientierungen 
in sich, sondern sie verweist zugleich auch auf die formbestimmte Beschränkung 
und Verstümmelung der konkret-nützlichen Arbeit unter der kapitalistischen Form 
der Produktion. Die Identifikation mit den besonderen Arbeitsinhalten kann so 
unter bestimmten Bedingungen der Hintergrund für die Erfahrung der Entfremdung, 
der Beraubung durch das Kapital sein und damit zur Grundlage für die Entwicklung 
von Klassenbewußtsein werden. Aufgabe einer Theorie des Klassenbewußtseins, die 
inhaltliche Probleme nicht durch deren Eliminierung löst, müßte es sein, diese Be- 
dingungen zu präzisieren. Dazu ist ein Ansatz nötig, der gerade den Widerspruch zwi- 
schen der wertschaffenden und der konkret-nützlichen Seite der Arbeit zum Aus- 
gang nimmt und sich nicht auf die Ableitung objektiver Formen des Bewußtseins 
beschränkt. 


3.3  Gleichgültigkeit, Lohnform und die Illusionen der Warenbesitzer 


Die ungelösten Probleme der bisherigen Argumentation gehen als Hintergrund in 
die dritte, stark modifizierte Fassung des Zusammenhangs von Gleichgültigkeit und 
Klassenbewußtsein ein (70). 

Auch sie ist dem Projekt nicht als gesonderte Argumentation bewußt, sondern 
erscheint als die entscheidende Fortführung bereits entwickelter Thesen. Daß wir 
uns nicht auf diese Selbstdarstellung einlassen, hat seinen Grund in der radikalen 
Umdeutung des Widerspruchs von Gleichgültigkeit gegenüber den besonderen 
Inhalten und Identifikation. Hatte das Projekt bisher noch den Eindruck erweckt, 
dieser Widerspruch habe etwas mit dem Widerspruch von Tauschwert und Gebrauchs- 
wert zu tun, so wird der stoffliche Aspekt, die Identifikation bzw. Nicht-Identifi- 
kation mit den Inhalten der konkret-nützlichen Arbeit, jetzt eliminiert. Das Projekt 
Klassenanalyse hatte die Identifikation mit der konkret-nützlichen Arbeit und die 
Gleichgültigkeit zunächst nur als dominierende Bewußtseinsformen der Zirkulation 
bzw. des Produktionsprozesses bestimmt. Beide Formen sind jedoch durch die 
Form der Transaktion zwischen Kapital und Arbeit, durch den Lohn, miteinander 
vermittelt (71). Damit bestimmt die Form des Lohns maßgeblich das Verhältnis 


70  Ebenda, S. 235 ff. 
71 Ebenda, S. 238. Vgl. auch (1975), S. 218. 
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von Gleichgültigkeit und Identifikation. Indem der Lohn individuelle Freiheitsspiel- 
räume in der Variation von Arbeitsleistung und -geschick eröffnet, Kann sich die 
Identifikation mit den besonderen Arbeitsinhalten auch innerhalb des Produktions- 
prozesses entwickeln (72). Aus dieser Vermittlung durch die Lohnform macht das 
Projekt nun in einer absurden Verdrehung der früher gebrauchswertbestimmten 
Identifikation mit den Arbeitsinhalten die formbestimmte Identifikation mit der 
Arbeit: „Weil in der Lohnform gesetzt ist, daß die Lohnarbeit mit Arbeit über- 
haupt zusammenfällt, bezieht sich der Arbeiter auch auf die stoffliche Seite seiner 
Arbeit.” (73) Die sich hier anbahnende ‚Ableitung‘ des immer schon gegebenen 
Bezugs zur stofflichen Seite der Arbeit (als ob es konkret-nützliche Arbeit gäbe, 
weil die Lohnform den Unterschied von Lohnarbeit und Arbeit verschwinden läßt) 
wird noch bestätigt: „Die in dem Verhältnis von Kapital und Arbeit an sich vorhan- 
dene Identifikation mit dem besonderen Inhalt der Arbeit ist also über die Lohn- 
form vermittelt. Daher werden auch die Tendenzen, die die Identifikation verstär- 
ken, nicht nur mit dem besonderen Inhalt der Tätigkeit zusammenhängen, sondern 
in erster Linie aus der Form, in der der Arbeiter dem Kapital gegenübersteht, her- 
vorgehen. Ebenso werden auch die Tendenzen zur Herausbildung der Gleichgültig- 
keit nicht aus den stofflichen Bedingungen des Produktionsprozesses, sondern ge- 
rade aus der Form des Produktionsverhältnisses entspringen.“ (74) 

Was hier noch als „quantitatives Übergewicht” der Formbestimmung (in 
erster Linie”) erscheint, wird später die einzige Argumentationsebene; die Identi- 
fikation mit den besonderen Inhalten der Arbeit hat danach nichts mehr mit der 
Herstellung von Gebrauchswerten in der Auseinandersetzung mit der Natur zu tun, 
sondern ist mit dem Interesse am Tauschwert identisch. Dies versucht das Projekt 
damit zu begründen, daß aus der Zirkulationssphäre die Momente hervor- 
gehen, die die Identifikation mit den besonderen Inhalten der Arbeit be- 
stärken: Auf der Basis der formellen Freiheit in der Zirkulation hat der Arbei- 
ter die Möglichkeit, nicht nur seine besondere Tätigkeit auszuwählen, sondern sei- 
nen „Arbeitgeber” selbst auszusuchen. Prinzipiell kann er jederzeit seinen Arbeits- 
platz innerhalb einer Branche und zwischen den Produktionssphären wechseln (75). 
„Indem so der Arbeiter formell frei auf dem Markt agiert und sich selbst — in ge- 
wissen, historisch wie ökonomisch bestimmten Grenzen, seinen Lohnherrn aus- 
wählt, entwickelt sich innerhalb dieses Spielraums seiner Individualität die Identifi- 
kation mit dem bestimmten Inhalt seiner Tätigkeit (was für jede Arbeit mehr oder 
weniger gilt), wodurch die Iliusion der Gleichheit und Freiheit zwischen Arbeit 
und Kapital verstärkt wird.” (76) Mit anderen Worten: Der begrenzte Freiheits- 
spielraum, den der Arbeiter in der Zirkulationssphäre hat und den er ausschöpft, 
um sich möglichst teuer zu verkaufen, wird zur Voraussetzung der Identifikation 


72 Projekt Klassenanalyse (1973), 8. 248; (1975), S. 218 £. 

73 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 239 (Hervorhebung von uns). 
74 _ Ebenda, S. 240 (Hervorhebung von uns). 

75 Ebenda, S. 241. 

76 Ebenda, $. 242. 
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mit den besonderen Inhalten der Arbeit gemacht. Dies Argument wird fortgesetzt 
bei der Interpretation der individuellen Variationsmöglichkeiten von Lohnhöhe 
und Lohnform. Es werden praktisch alle Möglichkeiten, individuell eine Verbes- 
serung der Reproduktionsbedingungen zu erreichen — die Orientierung an der Ver- 
besserung der Reproduktionsbedingungen war früher Ausdruck der Gleichgültig- 
keit gegenüber den Inhalten der Arbeit —, als Bedingungen der Identifikation mit 
den Inhalten der Tätigkeit analysiert; so die Möglichkeit, durch besondere Anstren- 
gungen im Produktionsprozeß einen höheren Lohn zu erzielen (77); die Möglich- 
keit zur Höherqualifizierung der Arbeitskraft (78) und die Möglichkeit, nach be- 
sonders günstigen individuellen Arbeitsbedingungen Ausschau zu halten (79). All 
diese Momente führen nach Ansicht des Projekts nicht nur zur Illusion, daß die 
Lebenslage des einzelnen von seiner individuellen Leistung abhinge (80), sondern 
auch zur Ausbildung von „professionellen Vorurteilen, die dem Arbeiter den klaren 
Blick auf das gesellschaftliche Verhältnis, in dem er steht, verwehren” (81). Damit 
ist bloß verbal die Verbindung zu den früheren Überlegungen hergestellt, denn der 
Sachverhalt ist ein völlig anderer: Es geht nicht mehr um die Identifikation des 
Arbeiters mit den Inhalten der Arbeit, sondern um sein individuelles Interesse, 
durch Variation der Arbeitsverausgabung, der Wahl des Arbeitsplatzes usw. einen 
möglichst hohen Tauschwert zu erzielen. Diese „Identifikation” soli der Gleichgül- 
tigkeit gegenüber ‘den Arbeitsinhalten widersprüchlich entgegenstehen; aber das 
Projekt sieht nicht, daß die Gleichgültigkeit überhaupt erst die Voraussetzung zu 
jenem individuell oder kollektiv verfolgten Interesse am Lohn ist. Ein gegenüber den 
Arbeitsinhalten relativ gleichgültiger Arbeiter kann gleichermaßen an einer indivi- 
duellen oder kollektiven Anstrengung zur Maximierung seines Lohnes interessiert 
sein (82). Insofern vermittelt die Lohnform nicht das Verhältnis von Gleichgültig- 
keit und Identifikation in bezug auf die stoffliche Seite des Produktionsprozesses, 
sondern ein individuell oder kollektiv bestimmtes Interesse am Tauschwert. 

Indem aber das der Zirkulation verhaftete Interesse an der Maximierung des 
Lohns durch nur individuelles Ausnutzen verschiedener Freiheitsspielräume fälsch- 
lich mit der Identifikation mit den Arbeitsinhalten gleichgesetzt wird, kann schein- 
bar stringent „abgeleitet”” werden, daß die Identifikation mit den Arbeitsinhalten 


77 Ebenda, S. 244 £. 

78 Ebenda, S. 245 £. 

79 Ebenda, S. 243. 

80 Ebenda, S. 248. 

8 Ebenda, S. 245. 

82 Ob und in welchem Maße im Bewußtsein der Arbeiter das individuelle durch das kollek- 
tive Interesse an der Lohnmaximierung zurückgedrängt wird, hängt maßgeblich von den 
realen und von wahrgenommenen — durch Gleichheitsillusionen verzerrten — Erfolgs- 
chancen individueller Anstrengungen ab. Es ist bemerkenswert, daß dieser Zusammen- 
hang in der Angestelltensoziologie von Bahrdt über Lockwood bis Steiner wesentlich 
klarer analysiert worden ist als in den Schriften des Projekts und der ihm nahestehen- 
den Autoren, die in der Angesteiltensoziologie nichts anderes als falsche Begrifflich- 
keit und Vermengung von Form und Inhalt entdecken konnten — egal ob es sich um 
stärker materialistische oder bürgerliche Ansätze handelte. 
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die Illusion der Gleichheit und Freiheit zwischen Kapital und Arbeit verstärkt (83). 
Und da die Illusion der Freiheit und Gleichheit nicht ohne die Vorstellung auf- 
rechterhalten werden kann, daß im Lohn alle Arbeit bezahlt sei, scheint sich der 
Begründungszusammenhang von Gleichgültigkeit und Auflösung der Lohnmysti- 
fikation zu schließen: „Liegt eine stärkere Identifikation mit der konkreten Seite 
der Arbeit vor, so befestigt sich die Illusion, als sei im Lohn die ganze Leistung des 
Arbeiters bezahlt, zumal sowohl mit wechselnder Länge des Arbeitstages als auch 
mit größerer Intensität der Arbeitsverausgabung der Lohn steigen kann.” (84) Das 
heißt aber umgekehrt nichts anderes, als daß alle Tendenzen, die die Identifikation 
mit der konkreten Seite der Arbeit schwächen, notwendigerweise auch den Lohn- 
fetisch zur Auflösung bringen müßten. Dies wäre jedoch ein Fehlschluß: Vermit- 
telt die Lohnform nur die widersprüchliche Alternative zwischen dem gemeinsa- 
men Kampf um die Erhöhung des Tauschwerts und der Ausnutzung individueller 
Freiheitsspielräume der konkurrierenden Warenbesitzer, so bedeutet die kollektive 
Orientierung der Arbeiter als Ergebnis der Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten 
der Arbeit oder anderer Anknüpfungspunkte ökonomischer Kämpfe noch keines- 
wegs die Durchbrechung des Lohnfetischs. Die kollektive oder individuelle Orien- 
tierung in bezug auf den Lohn ist unabhängig von der Einsicht in das Wesen der 
Lohnarbeit; die Auflösung der Illusion des individuell orientierten Warenbesitzers 
ist nicht mit der Durchbrechung der Mystifikationen identisch. 

Faßt man dies alles zusammen, so wird deutlich, daß die Neuinterpretation 
des Verhältnisses von Gleichgültigkeit und Identifikation von einer — wenn auch 
absurden — inneren Logik getragen wird. Mit ihrer Hilfe werden zumindest auf einer 
rein sprachlichen Ebene Probleme gelöst, die in den bisher skizzierten Ausführungen 
des Projekts offen blieben: 1. das nicht hinreichend begründete Verhältnis von 
Gleichgültigkeit und Auflösung der Mystifikationen; 2. die Unfähigkeit, die spe- 
zifisch kapitalistisch bestimmte Bindung des Lohnarbeiters an die stoffliche Seite 
seiner Tätigkeit anzugeben und 3. die noch unklare Beziehung von Gleichgültigkeit 
und kollektiver Organisation. Alle Probleme werden nun in einem Gewaltakt „ge- 
löst” — und zwar nicht in einer theoretisch begründeten Analyse, sondern durch 
einfache Subsumtion von Begriffen und Dimensionen unterschiedlichen Inhalts 
unter die Kategorie der Identifikation. Der Grund für diese Fehler liegt in einer 
Konfusion, die bereits bei der Analyse des Verhältnisses von Gleichgültigkeit und 
Identifikation auf der Ebene der Zirkulation einsetzt (85). Das Projekt vermengt 
hier das Verhältnis des Produzenten zu den besonderen, konkreten /nhalten seiner 
Tätigkeit (als nützliche Arbeit, die Gebrauchswerte erzeugt) mit dem Verhältnis, 
das der Produzent zu seiner Tätigkeit als Mittel der Erzielung von Tauschwerten 
entwickelt. Beides wird unter der Kategorie der Identifikation mit den besonde- 
ren Inhalten der Tätigkeit zusammengefaßt und mit dem Bewußtsein von Frei- 
heit, Individualität und Selbstverwirklichung verknüpft. Aber die Identifikation 


83 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 242. 
84 Ebenda, S. 248. 
85 Ebenda, S. 220 ff. 
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des Warenproduzenten mit dem Tauschwert, die er in der Zirkulation als „‚Selbst- 
verwirklichung”, Ausschöpfen von Freiheitsspielräumen usw. realisiert, ist eine 
andere, steht im Widerspruch zur Identifikation mit der konkret-nützlichen 
Seite seiner Tätigkeit. Steht der Identifikation mit den besonderen Inhalten der 
Arbeit die Gleichgültigkeit des Tauschwerts in der Dimension der Entfremdung 
gegenüber, so ist der Gegensatz zur Individualität der Arbeitsverausgabung zwecks 
Erzielung von Tauschwert das kollektive Handeln zur Sicherung eines Anteils 
am gesellschaftlichen Reichtum. Das Bewußtsein der Lohnarbeiter ist also doppelt 
widersprüchlich bestimmt: erstens durch den Widerspruch von Identifikation und 
Gleichgültigkeit gegenüber dem besonderen Inhalt der Arbeit und zweitens — auf 
Basis der Gleichgültigkeit als einer Seite dieses Widerspruchs — durch den Wider- 
spruch zwischen individueller und kollektiver Orientierung am Tauschwert. Indem 
das Projekt einen gemeinsamen Begriff von ‚„Identifikation” verwendet, der die 
widersprüchlichen Bestimmungen unter sich begräbt, kann es einerseits den 
Widerspruch von individueller und kollektiver Orientierung am Lohn zum maß- 
geblichen Widerspruch im Bewußtsein der Arbeiter erheben und auf der anderen 
Seite jeden Bezug zur konkret-nützlichen Seite der Tätigkeit eliminieren. 


4. Identifikation und Gleichgültigkeit im historischen Prozeß 


Wir haben in den bisherigen Ausführungen versucht nachzuweisen, daß es den 
Autoren des Projekts Klassenanalyse trotz aller gegenteiligen Beteuerungen nicht 
gelingt, den Zusammenhang von Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten der Ar- 
beit und Klassenbewußtsein auf allgemeiner Ebene theoretisch zu begründen. Der 
Zusammenhang wird zwar in sehr komplizierter Form diskutiert, aber bei näherem 
Hinsehen erweist sich diese Kompliziertheit als Produkt von Unklarheit und begriff- 
licher Konfusion. Es werden keine neuen theoretischen Gesichtspunkte in die Dis- 
kussion gebracht, sondern nur neue Begriffe, auf deren veränderten Charakter dar- 
über hinaus nicht einmal explizit hingewiesen wird. Diese Konfusion bestimmt auch 
die Darstellung der Prozesse, in denen sich das widersprüchliche, bisher nur „struk- 
turel”” betrachtete Verhältnis von Gleichgültigkeit und Identifikation historisch 
durchsetzt. Das Projekt und die ihm nahestehenden Autoren argumentieren hier 
zwar immer noch auf der Ebene der „allgemeinen Untersuchung”, nähern sich aber 
— zumindest ihrer Interpretation nach — der historischen Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein. 

Das Projekt untersucht die Entwicklung von Gleichgültigkeit und Identifika- 
tion in zwei Perspektiven: in Abhängigkeit vom industriellen Zyklus und in Abhän- 
gigkeit von langfristigen Tendenzen im Kapitalismus, die sich im Zyklenverlauf aus- 
drücken. Dabei liegt der Schwerpunkt der Untersuchung bei der Darstellung des in- 
dustriellen Zyklus, während die Kennzeichnung der langfristigen Tendenzen im Ka- 
pitalismus in ihrer Bedeutung für die Entwicklung von Gleichgültigkeit und Klassen- 
bewußtsein nur sehr kursorisch erfolgt (86). 

Die Gleichgültigkeit des Lohnarbeiters gegenüber den besonderen Inhalten 
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seiner Arbeit und die Identifikation stehen sich nicht nur einfach gegenüber, son- 
dern sollen sich in einem Prozeß geltend machen, „worin die widersprüchlichen 
Bestimmungen sich in der Zeit ablösen, ebenso wie sie die verschiedenen Fraktionen 
der Arbeiterklasse auch verschieden betreffen” (87). Statt nun aber ein zyklisches 
Schwanken zwischen Gleichgültigkeit und Identifikation mit den besonderen Inhal- 
ten der Arbeit überhaupt nachweisen zu können, — in sich schon ein unsinniges Un- 
terfangen —, verwandelt das Projekt den verbal postulierten Widerspruch unter der 
Hand in das Nacheinander von individualistischer und kollektiver Orientierung ent- 
sprechend liberaler oder despotischerer Formen der Kapitalherrschaft im zyklischen 
Verlauf der Akkumulation: In den Phasen, in denen sich die despotische Natur des 
Kapitals geltend macht, werden die Arbeiter gezwungen, in gemeinsamen Aktionen 
ihren Anteil am gesellschaftlichen Reichtum zu erhalten; entsprechend bilden sich 
Organisation und Solidarität der Arbeiter und — angeblich — die Gleichgültigkeit 
gegenüber den besonderen Inhalten der Arbeit heraus. Dagegen ist es den Arbeitern 
in den liberaleren Phasen möglich, durch individuelle Leistung günstigere Verkaufs- 
bedingungen zu erzielen; dies fördert die Tendenz zur Individualität und Identifika- 
tion mit den Inhalten der Arbeit (88). Da die Phasen auseinander hervorgehen, 
wechseln sich die Herausbildung von Klassenbewußtsein und die Befestigung pro- 
fessioneller Vorurteile ab, ist die „Bewußtwerdung des Proletariats...... von stän- 
digen Rückfällen begleitet” (89). Das Projekt redet hier zwar immer noch über den 
Widerspruch von Gleichgültigkeit und Identifikation im ursprünglichen, exakten 
Sinn; tatsächlich geht es hierbei aber um etwas ganz anderes — um den Widerspruch 


86 Der Einwand der fehlenden „Dynamik” der vorwiegend nur ‚„strukturell’’ oder „sta- 
tisch” angelegten Untersuchungen des Projekts Klassenanalyse — das heißt, das Ausspa- 
ren von Wertbewegung, Kapitalakkumulation und Entwicklungsgraden des Kapitalis- 
mus — ist in diesem Zusammenhang schon mehrfach zu Recht erhoben worden. (Vgl. 
Holzkamp (1974); Redaktionskollektiv Klassenanalyse (1975)). Dabei kann man nicht 
sagen, daß das Projekt diesen Aspekt völlig ausklammert: Durch seine sämtlichen Ver- 
öffentlichungen ziehen sich ja Hinweise auf die Rolle vorkapitalistischer Strukturen, 
die erst im Zuge der Kapitajentwicklung aufgelöst werden, auf die Bedeutung der jewei- 
ligen Stellung eines Landes auf dem Weltmarkt, auf „entwickelte’” und „unentwickelte” 
Kapitalverhältnisse und auf den Übergang von allgemeiner zu historischer Untersuchung. 
Aber der entscheidende Mangel des Projekts Klassenanalyse besteht darin, diesen nicht 
als ein theoretisches Problem zu fassen. Die materialistische Analyse zerfällt bei ihm in 
die „allgemeine Untersuchung” der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft und in histo- 
rische Einzeluntersuchungen besonderer Länder. Die Standardfloskein lauten, daß die 
allgemeine Untersuchung „Leitfaden” für die Untersuchung eines Landes sei und daß 
„Theorie in Methode” umschlage. Diese Auffassung ist illusionär, weil sie verkennt, daß 
zur Untersuchung historischer Entwicklungen theoretische Aussagen über den Zusam- 
menhang von Kapitalakkumulation, Entwicklungsgrad der kapitalistischen Gesellschaft 
und Ausprägung gesellschaftlicher Antagonismen gemacht werden müssen. 

87 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 257. 

88 Ebenda, S. 240, 257. 

89 Ebenda, S. 257. 
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von individueller und kollektiver Orientierung (89a). Um nicht mißverstanden zu 
werden: wir halten die Analyse des zyklischen Verlaufs der Akkumulation für eine 
wesentliche Voraussetzung zum Verständnis der Entwicklung von Klassenbewußt- 
sein; nur meinen wir, daß die Auffassung des Projekts — abgesehen von den weiter 
unten erörterten Mängeln im Verständnis historischer Entwicklungen — in mehr- 
facher Weise verkehrt ist: erstens weil das Verhältnis von Gleichgültigkeit und Iden- 
tifikation unter der Hand durch ein anderes ersetzt wird und selbst nichts mehr 
erklären kann, und zweitens, weil selbst auf Basis der verkehrten Argumentation des 
Projekts der Zusammenhang von Zyklusphase und kollektiver bzw. individualisti- 
scher Orientierung noch fragwürdig ist. Die simple Aufteilung von boom / indivi- 
dueller Orientierung / Freiheitsillusionen und Krise / kollektive Orientierung / Ein- 
sicht in den Zwangscharakter des Produktionsprozesses verkennt, daß der boom 
gleichzeitig die Phase ist, in der das Kapital die Arbeiter besonders braucht, die An- 
strengung im Produktionsprozeß besonders hoch ist und daher die Bedingungen für 
gewerkschaftliche Aktionen zur Sicherung der Reproduktion besonders günstig 
sind; und daß in der Krise auf der anderen Seite die isolierenden Wirkungen der 
Konkurrenz durchbrechen können (90). Daß sich eine mechanische Interpretation 
des Verhältnisses von Zyklus und Klassenbewußtsein verbietet, zeigt die Arbeit 
von U. Kadritzke über die Angestellten in der Weimarer Republik. 

Die These, daß in der Krise der Umschlag von einem bloß gewerkschaftlichen 
Bewußtsein in politisches Bewußtsein erfolgt (91), wird in Kadritzkes Arbeit nicht 
nur nicht bestätigt, sondern deutlich widerlest. Die Analyse der historischen Daten 
ergibt, daß die einzelnen Wirtschaftskrisen der Weimarer Zeit nicht zu einer ver- 


89a Die verbreitete Verwirrung über den Widerspruch von Gleichgültigkeit und Identifika- 
tion, wie er sich im historischen Prozeß durchsetzen soll, wird daran deutlich, daß 
Beckenbach u.a. und U. Kadritzke ganz anders argumentieren als das Projekt. Statt auf 
die despotischeren oder liberaleren Formen der Kapitalherrschaft im industriellen 
Zyklus abzustellen, verbinden sie eine Konsequenz der zyklischen Bewegung — die 
Attraktion und Repulsion von Arbeitskräften — mit der Gleichgültigkeit gegenüber den 
Inhalten der Arbeit (vgl. Beckenbach u.a. (1973), S. 141, S. 167; U. Kadritzke (1975) 
S. 90 ff., S. 131 f). Hierbei legen sie den ursprünglichen, auf die stoffliche Seite des Pro- 
duktionsprozesses bezogenen Sinn von Gleichgültigkeit und Identifikation zugrunde und 
betonen den Zusammenhang von Variabilität der abstrakt gewordenen nivellierten Ar- 
beit, Sphärenwechsel, Gleichgültigkeit und Erfahrung der existenziellen Unsicherheit. 
Freilich wird dabei eine Zuordnung von Bewußtseinsformen zu Zyklusphasen, wie sie 
das Projekt vorsieht, nicht mehr möglich, sondern die Autoren stellen gerade auf den 
Umschlagspunkt des Zyklus ab. Hierbei bleibt es jedoch nicht, weil sie nicht genügend 
zwischen der Attraktion und Repulsion von Arbeitskräften als Resultat zyklischer 
Schwankungen des gesamten Reproduktionsprozesses und als Resultat der normalen” 
Ausgleichsbewegungen im Rahmen des Ausgleichs der Profitraten unterscheiden. (Das 
gilt vor allem für Beckenbach u.a., a.a.O., S. 159 ff.) Zu diesem Unterschied, der mit 
unterschiedlichen Formen der Freisetzung von Arbeitskräften verbunden ist, vgl. Au- 
torenkollektiv: Kapitalismus und Krise bei Marx, Bd. 1, (1975), S. 245 £. 

90 Darauf weisen zu Recht Beckenbach u.a. (1973), S. 173 hin. 

91 Diese These entspricht genereil der Position des Projekts Klassenanalyse, weicht aber in- 
sofern ab, als eine klarere Trennung zwischen gewerkschaftlichem und politischem Be- 
wußtsein gemacht wird. Vgl. dazu U. Kadritzke (1975), S. 132. 
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stärkten politischen Kampfbereitschaft der Angestellten führten, sondern zu einem 
Rückfall in vorgewerkschaftliche Verhaltensmuster. Dies ist an der krisenbedingten 
Abnahme der Mitgliederzahlen in gerade den Angestelltenorganisationen abzulesen, 
in denen die berufsständischen Momente am wenigsten stark ausgeprägt waren (92), 
und zeigte sich auch an der Entwicklung der Politik der gewerkschaftlichen Orga- 
nisationen. In der Krise verstärkten sich nach diesen Befunden die traditionellen 
Momente der Angestelltenbewegung und nicht die über sie hinausweisenden. Diese 
Ergebnisse veranlassen Kadritzke jedoch nicht zu einer erneuten Erörterung und 
Problematisierung des eigenen theoretischen Rahmens, sondern zu der Bemer- 
kung, daß die theoretischen, an den Thesen des Projekts Klassenanalyse orientier- 
ten Ausführungen nicht mit „mechanischer Gesetzmäßigkeit” gälten und daß nach 
wie vor richtig sei, daß das Umschlagen von der ökonomischen in die politische 
Aktion an den Verlauf des industriellen Zyklus von Prosperität und Krise gebun- 
den ist (93). Eine solche Diskrepanz zwischen „allgemeiner Untersuchung” und 
empirischen Verhältnissen eines Landes wäre nun nach den methodologischen 
Prämissen des Projekts und seiner Anhänger „leicht”” damit zu erklären, daß ent- 
weder die jeweilige Gesellschaft noch nicht dem reinen Begriff entspricht oder 
daß die Gesetzmäßigkeiten durch historisch zufällige Faktoren modifiziert wer- 
den (94). Aber Kadritzkes Interpretation der Diskrepanz zwischen theoretischer 
Darstellung und historischen Erscheinungen verweist, ohne daß ihm dies bewußt 
wird, auf theoretische Mängel des Ansatzes. Es zeigt sich nämlich, daß die quasi 
automatische Verknüpfung von Krise und Klassenbewußtsein an dem wichtigen 
Problem der Verschärfung der individuellen Konkurtenz in der Krise vorbeigeht; 
eine Verschärfung, die über Isolation die Möglichkeiten des organisierten Kamp- 
fes schwächt (95). Es ist daher schlüssiger, daß der Widerspruch zwischen der 
individuellen Orientierung des einzelnen Besitzers der Ware Arbeitskraft und 
seiner kollektiven Orientierung als Teil der Arbeiterklasse, die um ihren Anteil 
am gesellschaftlichen Reichtum kämpft, in jeder Phase des Zyklus vorhanden 
ist, aber jeweils unterschiedliche Ausprägungen nach zusätzlichen Bedingungen 
findet. Zum Beispiel wäre es verkehrt, aus dem Fund Kadritzkes den umgekehr- 
ten Schluß zu ziehen, in der Krise verringerten sich automatisch wegen der Kon- 
kurrenz die Chancen für kollektives Handeln. Denn dies wird von der Tiefe, von 
der Dauer und von der Stellung der Krise im historischen Kontext abhängen. 

Das Projekt Klassenanalyse begnügt sich nicht damit, despotischere oder 
liberalere Phasen des Zyklus mit individuellen oder kollektiven Aktionen und 
entsprechenden Bewußtseinsformen der Arbeiter zu verbinden. Es ist nach wie 
vor am Nachweis interessiert, daß die Gleichgültigkeit gegenüber den Inhalten 


92 Siehe dazu U. Kadritzke (1975), S. 353 und 355. 

93 Ebenda, S. 349. 

94 Vgl. hierzu Projekt Klassenanalyse (1973), S. 20 £. und Herkommer: Die Bedeutung 
des Schichtbegriffs für die Klassenanalyse, Referat auf dem Deutschen Soziologentag, 
Kassel, Manuskript, S. 5. 


95 U. Kadritzke (1975), S. 349 ff. 
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der Arbeit eine Bedingung für die Durchbrechung der Mystifikationen und nicht nur 
für den Kampf um höheren Lohn und bessere Arbeitsbedingungen ist. Diesen 
Nachweis versuchen die Autoren über die Wirkungen des Gesetzes von Angebot 
und Nachfrage nach Arbeit zu führen, das die Despotie des Kapitals vollendet 
(96). Zum maßlosen Verwertungstrieb des Kapitals im unmittelbaren Produk- 
tionsprozeß tritt der Druck der industriellen Reservearmee auf die Arbeitsver- 
ausgabung und auf den Lohn der beschäftigten Arbeiter hinzu. Die Vorstellun- 
gen über individuelle Freiheitsspielräume erweisen sich angesichts des Gesetzes 
von Angebot und Nachfrage als Illusionen; die Arbeiter können nur im gemein- 
samen Kampf gegen das Kapital verhindern, daß sie unter Wert bezahlt werden, 
und sich einen bestimmten Anteil am gesellschaftiichen Reichtum sichern. Wie 
soll hieraus nun die Einsicht in die wirkliche Natur des Kapitals entstehen? Wenn 
die Arbeiter ihren Lohnanteil halten oder sogar verbessern, sehen sie sich noch 
nicht im Gegensatz zum Kapital. „Aber jetzt wird klar, daß durch die Verausga- 
bung der Arbeit in wachsendem Ausmaß bei sinkendem Arbeitslohn, d.h. also 
durch unbezahlte. Mehrarbeit auf der einen Seite der Profit auf der anderen Seite 
erhöht wird. Die Verdammung eines Teils der Arbeiterklasse zu erzwungenem 
Müßiggang durch Überarbeit des anderen Teils macht deutlich, nicht nur, daß 
das Kapital Arbeit nur anwendet, wo diese Anwendung für es mit Profit ver- 
bunden ist, sondern daß dieser Profit mit der unbezahlten Arbeit in einem unmit- 
telbaren Zusammenhang steht.” (97) Die Arbeiter kommen hinter das Geheim- 
nis, „wie es angeht, daß im selben Maß, wie sie mehr arbeiten, mehr fremden 
Reichtum produzieren und die Produktivkraft ihrer Arbeit wächst, sogar ihre 
Funktion als Verwertungsmittel des Kapitals immer prekärer” wird (98); sie 
werden daher durch gemeinsame Organisation der Beschäftigten und Unbe- 
schäftigten die Wirkungen des Gesetzes von Angebot und Nachfrage zu brechen 
oder zu modifizieren suchen. 

Daß damit erkanant wäre -- wie das Projekt meint —, daß das Kapital nichts 
als unbezahlt angeeignete Mehrarbeit ist, muß jedoch bestritten werden. Nach den 
Prämissen des Projekts kommt die Erhöhung des Profits dadurch zustande, daß die 
Kapitalisten unter Ausnutzung der Konkurrenz von Beschäftigten und Unbeschäf- 
tigten den Preis der Ware Arbeitskraft unter ihren Wert senken. Wenn die Arbei- 
ter hinter dieses Geheimnis kommen, sich organisieren und im kollektiven Abwehr- 
Kampf den Wert ihrer Arbeitskraft zu halten suchen, so ist dies eine notwendige 
Begleiterscheinung des Lohnsystems (99), das noch nicht die Durchbrechung der 
Mystifikationen impliziert. Die Erfahrung des durch die industrielle Reservearmee 
ausgeübten Drucks kann im Gegenteil sogar die falsche Vorstellung verstärken, daß 
das Gesetz von Angebot und Nachfrage das wesentliche Gesetz der kapitalistischen 
Wirtschaft ist. Auch dieser letzte Versuch, die Durchbrechung der Mystifikationen 


96 Ebenda, $. 253 ff. 

97 Projekt Klassenanalyse (1973), S. 255. 

98 Marx: Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, S. 569. 

99 Vgl. dazu Marx: Lohn, Preis und Profit, MEW Bd. 16, $. 151, 
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zu erklären, ist damit gescheitert. Das Projekt kann bestimmte Bedingungen für 
ökonomische, gewerkschaftliche Kämpfe benennen und mehr nicht. 

Selbst wenn die fehlerhafte Auffassung über das Verhältnis von industriellem 
Zyklus und Entwicklung von Klassenbewußtsein immanent korrigiert wäre, könnte 
sie nur ein mechanisches Auf und Ab der Veränderung partieller Bewußtseinsmo- 
mente außerhalb von Geschichte konstatieren; daß die Entwicklung von Klassenbe- 
wußtsein durch ‚‚Rückfälle”” unterbrochen wird, könnte nur heißen: Einmal über- 
wiegen die illusionären Vorstellungen der individuellen Verbesserung der Lage, dann 
die kollektiven Orientierungen, dann wieder die illusionären usw. In der Begren- 
zung auf den Gegensatz von individueller und kollektiver Orientierung liegt nicht 
nur eine formale Auffassung von Gesellschaftsbewußtsein, die gänzlich die jewei- 
ligen historischen Inhalte des individuellen und kollektiven Bewußtseins ausklam- 
mert, sondern die zyklische Betrachtung schließt auch aus, daß bestimmte Erfah- 
rungen der Arbeiterklasse erhalten bleiben oder weiterentwickelt werden, daß 
andere ganz verloren gehen oder zur Unkenntlichkeit modifiziert werden — das 
heißt, der vom Projekt verbal immer wieder betonte Entwicklungsaspekt von Klas- 
senbewußtsein verschwindet in der zyklischen Betrachtungsweise. Da das Projekt 
hierbei nicht stehen bleiben kann, muß es Entwicklungstendenzen einbeziehen. 
Auf der einen Seite beschwört es die langfristige Tendenz zur zunehmenden Gleich- 
gültigkeit der immer abstrakter werdenden Arbeit, die „letztlich” die Arbeiter zum 
kollektiven Handeln und zur Aufgabe der Freiheitsillusionen zwingt. Da der Hin- 
weis auf den langfristigen Trend, den Sieg des Prinzips, jedoch nur eine unzurei- 
chende Begründung darstellt (100), krönt das Projekt seine Trendanalyse auf der 
anderen Seite mit einigen lockeren Hinweisen auf das Verhältnis von ökonomi- 
schem und politischen Kampf, von Gewerkschaft und Partei (101). Alles was 
vorher bereits als sehr weitgehende Entwicklung von Klassenbewußtsein im ökono- 
mischen Kampf gegen das Kapital geschildert wurde, erweist sich nun lediglich 
als Voraussetzung dafür, daß die Arbeiter überhaupt ihre Gleichheit als Warenbe- 
sitzer gegenüber den Kapitalisten behaupten können (102). Hierbei bleibt die 
Entwicklung von Klassenbewußtsein jedoch nicht stehen: Die ökonomischen 
Kämpfe nehmen zunehmend politischen Charakter an, indem die Arbeiter ‚ihre 
ökonomischen Forderungen in allgemeiner Form und allgemeingültig durchzu- 
setzen suchen”. Die „höchste Form der Organisation des Proletariats” ist die 
proletarische Partei, die ihrerseits zur Bedingung der Bewußtseinsentwicklung 
wird, indem sie die Bewußtwerdung der Arbeiter beschleunigt. An dieser ent- 
scheidenden Steile bricht die Analyse des Projekts ab. Hatte es vorher mit einem 
maximalistischen Begriff von Klassenbewußtsein operiert und immer wieder die 


100 Abgesehen davon, daß das Projekt mit der These des zunehmenden Abstrakt- und For- 
mellwerdens der Arbeit die große Industrie, die auf mechanisierter Produktion beruht, 
verabsolutiert und an keiner Stelle höhere Stufen der Produktivkraftentwicklung wie 
die Automation einbezieht, für die das Verhältnis von Gleichgültigkeit und Identifika- 
tion ebenfalls zu bestimmen wäre, 

93 Proiekt Klassenanalyse (1973), 8. 257 £. 

192 Ehbenda,S. 238. 
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Durchbrechung des Mystifikationszusammenhangs zu postulieren versucht, tat- 
sächlich jedoch nur den ökonomischen Kampf und das gewerkschaftliche Be- 
wußtsein begründet, so tritt nun als deus ex machina die proletarische Partei 
hervor, die sämtliche — nicht mehr genannten, aber zweifellos noch erforder- 
lichen - zusätzlichen Momente der Entwicklung von Klassenbewußtsein fördert. 
Die proletarische Partei fungiert damit ähnlich aufgesetzt wie ‚die Klassen- 
kämpfe” (103) als Ersatz für die Bestimmung derjenigen Bedingungen von Klas- 
senbewußtsein, für die die „allgemeine Untersuchung” nichts mehr hergibt. Jen- 
seits des ‚‚industriellen Zyklus” wird die historische Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein so in einen langfristigen, immer richtigen Trend und in die diffuse 
Ahnung von historischen Prozessen zerlegt, in denen sich die Zersetzung der 
bürgerlichen Gesellschaft als reale Bedingung der Auflösung von Mystifikationen 
ankündigt. Aber dies ist nicht mehr Thema des Projekts Klassenanalyse, das aus 
seiner allgemeinen Untersuchung der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft nicht 
herauskommt. 


5. Zusammenfassung 


Die bisherigen Ausführungen machen deutlich, daß sich unsere Kritik am Ansatz des 
Projekts Klassenanalyse nicht gegen den Versuch richtet, die Stellung der Lohnar- 
beiter im Reproduktionsprozeß des Kapitals zum Ausgangspunkt der Klassenana- 
lyse zu machen. Ob Arbeiter produktiv oder unproduktiv tätig sind und ob sie sich 
gegen variables Kapital oder gegen Revenue tauschen, ist für ihre Klassenlage und 
ihr gesellschaftliches Bewußtsein von wesentlicher Bedeutung. Wir kritisieren viel- 
mehr die Art und Weise, in der das Projekt Klassenanalyse und seine Anhänger den 
Zusammenhang zwischen produktiver Arbeit und Bewußtsein theoretisch begrün- 
den und in der sie sich die historische Entwicklung von Klassenbewußtsein vorstel- 
len. 

Das Projekt Klassenanalyse versteht die Form des Bewußtseins und Handelns 
der Lohnarbeiter als notwendig und ständig reproduzierte, daher auch in der allge- 
meinen Untersuchung ableitbare, objektive Resultate des kapitalistischen Repro- 
duktionsprozesses. Die Illusionen und Mystifikationen sind ebenso notwendiges 
Ergebnis der kapitalistischen Produktion wie die Einsichten der Arbeiter in die 
Herrschaft des Kapitals und ihre kollektive Orientierung. Daß es diese Formen not- 
wendigerweise im Kapitalismus gibt, ist das erste Ergebnis der Ableitung der Be- 
wußtseinsstruktur der Lohnarbeiter. Indem das Projekt Klassenanalyse die Be- 
wußtseinsstruktur systematisiert und in Beziehung zur Klassenstruktur und poli- 


103 Vgl. Bischoff u.a. (1970 a), S. 89; Beckenbach u.a. (1973), S. 168. Die einzige Ausnahme 
hiervon stellt U. Kadritzkes Arbeit dar; er unterscheidet viel schärfer zwischen Gewerk- 
schaft und Partei und versucht den „Umschlagspunkt” der gewerkschaftlichen Kämpfe 
in politische Kämpfe zu bestimmeh (1975,S. 132) 
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tischen Struktur setzt, scheint es das systematische Verständnis von ‚innerer Glie- 
derung” der bürgerlichen Gesellschaft zu komplettieren und eine umfassende, 
wissenschaftliche Begründung der Taktik der Arbeiterbewegung zu geben. Man 
könnte die Bestimmung der Bewußtseinsformen als Ergänzung des „Leitfadens” 
für die empirisch-historische Untersuchung registrieren, wenn nicht zugleich inhalt- 
lich fragwürdige Thesen über die Entstehung von Klassenbewußtsein behauptet 
würden. 

Das Projekt bleibt nicht bei der Rekonstruktion einer widersprüchlichen Be- 
wußtseinsstruktur stehen, sondern meint, auf derselben allgemeinen Ebene die 
Bedingungen und den Verlauf der Auflösung von Illusionen und Mystifikationen, 
das Dominantwerden des Klassenbewußtseins begründen zu können. Daß dies 
scheitert, hat methodische und inhaltliche Gründe. Wenn man — wie das Projekt 
Klassenanalyse — das widersprüchliche Bewußtsein der Lohnarbeiter als Ausdruck 
ökonomischer Formbestimmungen versteht, dann wäre die logische Konsequenz, 
die Entwicklung von Klassenbewußtsein (nicht: das Konstatieren einer wider- 
sprüchlichen Bewußtseinsstruktur) als Resultat materieller gesellschaftlicher Ent- 
wicklungen zu begreifen. Die Zurückdrängung der Illusionen vereinzelter Konkur- 
renten würde z.B. als Resultat der tatsächlich erfolgten Zurückdrängung der Kon- 
kurrenz im organisierten Handeln aufgefaßt. Die Durchbrechung und Auflösung 
der Mystifikationen wäre Resultat und Bedingung eines langwierigen historischen 
Prozesses, in dem der Kapitalismus sich aufgrund seiner inneren Widersprüche ' 
real zersetzt und die sozialistische Organisation der Arbeit entsteht. 

Eine solche Analyse ist auf der Ebene der „allgemeinen Untersuchung’ des 
Kapitalverhältnisses nicht mehr möglich. Das Projekt kann weder die strukturellen 
Bedingungen dieses wirklichen Auflösungsprozesses noch seinen Verlauf angemes- 
sen, bestimmen. Stattdessen zerfällt die Herausbildung von Klassenbewußtsein in 
das zyklische Schwanken individualistischer und kollektiver Orientierung außer- 
halb geschichtlicher Entwicklungen, in den langfristigen Trend der sich durchset- 
zenden Gleichgültigkeit und in die Auflösung der Mystifikationen im unmittelbaren 
Prozeß der Auflösung der bürgerlichen Gesellschaft, der durch sporadische Hin- 
weise auf sich verschärfende Widersprüche und Krisen oberflächlich charakterisiert 
wird. 

Angesichts dieser Schwächen konzentriert sich die Beweislast auf den — wie- 
derum allgemein formulierten — Zusammenhang zwischen der Gleichgültigkeit 
des produktiven Lohnarbeiters gegenüber den besonderen Inhalten der Arbeit und 
der Auflösung von Illusionen und Mystifikationen. 

Wir konnten zeigen, daß hierin eine unbegründete Verengung der theoreti- 
schen Perspektive liegt. Aus dem komplexen Zusammenhang zwischen der Stel- 
lung im Reproduktionsprozeß des Kapitals und den Bewußtseinsformen wird nur 
eine wesentliche Bestimmung herausgegriffen (104); daß diese Verengung zu kurz 


104  Beckenbach u.a. versuchen zwar, den Stellenwert der Gleichgültigkeit im Vergleich zum 
Projekt etwas zu relativieren, wenn sie schreiben, daß die Gleichgältigkeit des produk- 
tiven Arbeiters gegen den konkreten Inhalt seiner Tätigkeit „eine Voraussetzung für das 
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greift, wird indes im Verlauf der Argumentation des Projekts anschaulich belegt. 
Denn die Autoren weichen von ihren eigenen Leitlinien unter der Hand wieder- 
holt ab. Unter der Überschrift von Identifikation und Gleichgültigkeit werden Kon- 
flikte und Widersprüche erfaßt, die in der entwickelten kapitalistischen Produk- 
tion zwar zusammen mit dem Widerspruch von Gleichgültigkeit und Identifika- 
tion erfahren werden, jedoch mit diesem nicht identisch und auch nicht aus ihm 
„ableitbar”’ sind: Wie wir zeigten, gilt das für das antagonistische Verhältnis zwi- 
schen der tendenziell schrankenlosen Ausbeutung der produktiven Arbeiter und 
ihrem Interesse an der Erhaltung ihrer Arbeitskraft, für den Widerspruch zwischen 
der individuellen und kollektiven Orientierung am Lohn auf Basis der Gleichgültig- 
keit gegenüber den besonderen Arbeitsinhalten und für das Verhältnis von Gleich- 
heitsillusionen und realer Unterdrückung im kapitalistischen Produktionsprozeß. 
Diese strukturell angelegten, sich überlagernden Widersprüche und Konflikte 
kennzeichnen ebenso wie der Widerspruch von Gleichgültigkeit und Identifika- 
tion (bzw. „Bindung” an die konkret-nützliche Seite der Tätigkeit) die Lage der 
produktiven Arbeiter. Es gibt also im Bereich der produktiven Arbeit vielfältigere 
Anknüpfungspunkte für die Entwicklung von Klassenbewußtsein und komplexere 
Beziehungen, als es die einfache Abfolge „Gleichgültigkeit — kollektive Orien- 
tierung — Durchbrechung der Mystifikation” glauben machen will. 

Das Projekt Klassenanalyse begreift nicht nur unterschiedliche Bestimmungs- 
momente von Klassenbewußtsein als Ausdruck des einen Widerspruchs von Gleich- 
gültigkeit und Identifikation, sondern dieser wird im Verlauf der Darstellung völlig 
uminterpretiert. Er wird in den Widerspruch von kollektiver und individueller 
Orientierung verwandelt. Die Gleichgültigkeit des Lohnarbeiters soll die kollektive 
Aktion zur Sicherung des Tauschwerts, die Identifikation mit den Arbeitsinhalten 
das Verfolgen isolierender Privatstrategien implizieren. Aber das Projekt Klassen- 
analyse erkennt nicht, daß auch die Konkurrenz der nur noch am Tauschwert inter- 
essierten Arbeiter — ebenso wie ihre kollektive Aktion — Ausdruck der Gleichgül- 
tigkeit gegenüber den Arbeitsinhalten ist, so daß sich die Gleichsetzung von Gleich- 
gültigkeit und kollektivem Handeln verbietet. Die Konkurrenz der Lohnarbeiter 
als wesentlicher Widerspruch zum Zwang zur gemeinsamen Aktion hat in der 
Klassenanalyse des Projekts keine systematische Bedeutung; er geht in den Kon- 
fusionen des Verhältnisses von Gleichgültigkeit und Identifikation unter. Die indi- 
viduelle Orientierung am Lohn als Ausdruck der Konkurrenz wird mit den Frei- 
heitsillusionen und den ‚professionellen Vorurteilen” gleichgesetzt, die sich mit 
Durchsetzen der Gleichgültigkeit einfach „auflösen” sollen. Überdies liegt in der 
Fixierung auf den Lohnkampf eine Beschränkung, die den ökonomischen und po- 
litischen Kampf für verbesserte Arbeitsbedingungen außer acht läßt. Diese Lücke 


Erkennen des ökonomischen Zwangscharakters der kapitalistischen Produktionsweise” 
sei (1973, S. 169); vgl. entsprechend auch ebenda, S. 106. Das dezent angedeutete Ab- 
rücken von den Positionen des Projekts bleibt jedoch folgenlos, da die anderen Voraus- 
setzungen für die Auflösung der mystifizierenden Bewußtseinsformen theoretisch nicht 
entwickelt werden. 
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entspricht der Vernachlässigung von Erfahrungen der Ausbeutung und Unterdrük- 
kung im unmittelbaren Produktionsprozeß. 

Selbst wenn es gelungen wäre, das Verhältnis von Gleichgültigkeit und kol- 
lektiver Orientierung am Tauschwert angemessen zu bestimmen, bliebe — als ei- 
gentlich zentrales Problem — die Frage offen, auf welchem Wege die kollektive 
Lohnorientierung zur Durchbrechung der Kapital- und Lohnmystifikation 
führt (105). Wir konnten nachweisen, daß es dem Projekt Klassenanalyse und 
seinen Anhängern an keiner Stelle ihrer Argumentation gelingt, die Auflösung 
der verkehrten Formen des Bewußtseins zu begründen. Statt — wie behauptet — 
den Prozeß der Durchbrechung der Mystifikationen zu analysieren, bestimmen 
sie mit der kollektiven Orientierung und Organisation der Arbeiter allenfalls 
Voraussetzungen einer Entwicklung, für deren Analyse sämtliche weiteren Bestim- 
mungen fehlen. 

Das gilt vor allem für die Transformation ökonomischer Kämpfe in politi- 
sche Kämpfe gegen die Herrschaft des Kapitals. Da das Projekt Klassenanalyse 
diesen Übergang nur als „Beschleunigung” an sich vorhandener Entwicklungen 
durch die proletarische Partei und als Verlagerung der ökonomischen Interessen- 
kämpfe auf die Ebene der Staatsherrschaft ansieht, kann es suggerieren, daß mit der 
Entwicklung des kollektiven Interesses am Tauschwert der Arbeitskraft bereits die 
Einsicht in die Natur des Kapitals verbunden ist, die eine Voraussetzung jener 
Beschleunigung der Entwicklung des Klassenbewußtseins ist. Ganz im Widerspruch 
dazu betont das Projekt zugleich die Begrenzung der kollektiven Aktionen zur Er- 
haltung des Lohns, so daß insgesamt das Verhältnis von ökonomischen und politi- 
schen Kämpfen und die Rolle von Gewerkschaften und Parteien unklar bleibt. 

Weil das Projekt Klassenanalyse die Beziehung des Lohnarbeiters zur konkret- 
nützlichen Seite seiner Arbeit aus dem Widerspruch von Gleichgültigkeit und Identi- 
fikation eliminiert, verkennt es schließlich die Ambivalenz beider Bestimmungen. 
Die Herausbildung der Gleichgültigkeit wird relativ platt mit dem Weg zur kollekti- 
ven Aktion und zur Einsicht in die wirkliche Natur des Kapitalverhältnisses gleich- 
gesetzt, während die Kategorie der Identifikation so ungefähr für alles steht, was 
die Entwicklung von Klassenbewußtsein verhindert: die berufsständische Borniert- 
heit, die Verfangenheit in Gleichheitsillusionen und die individuelle Orientierung. 
Damit wird nicht allein die Bedeutung der Kategorien überdehnt, sondern gleich- 
zeitig ihre innere Widersprüchlichkeit verdeckt. So wird stets nur das aktive, positiv 


105 Daß der Lohnkampf für sich genommen noch nicht mit der Einsicht in die Bewegungs- 
gesetze der kapitalistischen Produktion gleichzusetzen ist, ist ein zentrales Argument 
in „Lohn, Preis und Profit‘‘. Empirisch spiegelt sich die Diskrepanz zwischen Lohn- 
und Klassenbewußtsein beispielsweise in solchen Analysen wider, die die Beziehungen 
zwischen kollektiver Tauschwertorientierung und politischem Bewußtsein zu bestim- 
men suchen. Vgl. dazu vor allem Goldthorpe, Lockwood u.a. (1968), in deren Unter- 
suchung der ‚„affluent workers” sich zeigt, daß das Vorhandensein einer — auch aggıes- 
siven — kollektiven Orientierung am Tauschwert (von ihnen mit dem Begriff des „kol- 
lektiven Instrumentalismus” bezeichnet) keineswegs mit einem gesellschaftlichen Be- 
wußtsein einheıgeht, das erkennbar die Systemgrenzen überschreitet. 
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auf den Tauschwert bezogene Resultat der Gleichgültigkeit gegenüber den besonde- 
ren Arbeitsinhalten betont. An keiner Stelle wird angedeutet, daß in der Kategorie 
der Gleichgültigkeit auch die Möglichkeit des passiven, individuellen Rückzugs ange- 
legt ist. Mit den Thesen des Projekts Klassenanalyse ist z.B. schwer zu vereinbaren, 
daß ungelernte und angelernte Arbeiter in einfachen Funktionen sowohl in der 
BRD als auch in andern Ländern in geringerem Maß gewerkschaftlich orientiert 
sind als Facharbeiter (106). Die objektiv gegebene Gleichgültigkeit des produktiven 
Arbeiters bezeichnet Zusammenhänge, die sowohl die Basis für Apathie als auch für 
die aktive, kollektive Orientierung sein können (107). Umgekehrt wird die Bezie- 
hung zur stofflichen Seite der Produktion — sofern sie nicht mit der individuellen 
Orientiering am Tauschwert verwechselt wird — allein unter dem Aspekt „profes- 
sioneller Vorurteile” und berufsständischer Borniertheit analysiert. Wir konnten 
zeigen, daß das Projekt Klassenanalyse und seine Anhänger durch die unterschieds- 
lose Übertragung der vorkapitalistischen, handwerklichen Bewußtseinsformen auf 
die Situation moderner Lohnarbeiter ihr spezifisches Verhältnis zur konkret-nütz- 
lichen Arbeit verfehlen müssen. Darüber hinaus wird die Bedeutung der Inhalte 
der konkret-nützlichen Arbeit als eines sinnlich erfahrbaren Ausdrucks der kapita- 
listischen Formbestimmung verkannt. Die Erfahrung der Gleichgültigkeit gegenüber 
den Inhalten der nivellierten, bloße Verausgabung von Muskelkraft und Nerven- 
anspannung gewordenen Arbeit in der mechanisierten Produktion verweist nicht 
nur auf das Interesse am Tauschwert, sondern auch auf die Inhalte nichtentfrem- 
deter Tätigkeit und auf das Interesse an Produktionsmitteln, die die mechanisch 
gewordenen lebendige Arbeit überflüssig machen. Die Identifikation mit der 
stofflichen Seite der Tätigkeit kann so unter bestimmten Bedingungen die Folie 
für die Erfahrung der Entfremdung, der Beraubung durch das Kapital sein und 


106 So betrug 1964 nach Nickel (Zum Verhältnis von Arbeiterschaft und Gewerkschaft, 
Köln 1974, S. 129 ff. — zitiert in Prokla 19/20/21, S. 91) der gewerkschaftliche Organi- 
sationsgrad von ungelernten Arbeitern 20%, angelernten Arbeitern 35% und Facharbei- 
tern 48%. Auf eine stärkere gewerkschaftliche Beteiligung von Facharbeitern verweist 
die international vergleichende Studie von Form (1973). Zur gewerkschaftlichen Betei- 
ligung von Facharbeiterın in England vgl. auch Goldthorpe, Lockwood u.a. (1968), 
S.93 ff. 

107 Vgl. zu dieser Argumentation auch Hack u.a. (1972), S. 21 ff. Von Klaus Holzkamp wird 
die Möglichkeit des apathischen Rückzugs in ihren Konsequenzen für die kognitiven 
Komponenten von Klassenbewußtsein in folgender Weise präzisiert: „Die Distanz gegen- 
über einem Produkt, mit dem der Arbeiter, obgleich es von ihm geschaffen ist, ‚nichts 
zu tun hat’, könnte zu einer generellen Reduzierung der Unmittelbarkeit des sinnlichen 
Kontakts mit der Realität, zu einer ‚Gleichgültigkeit’ gegenüber der Welt im elementaren 
Verstande der Intensitätsminderung sinnlicher Welterfahrung überhaupt führen. Gegen- 
über einer Welt, die einen ‚nichts angeht’, wären die Akte der wahrnehmenden Bedeu- 
tungserfassung zurückgenommen und eingeebnet, womit die weitergehenden gedankli- 
chen Verarbeitungsprozesse an Realitätshaltigkeit einbüßen würden.” (1973, S. 281.) 
Man kann freilich sicher sein, daß die Autoren und Anhänger des Projekts solche Überle- 
gungen als Resultat psychologistischer Verirrungen schärfstens zurückweisen würden, 
sind sie doch nach wie vor der Überzeugung, daß ihre eigenen Kategorien mit Psycholo- 
gie nichts zu tun haben (vgl. als Beispiel Beckenbach u.a. (1973), S. 139). 
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damit zur Grundlage für die Feindseligkeit gegen das Kapital und die Entwicklung 
von Klassenbewußtsein werden. Es ist kein Zufall, daß es in der Geschichte der 
Theorien, die sich mit den objektiven Voraussetzungen von Klassenauseinander- 
setzungen befassen, immer auch Ansätze gegeben hat, die im gebrochenen Verhält- 
nis des Arbeiters zum konkret-nützlichen Aspekt seiner Tätigkeit Anknüpfungs- 
punkte für Klassenbewußtsein gesehen haben (108). Diese Ansätze sind nicht da- 
mit erledigt, daß das Projekt Klassenanalyse und seine Vertreter nachgewiesen ha- 
ben, sie stünden der erscheinenden Oberfläche hilflos gegenüber und hätten keiner- 
lei Begriff von der Formbestimmung durch das Kapital. Es ist ihnen dabei ent- 
gangen, daß die Überbewertung der Identifikation mit den Inhalten der Tätigkeit 
in diesen Ansätzen nur die Kehrseite ihrer eigenen Fixierung auf die Formbestim- 
mung ist. Die von ihnen kritisierten Autoren reißen ebenso wie sie selbst einen ein- 
heitlichen, in sich widersprüchlichen Zusammenhang auseinander und machen je- 
weils nur eine Seite dieses Widerspruchs zum Ausgangspunkt ihrer Argumentation. 
Es ist zwar richtig, die gesellschaftliche Formbestimmung der Arbeit in den Mittel- 
punkt der Analyse von Klassenstruktur und -bewußtsein zu stellen — aber der 
Widerspruch zwischen der bürgerlichen Form der Vergeselischaftung und dem Sy- 
stem der Bedürfnisse und konkreten Arbeiten wird eingeebnet, wenn die Gebrauchs- 
werte und die sie hervorbringenden nützlichen Arbeiten nicht mehr berücksichtigt 
werden. 
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Makoto Itoh 
Die Entwicklung der Krisentheorie bei Marx /1) 
(Übersetzung aus dem Englischen von Hans Harbort / Rita Pokorny) 


Redaktionelle Vorbemerkung 


Die Krise auf dem kapitalistischen Weltmarkt 1975 wäre Anlaß genug, die Diskussion um die 
Weiterentwicklung der Marxschen Krisentheorie aufzunehmen und weiterzutreiben, Geht es 
doch darum, den teils höchst eklektizistischen Krisenerklärungen in der bürgerlichen Öffent- 
lichkeit eine materialistische Erklärung der widerspruchsvollen Bewegung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft — als deren Gipfelpunkt eben die aligemeine Krise sich darstellt — entgegenzuhalten, 
die die Krise als Moment des Verlaufs der kapitalistischen Produktionsweise entwickelt. Eine 
Veröffentlichung des Artikels von M. Itoh über die Entwicklung der Marxschen Krisentheorie 
ist aber auch deshalb sinnvoll, weil in der Bundesrepublik die Diskussion um die Marxsche Kri- 
sentheorie (z.B. mit den Arbeiten von Bader et al.* und Künzel**) einen Punkt erreicht hat, 
der über die bloße Rezeption der Elemente einer Krisentheorie bei Marx hinausweist. Obwohl 
wir einzelne Punkte in Itohs Aufsatz kritisch sehen — diese Diskussion solite in der Prokla fort- 
geführt werden, zu der auch unsere Leser hier aufgefordert werden — meinen wir, daß diese 
Veröffentlichung einen sinnvollen Beitrag innerhalb dieser Diskussion darstellen kann. Insbe- 
sondere dürfte der Versuch Itohs, die verschiedenen Stadien der Entwicklung der Krisentheorie 
bei Marx auszuinachen und -- im Schlußteil — den Zusammenhang von Überakkumulation und 
Überproduktion im Zyklus und die Vermittlung des Kreditzyklus mit dem industriellen Zyklus 
darzustellen, für die Diskussion bei uns von Bedeutung sein. Die Übersetzung aus dem Eng- 
lischen war deshalb sehr schwierig, weil das englische Manuskript (erschienen im Bulletin of the 
Conference of Socialist Economists February 1975) seibst eine Übersetzung des Verfassers aus 
dem Japanischen war; diese Übersetzungsschwierigkeiten spiegeln sich sicherlich noch im fol- 
genden Text wieder. Soweit sich der Originalartikel auf die japanische Diskussion bezog, die — 
für den deutschen Leser — nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Argumenta- 
tion des Verfassers stand, haben wir Kürzungen vorgenommen. Die Marxschen Schriften weıden 
nach der MEW-Ausgabe zitiert. 

(I.H./W.S.) 


1. Einleitung 


Marx’ Theorie der Krise ist nicht vollständig. Insbesondere enthält sie zwei verschie- 
dene Theorien, die nicht so leicht in Übereinstimmung zu bringen sind. Nennen wir 
sie Kurz die Überakkumulationstheorie und die Theorie von der Überproduktion 
von Waren oder Überproduktionstheorie. 

Marx versucht zum Beispiel im ‚Kapital? Band III, Kapitel XV, Abschnitt 3 zu 
zeigen, daß „ein starker und piötzlicher Fail in der allgemeinen Profitrate”, hervor- 
gerufen durch „absolute Überproduktion von Kapital .. . im Verhältnis zur Arbeits- 
bevölkerung” (‚Kapital’ III, S. 261/2), zyklische Krisen mit sich bringt. In diesem 


1 Makoto Itoh, The Formation of Marx’s Theory of Crisis, in: Bulletin of the Conference 
of Socialist Economists, February 1975 (Vol. IV 1). 


= V.-M. Bader, J. Berger, H. Ganssmann, Th. Hagelstange, B. Hofmann, M. Krätke, B. Kırais, 
L. Kürschner, R. Strehl, Krise und Kapitalisınus bei Marx, Ffm-Köln 1975. 


x* R. Künzel, Die Krısentendenz der auf dem Wert gegründeten Produktionsweise — Ver- 
such einer Explikation des Marxschen Krisenbegriffs, Diss. FU Berlin 1974. 
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Zusammenhang werden der Warenüberfluß auf dem Markt und die Schwierigkeiten 
der Realisierung des Mehrwerts als Ergebnis der fallenden Profitrate angesehen, aus- 
gelöst durch Überakkumulation von Kapital (2). Der Versuch von Marx, davon aus- 
gehend im ‚Kapital’ eine Konjunkturzyklustheorie zu entwickeln, ist auch in seiner 
Theorie von der Akkumulation des Kapitals im ersten Band (‚Kapital’ I, S. 641-9, 
661) und in seiner Kredittheorie im dritten Band (,Kapital’ III, S. 529-30) zu 
finden. „Die Bedingungen der unmittelbaren Exploitation und die ihrer Realisation 
sind nicht identisch. Die einen sind nur beschränkt durch die Produktivkraft der 
Gesellschaft, die andren durch die Proportionalität der verschiedenen Produktions- 
zweige und durch die Konsumtionskraft der Gesellschaft.” 

Mit dem Ansteigen der Mehrwertproduktion „steigert sich eben damit der 
Widerspruch zwischen den Bedingungen, worin dieser Mehrwert produziert, und 
den Bedingungen, worin er realisiert wird.” (‚Kapital’ III, S. 254-5). 

Auch in Kapitel XXX des dritten Bandes weist Marx darauf hin, daß das 
„Mißverhältnis der Produktion in verschiedenen. Zweigen” und die „Konsumtions- 
beschränkung der Massen”, im Gegensatz zur Entwicklung der Produktivkraft der 
Arbeit, letztendlicher Grund oder Ursache der Krisen sind. (‚Kapital’ III, S. 501.) 
An diesen Stellen überlegt er, daß Krisen aus der die Nachfrage übersteigenden 
Überproduktion von Waren entstehen, die entweder auf das Mißverhältnis unter den 
Produktionszweigen oder auf die Konsumtionsbeschränkung der Massen zurückzu- 
führen ist. Überfluß an Kapital und der Fall der Profitrate werden als das Ergebnis 
dieses Prozesses betrachtet. 

Man braucht wohl nicht zu erwähnen, daß sowohl Kapital wie auch Waren in 
Krisenperioden allgemein überschüssig werden. Es ist jedoch wichtig zu unterschei- 
den, welches von beiden die eigentliche Ursache wirtschaftlicher Krisen ist. Die 
Überakkumulationstheorie und die Überproduktionstheorie stehen an dieser Stelle 
logischerweise im Gegensatz zueinander. Wir können nicht beide Theorien aufrecht- 
erhalten, wenn wir die logische Notwendigkeit der ökonomischen Krisen in der 
politischen Ökonomie zu beweisen suchen. 

Warum stehen diese zwei verschiedenen Arten der Krisentheorie im ‚Kapital? 
derart unverbunden nebeneinander? Wie und in welche Richtung sollte Marx’ 
Krisentheorie vervollständigt werden? Ich werde versuchen, diese Fragen zu beant- 
worten, indem ich die Entwicklung der Marxschen Krisentheorie von den ‚Grund- 
rissen’ bis zum ‚Kapital? verfolge. 


2 P.M. Sweezy nennt diese Art von Theorie ‚Crises Associated with the Falling Tendency 
of the Rate of Pıofit’ in seiner ‚Theory of Capitalist Development’ (1942). 
Wie ich weiter unten aufführe, sollte diese Theorie eher unabhängig vom „Gesetz von 
der fallenden Tendenz der Profitrate’ entwickelt werden. An dieser Stelle ist Sweezy’s 
Bezeichnung irreführend. Seine Behandlung der Theorie bleibt jedoch in der Geschichte 
Marxscher Krisentheorie eine Einzelerscheinung (neben den Arbeiten von Prof. Kouzo 
Uno und seinen Schülern in Japan). 
Ich würde außerdem vorschlagen, daß Sweezy’s Benennung der anderen Art von Theorie 
— ‚Realization Crisis’ — geändert werden sollte, um sie stärker der anderen Theorie ge- 
genüberstellen zu können. 
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2. Die Krisentheorie in den ‚Grundrissen’ 


Im ‚Kapitel vom Kapital’ in den ‚Grundrissen’, welches das erste Manuskript (1857- 
1858) für das ‚Kapital’ ist, erläutert Marx seine theoretischen Krisenstudien haupt- 
sächlich am Anfang des zweiten Abschnittes ‚Der Zirkulationsprozeß des Kapitals’ 
und in der Profittheorie des dritten Abschnitts ‚Das Kapital als Frucht bringend’. 

Zu Beginn des zweiten Abschnitts der ‚Grundrisse’ behandelt Marx den Ver- 
kaufsprozeß von Warenkapital, d.h. W’-G’, als eine wichtige Beschränkung der Ka- 
pitalbewegung, z.B.: 

„Es wird vergessen, daß, wie Malthus sagt, ‚the very existence of a profit upon 
any commodity pre-supposes a demand exterior to that of the labourer who has 
produced it’, und daher die demand of the labourer himself can never be an ade- 
quate demand. Da eine Produktion die andre in Bewegung setzt und sich daher 
Konsumenten in den Arbeitern des fremden Kapitals schafft, so erscheint für jedes 
einzelne Kapital die Nachfrage der Arbeiterklasse, die durch die Produktion selbst 
gesetzt ist, als ‚adequate demand’. Diese durch die Produktion selbst gesetzte Nach- 
frage treibt sie voran über die Proportion, worin sie in bezug auf die Arbeiter pro- 
duzieren müßte, einerseits; muß sie darüber hinaustreiben; andrerseits verschwindet 
oder schrumpft zusammen die Nachfrage exterior to the demand of the labourer 
himself, so tritt der collapse ein.” (‚Grundrisse’ S. 323.) 

Marx nimmt hier an, daß die vom Kapital insgesamt produzierte Warenmasse 
über das eigentliche Ausmaß der Konsumtionsnachfrage hinausgehen muß, und er 
betont, daß ‚das schließliche Produkt an dem unmittelbaren und schließlichen 
Konsum seine Grenze findet.” (‚Grundrisse’ S. 323.) Man sieht, dafs Marx die lo- 
gische Notwendigkeit ökonomischer Krise als zyklischer noch nicht genau disku- 
tiert. Er tendiert in den ‚Grundrissen’ mehr zu der Behauptung, daß die ökonomi- 
sche Krise fast gleichbedeutend ist mit oder direkt zum letztendlichen Zusammen- 
bruch kapitalistischer Produktion hinführt, indem er sie auf einen Unterkonsum- 
tionstypus der Überproduktionstheorie zurückführt. 

Offensichtlich versucht Marx hier die Krisentheorie von Sismondi und 
Malthus weiter zu verfolgen, welche Ricardo’s klassischer Theorie widersprachen. 
Marx stellt Sismondi und Ricardo folgendermaßen gegenüber: 

„Die Ökonomen, die wie Ricardo, die Produktion als unmittelbar identisch 
mit der Selbstverwertung des Kapitals auffassen, ... haben daher das positive Wesen 
des Kapitals richtiger gefaßt und tiefer, als die wie Sismondi die Schranken der Kon- 
sumtion und des vorhandenen Kreises der Gegenwerte betonen, obgleich der letztre 
tiefer die Borniertheit der auf das Kapital gegründeten Produktion, ihre negative 
Einseitigkeit begriffen hat. Der erstre mehr seine universelle Tendenz, der zweite 
seine besondre Beschränktheit.” (‚Grundrisse’ S. 314.) 

Sicherlich versuchten Sismondi oder Malthus die Unvermeidbarkeit allgemei- 
ner Überproduktion aufzuzeigen und damit die besondere Beschränktheit kapita- 
listischer Produktionsweise, während Ökonomen wie Ricardo einseitig den Anpas- 
sungsvorgang von Nachfrage und Zufuhr auf der Grundlage des Wertgesetzes beton- 
ten und die Möglichkeit einer allgemeinen Überproduktion von Waren bestritten. 
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Nach der klassischen Arbeitswerttheorie der klassischen Ökonomie sind der Wert 
der jährlichen Warenmasse und der gegen sie umgesetzten Revenuen wie Lohn, 
Profit und Rente insgesamt immer gleich, da beide von der Gesamtmenge der jähr- 
lich verausgabten gesellschaftlichen Arbeit bestimmt werden. Die Erweiterung der 
Produktion durch das Kapital vergrößert sowohl die Zufuhr von wie die Nach- 
frage nach Warenprodukten gleichermaßen. Sismondi und Malthus widersprachen 
dieser Theorie, indem sie praktisch die Arbeitswerttheorie über Bord warfen und 
argumentierten, daß verschiedene Revenue-Formen unabhängig von Kapital, Ar- 
beit oder Grundbesitz steigen und stellten von daher die Frage, warum die Summe 
dieser Revenuen zum Kauf der jährlichen Zufuhr der Arbeitsprodukte hinreichend 
sein sollte. Hier wird das Verhältnis von Produktion und Konsumtion oder von Zu- 
fuhr und Nachfrage von seinem inneren Bezug zur gesellschaftlichen Arbeit ge- 
trennt, und lediglich ihr äußeres Gleichgewicht auf der Oberfläche der Zirkula- 
tion angezweifelt. 

Von diesem Standpunkt aus sagt Malthus: ‚If production be in a great excess 
above consumption, the motive to accumulate and produce must cease from the 
want of an effectual demand in those who have the principal means of purchasing” 
(3) und er behauptete, daß diese Schwierigkeit durch die Nachfrage der unproduk- 
tiven Grundbesitzer etc. überwunden werden könnte (4). Sismondi vertrat schon 
früher und schärfer als Malthus eine Unterkonsumtionstheorie. Danach verursacht 
die Kapitalakkumulation einerseits die Verringerung von Konsumtionsnachfrage 
durch die Substitution von Arbeitern (und Bauern) durch Maschinerie im Prozeß 
der Zentralisation der Produktion, andererseits aber auch ein Ansteigen der Waren- 
masse ohne Rücksicht auf das Niveau der Konsumtionsnachfrage (5). Daraus muß 
sich folgerichtig „ein Übermaß an Produktion, die über die Konsumtion hinaus- 
geht” (6), ergeben (7). 

Um die Beschränktheit kapitalistischer Produktionsweise und die Unvermeid- 
barkeit allgemeiner Überproduktion, die von der klassischen Ökonomie vernach- 
lässigt wird, klarzumachen, betonte Marx, wie wir gesehen haben, die Schwierig- 
keiten der Realisierung durch die Schranken in der Konsumtionsnachfrage. Damit 
führt er die Gedanken von Malthus und Sismondi weiter. Er wollte, zusammen mit 
der Arbeitswerttheorie der klassischen Schule, die Krisentheorie der anti-klassi- 
schen Schule aufnehmen und entwickeln, um die behauptete Harmonie in der 
ersteren zu kritisieren. 

Bis dahin fehlt der Krisentheorie der Unterkonsumtion in den ‚Grundrissen’ 
die innere Beziehung zum Wirken des Wertgesetzes, dem für das Kapital grundle- 


3 T.R. Malthus, „Principles of Political Economy”, 2nd ed., 1836, S. 7. 
4 Ibid., S. 398-413. 


5 Simonde de Sismondi, ‚„Nouveaux Principes d’economie politique”, 1819, Tome 1, 
S. 319-20, 333. 

6 Ibid., S. 338. 

7 Siehe auch E. von Bergmann, „Geschichte der nationalökonomischen Krisentheorien”, 


1895, über Einzelheiten der Krisentheorien von Malthus und Sismondi. 
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genden Gesetz für die Aufrechterhaltung der gesellschaftlichen Reproduktion unter 
den Bedingungen der Warenproduktion. Aber im Gegensatz zu Sismondi und Mal- 
thus gibt Marx die Arbeitswerttheorie nicht auf, sondern versucht sie systematisch 
in ihren historischen Formen als das Gesetz der Bewegung des Kapitals zu entwik- 
keln, wobei er die Unzulänglichkeiten der klassischen Werttheorie kritisiert. So 
kommt er auch zu einer teilweisen Kritik an dem Unterkonsumtionstypus der 
Überproduktionstheorie, soweit sie unvereinbar ist mit dem auf dem Wertgesetz 
basierenden Bewegungsgesetz des Kapitals. 

Z.B. sagt Marx in einer Kritik an Proudhon, daß es oberflächlich ist, die Not- 
wendigkeit von Überproduktion von der Tatsache „daß der Arbeiter sein Produkt 
nicht rückkaufen kann” (‚Grundrisse’ S. 326) abzuleiten. Und weiterhin gibt er 
Beziehungen zwischen verschiedenartigen Sektoren zu bedenken, die jeweils Roh- 
stoffe, Maschinen, notwendige Lebensmittel und Luxusgüter produzieren. In die- 
sem rudimentären Versuch, ein Reproduktionsschema zu entwerfen, zeigt er, 
wie Warenprodukte aller Branchen gekauft und konsumiert werden können als 
konstantes Kapital (was von den Klassikern gern vernachlässigt wird), als variables 
Kapital oder als Mehrwert. Wenn auf diese Weise die innere Beziehung zwischen 
Produktion und Konsumtion von Waren in der Kapitalbewegung auf der Grund- 
lage des Wertgesetzes berücksichtigt wird, wird klar, daß die Ausweitung der Pro- 
duktion unter dem Kapital nicht nur einen Anstieg in der Konsumnachfrage der 
Arbeiter, sondern auch ein Ansteigen der Nachfrage nach Produktionsmitteln im- 
pliziert. Dadurch wird seine frühere Annahme in Frage gestellt, daß allgemeine 
Überproduktion auftritt, weil „das schließliche Produkt an dem unmittelbaren und 
schließlichen Konsum seine Grenze findet.” Marx beendet seine Erörterung an 
diesem Punkt mit der These, daß nicht das bloße Gleichgewicht von Produktion 
und Konsumtion die Hauptsache ist, sondern vielmehr seine Restriktion des Ver- 
wertungsprozesses des Kapitals, wie folgt: 

Daß „allgemein Überproduktion stattfände nicht weil relativ zu wenig von 
den von den Arbeitern oder zuwenig von den von den Kapitalisten zu konsumie- 
renden Waren, sondern weil von beiden zu viel produziert wäre — zu viel nicht für 
den Konsum, sondern um das richtige Verhältnis zwischen Konsum und Verwer- 
tung festzuhalten; zu viel für die Verwertung. (‚Grundrisse’ S. 346-7.) 

Was bedeutet nun ‚zu viel für die Verwertung”? Diese Problem wird in 
den ‚Grundrissen’ noch nicht behandelt. Wir finden jedoch einen anderen Einstiegs- 
versuch in die logische Notwendigkeit der Krise im Abschnitt 3 des ‚Kapitel über 
das Kapital’, nämlich den Entwurf einer Krisentheorie im Zusammenhang mit 
dem Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate. 

In der Profittbeorie der ‚Grundrisse’ fehit noch die Theorie der Produktions- 
preise. Sie zeigt die Begriffe Profit und Profitrate nur im Verhältnis des gesamten 
gesellschaftlichen Mehrwerts zum gesamten Kapitalwert und geht dann direkt zur 
Theorie des tendenziellen Falls der Profitrate über, wobei es heißt: 

„Die Rate des Profits hängt also -- denselben Mehrwert, dieselbe Surplus- 
arbeit im Verhältnis zur notwendigen Arbeit vorausgesetzt — ab von dem Ver- 
hältnis des Teils des Kapitals, der gegen lebendige Arbeit ausgetauscht wird, zu 
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dem Teil, der in der Form von Rohmaterial und Produktionsmittel: existiert. 
Je geringer also die gegen lebendige Arbeit ausgetauschte Portion wird, um so 
geringer wird die Rate des Profits.”’ Und der Anstieg der Produktivkraft des Kapi- 
tals drückt sich aus „als verminderte Proportion des gegen lebendige Arbeit ausge- 
tauschten Kapitals gegen den als konstanter Wert existierenden Teil des Kapitals.” 
(‚Grundrisse’ S. 633.) 

Von dieser Einschätzung der Tendenz der Profitrate ausgehend setzt Marx 
seine Erörterung fort: „Über einen gewissen Punkt hinaus wird die Entwicklung 
der Produktivkräfte eine Schranke für das Kapital; also das Kapitalverhältnis eine 
Schranke für die Produktivkräfte der Arbeit. (. .. .) In schneidenden Widersprü- 
chen, Krisen, Krämpfen drückt sich die wachsende Unangemessenheit der produk- 
tiven Entwicklung der Gesellschaft zu ihren bisherigen Produktionsverhältnissen 
aus.” (‚Grundrisse’ S. 635.) 

Marx’ Argumentation unterscheidet sich hier von Ricardos Theorie der fallen- 
den Tendenz der Profitrate. Ricardo setzte eine steigende Tendenz der Getreide- 
preise aufgrund abnehmender Bodenfruchtbarkeit voraus und dachte, daß ‚with 
the progress of society the natural price of labour has always a tendency to rise” 
(8), und daß ‚the natural tendency of profits then is to fall” (9). Dagegen ver- 
sucht Marx zu zeigen, daß der tendenzielle Fall der Profitrate nicht durch natür- 
liche Faktoren außerhalb des Kapitals wie Fruchtbarkeit bedingt ist, sondern 
durch das dem Kapital immanente Wachstum der Produktivkraft. Dies war ein theo- 
retischer Fortschritt in Richtung auf seine Erkenntnis der Rolle der Reproduktion 
des konstanten Kapitals, welches von der klassischen Schule vernachlässigt worden 
war. 

Allerdings bleiben grundsätzliche Zweifel bestehen, ob diese Tendenz der fal- 
lenden Profitrate — verursacht durch die steigende Zusammensetzung des Kapitals 
— wirklich Krisen hervorruft, wenn sie „über einen gewissen Punkt hinaus” geht. 
Einerseits ist der zyklische Charakter der Krisen dadurch nur schwer zu erklären, 
weil dies keine zyklische, sondern nur langfristig sich als Tendenz durchsetzende 
Bewegung ist. Darüberhinaus stellt dieser tendenzielle Fall der Profitrate nicht not- 
wendigerweise ein entscheidendes Problem für die Kapitalakkumulation dar. Denn 
dieser tendenzielle Fall der Profitrate aufgrund der steigenden Zusammensetzung 
des Kapitals Kann sogar dann auftreten, wenn die absolute Mehrwertmasse ansteigt. 
Abhängig von der Produktion des relativen Mehrwerts kann die absolute Mehrwert- 
masse immer weiter wachsen und auch die Kapitalakkumulation, wenn auch ver- 
langsamt, fortschreiten (10). An diesem Punkt unterscheidet sich Marx’ Theorie 
des tendenziellen Falls der Profitrate klar von der Ricardos, welche — ausgehend 
von der irrigen Annahme, daß eine Produktionssteigerung in der Landwirtschaft 
unmöglich ist — eine formale Notwendigkeit für die absolute Abnahme der Profit- 
masse postuliert. Wenn der Prozeß des tendenziellen Falls der Profitrate das gele- 


8 D. Ricardo, „On the Principles of Political Economy and Taxation”, Cambridge Univer- 
sity Press, 1951, S. 93. 
9 Op. eit. S. 120. 
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gentlich, plötzliche scharfe Absinken der Profitrate einschließt, was die zyklischen 
Krisen bewirkt, müssen wir genau klären, warum sie notwendig auftreten müssen. 
Wir sehen, daß Marx’ Überakkumulationstheorie der Krise in den ‚Grundrissen’ 
noch lange nicht vollständig ausgearbeitet ist. 


3. Die Krisentheorie in den ‚Theorien über den Mehrwert’ 


Die ‚Theorien über den Mehrwert’ sind hauptsächlich aus den Nummern 15, 18 und 
teilweise auch 21 und 22 der insgesamt 23 Manuskripthefte zusammengestellt, die 
zwischen 1861-1863 als zweites Kapitel des ‚Kapitals’ geschrieben wurden. In vieler 
Hinsicht zeigen sie die Entwicklung Marxscher theoretischer Forschung von den 
‚Grundrissen’ bis zum ‚Kapital’. Die Diskussion der Krisentheorie ist hier konzen- 
triert in Kapitel XVII ‚Ricardos Akkumulationstheorie’ Kritik derselben (Entwick- 
lung der Krisen aus der Grundform des Kapitals’) des zweiten Teils. 

Wie in den ‚Grundrissen’ legt Marx hier den Hauptschwerpunkt der Diskus- 
sion immer noch auf die Überproduktionstheorie. Er sagt z.B. „Der bloße Produk- 
tionsprozeß (unmittelbare) des Kapitals kann an sich hier nichts Neues zufügen” 
für eine Erklärung der Krisen. Denn das Problem der Realisierung, das die Krisen 
verursacht, „kann... .. erst im Zirkulationsprozeß, der an und für sich zugleich Re- 
produktionsprozeß, . . . hervortreten.” (‚Theorien über den Mehrwert’ 2, S. 513.) 
Das zeigt die Entwicklung der „Möglichkeit der Krise, die sich bei der bloßen Meta- 
morphose der Ware zeigte”, welche ihren „Inhalt” oder ihre „Grundlage” aus der 
Bewegung des Kapitals gewinnt. (‚Mehrwert’ 2, S. 508-11.) 

Marx hält hier noch teilweise an der Unterkonsumtionstheorie zur Erklärung 
der Notwendigkeit von Krisen fest, indem er sagt: „Die Überproduktion geht grade 
daraus hervor, daß die Masse des Volks nie mehr als die average quantity of neces- 
saries konsumieren kann, ihre Konsumtion also nicht entsprechend wächst mit der 
Produktivität der Arbeit.” (‚Mehrwert’ 2, S. 469.) Er betont jedoch eher den Dis- 
propörtionsaspekt der Krisentheorie, entsprechend seiner Fragestellung nach den 


10 Meiner Auffassung nach war sich Marx von Anfang an bewußt, daß das Gesetz vom ten- 
denziellen Fall der Profitrate aufgrund der steigenden Zusammensetzung des Kapitals 
einhergeht mit der Produktions relativen Mehrwerts. Marx setzt jedoch seine Erörterung 
fort mit einer Untersuchung des sich ändernden Verhältnisses „zwischen dem Teil des 
Kapitals, der sich umsetzen muß in lebendige Arbeit, und dem Teil, der in der Form des 
konstanten Kapitals existiert’’ (vgl. dazu ‚Kapital’ III, Kap. XIII). Zugleich müssen wir 
festhalten, daß er die Produktion des ‚relativen Mehrwerts’ in Kapitel XIV nicht zu den 
entgegenwirkenden Ursachen zählt (wobei nur die Produktion des absoluten Mehrwerts 
als ‚den Ausbeutungsgrad steigernd’ angesehen wird), anders als in ‚Das Gesetz als sol- 
ches’ in Kapitel XIII des dritten Bandes des ‚Kapitals’. Der Grund dafür liegt darin, 
daß er diesen Faktor bereits in Kap. XIII für die Erläuterung des ‚Gesetz als solchem’ 
in Rechnung gestellt hatte. 

Wie Marx sagt, setzt mit steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals eine be- 
stimmte Masse lebendiger Arbeit immer mehr tote Arbeit in Bewegung, welche in Form 
von Produktionsmitteln, d.h. konstantem Kapital (c), angehäuft ist. Eine bestimmte 
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proportionalitätsaspekt der Krisentheorie, entsprechend seiner Fragestellung nach 
den Beziehungen der Sektoren der Kapitale untereinander. 

In seiner Kritik an Ricardo, der die Möglichkeit der partiellen Überproduk- 
tion einräurnte und die Möglichkeit einer allgemeinen Warenüberproduktion leug- 
nete, sagt Marx: „Damit eine Krise (also auch die Überproduktion) allgemein sei, 
genügt es, daß sie die leitenden Handelsartikel ergreife.” (‚Mehrwert’ 2, S. 506) und 
unter Hinweis auf die Tatsache, daß im Falle einer Überproduktion von Baumwoll- 
stoff nicht nur die Arbeiter dieser Branche betroffen wären, sondern auch Spinner, 
Baumwollpflanzer, Ingenieure, Eisen- und Kohleproduzenten, fährt Marx fort: 

„Sind es nun nicht nur calicoes, sondern linens, silks, und woolens, worin 
Überproduktions stattgefunden, so begreift man, wie die Überproduktion in diesen 
wenigen, aber leitenden Artikeln eine mehr oder minder allgemeine (relative) Über- 
produktion auf dem ganzen Markt hervorruft.” (‚Mehrwert’ 2, S. 523-24.) „Da aber 
die kapitalistische Produktion sich nur in gewissen Sphären , unter gegebenen Be- 
dingungen, Zügel schießen lassen kann, so wäre überhaupt keine kapitalistische 
Produktion möglich, wenn sie in allen Sphären gleichzeitig und gleichmäßig sich 
entwickeln müßte. Weil Überproduktion in diesen Sphären absolut stattfindet, fin- 
det sie relativ auch in den Sphären statt, wo nicht überproduziert worden ist.” 
(‚Mehrwert’ 2, S. 532.) 

Marx behauptet hier also, daß die disproportienale und partielle Überproduk- 
tion, welche bei Ricardo immer durch die Bewegung des Kapitals ausgeglichen wird, 
notwendigerweise zur allgemeinen Überproduktion und zur Krise durch die sektora- 
lerı Zusammenhänge führt, wenn sie „leitende Artikel” betrifft. Durch diese Hinzu- 
nahme des Disproportionalitäts-Konzepts zum frühen Unterkonsumtions-Konzept 
wurde Marx’ Überproduktionstheorie der Krise erweitert. 

Obwohl Marx noch die Schwierigkeit der Realisierung im Zirkulationspro- 
zeß außerhalb des direkten Produktionsprozesses betont, sieht er jetzt den Zirku- 
lationsprozeß auch als Teil des Reproduktionsprozesses des Kapitals, einschließlich 


Masse lebendiger Arbeit produziert bei gegebener Länge und Intensität des Arbeitstages 
jährlich dieselbe Menge Wertprodukt, einschließlich des Mehrwerts (m) und des repro- 
duzierten variablen Kapitals (v). So können wir theoretisch feststellen, daß das Verhält- 
nist a nEy u mit steigender Zusammensetzung des pub absolut abnimmt, unabhängig 
von Wechsel oder Anstieg der Mehrwertrate, d.h. m’ = DM Die Verminderung des Verhalt- 


nisses a geht endlos weiter, wenn die organische Zuskenieeung des Kapitals im 
langfristigen Akkumulationsprozeß weiter ansteigt. Die von Marx formulierte allgemeine 
Profitrate p’ = (pr) ist offensichtlich immer kleiner als das Verhältnis (9). Daher 
muß p’ selbst bei einer steigenden Mehrwertrate fallende Tendenz haben, weil das Ver- 
hältnis a auf die Dauer kontinuierlich abnimmt. Ich stimme in diesem Punkt überein 
mit R.L. Meeks Erörterung und Interpretation von Marx’ Erläuterung dieses Gesetzes in 
seinem Werk „Economics and Ideology and other Essays”, 1967, pp. 131-35. So stehe 
ich auf dem Standpunkt, daß Marx’ Gesetz des tendenziellen Falis der Profitrate durch- 
aus beweisbar ist, daß aber, wie oben geschildert, dieses Gesetz nicht direkt herangezogen 
werden kann zum Beweis der logischen Unausweichlichkeit und des zyklischen Charak- 
ters der ökonomischen Krisen. 
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der Beziehungen zwischen den verschiedenen Produktionszweigen. Dies scheint 
darauf hinzuweisen, daß Marx hier die Schwierigkeiten aufzudecken sucht, die der 
kapitalistischen Produktion aus dem Reproduktionsprozeß des Kapitals selbst er- 
wachsen. Gleichzeitig betrachtet er die Krisen nicht mehr einseitig nur als Störung 
für das Wertgesetz oder das Bewegungsgesetz des Kapitals. Er weist nicht nur darauf 
hin, daß die Krisen als Zusammenbruch des auf dem Wertgesetz basierenden Aus- 
gleichungsprozesses der Kapitale auftreten, sondern auch darauf, daß ‚die Krise 
selbst eine Form der Ausgleichung sein kann.” (‚Mehrwert’ 2, S. 522.) Hier beginnt 
sich die Krisentheorie von der sogenannten Zusammenbruchstheorie zu lösen und 
wird als konkrete Form der Reproduktion oder als Akkumulationstheorie weiter 
entwickelt. 

Obgleich der Kapitalakkumulationsprozeß dauernd die anarchischen Dispro- 
portionen in der Verteilung der Arbeitsmassen auf die verschiedenen Produktions- 
zweige verursacht, Kann er diese Disproportionalität meist durch Konkurrenz zwi- 
schen den Kapitalen über das Kreditsystem, entsprechend der Bewegung der Markt- 
preise, ausgleichen. Hier zeigen sich die konkreten Formen der Regulierung des ge- 
wöhnlichen Kapitalakkumulationsprozesses durch das Wertgesetz (11). Selbst wenn 
man vom anarchischen Charakter des Kapitalismus ausgeht, ist es schwer zu erklä- 
ren, warum schwerwiegende Disproportionalitäten — einschließlich einer Überpro- 
duktion von „leitenden Handelsartikeln” (Marx), die bereits eine allgemeine Krise 
hervorrufen kann — notwendigerweise auftreten und darüberhinaus zyklischen 
Charakter haben müssen. Solche schwerwiegenden Disproportionalitäten treten 
sicherlich nicht auf ohne besondere Schwierigkeiten innerhalb des Kapitalakkumu- 
lationsprozesses als ganzem. Wie aber kann es zu solchen besonderen Schwierigkei- 
ten kommen, die nicht ohne größere Krise bewältigt werden können? 

Die Überakkumulationstheorie der Krise könnte hier eine Antwort geben. 
Aber in den ‚Theorien über den Mehrwert’ wird diese Theorie kaum entwickelt. 
Marx wirft jedoch folgende damit zusammenhängende Frage auf: 

Ricardo bestritt die Möglichkeit einer allgemeinen Überproduktion von Waren 


11 In der Anpassung des Investitionstempos in den veschiedenen Sektoren je nach Fluktua- 

tion der Marktpreise zeigt sich nicht nur, sondern realisiert sich auch die konkrete Wir- 
kung des Wertgesetzes. Das Wertgesetz bedeutet eigentlich die Bestimmung des Werts der 
Ware durch die zu ihrer Produktion notwendige gesellschaftliche Arbeitszeit. Die Bestim- 
mung der Werte durch Arbeitszeit kann sich jedoch nicht durchsetzen ohne entsprechen- 
de gesellschaftliche proportionelle Verteilung der Arbeit auf die verschiedenen Produk- 
tionszweige. Die konkurrierende Bewegung der Investitionen entsprechend der Fluktua- 
tion der Marktpreise und Profitraten, erzeugt nicht nur ein permamentes Ungleichge- 
wicht in der Arbeitsverteilung, sondern bildet gleichzeitig auch den konkreten Anpas- 
sungsmechanismus der Arbeitsverteilung aufgrund des Wertgesetzes. 
Darüberhinaus impliziert diese konkrete Regulierung der Warenpreise durch das Wertge- 
setz unter den Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise die Regulierung der 
gesellschaftlichen Produktionsbeziehung zwischen Kapital und Lohnarbeit durch das 
Wertgesetz auch der Ware Arbeitskraft. Aus diesem Grund müssen wir theoretisch das 
Wertgesetz als das grundlegende Gesetz der gesamten Bewegung der kapitalistischen Pro- 
duktion erkennen und entwickeln. 
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nicht nur, weil er Says Theorie von Zufuhr und Nachfrage akzeptierte, sondern aus 
seinem Verständnis heraus, daß übermäßige Kapitalakkumulation nur in sehr ferner 
Zukunft oder in einer allzu zufälligen und besonderen Situation auftreten könne, 
um grundsätzlich behandelt werden zu müssen. Obwohl diese Ansicht gewisser- 
maßen logisch konsistient war, stimmte sie offensichtlich nicht mit der realen Ent- 
wicklung des Kapitalismus seit Ricardo überein. Trotzdem fuhren seine Nachfolger 
fort, sowohl die Möglichkeit einer allgemeinen Warenüberproduktion zu bestrei- 
ten als auch die zyklischen Krisen von der Überakkumulation her zu erklären. 

„Was würde Ricardo dann gesagt haben zu der Stupidität seiner Nachfolger, 
die die Überproduktion in einer Form (als general glut of commodities in the mar- 
ket) leugnen und sie in der andren Form als surproduction of capital, plethora of 
capital, superabundance of capital nicht nur zugeben, sondern zu einem wesentli- 
chen Punkt ihrer Doktrinen machen?” (‚Mehrwert’ 2, S. 497.) Eine Erklärung von 
Krisen muß beide Formen von Überproduktion beinhalten. ‚Es bleibt also nur die 
Frage, wie sich die beiden Formen der Überproduktion zueinander verhalten... Es 
fragt sich also, was ist plethora of capital, und wodurch unterscheidet sich dieses 
Ding von overproduction?‘ (‚Mehrwert’ 2, S. 498.) 

Marx geht aber diesen wichtigen Fragen, die er in den ‚Theorien über den 
Mehrwert’ aufwirft, nicht nach. Wie wir gesehen haben, geht er über zur Erörterung 
der Überproduktionstheorie. So bleibt denn die Frage, was Überproduktion oder 
plethora des Kapitals sei, immer noch unbeantwortet. 

Marx’ theoretischen Untersuchungen bis hin zu den ‚Theorien über den Mehr- 
wert’ scheint in zweifacher Hinsicht die Basis für die Beantwortung dieser Frage zu 
fehlen. Einerseits ist für die Klärung des Unterschiedes und der Beziehung zwischen 
Überproduktion von Kapital und plethora des Kapitals — wobei letzteres „ein Aus- 
druck, der immer nur vom zinstragenden, i.e. Geldkapital gebraucht wird” (‚Kapi- 
tal’ III, S. 493) — eine theoretische Behandlung der Wirkungsweise des Kreditsy- 
stems absolut unerläßlich. Von Anfang an sah Marx die wichtige Rolle des Kreditsy- 
stems in der Bewegung der kapitalistischen Ökonomie, und bereits in den ‚Grund- 
tissen’ wies er darauf hin, daß die Tendenz des Kapitals, die Zirkulationsperiode 
zu verkürzen, „die Grundbestimmung des Kredits und der credit contrivances des 
Kapitals” bildet. (‚Grundrisse’ S. 551.) An anderer Stelle in den ‚Grundrissen’ be- 
merkt er ausdrücklich: „in allgemeiner Krise der Überproduktion ist der Wider- 
spruch nicht zwischen den verschiedenen Arten des produktiven Kapitals, sondern 
zwischen den industriellen und loanable Kapital — zwischen dem Kapital, wie es 
als in den Produktionsprozeß direkt involviert und wie es als Geld selbständig 
(relativement) außer demselben erscheint.” (‚Grundrisse’ S. 316.) Und später in 
den Theorien über den Mehrwert’ widmet er im Zusammenhang mit seiner Ent- 
wicklung der Disproportionalitätstheorie der Tatsache mehr Aufmerksamkeit, daß 
eine Kettenreaktion von Zahlungsunfähigkeit unter den durch Handelskredit ver- 
bundenen Kapitalisten den Ausbruch der Krisen vermittelt (‚Mehrwert’ 2, S. 512). 
Aber Maix’ Zinstheorie bis hin zu den ‚Theorien über den Mehrwert’ enthält 
keine systematische Analyse des Kreditmechanismus, sondern entfaltet nur die 
abstrakte Form des zinstragenden Kapitals, ausgehend von der Existenz von Geld- 
kapitalisten neben den industriellen Kapitalisten. Es war für Marx unvermeidlich, 
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seine Arbeit weit über seine Planung (12) und das ‚Kapital im Allgemeinen’ hinaus 
zu erweitern, um die Bewegung der Kapitale in Konjunkturzyklen durch das Kredit- 
system zu erklären. 

Auf der anderen Seite war auch eine zutreffende Theorie des kapitalistischen 
Populationsgesetzes im Kapitalakkumulationsprozeß erforderlich, um den Begriff 
der Überproduktion von Kapital im Verhältnis zur Arbeitsbevölkerung zu erläutern, 
wie wir im ‚Kapital’ gesehen haben. Marx bereitet eine solche Theorie im Kapitel 
XVII der ‚Theorien über den Mehrwert’ vor, wobei er darauf hinwies, daß ‚‚mit der 
Akkumulation des Kapitals eine Veränderung in seiner organischen Zusammenset- 
zung eintritt und der konstante Teil desselben in rascherer Progression wächst als 
der variable” (‚Mehrwert’ 2, S. 564) und: „Die Maschinerie schafft stets eine rela- 
tive Surpluspopulation, eine Reservearmee von Arbeitern.” (‚Mehrwert’ 2, S. 556.) 
Anders als im ‚Kapital’ vernachlässigt Marx hier nahezu die zyklischen Verände- 
rungen in der Bildung und der Absorption der relativen Surpluspopulation, da er 
nur die erstere betont. Daher war sein Studium des kapitalistischen Populationsge- 
setzes zu rudimentär, um an dieser Stelle die Erwägung der Überakkumulations- 
theorie der Krise zu stützen. 


4. Die Vervollständigung der Krisentheorie im ‚Kapital’ 


Die Überakkumulationstheorie im ‚Kapital’, welche ‚‚Überproduktion von Kapital” 
im Verhältnis zur Arbeitsbevölkerung klärt, ist von großer Bedeutung. Sie beant- 
wortet nicht nur ausreichend die Frage ‚was ist over-abundance oder plethora 
des Kapitals” aus den ‚Theorien über den Mehrwert’, sondern stellt eigentlich 
eine für das „Kapital” charakteristische neue Krisentheorie dar (13). Obgleich so 


12 Marx’ ursprünglicher Aıbeitsplan — Ende der 1850er Jahre zur Zeit der Arbeit an den 

5 Grundrissen’ entworfen — bestand aus sechs Hauptteilen: Kapital, Grundbesitz, Lohn- 
arbeit, Staat, Außenhandel und Weltmarkt. Der eıste Teil, Kapital, war weiter unter- 
teilt in a) Kapital im Allgemeinen, b) Konkurrenz, c) Kredit, d) Aktienkapital. Inner- 
halb dieser Planung war das theoretische System der ‚Grundrisse’ noch klar abgegrenzt 
im Rahmen des ‚Kapital im Allgemeinen’. Die Beziehungen zwischen dieser ursprüngli- 
chen Planung und dem theoretischen Aufbau des ‚Kapitals’ werden aber noch diskutiert. 
Ich werde dieses sog. Planungsproblem noch ausführlich in einem in Vorbereitung befind- 
lichen Aufsatz erörtern, in dem ich außerdem unser Verständnis der methodologischen 
Notwendigkeit für die Unterteilung der drei Forschungsebenen der Marxschen Ökonomie 
in Begrifflichkeit (principle), Entwicklungstheorie (stages theory) und Analyse (analysis) 
erläutern möchte und zu diesem Planungsproblem in Beziehung setze. 

13 David Yaffe benutzt in seinem Aufsatz „The Marxian Theory of Crisis, Capital and the 
State” (Bulletin of the CSE, Winter 1972) diese Theorie nicht korrekt. Er vernachlässigt 
(S.'24) die Beziehung der „absoluten Überakkumulation” von Kapital zum Beschäfti- 
gungsgrad der Arbeitsbevölkerung, welche bei Marx hier zentralen Stellenwert hat. Ob- 
wohl ich mit seiner Kritik an der Überproduktionstheorie der Krise übereinstimme, 
fürchte ich, daß seine (positive) Erläuterung Marx’ theoretische Weiterentwicklung der 
Überakkumulationstheorie von den ‚Grundrissen’ zum ‚Kapital’ verschleiert. Die Ver- 
suche von Yaffe und M. Cogoy (in: „The Fall of the Rate of Profit and the Theory of 
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dargestellt, als wäre es eine Diskussion „unter der gemachten äußersten Voraus- 
setzung” (‚Kapital’ IN, S. 265), so ist es doch keine zufällige Idee, sondern ein 
logisches Ergebnis der Entwicklung von Marx’ theoretischer Forschung von den 
‚Theorien’ bis zum ‚Kapital’. Denn einerseits steht es im Zusammenhang mit und 
setzt voraus die Untersuchung des Kreditsystems im Teil V des dritten Bandes, 
wo die Unterscheidung und der Zusammenhang zwischen Überproduktion von 
Kapital und plethora von Kapital genau betrachtet werden, und andererseits den 
Fortschritt in der Theorie des kapitalistischen Populationsgesetzes im Teil VII 
des ersten Bandes, wo die zyklischen Veränderungen der Absorption und Bil- 
dung der relativen Überschußpopulation in die Überlegungen miteinbezogen 
werden. 

Diese Art der Krisentheorie mit dem Schwerpunkt auf der „absoluten Über- 
produktion von Kapital” ist nicht vollständig genug in Bezug auf ihre volle Bedeu- 
tung und logische Notwendigkeit, wie sie im ‚Kapital? zum ersten Mal formuliert 
wird. Entsprechend dieser Unvollständigkeit bleibt auch noch die Krisentheorie 
der Überproduktion von Waren im ‚Kapital’ ungeklärt. Diese Art der Krisentheorie 
ist, wie gezeigt, eine Fortsetzung von Marx’ Versuchen in den ‚Grundrissen’ und 
den ‚Theorien’, eine Krisentheorie im Sinne der anti-klassischen Schule von Sis- 
mondi und Malthus zu entwickeln und nach außen hin die Begrenztheit der klassi- 
schen Schule zu kritisieren. Sie kann als anti-klassischer Überrest in der Krisentheo- 
rie des ‚Kapitals’ angesehen werden. Sie scheint vermittelnde Faktoren oder Er- 
gebnisse der Krisen als Ursachen anzusehen. Sie hat grundsätzliche Schwierigkeiten, 
den zyklischen Charakter und die logische Notwendigkeit einer allgemeinen Über- 
produktion zu beweisen, besonders in Hinblick auf die Wirkungsweise des Wertge- 
setzes, auf dessen Grundlage das Kapital das anhaltende Gleichgewicht zwischen 
Zufuhr und Nachfrage der verschiedenen Waren ausgleichen kann, solange die kon- 
kurrierende Kapitalakkumulation als ganze weitergeht. 

Die wesentliche Schwäche der Überproduktionstheorie rührt von ihrem zu- 
grundeliegenden Ausgangspunkt her, die Schwierigkeiten des Kapitals nicht im 
Produktionsprozeß, sondern im Zirkulationsprozeß zu suchen, außerhalb der Pro- 
duktionsprozesse oder sie vermittelnd. Im Gegensatz dazu zeigt die Überakkumu- 
lationstheorie anhand von Produktions- und Zirkulationsprozessen, daß ‚die 
wahre Schranke der kapitalistischen Produktion ... . das Kapital selbst... . ist.” 
(‚Kapital’ TI, S. 260.) Aus diesem Grund sollte Marx Versuch einer Erklärung der 
logischen Notwendigkeit von zyklischen Krisen durch eine Weiterentwicklung 
der ersteren, nicht der letzteren Theorie vervollständigt werden. 

Die Überakkumulationstheorie im ‚Kapital? ist jedoch in mehrfacher Hinsicht 
unvollständig. 

Wie gezeigt, behandelt das ‚Kapital? im Gegensatz zu den ‚Theorien’ in der 


Accumulation” in Bulletin of the CSE, Winter 1973), den Begriff der zyklischen Krisen 
direkt aus dem Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate abzuleiten, scheinen immer 
noch nur die abstrakte Notwendigkeit, nicht aber die logische Unvermeidbarkeit von 
zyklischen Krisen für die Kapitalakkumulation aufzuzeigen. 
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Theorie des kapitalistischen Populationsgesetzes die Veränderungen der Absorp- 
tions- und Freisetzungsprozesse der relativen Surpluspopulation. Marx beschäftigt 
sich jetzt nicht mehr allein mit dem Entstehungsmechanismus der relativen Sur- 
pluspopulation. Z.B. untersucht er „wachsende Nachfrage nach Arbeitskraft mit 
der Akkumulation, bei gleichbleibender Zusammensetzung des Kapitals” im ersten 
Abschnitt des Kapitels XXIII: ‚Das allgemeine Gesetz der Kapitalakkumulation’ 
im ersten Band des ‚Kapitals’. Aber er klärt die theoretische Notwendigkeit und 
Bedeutung dieses Abschnittes nicht vollständig. Und weiterhin betont und bezeich- 
net er die „progressive Produktion einer relativen Übervölkerung oder industriellen 
Reservearmee”, welche die ‚relative Abnahme des variablen Kapitalteiles im Fort- 
gang der Akkumulation und der sie begleitenden Konzentration” begleitet, als das 
‚allgemeine Gesetz der Akkumulation’, im Anschluß an den zweiten Abschnitt des- 
selben Kapitels, ziemlich unabhängig von der Erörterung in ersten Abschnitt. In- 
folgedessen wird das kapitalistische Populationsgesetz immer noch mit einer Über- 
betonung der progressiven Bildung einer Surpluspopulation beschrieben. 

Es ist möglich, daß Marx von der Existenz der verschiedenen Formen einer 
industriellen Reservearmee in der britischen Wirtschaft seiner Zeit beeindruckt war, 
wenn er sie zur Ällustrierung seiner Theorie der relativen Übervölkerung anführt. 
Sofern diese Analyse der konkreten Formen der Reservearmee wichtig ist für die 
konkrete Analyse des britischen Kapitalismus jener Periode, sollte auch beachtet 
werden, daß diese konkreten Formen der Reservearmee nicht nur die innerhalb der 
kapitalistischen Produktion erzeugte relative Surpluspopulation beinhalten, son- 
dern auch die Übervölkerung, die eine Folge des Auflösungsprozesses der kleinen 
Warenproduzenten und Bauer ist. Wenn wir — wie Prof. Uno vorschlägt — die 
Forschungsebenen Begrifflichkeit, Entwicklungstheorie und Analyse systematisch 
festlegen, dann sollten wir den letzteren Teil der Surpluspopulation nicht für die Er- 
läuterung des Grundpinzips direkt heranziehen. Um das Grundprinzip der kapitali- 
stischen Ökonomie erklären zu können, müssen wir uns ausschließlich auf das Be- 
wegungsgesetz der kapitalistischen Produktion konzentrieren, ohne uns direkt auf 
die Konkreten Beziehungen zu den anderen Arten von Produzenten zu beziehen. 

Darüberhinaus erscheint es theoretisch unzulässig, bei der Behandlung des 
Entwicklungsprozesses der Produktionsmethoden der kapitalistischen Akkumula- 
tion und seines Einflusses auf die arbeitende Klasse die spezifischen Beschränkun- 
gen des fixen Kapitals außer acht zu lassen. Aus dieser Überlegung heraus hätte die 
Theorie der Kapitalakkumulation nicht an das Ende des ersten Bandes gesetzt wer- 
den sollen, sondern im Anschluß an den ‚Umschlag des Kapitals’ im zweiten Band, 
da sie zusammen mit der Theorie des Reproduktionsschemas einen theoretischen 
Teil der Reproduktion des Kapitals darstellt. Gewöhnlich haben industrielle Kapi- 
talisten schon fixes Kapital in ihren Produktionsprozessen, wo es als Teil der pro- 
fitbringenden Kapitale fungiert. Und auf der Grundlage dieser bereits vorhande- 
nen Produktionsmittel verwandeln sie sukzessive und in privater Form Mehrwert 
in Kapital (14). Die Kapitalakkumulation unter diesen Bedingungen vollzieht sich 


14 Obwohl die Form des Aktienkapitals die Anhäufung von Profiten und unbenuizten Geld- 
mitteln für neue weitreichende Investitionen ermöglichte, nahmen doch die wichtig- 
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normalerweise eher als Kapitalerweiterung (,‚capital widening””) denn als Kapitalver- 
tiefung (‚capital deepening”) auf der Grundlage der bereits vorhandenen Produk- 
tionsmethoden. Versuche, zusätzlichen Mehrwert durch Einführung besserer 
Produktionsmethoden zu gewinnen, sind eng begrenzt und werden in einem solchen 
Prozeß nur teilweise unternommen. So ist es in einer Phase der Prosperität unwahr- 
scheinlich, daß das Kapital die Produktion von relativem Mehrwert und die Erzeu- 
gung einer relativen Surpluspopulation durch Ausrangieren und Eısetzen fixen 
Kapitals zu erreichen sucht (15). 

Marx sagt auch im Zusammenhang mit der Vorstellung der „‚absoluten Über- 
produktion von Kapital”, daß eine Ausdehnung der relativen Mehrarbeitszeit” ... 
ohnehin nicht tubar (wäre) in einem Fall, wo die Nachfrage nach Arbeit so stark, 
also Tendenz zum Steigen der Löhne” (‚Kapital’ HI, S. 262). Wenn wir noch einmal 
ganz prinzipiell den Prozeß der Kapitelakkumulation im Verhältnis zum vorhande- 
nen fixen Kapital überdenken, dann erscheint die Steigerung der Nachfrage nach 
Arbeitskraft, welche die Akkumulation bei gleichbleibender Zusammensetzung des 
Kapitals begleitet, nicht als zufällig, sondern als ein in Prosperitätsperioden vorherr- 
schender, notwendiger Prozeß. „Ein starker und plötzlicher Fall in der allgemeinen 
Profitrate” durch gestiegene Löhne wäre nicht mehr eine bloße Folge „unter der 
gemachten äußersten Voraussetzung”, sonder notwendige logische Folge der kapi- 
talistischen Akkumulation in der Prosperitätsperiode (16). Hier wird die grundsätz- 
liche Schwäche der kapitalistischen Produktionsweise, die menschliche Arbeitskraft 
als Ware behandeln muß, ohne sie wie eine Ware produzieren zu können, entschei- 
dend für die Kapitalakkumulation. 


sten Teile des industriellen Kapitals vor dem Ende des 19. Jahrhunderts nicht diese Form 
an, als die typischen Phasen der zyklischen Krisen sich schon verändert und einen Ballast 
von fortwährend überakkumuliertem Kapital in den Industrien erzeugt hatten. Die 
monopolistischen Aktiengesellschaften wurden gegründet, um wenigstens teilweise die- 
sem ständigen Problem des überakkumulierten Kapitals als ganzem zu entgehen. Die 
Funktionen des Aktienkapitals oder seine kapitalistischen Beschränkungen können hier 
jedoch für die Untersuchung des Begriffs der zyklischen Krisen auf der empirischen 
Grundlage der kapitalistischen Ökonomie zu Marx’ Zeiten nicht berücksichtigt werden. 


15 Besonders in der Prosperität, in der die Kapitale ihren Wert durch Benutzung bereits vor- 
handener Produktionsmittel weiter steigern, ist es schwierig, grundsätzliche Verbesse- 
zungen der Produktionsmethoden zu realisieren, weil es im einzelnen folgende Beschrän- 
kungen gibt: (1) Wenn diese Maschinen noch nicht vollständig abgeschrieben sind, dann 
wird bei ihrer Erneuerung der Verlust des verbleibenden Kapitalwerts zu einer Last. 
(2) Sogar nach vollständiger Abschreibung gilt, „daß wenn der Wert der Maschinerie = 0, 
sie am wertvollsten für das Kapital” ist (‚Grundrisse’ S. 652) und sie deshalb nicht ein- 
fach verschrottet wird, solange sie noch funktionstüchtig ist. (3) Profite werden eher so 
schnell wie möglich in Kapital verwandelt, als daß sie für den Aufbau neuer Ausrüstun- 
gen oder neuer Fabriken bereitgehalten werden. Im Gegensatz dazu werden diese Be- 
schränkungen während einer Depression, in der vorhandenen Ausrüstung nicht vollstän- 
dig als Kapital zur Erzeugung von Mehrwert fungieren kann, umgekehrt, und die Kapi- 
tale sind gezwungen, die vollständige Erneuerung der Produktionsmittel durch Ausran- 
gieren und Wiederaufbau des fixen Kapitals zu erstreben, um die Schwierigkeiten der 
Kapitalakkumulation überwinden zu können. 
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Warum kann aber überakkumuliertes Kapital nicht teilweise „ungenutzt” blei- 
ben, ohne eine scharfe Krise zu erzeugen? Oder, warum kann das Kapital nicht die 
Akkumulationsrate mit der fallenden Profitrate verlangsamen und Prosperität ohne 
einschneidende Krisen in Stagnation übergehen lassen? Diese Fragen bleiben nach 
dem Beweis der logischen Notwendigkeit für das Auftreten der Überakkumulation 
von Kapital noch zu beantworten. Für ihre Beantwortung ist das Verstehen der Ar- 
beitsweise der Konkurrenz auf den Warenmärkten und des Kreditsystems unter 
den Kapitalen unerläßlich. Marx’ Beitrag zu diesem Problem im Teil V des dritten 
Bandes des ‚Kapitals’ ist hier absolut grundlegend, obwohl er — außer in der japa- 
nischen theoretischen Richtung Prof. Unos — selten als untrennbarer Bestandteil 
der Marxschen Krisentheorie gewürdigt wird. 

Wir können nicht leugnen, daß die theoretische Systematisierung des Kredit- 
mechanismus, die Marx zuerst im dritten Band des ‚Kapitals’ unternahm, bei wei- 
tem nicht vollständig ist. Die Kredittheorie einschließlich der Konjunkturzyklus- 
theorie ist sicher der am wenigsten vollendete Teil aller drei ‚Kapital’-Bände. Ins- 
besondere ist das Kreditsystem noch nicht vollständig erfaßt als Teil des inneren 
Mechanismus der kapitalistischen Produktion. Marx erkennt, daß das Kreditsystem 
zur Nutzung unbeschäftigten Kapitals entwickelt wurde oder auch um die unpro- 
duktive Zirkulationsperiode beim Umschlag des Kapitals zu verkürzen, wie wir in 
den ‚Grundrissen’ und auch im zweiten Band des ‚Kapitals’ gesehen haben. Wenn 
er jedoch die Arbeitsweise des Bankkredits betrachtet, dann legt er die Betonung 
auf die „Geldkapitalisten”” und andere Einleger, im Gegensatz zu den industriellen 
und kommerziellen Kapitalisten. Obwohl in einer realen kapitalistischen Ökonomie 
verschiedene Einleger wie z.B. reine Geldkapitalisten existieren, so sollte doch das 
Prinzip des Kreditsystems durch Abstraktion von diesen äußeren Faktoren entwik- 
kelt werden, um die wesentlichen Funktionen des Kreditsystems — die Ermögli- 
chung der Nutzbarmachung von unbeschäftigten Teilen der Kapitale, die beim Um- 
schlag notwendig anfallen — zu klären. Denn die normale Bewegung des Geldmark- 
tes im Konjunkturzyklus ist wirklich hauptsächlich durch die Bewegungen in der 
gegenseitigen Nutzung dieser ruhigen Kapitalanteile bestimmt. Wir müssen hier fest- 
halten, daß Marx’ Neigung zur Betonung der „Geldkapitalisten” in der Kredittheo- 
rie nicht nur aus der unzureichenden theoretischen Abstraktion resultiert, sondern 
auch aus der Voraussetzung der formalen Theorie vom zinstragenden Kapital, 


16 Im tatsächlichen Verlauf der zyklischen Krise Mitte des 19. Jahrhunderts bewirkten ins- 
besondere steigende Preise für landwirtschaftliche Produkte wie Baumwolle, Wolle usw. 
in Verbindung mit steigenden Löhnen gegen Ende der Prosperität Akkumulationsschwie- 
rigkeiten für das britische industrielle Kapital. Die britischen industriellen Kapitale über- 
akkumulierten tatsächlich nicht nur im Verhältnis zur Arbeitsbevölkerung, sondern 
auch im Verhältnis zur unelastischen Zufuhr von landwirtschaftlichen Rohmaterialien, 
die nicht in eigenen Produktionsprozessen produziert wurden. Auf der Ebene der Be- 
grifflichekeit, in der alle Produktionsfaktoren außer Arbeitskraft als vom Kapital pro- 
duziert angesehen werden sollten, muß von einer solchen konkreten Schwierigkeit des 
britischen industriellen Kapitels abstrahiert und Überakkumulation von Kapital nur im 
Verhältnis zur Arbeitsbevölkerung angesehen werden. 
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welche aus der Zinstheorie im Rahmen des ‚Kapitals im allgemeinen’ der ‚Grund- 
risse’ hervorgeht (17). Das Kreditsystem sollte prinzipiell als ein rein interner Me- 
chanismus der kapitalistischen Produktion angesehen werden, unabhängig von Geld- 
verleihern oder „Geldkapitalisten”, die im Gegensatz zu den industriellen oder kom- 
merziellen Kapitalisten keinen nennenswerten Einfluß auf die Bewegung der kapita- 
listischen Produktion haben. Deshalb sollte der Kredit, „den die in der Reproduk- 
tion beschäftigten Kapitalisten einander geben” (in Form von Wechseln) als die 
Grundlage des Kreditsystems betrachtet werden. (‚Kapital’ III, S. 496.) Auf dieser 
Basis wird Bankkredit auf der Grundlage von zu diskontierenden Wechseln von den 
industriellen und kommerziellen Kapitalisten gegeben. Diese Bankkredite sind so- 
wohl von den Einlagen dieser Kapitalisten als auch von den Rückzahlungen der 
fälligen Wechsel abhängig (18). Die Fähigkeit der Banken, den Kredit durch Ausstel- 
len von Banknoten oder Bankierwechseln elastisch auszudehnen, wird letztendlich 
durch die Bewegung dieser Fonds in der Reproduktion beschäftigten Kapitalisten 


reguliert. 
Wie Marx zeigt: „Wenn man die Umschlagszyklen betrachtet, worin sich die 
moderne Industrie bewegt... , so wird man finden, daß meist niedriger Stand des 


Zinses den Perioden der Prosperität oder des Extraprofits entspricht. Steigen des 
Zinses der Scheide zwischen der Prosperität und ihrem Umschlag, Maximum des 
Zinses bis zur äußersten Wucherhöhe aber der Krisis.” (‚Kapital’ II, S. 372.). 


17 Die Zinstheorie, die von „Geldkapitalisten’”’ ausgeht, scheint ihren Ursprung in der Zins- 
theorie der klassischen Schule (z.B. A. Smith oder D. Ricardo) zu haben, die den Zins 
hauptsächlich als ökonomische Grundlage der ‚Geldklasse’ ansah und fast keine Theorie 
des Kreditsystems einschloß. 

18 Wir müssen hier die wirkliche Struktur des britischen Geldmarkts um die Mitte des 19. 

Jahrhunderts zur Grundlage unserer theoretischen Abstraktion machen, genauso wie wir 
die typischen zyklischen Krisen jener Zeit zur Grundlage für die Entwicklung der Krisen- 
theorie machen sollten. Die Wirkungsweise des Kapitalmarktes einschließlich der Funk- 
tion des Aktienkapitals kann auch hier noch nicht in Rechnung gestellt werden. Die 
Funktion des Kreditsystems ist dann auf die kurzfristige Mobilisierung des zirkulieren- 
den Kapitals beschränkt und hat mit der langfristigen Investitionen von fixem Kapital 
direkt nichts zu tun. 
Obwohl ich glaube, daß eine solche Vorstellung vom Kreditsystem für das Verständnis 
Marxscher Krisentheorie wesentlich ist, so meine ich doch damit keineswegs, daß eine 
solche besondere Situation des Kreditsystems die Ursache der kapitalistischen Krisen ist. 
Die Überakkumulationstheorie der Krise zeigt deutlich, daß die Notwendigkeit der Kti- 
sen aus dem für das Kapital zentralen Problem herrührt, menschliche Arbeitskraft als 
Ware zu behandeln. Daneben stellt auch die Beschränkung der Entwicklung der Produk- 
tivität durch das bestehende fixe Kapital einen wichtigen vermittelnden Faktor dar. Wir 
müssen jedoch erkennen, daß eine Überakkumulation von Kapital immer mehr nicht re- 
gelmäßig und periodisch auftritt, sondern zu einer permanenten Schwierigkeit für den 
Kapitalismus in der Phase des Imperialismus wird, in der entsprechend der grundlegen- 
den Veränderungen der Kapitalakkumulation auch das finanzielle System geändert wird. 
Daher ist es notwendig, ein auf der empirischen Grundlage von Marx’ Zeiten basierendes 
Verständnis des Kreditsystems zu entwickeln, nicht nur, weil dies zur Erhellung von 
Marx’ eigener Theorie von Kredit und Krise beiträgt, sondern auch, weil die Wirkungs- 
weise des Kreditsystems im Verhältnis zu den regelmäßigen zyklischen Krisen auf keiner 
anderen empirischen Grundlage prinzipiell erklärt werden kann. 


116 


Und im Prozeß der Prosperität: „Die Leichtigkeit und Regelmäßigkeit der 
Rückflüsse, verknüpft mit einem ausgedehnten kommerziellen Kıedit, sichert das 
Angebot von Leihkapital trotz der gesteigerten Nachfrage, und verhindert das 
Niveau des Zinsfußes zu steigen.” Dies ist die einzige Periode im Verlauf des Kon- 
junkturzyklus, in der „relative Reichlichkeit des verleihbaren Kapitals zusammen- 
fällt mit wirklicher Ausdehnung des industriellen Kapitals.” (‚Kapital’ III, S. 505.) 
Diese Situation wird sich am Ende einer Prosperitätsperiode ändern, wenn — ent- 
sprechend der Überakkumulationstheorie — Kapital überakkumuliert ist. 

Marx weist jetzt im Kontext der Überakkumulationstheorie auf die bemer- 
kenswerten Wechselbeziehungen zwischen Löhnen, Profiten und Zinsen hin: „Es 
kann die Nachfrage nach Arbeitskraft zunehmen, weil die Exploitation der Arbeit 
unter besonders günstigen Umständen vor sich geht, aber die steigende Nachfrage 
nach Arbeitskraft und daher nach variablem Kapital vermehrt an und für sich nicht 
den Profit, sondern schmälert ihn pro tanto. Dennoch kann aber damit die Nach- 
frage nach variablem Kapital zunehmen, also auch die Nachfrage nach Geldkapital, 
und dies den Zinsfuß erhöhen. Der Marktpreis der Arbeitskraft steigt dann über 
seinen Durchschnitt, es wird eine mehr als die durchschnittliche Zahl von Arbeitern 
beschäftigt, und gleichzeitig steigt der Zinsfuß, weil mit jenen Umständen die 
Nachfrage nach Geldkapital. (... .) Stiege aus irgendwelchen Ursachen der Arbeits- 
lohn, bei sonst ungünstigen Konjunkturen, so würde das Steigen des Arbeitslohns 
die Profitrate senken, aber die Zinsrate steigern in dem Maß, wie es die Nachfrage 
nach Geldkapital vermehrte.” (‚Kapital’ II, S. 529-30.) 

Der steigende Bedarf an Geldkapital angesichts einer fallenden Profitrate — 
beides aufgrund von Lohnerhöhungen — wird zum unvermeidlichen Ergebnis des 
Kapitalakkumulationsprozesses, wenn die Überakkumulationstheorie in geeigneter 
Weise erweitert wird, wie gezeigt. Wenn jedoch industrielle und kommerzielle 
Kapitale weiterhin ihre Warenprodukte wie zuvor verkaufen und ihre fälligen Wech- 
sel bezahlen, wozu sie zur Bildung von verfügbaren Fonds bei den Banken beitra- 
gen, dann bleibt für die Banken ein Spielraum für die elastische Ausweitung ihres 
Kredits, um so den wachsenden Bedarf an Geldkapital decken zu können. Daneben 
ist es in diesem Falle außerdem möglich, daß die Kapitalisten wegen des Absinkens 
der Netto-Piofite ihre Investitionen einschränken, ohne daß ein ernsthafter Kollaps 
der Kreditkette eintritt. Aus diesem Grund erscheint eine weitergehende Konkre- 
tisierung unerläßlich, um die theoretische Notwendigkeit von akuten Krisen bewei- 
sen zu können. 

Marx betont an mehreren Stellen, daß der spekulative Kreditgebrauch die 
Zinstate steigert. „Hohe Zinsrate Kann gezahlt werden — und dies ist z.T. der Fall 
in Zeiten der Spekulation — nicht aus dem Profit, sondern aus dem geborgten frem- 
den Kapital selbst, und dies kann eine Zeitlang fortdauern.” (‚Kapital’ II, S. 529.) 
„Die Zufuhr eines Artikels kann aber auch unter den Durchschnitt fallen, wie bei 
Mißernte in Korn, Baumwolle etc., und die Nachfrage nach Leikapital wachsen, weil 
darauf spekuliert wird, daß die Preise noch höher steigen, und das nächste Mittel, 
sie steigen zu machen, darin besteht, einen Teil der Zufuhr dem Markt zeitweilig 
zu entziehn. Um aber die gekaufte Ware zu bezahlen, ohne sie zu verkaufen, wird 
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vermittelst der kommerziellen ‚Wechselwirtschaft’ Geld verschafft. In diesem Fall 
wächst die Nachfrage nach Leihkapital, und der Zinsfuß kann steigen infolge dieses 
Versuchs, die Zufuhr der Waren zum Markt künstlich zu verhindern. Der höhere 
Zinsfuß drückt dann eine künstliche Verminderung der Zufuhr des Warenkapitals 
aus.” (‚Kapital’ II, S. 530-31.) 

Marx klärt nicht, warum solche spekulativen Operationen besonders am 
Ende von Prosperitätsperioden so häufig und verbreitet auftreten. Und er versucht 
auch nicht, die Beziehung von Überproduktion von Kapital und dem Aufkommen 
massiver Spekulation zu erklären. Die logisch notwendige Beziehung ist jedoch un- 
schwer aufzudecken. 

Wenn aufgrund von Überakkumulation von Kapital die Löhne steigen, dann 
drückt das nicht nur die allgemeine Profitrate, sondern beeinflußt auch notwendi- 
gerweise und zweifach die Marktpreise der Warenprodukte. Erstens: Die Preise für 
Waren, die in Sektoren mit niedriger organischer Zusammensetzung des Kapitals 
(d.h. in mehr arbeitsintensiven Branchen) produziert werden, müssen entsprechend 
dem Prozeß der Ausgleichung der Profitrate fortlaufend steigen, solange die Lohn- 
kosten steigen, wie Marx in Kapital XI des dritten Bandes des ‚Kapitals’ zeigt. 
Zweitens: Der wachsende Bedarf an Konsumtionsmitteln, der der Lohnerhöhung 
folgt, kann die Preise einiger Konsumtionsgüter oder zu ihrer Produktion benötig- 
ter Güter steigen lassen, wenn die Zufuhr dieser Güter nicht sofort Schritt halten 
kann, wie es bei landwirtschaftlichen Produkten oft der Fall ist. 

Im Gegensatz zur Mitte der Prosperität, in der der Marktpreis nur in einem 
engen Spielraum um stabile Produktionspreise bei konstanter Lohnhöhe fluktuiert, 
während abhängig von einer relativen Surpluspopulation die kapitalerweiternde 
Akkumulation weitergeht, so müssen am Ende der Prosperität die Marktpreise eini- 
ger Waren steigen als Ergebnis der Überakkumulation. Deshalb werden als logische 
Konsequenz von den industriellen Kapitalen und besonders von den kommerziel- 
len Kapitalen unter voller Ausnutzung der Elastizität des Kreditsystems große 
Lagerbestände dieser Waren angelegt. 

Jedoch nimmt die Elastizität des Kredits mit solch massiver spekulativer Aus- 
nutzung ab. Immer mehr kommerzielle Wechsel werden ausgestellt und den Banken 
zur Diskontierung vorgelegt. Die Fälligkeitsspanne der Wechsel wird verlängert, 
und Rückzahlungen werden entweder verzögert oder durch neue Anleihen finan- 
ziert. Neben steigender Nachfrage nach Geldkapital für zusätzliche Lohnzahlungen 
hat solch spekulativer Bedarf an Geldkapital regelmäßig eine Verknappung auf 
dem Geldmarkt zur Folge durch relative Verminderung der Reservefonds der Ban- 
ken, was zu einer Erhöhung der Zinsraten führt. Der Abfluß der Goldreserven 
aus der Zentralbank auf dem Geldmarkt demonstriert diese Tendenz des Kredit- 
systems am augenfälligsten in der kritischen Phase gegen Ende der Prosperität. 

So erzeugt die Überproduktion von Kapital notwendig dreifache Schwierig- 
keiten für das Kapital: ansteigende Löhne, fallende Profitrate und ansteigende 
Zinsrate. Die Schwierigkeiten der Überproduktion von Kapital im Verhältnis zur 
Arbeitsbevölkerung drücken sich so entscheidend in einem Mangel an leihbarem 
Geldkapital aus. Die Netto-Profite der industriellen und kommerziellen Kapitali- 
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sten werden drastisch gedrückt sowohl durch Lohn- als auch durch Zinserhöhungen. 
Insbesondere ist die Verknappung des Kredits fatal für die spekulative Lageranhäu- 
fung, die sich ebenfalls einer allgemeinen Abnahme der realen Investitionen aus 
Netto-Profiten gegenüber sieht. Unter diesen Bedingungen macht die Zahlung der 
steigenden Zinskosten die Fortsetzung der spekulativen Lagerhaltung nicht nur 
schwieriger sondern sogar zu einem Verlust. 

“Es müssen Notverkäufe gemacht werden, um fällige Wechsel bezahlen zu 
können. Die Zusammenbrüche von Spekulationen im großen Maßstab stellen 
das konkreteste Moment für den Übergang von Prosperität zur akuten Krise dar. 
Der Konflikt der gegensätzlichen Bewegungen der allgemeinen Profit- und Zins- 
raten hat den Zusammenbruch des Kreditsystems zur Folge durch Vertiefung der 
Schwierigkeiten aufgrund der ungleichen Entwicklung und des Zusammenbruchs 
massiver Spekulationen, welche ebenfalls eine notwendige Folge der Überakkumu- 
lation von Kapital sind. 

Der Beginn zyklischer Krisen wird gewöhnlich durch den Zusammenbruch 
von Spekulationen unter den kommerziellen Kapitalen signalisiert, die in umfang- 
reichem Großhandel engagiert sind. Denn hier gegen Ende der Prosperität wird die 
spekulative Anhäufung von Waren unter Benutzung von Kredit intensiv und weitest- 
gehend entwickelt, und deshalb ist auch der Schock des immer knapper werdenden 
Kredits und des steigenden Zinsfußes besonders groß. Der Zusammenbruch der 
Spekulationen dieser kommerziellen Kapitale geht stets einher mit einem schweren 
Schock für den Waren- und den Geldmarkt. 

Marx weist auch auf diese Art des Krisenbeginns hin, indem er sagt, daß „Kri- 
sen... nicht zuerst sich zeigen und ausbrechen beim Detailverkauf, der es mit der 
unmittelbaren Konsumtion zu tun hat, sondern in den Sphären des Großhandels 
und der Banken, die diesen das Geldkapital der Gesellschaft zur Verfügung stellen.” 
(‚Kapital’ III, S. 316.) Gleichzeitig ist die mehr oder weniger hohe Spekulation 
im Handel nicht nur durch kommerzielle Kapitale, sondern auch durch industrielle 
Kapitale — die auf der Überakkumulation des Kapitals beruht -—- nicht mehr auf- 
recht zu erhalten und bricht zusammen. Der Zusammenbruch spekulativer Warenan- 
häufung wird einen steilen Abfall der Warenmarktpreise hervorrufen, die durch spe- 
kulative Operationen gehalten und erhöht worden waren. Die Basis der Kreditbezie- 
hungen, die durch die Voraussetzung eines bestimmten Marktpreisniveaus aufrecht- 
eihalten und erweitert wurden, wird so zerstört. Es tritt eine Kettenreaktion von 
Zahlungsunfähigkeiten ein. Alle Kapitale und Banken schränken neuen Kredit strikt 
ein, um ihre eigenen Zahlungsreserven zu sichern, trotz eines steilen Anstiegs der 
Nachfrage nach Geldkapital zur Begleichung alter Schulden. 

Die Zinsrate erreicht demnach ihren Höhepunkt wieder gleich nach Beginn - 
der neuen Krise. Wenn „der Kredit plötzlich aufhört, die Zahlungen stocken, der 
Reproduktionsprozeß gelähmt wird... , (tritt) neben fast absolutem Mangel von 
Leihkapital, Überfluß von unbeschäftigtem industriellen Kapital ein.” (‚Kapital’ 
III, S. 505.) Die Schrumpfung und der Zusammenbruch des Kredits bewirken den 
Zusammenbruch des Warenmarktes und eine allgemein schwierige Verkaufssitua- 
tion und stören und lähmen die Produktion in ganzen Branchen, weil in kapitalisti- 
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schen Produktionssystemen ‚die ganze Kontinuität des Reproduktionsprozesses 
auf dem Kredit beruht.” Wie Marx das Ergebnis der „absoluten Überproduk- 
tion von Kapital” beschreibt, „unterbricht an hundert Stellen die Kette der 
Zahlungsobligationen an bestimmten Terminen.” Die Verwirrung „wird noch ver- 
schärft durch das damit gegebene Zusammenbrechen des gleichzeitig mit dem Ka- 
pital entwickelten Kreditsystems und führt so zu heftigen akuten Krisen, plötz- 
lichen gewaltsamen Entwertungen und wirklicher Stockung und Störung des Re- 
produktionsprozesses, und damit zu wirklicher Abnahme der Reproduktion.” (‚Ka- 
pital’ III, S. 265.) 

Mit einer solchen Abnahme der Reproduktion durch den Kollaps des Kredit- 
systems muß auch die Beschäftigung von Arbeitern reduziert werden. Eine große 
Anzahl Arbeiter wird arbeitslos. Als Reaktion auf den Anstieg der Löhne gegen 
Ende der Prosperität tritt ein scharfer Lohnabfall ein. Die Konsumtionsnachfrage 
der Arbeiter ist äußerst reduziert. Damit ist die Kette der Schwierigkeiten, Waren- 
produkte der Kapitale zu verkaufen, geschlossen. Das Nebeneinander einer Über- 
fülle an unbeschäftigtem industriellen Kapital und einer nicht beschäftigten ‚über- 
schüssigen Arbeitsbevölkerung’ wird durch das Dazwischentreten der absoluten 
Knappheit an Leihkapital unvermeidlich. Der Wert der Kapitale in Form von Weıt- 
papieren, Waren und stofflichen Produktionsfaktoren wird zerstört. Hier zeigt 
sich ganz prinzipiell, daß die Bewegung kapitalistischer Produktion — zum Steigern 
des Kapitalwerts gezwungen — einen Widerspruch zwischen ihrer Produktionsform 
und dem Steigern der Produktivkraft beinhaltet. 

Es muß jedoch festgehalten werden, daß die kapitalistische Produktion nicht 
einfach wegen einer bloßen wirtschaftlichen Krise aufhört. Im Prinzip geht die 
Phase der Krise notwendigerweise in eine Depression über. Die anarchische und un- 
gleichmäßige Zerstörung von Kapitalen befähigt einige Kapitale mehr oder weniger. 
einen Teil ihres Wertes zu erhalten. Solche Kapitale nehmen die kapitalistische Re- 
produktion wieder auf. Es ist aber für das Kapital nicht leicht, aus der Depression 
herauszukommen, da die anarchische und ungleichmäßige Zerstörung von Kapital 
während der Krise eine Disproportionalität unter den Produktionszweigen hervor- 
gerufen hat. Die sofortige Wiederanpassung ist schwierig aufgrund der Immobilität 
des bestehenden fixen Kapitals. Grundsätzlich hat sich das Kreditsystem zur Er- 
leichterung der gegenseitigen Bewegung der zirkulierenden Kapitale gebildet und ist 
für die Mobilisierung des Werts fixer Kapitale im Produktionsprozeß nutzlos. Des- 
halb kann es, obwohl leibares Geldkapital reichlich vorhanden ist, was die 
„Kontraktion und Lähmung industriellen Kapitals” (‚Kapital’ III, S. 502) reflek- 
tiert, bei der Beseitigung der fundamentalen Schwierigkeit der Depression keine 
wichtige Rolle spielen. In dieser Periode existieren Überfülle an unbeschäftigtem in- 
dustriellen Kapital, unbenutztem Leikapital und unbeschäftigter Arbeitsbevölke- 
rung oder niedrige Profitraten, Zins und Löhne nebeneinander, ohne in Beziehung 
zueinander treten zu können. 

Dusch die ganze Depressionsperiode hindurch hätten ‚‚der Preisfall und der 
Konkurrenzkampf . ... andererseits jedem Kapitalisten einen Stachel gegeben, den 
individuellen Wert seines Gesamtprodukts durch Anwendung neuer Maschinen, 
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neuer verbesserter Arbeitsmethoden, neuer Kombinationen unter dessen allgemei- 
nen Wert zu senken.” (‚Kapital’ III, S. 265.) Außerdem sind die bestehenden fixen 
Kapitale — im Gegensatz zur Prosperitätsperiode — im allgemeinen nicht mehr ge- 
winnbringend und werden deshalb zur Entwertung gedrängt, um so schnell wie 
möglich erneuert werden zu können. Wenn die meisten Kapitale der Hauptproduk- 
tionszweige einen großen Teil des Werts ihres fixen Kapitals entwerten und von 
ihrem eigenen Geldkapitai genug anhäufen, um in neue Ausrüstungen investieren 
zu können, dann nehmen sie durch die Erneuerung fixen. Kapitals neue Produk- 
tionsmethoden auf. Diese Erneuerung fixen Kapitals am Ende der Depression voll- 
zieht sich in der Konkurrenz und daher gleichzeitig. 

Die Kapitale, die die neuen Produktionsmethoden erfolgreich aufgenommen 
haben, werden selbst bei herabgesetztem Niveau der Marktproduktionspreise be- 
fähigt, die aktive Akkumulation wieder aufzunehmen. Zur gleichen Zeit gleicht 
sich die Proportionalität zwischen den Produktionszweigen durch den Erneuerungs- 
prozeß fixen Kapitals neu an, da die Kapitale während dieses Prozesses ihren ge- 
samten Wert in den profitträchtigsten Branchen frei investieren können. Entspre- 
chend den neuen Produktionsbeziehungen ist die zuvor verzerrte Proportionalität 
zwischen den Produktionszweigen wiederhergestellt. 

Es werden nicht nur diese Beziehungen zwischen den Kapitalen, sondern 
auch die Produktionsbedingungen zwischen Kapital und Lohnarbeit erneuert. Einer- 
seits wird der Wert der Arbeitskraft durch Verbesserung der Produktionsmethoden 
herabgesetzt und die Mehrwertrate gesteigert, um die Basis der Kapitalakkumula- 
tion zu erweitern; andererseits wird die organische Zusammensetzung des Kapitals 
angehoben und bewirkt so eine relative Surpluspopulation, die die grundlegende 
Bedingung für das Kapital ist, eine höhere Stufe der Akkumulation von Wert als 
in der vorhergehenden Periode der Prosperität zu erreichen. Der historische Cha- 
rakter und die entfremdete Natur der Entwicklung der Produktionsmethoden unter 
dem Kapital werden dadurch klar, daß die durch die steigende Kapitalzusammen- 
setzung bedingte relative Surpluspopulation einhergeht mit der schon durch die 
Depression erzeugten Überflußarbeitsbevölkerung im Verhältnis zum Kapital. 

Mit der umfassenden Rekonstruktion der Kapitalbeziehungen und der Be- 
ziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, die den neuen Wertverhältnissen auf 
dem neuen Niveau der Produktivkraft entspricht, expandieren die Kapitale wieder 
beschleunigt zu einer ausreichenden Profitrate. Der Warenhandel kann jetzt mühe- 
los erweitert werden und das Kreditsystem, das diesen Handel erleichtert, beginnt 
sich mit der gleichen Elastizität auszudehnen, die für eine Prosperitätsperiode 
typisch ist. 

Auf diese Weise wird der Konjunkturzyklus, der aus den drei Phasen Pros- 
perität, Krise und Depression besteht, erneuert. Jede dieser Phasen bildet die Ur- 
sache für die jeweils folgende und „im übrigen würde mit erweiterten Produktions- 
bedingungen, mit einem erweiterten Markt, und mit erhöhter Produktivkraft der- 
selbe fehlerhafte Kreisiauf wieder durchgemacht werden.” (‚Kapital’ II, S. 265.) 
„Es verhält sich mit diesem industriellen Zyklus so, daß derselbe Kreislauf, nach- 
dem der eıste Anstoß einmal gegeben, sich periodisch reproduzieren muß.” (‚Ka- 
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pital’ III, S. 506.) Der Lebenszyklus fixen Kapitals in den wichtigsten Industrie- 
zweigen bildet ‚eine materielle Grundlage der periodischen Krisen” heraus (,‚Kapi- 
tal’ II, S. 185); er ist im besonderen eine entscheidende Determinante der Länge 
des Konjunkurzyklus, denn die gleichzeitige Erneuerung fixen Kapitals in den wich- 
tigsten Branchen gibt, wie gezeigt wurde, das Startzeichen für jede neue Prosperi- 
tätsphase. 

Der innere Widerspruch der kapitalistischen Produktion, der in dem Problem 
besteht, menschliche Arbeitskraft als Ware zu behandeln, und der in periodischen 
Krisen durch die Konkurrenz- und Kreditbeziehungen zwischen den Kapitalen ekla- 
tiert, findet seine Lösungsform im Verlauf der industriellen Zyklen. Dennoch kann 
er in diesem Verlauf nicht grundsätzlich gelöst werden und muß immer wieder in 
diesen Zyklen in Erscheinung treten. Die zyklischen Krisen decken nicht nur den 
Widerspruch in der Bewegung des Kapitals auf, sondern bilden auch einen notwen- 
digen Bestandteil der kapitalistischen Entwicklung. Die Zufuhr der Waren Arbeits- 
kraft — grundlegende Bedingung für die Akkumulation von Kapital — wird durch 
die Entwicklung des kapitalistischen Populationsgesetzes grundsätzlich in der Form 
des Konjunkturzyklus gesichert. 

Gleichzeitig Konstituiert der Zyklus (einschließlich periodischer Krisen). 
den konkreten Mechanismus der Anpassung der Wertbeziehungen zwischen 
Kapital und Lohnarbeit und zwischen verschiedenen Warenprodukten, entspre- 
chend der Entwicklung der Produktivkraft. Die Regulierung des Werts der Ware 
durch die Arbeitsmenge, die zu ihrer Reproduktion gesellschaftlich notwendig ist, 
setzt sich — zusammen mit der richtigen Verteilung der zur Reproduktion der 
Waren notwendigen gesellschaftlichen Arbeit — im Verlauf des industriellen Zyk- 
lus faktisch durch. So bilden die industriellen Zyklen den alles einschließenden 
Prozeß der Durchsetzung des Wertgesetzes als Bewegungsgesetz des Kapitals. 

Deshalb muß die systematische Entfaltung der Werttheorie im ‚Kapital? eine 
Krisentheorie einschließen, und diese muß ihrerseits die konkreten Durchsetzungs- 
mechanismen des Wertgesetzes: als Bewegungsgesetz des Kapitals zusammenfassen. 
Daher faßt die Krisentheorie im ‚Kapital’ auch die wesentliche Kritik an der klassi- 
schen Schule zusammen, in der die Notwendigkeit allgemeiner Überproduktion 
oder die Krise als unvereinbar mit dem Wertgesetz betrachtet wurde. 

Obwohl immer noch unvollständig, sind die wesentlichen Aspekte zur Ver- 
vollständigung der Überakkumulationstheorie der Krise bereits im ‚Kapital’ vorhan- 
den, nämlich, wie gezeigt, in den Theorien von der Akkumulation des Profits und 
des Kreditsystems. Abgesehen von den konkreten historischen Krisenstudien — 
die zu anderen höheren Forschungsebenen gehörten, wie sie die Entwicklungstheorie 
oder die Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus darstellen — kann und solite Marx’ 
Krisentheorie auf der allgemeinen Ebene vervollständigt werden. Indem man die 
unvollständigen Teile seiner Theorie unangetastet läßt, statt sie zu vervollständigen, 
erweist man der wissenschaftlichen Errungenschaft des ‚Kapitals’ einen schlechten 
Dienst. Es ist insbesondere sehr wichtig, Marx’ Überakkumulationstheorie der 
Krise sowie seine Kreditiheorie zu ergänzen; nicht nur, um die einschneidenden Be- 
schränktheiten der klassischen und anti-klassischen Theorie zu überwinden, sondern 
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auch, um einen sicheren theoretischen Standard zu entwickeln für die Analyse der 
widersprüchlichen Bewegung des Kapitals mit ihren Wechselphasen wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Krisen in der Weltgeschichte und in unserer eigenen Zeit. 
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Manfred Paul Buddeberg 

Wer herrscht in den ‚‚nachkapitalistischen” Gesellschaften 
und warum? 

— Eine Kritik an Renate Damus — 


Die in den letzten zwei Jahren veröffentlichten Untersuchungen von Renate Damus 
über die Wirtschaftsreformen in der DDR können als repräsentativ für den derzei- 
tigen Stand der Diskussion unter den westdeutschen Marxisten über die ‚„sozialisti- 
schen” Länder gelten (1). Insofern richtet sich die hier formulierte Kritik allgemei- 
ner gegen Argumente der nicht nur von R. Damus vertretenen Theorien der „‚Über- 
gangsgesellschaft”. 

Anhand der theoretischen Aussagen von R. Damus will ich folgende Ein- 
wände herausarbeiten und näher begründen: 

1. Ihrer Theorie der „Übergangsgesellschaft” liegt — trotz aller Einschränkungen, 
die sie macht, — eine Gleichsetzung von Sozialismus mit Planwirtschaft zu- 
grunde. 

2. Die Theorie der „Übergangsgesellschaft” bei R. Damus enthält keine überzeu- 
genden Aussagen über die historischen Entstehungsbedingungen und die ökono- 
mischen Bewegungsgesetze der bürokratischen Herrschaft in den ‚„sozialisti- 
schen” Ländern. 

3. Es bleibt schließlich offen, ob die als „‚Übergangsgesellschaften” analysierten 
Staaten einen historischen Fortschritt oder einen Rückschritt gegenüber dem 
Kapitalismus bedeuten oder keines von beiden. 

Im Zusammenhang mit diesen Einwänden will ich die These zur Diskussion 
stellen und am Beispiel der DDR erläutern, daß die Gesellschaft der DDR, wie die 
der übrigen RgW-Länder, als „staatskapitalistisch” zu bezeichnen ist. R. Damus 
lehnt diese Bezeichnung ab (2), geht jedoch auf die theoretischen Begründungen 
dieses Begriffes, wie sie von Cliff sowie — mit zum Teil anderen Akzentsetzungen — 
von Kuron/Modzelewski und von Mattick entwickelt worden sind, nicht ein (3). 


1 Ähnliche Ansätze finden sich in den beiden Sammeibänden: Peter Hennicke (Hg.) Pro- 
bleme des Sozialismus und der Übergangsgesellschaften, Frankfurt 1973, und Peter W. 
Schultze (Hg.) Übergangsgesellschaft: Herrschaftsform und Praxis am Beispiel der So- 
wjetunion, Frankfurt 1974, 

2 Renate Damus, Ist die Arbeit im Sozialismus Lohnarbeit? in: Kursbuch 38, Dezember 
1974, 8.92. 

3 Tony Chff, Russia — A Marxist Analysis, London 0.J. (1963) — deutsche Ausgabe: 
Staatskapitalismus in Rußland, herausgegeben von der Sozialistischen Arbeitergruppe 
(SAG) mit einem Nachwort von Chr. Harman, Frankfurt 1975; J. Kuron, K. Mod- 
zelewski, Offener Brief an die Vereinigte Polnische Arbeiterpartei, 0.0. 0.J. (1966) — 
auch unter dem unsinnigen Titel „Monopolsozialismus” erschienen, Hamburg 1969; vgl. 
ferner: P. Mattick, Marx und Keynes, Frankfurt 1971, Kap. 20-22. Die Arbeit von Cliff 
ist bisher nur von E. Mandel in seinem Aufsatz, Die Widersprüchlichkeit der Theorie des 
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Mit ihren Argumenten für eine „indirekte Zentralisierung’’ und gleichzeitige Demo- 
kratisierung der sozialistischen Planwirtschaft, die sie am Beispiel der Wirtschafts- 
formen in der DDR entwickelt, bringt R. Damus — am internationalen Stand 
der Diskussion gemessen (vgl. etwa die Arbeiten von W. Brus und J. Kosta) — 
keine grundlegend neuen Gedanken. Für die spezielle Diskussion der west- 
deutschen Marxisten stellen ihre Arbeiten jedoch einen Fortschritt dar. War die 
Analyse der „sozialistischen” Länder ohnehin nur sehr stockend in Gang gekom- 
men, so war sie seit 1968 fast durchweg beherrscht durch die ‚Polemik über die 
Generallinie’”’ der KPCh (4). Deren Argumente wurden blind übernommen, ohne sie 
an der konkreten Entwicklung, etwa der DDR, kritisch zu überprüfen. 


Kritik der maoistischen ‚Revisionismuskritik” 
und der offiziellen DDR Ideologie 


An dieser bis heute nahezu unverändert wiederholten maoistischen These von der 
„Restauration des Kapitalismus” (5) kritisiert R. Damus zutreffend die inhaltsleere 
Gleichsetzung von Sozialismus mit zentraler Planung (6). Denn auf dieser Gleich- 
setzung beruht letzten Endes bei den Maoisten die völlig entgegengesetzte Wertung 
des Wirtschaftssystems der DDR vor und nach 1963 (7). Ohne auf das jeweilige Pro- 
duktionsziel einzugehen, wird allein in der Einführung von Warenkategorien, wie 
der Kennziffer Gewinn”, im Rahmen eines „umfassenden Systems ökonomischer 
Hebel” zur Förderung der „materiellen Interessiertheit”’, ein untrügliches Zeichen 
für den Übergang des „Revisionismus” zur „Restauration des Kapitalismus’’ gese- 
hen. Demgegenüber betont R. Damus die grundlegende Kontinuität des gesellschaft- 
lichen und ökonomischen Systems der DDR vor und nach 1963 (8). 


Staatskapitalismus, in: Permanente Revolution Nr. 3, Westberlin 1972, zur Kenntnis- 
geworden. Dagegen beschränkt sich W. Olle in seinem Aufsatz, Zur Theorie des Staats- 
kitalismus, in: Prokla 11/12, 4. Jg. Nr. 11974, S. 91-148 auf einen bloßen, kommentar- 
losen Literaturhinweis. . 

4 vgl. Die Polemik über die Generallinie der internationalen kommunistischen Bewegung, 
Peking 1965. 

5 Vgl. u.a. Walter Lindner, Klassenkampf in der Übergangsperiode, in: P. Hennicke (Hg.), 
Probleme des Sozialismus .. . , a.a.O., S. 182-214; Ph. Neumann, Der ‚Sozialismus als 
eigenständige Gesellschaftsformation’, in: Kursbuch 23, März 1971; ds., Zurück zum Pro- 
fit, Berlin 1974. 

6 „Zentrale Planung wird in dieser Argumentation von vornherein für sakrosankt erklärt, 
sie wird mit dem gesamtgesellschaftlichen Interesse identifiziert.’ R. Damus, Planungs- 
systeme und gesellschaftliche Implikationen — am Beispiel der Planungssysteme in der 
DDR, in P. Hennicke (Hg.), Probleme des Sozialismus... , a.a.0., S. 216. 

7 Auf das personalistische Geschichtsverständnis, das den Beginn des „‚Revisionismus’’ mit 
dem Tod Stalins ansetzt, soll hier nicht eingegangen werden; vgl. hierzu: R. Gantzer, Zur 
Revisionismuskritik der Gruppen um das NRF, in: diskus Nr. 6, Frankfurt, Dez. 1972. 


8 „Der Unterschied besteht nicht in der Form der Herrschaftsausübung, sondern darin, 
daß unmittelbare Herrschaftsausübung entweder direkt (über materielle Kennziffern) mit 
den tradierten wie perpetuiierten Interessen zusammengeschlossen wird oder daß sie par- 
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Mit den (von Nowoschilow übernommenen) Begriffen „direkte” und ‚„indi- 
rekte Zentralisierung” erfaßt sie, daß es sich bei den Wirtschaftsreformen von 1963 
und von 1970 nicht um eine Änderung des Wirtschaftssystems, eine Aufgabe der 
Planwirtschaft zugunsten individueller Kapitalverwertung handelt, sondern ledig- 
lich um eine Änderung der Planungszechniken. 

In diesem Rahmen sind auch die Rezentralisierungsmaßnahmen seit 1970 
ohne weiteres zu erklären. Für die maoistischen Theoretiker ergeben sich jedoch 
hier große Probleme. Ihre These von der kapitalistischen Restauration beruft sich 
auf die Dezentralisierungsmaßnahmen der Reformen von 1963. Folgt man der Lo- 
gik dieser Argumentation, dann müßte mit der neuen stärker zentralistischen Ten- 
denz die „sozialistische Linie” wieder die Oberhand gewonnen haben (9). Da dies 
das ganze Gebäude der ‚Revisionismuskritik” ins Wanken bringen würde, werden 
die neuen Maßnahmen zu bloßen taktischen Winkelzügen umgedeutet, die an der 
„Restauration des Kapitalismüs” nichts ändern. So prophezeit Lindner: 


„Die partielle Rezentralisierung wird vermutlich nicht von langer Dauer sein.’ (10) 
Und für Neumann steht fest: 


„Auch nach dem VIII. Parteitag des SED vereinigen sich die unterschiedlichen Schattierungen 
revisionistischer Theoretiker in dem Ruf: Straße frei für die umfassende Restauration kapitali- 
stischer Wirtschafts- und Gesellschaftsformen.” (11) 


Indem sie die „zentrale Planung” zum Hauptkriterium für den Sozialismus machen, 
übernehmen die Maoisten aus der stalinistischen Tradition einen verkürzten und ver- 
zerrten Sozialismus-Begriff. In ihrer Reduzierung von Sozialismus auf „Planwirt- 
schaft” unterscheiden sie sich nicht von der herrschenden Ideologie der ‚soziali- 
stischen”” Länder. Um sich trotzdem von der ‚„revisionistischen” Ideologie abzu- 
grenzen, sind die „Revisionismuskritiker” zu solchen reinen Unterstellungen ge- 
zwungen, wie der, daß trotz aller erneuten Zentralisierungsmaßnahmen die kapita- 
listische Restauration unaufhaltsam sei (12). Derart groben Fehleinschätzungen ent- 


tiell vermittelt (über finanzielle, wertmäßige bzw. formale Kennziffern) erscheint. R. Da- 
mus, Politik und Ökonomie zu Ende der Sechziger Jahre und zu Anfang der Siebziger 
Jahre in der DDR, in: die internationale Nr. 5, Okt. 1974, S. 93, 

9 So hat W. Lindner 1971 noch zwischen den Wirtschaftsreformen der CSSR und der DDR 
unterschieden: „Auf der einen Seite wurde offenbar der Markt, auf der anderen der Plan 
forciert. — Der ganzen Arbeit liegt die These zugrunde, daß die Forcierung des Marktes 
auf die Restauration des Kapitalismus hinausläuft, während die Forcierung des Planes 
diese restaurativen Tendenzen zumindest bremst .. .” W. Lindner, Aufbau des Sozialis- 
mus oder kapitalistische Restauration, Erlangen 1971, S. 81. 

10 W. Lindner, Klassenkampf in der Übergangsperiode, a.a.O.,S. 214. 

11 Ph. Neumann, Zurück zum Profit, a.a.O., S. 88. 

12 K.H. Götze und ]. Harrer haben in ihrer Kritik an Ph. Neumann leichtes Spiel, indem sie 
ihm die Unterschlagung solcher Ulbricht-Zitate nachweisen können, in denen dieser aus- 
drücklich die „führende Rolle der Arbeiterklasse”, den „‚Primat der Politik” usw. betont. 
Vgl. K.H. Götze/l. Harrer, Anmerkungen zu einer Kursbuch-Polemik gegen die Politische 
Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, in: Das Argument, Nr. 68/ 
1971,8. 810-841. 
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geht R. Damus, indem sie detaillierter die ökonomischen Ursachen und die politi- 
schen Folgen der veränderten Planungstechniken zu analysieren versucht. 

Sie grenzt sich damit auch gegen die bedingungslosen Verteidiger der „sozia- 
listischen” Staaten ab (13). Denn diese versuchen — wie R. Damus herausarbeitet 
(14) — alle Kritik an den „sozialistischen”” Ländern mit zwei Immunisierungs- 
Argumenten abzufertigen: zum einen mit dem Hinweis auf den wesensmäßigen 
Unterschied zwischen Kapitalismus und Sozialismus, weshalb die gleiche Er- 
scheinung (z.B. Stücklohn) in der DDR etwas anderes bedeute als etwa in der BRD; 
zum anderen durch den Verweis auf den angeblich unzureichenden Stand der Pro- 
duktivkräfte, die zur Behebung bestimmter Mißstände noch nicht reif seien. 


Sozialismus als bewußte Form „gesellschaftlicher Synthesis” 


Aber die in der Kritik an den Maoisten und den SED/DKP-nahen Theoretikern 
richtig herausgearbeitete Frage nach dem gesellschaftlichen /rhalt der Wirtschafts- 
planung wird von R. Damus nicht weiter verfolgt, sondern zugunsten einer Analyse 
der Form wieder fallen gelassen. Ihre zentrale Frage ist: Wie vollzieht sich in „nach- 
kapitalistischen” Gesellschaften „Synthesis” (15). 


Exkurs über Form und Ziel sozialistischer Planung 


Damit wird jedoch — mit anderen Formulierungen — die Diskussion wieder auf die 
Ebene „Plan oder Markt” reduziert. Natürlich ist die bewußte Planung ein Unter- 
scheidungsmerkmal der sozialistischen gegenüber der kapitalistischen Gesellschaft. 
Aber ohne Beziehung darauf, was denn bewußt geplant wird, bleibt dieses Merkmal 
eigentlich belanglos. Nur dann ist bewußte Planung wirklich ein Fortschritt, wenn 
damit an die Stelle der Befriedigung von Verwertungsbedürfnissen des Kapitals die 
Befriedigung der Konsumbedürfnisse der Arbeiterklasse tritt, an die Stelle der Pro- 
duktion von Kapital die Produktion von frei verfügbarer Zeit (16). 


13 Das gilt nicht für ihren 1971 veröffentlichten Aufsatz, Demokratischer Zentralismus im 
ökonomischen System der DDR, Stadtbauwelt 30, 1971, S. 115-120. Damals war es für 
R. Damus „vielleicht doch nicht so von der Hand zu weisen, wenn in der DDR von sozia- 
listischer Warenproduktion . . . gesprochen wird ... , womit allerdings auch der Begriff 
‚Übergangsgesellschaft” der Einsicht in ein Verständnis vom Sozialismus als relativ selb- 
ständiger Gesellschaftsformation weichen müßte.” (S. 120). 

14 R. Damus, Entscheidungsstrukturen und Funktionsprobleme in der DDR-Wirtschaft, 
Frankfurt 1973, S. 16-28. 

15 „Womit wird die Einheit im Mannigfaltigen der gesellschaftlichen Prozesse heıgestellt 
und welche Vergesellschaftungs- und Bürokratisierungstendenzen verbinden sich damit?” 
R. Damus, Vergesellschaftung oder Bürokratisierung durch Planung in nachkapitalisti- 
schen Gesellschaften, in: Leviathan 2/1974, S. 180, vgl. auch ds., Ist die Arbeit... .. a.a.O. 
S. 92-102 und ds., Entscheidungsstrukturen .. ., a.a.0.,S. 232 Fn). 
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Es ist nicht zu bestreiten, daß solche Versuche einer inhaltlichen Bestimmung 
dessen, was Sozialismus bedeutet, mehr Probleme als Lösungen enthalten. Das wird 
dadurch unterstrichen, daß die Klassiker des Marxismus in diesem Zusammenhang 
stets zu sehr bildhaften Formulierungen gegriffen haben. Aber solche halbutopi- 
schen Bilder — etwa das vom Menschen, der im Kommunismus morgens fischt, 
nachmittags jagt und abends Kritiker ist — sind trotz ihrer mangelnden wissen- 
schaftlichen Exaktheit nicht einfach aus der Diskussion zu streichen. Denn das 
würde bedeuten, all die Ziele auszuklammerm, um deren willen rationale Planung 
auf der Grundlage demokratischer Entscheidungsprozesse überhaupt notwendig 
und erstrebenswert ist; würde bedeuten, im Kapitalismus nur das organisatorische 
Problem der anarchischen Warenproduktion zu sehen und nicht die Unterwerfung 
des Produktionsprozesses, letztlich damit des gesamten Lebens, unter die Verwer- 
tungsbedürfnisse des Kapitals; würde letzten Endes bedeuten, Sozialismus als Be- 
ginn eines besseren Lebens herunterzubringen auf die Einsicht in die Notwendig- 
keit, mit Knappen Mitteln rationell zu wirtschaften. 

Eine besondere Form dieser Verkürzung des Sozialismus-Begriffes ist die strik- 
te Trennung zwischen ‚niederer und höherer Phase” des Kommunismus bzw. zwi- 
schen „Sozialismus” und Kommunismus (17). Das von Marx in der Kritik des 
Gothaer Programms vorgebrachte Argument von den „Muttermalen der alten Ge- 
sellschaft”, mit denen die neue in ihren Anfängen noch behaftet sei, wird so umge- 
deutet, als sei das Wesentliche am Beginn der neuen Gesellschaft die Beschränkung 
durch diese Muttermale und nicht das Absterben des bürgerlichen Staates und der 
bürgerlichen Verteilungsverhältnisse (18). 

Die verschiedenen Theorien der „Übergangsgesellschaft” kleiden die schema- 
tische Phaseneinteilung nur in ein neues begriffliches Gewand. Sie erfüllen politisch 
die gleiche Funktion wie die Theorie des Sozialismus als besonderer Gesellschafts- 


16 Vgl. K. Marx, Grundrisse, S. 596: „Je mehr dieser Widerspruch sich entwickelt, umso 
mehr stellt sich heraus, daß das Wachstum der Produktivkräfte nicht mehr gebannt sein 
kann an die Aneignung fremder surplus-labour, sondern die Arbeitermasse selbst ihre 
Surplusarbeit sich aneignen muß. Hat sie das getan - .... — so wird einerseits die not- 
wendige Arbeitszeit ihr Maß an den Bedürfnissen der gesellschaftlichen Individuen haben, 
andererseits die Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkraft so rasch wachsen, daß 
... die disposable time aller wächst.” 

17 Vgl. hierzu E. Jahn, Kommunismus — und was dann? Reinbek 1974, S. 63-81. 

18 In diesem Sinne polemisiert das derzeitige offizielle DDR-Lehrbuch, Politische Ökono- 
mie des Kapitalismus und des Sozialismus, Berlin 1974, gegen „jene revisionistischen und 
maoistischen Auffassungen, wonach die Verteilung nach der Leistung im Sozialismus ein 
Überrest kapitalistischer Formen der Verteilung und daher dem Sozialismus wesensfremd 
sei”, im Namen der Abgrenzung gegen „kleinbürgerliche Gleichmacherei” (S. 594). Auch 
J. Kosta hält „Entlohnung nach Leistung” für ein Wesensmerkmal des Sozialismus, be- 
tont jedoch: „Dieses sogenannte sozialistische Verteilungsprinzip hat jedoch keine abso- 
lute Gleichgültigkeit. Es widerspräche auch dem Übergangscharakter dieser Transforma- 
tionsperiode zum Kommunismus, wenn nicht im Verlauf der sozialistischen Umwand- 
lungen das Prinzip der Entlohnung nach Arbeitsleistung zunehmend durch eine bedürf- 
nisgerechte Verteilung ergänzt und schließlich zum alleinigen Verteilungsmodus werden 
sollte.” J. Kosta, Sozialistische Planwirtschaft, Opladen 1974, 8. 21. 
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formation: es wird die Eigengesetzlichkeit der Übergangsperiode betont (19), um 
damit all diejenigen zu vertrösten, die auf einem unverzüglichen Absterben der un- 
gleichen Verteilungsverhältnisse und des Staates bestehen. Daran ändern auch die 
üblichen Hinweise auf die spezifische Widersprüchlichkeit der Übergangsphase 
nichts. Diese würden nur dann etwas besagen, wenn konkret bestimmt würde in 
welche Richtung und mit welcher zeitlichen Perspektive sich diese Widersprüche 
lösen. Eine Übergangsperiode, die zeitlich unbegrenzt dieselben Widersprüche in 
sich trägt, ist entweder ein Widerspruch in sich oder läuft auf die Plattitüde hinaus, 
daß letzten Endes jede Gesellschaftsformation von historisch begrenzter Dauer ist, 
damit also „‚Übergangscharakter” hat (20). 

Die Trennung des Sozialismus bzw. der „Übergangsperiode” vom Endziel 
läuft also — ähnlich wie die Bernsteinsche Trennung von „Bewegung” und „End- 
ziel” — auf einen anderen, einen verkürzten Sozialismus-Begriff, hier auf die Gleich- 
setzung von Sozialismus mit Verstaatlichung und Planwirtschaft, hinaus. 

Ein solcher aus der stalinistischen Tradition übernommener verkürzter Sozia- 
lismus-Begriff — dort ideologischer Ausdruck einer nicht mehr sozialistischen, son- 
dern staatskapitalistischen (s.u.) Gesellschaft — wird nur dann überwunden, wenn 
die Formen der Wirtschaftsplanung in ihrem Zusammenhang zum Produktions- 
ziel, zur Befriedigung von Konsumbedürfnissen, zur Reduktion von Arbeitszeit 
und Arbeitsbelastung, zur Aufhebung von Arbeitsteilung, zum Absterben des 
Staates usw. diskutiert werden. 

Diese Fragen nach Inhalt und Ziel der Planung kommen jedoch bei R. Damus 
nur ganz am Rande vor. Damit bleibt aber die politisch entscheidende Frage, wer 
denn in der DDR das Produktionsziel bestimmt, das heißt die Frage nach dem 
Klassencharakter der DDR-Gesellschaft, unbeantwortet. Auch die damit zusam- 
menhängende, von R. Damus aufgeworfene Frage, 


„was denn der Vorteil geplanter gesamtwirtschaftlich-gesamtgesellschaftlicher Prozesse (nach 
dem Modell der DDR — MPB) ist”, 


19 So hält es P. Hennicke für „das Kennzeichen jeder (?) Übergangsperiode, daß Elemente 
von Produktionsweisen koexistieren und sich noch keine kohärente Struktur einer spe- 
zifischen dominänten Produktionsweise konstituiert hat.’ P. Hennicke, Probleme einer 
kategorialen Bestimmung der Übergangsgeseilschaften, in: ds. (Hg.) Probleme des Sozia- 
lismus.. .,a.a.0.,S. 111. 

20 Das läßt sich am Unterschied zwischen den Theorien Preobrazenskijs, Trotzkis und Man- 
dels verdeutlichen: Alle drei gehen — in jeweils anderen historischen Situationen — bei 
ihrer Analyse der UdSSR von dem Widerspruch zwischen Planung und Wertgesetz aus. 
Bei P. ist jedoch diese Analyse mit einer konkıeten wirtschaftspolitischen Strategie ver- 
bunden: der Zurückdrängung des Wertgesetzes durch Stärkung der verstaatlichten Indu- 
strie auf Kosten der privatwirtschaftlich betriebenen Landwirtschaft. Hier drängte der 
Widerspruch zwischen Plan und Markt auf eine rasche Entscheidung. Das gleiche gilt für 
Trotzkis Analyse des bürokratisch degenierten Arbeiterstaates als eines „Krisenregimes”, 
dessen Untergang er in „ein paar Jahren oder sogar ein paar Monaten” erwartete. (Tıotz- 
ki, Verteidigung des Marxismus, Berlin 1973, S. 20.) Daß der „‚degenierte Arbeiterstaat” 
bei Mandel als „Übergangsperiode” auf unabsehbare Zeit weiter degenieren und trotz- 
dem „Arbeiterstaat” bleiben könnte, war für Trotzki nicht vorstellbar. 
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findet nur die unbefriedigende, weil inhaltsleere Antwort: 


„Dieser Vorteil besteht, gesamtgesellschaftlich formuliert - ..... — in der Möglichkeit der plan- 
mäßigen (und d.h. gesamtgesellschaftlich bewußten) Verteilung des gesamtgesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens.” (21) 


Was für eine „‚Gesamtgesellschaft” hier nun bewußt plant und wie sie das „‚gesamt- 
gesellschaftliche”” Arbeitsvermögen verteilt, wird damit nicht gesagt. Ähnlich wie in 
der frühbürgerlichen Staatstheorie wird so getan, als sei gesellschaftlich bewußte 
Planung — wie der Wille der Allgemeinheit (volonte generale) — nichts weiter als die 
Widerspiegelung und Vollstreckung eines naturgegebenen Vernunftsprinzips der 
ökonomischen Rationalität (22). Dagegen müßte gesellschaftlich bewußte Planung 
im Sozialismus als klassenspezifisches Prinzip die „Akkumulation” von frei ver- 
fügbarer Zeit (disposable time) anstelle der Akkumulation von Kapital enthalten. 
Die jeweilige Form, in der dieses Prinzip verwirklicht wird (ob als Arbeitszeitver- 
kürzung, geringere Arbeitsintensität, Steigerung der Konsumgüterproduktion, Auf- 
hebung starrer Arbeitsteilung usw.) müßte ebenso Gegenstand demokratischer Ent- 
scheidungsprozesse sein wie die Rangfolge, nach der die verschiedenen Bedürfnisse 
der verschiedenen Untergliederungen der Arbeiterklasse befriedigt werden sollen 


(23). 


Indirekte Zentralisierung, Demokratisierung und Effektivität 


Doch untersuchen wir zunächst die Ergebnisse aus R. Damus’ Analyse der Formen 
gesellschaftlicher Synthesis. 

Im Gegensatz zu den maoistischen Kritikern, für die die Frage nach der Effek- 
tivität der verschiedenen Planungsformen allenfalls eine untergeordnete Rolle spielt, 
stellt R. Damus fest, daß ein System indirekt zentralisierter Wirtschaftsplanung ef- 
fektiver sei: 


21 R. Damus, Vergesellschaftung .. ., a.a.O., S. 179. Ähnlich heißt es beiE. Altvater, Plan 
und Markt, Stadtbauwelt 30, 1971, S. 111: „... herrscht in der Übergangsperiode der 
‚Primat der Politik’, d.h. die Möglichkeit der politischen Bestimmung von Struktur und 
Richtung der Produktion und Konsumtion von vornherein.’ Auch hier wäre die Frage: 
Was für eine Politik hat den Primat? 

22 Der gleichen Fetischisierung von Planung sitzt E. Mandel auf, wenn er von der „Lo- 
gik des Plans” als einer der beiden Gesetzmäßigkeiten der „Übergangsgesellschaften” 
spricht. (Vgl. etwa den in Anm, 61 angeführten Text.) Ein Plan kann so wenig wie sonst 
ein Ding eine „Logik” haben, sondern nur diejenigen, die planen. Diese „Logik” Kann 
sehr verschieden sein, je nachdem, ob z.B. für eine Kriegswirtschaft oder für eine sozia- 
listische Gesellschaft geplant wird. 

23 Vgl. J. Kuron, K. Modzelewski, Offener Brief... a.a.O., S. 64 ff.K. und M. betonen die 
Notwendigkeit alternativer Pläne für die Aufteilung der gesellschaftlichen Arbeit, die 
innerhalb einer Rätedemokratie durch verschiedene sozialistische Parteien vertreten 
werden müßten, da die Arbeiterklasse hinsichtlich ihrer Interessen keineswegs homogen 
ist. Der Schutz von Minderheitsgruppierungen müßte .durch das Recht der Arbeiter, sich 
mit politischen und ökonomischen Streiks gegen staatliche Maßnahmen zu wehren, ge- 
währleistet sein. 


131 


„Für denjenigen, dem es um den Nachweis der Planungsverhältnisse als den gesamtwirtschaft- 
lich-gesamtgesellschaftlich rationaleren Produktionsverhältnissen geht, ist es unzweifelhaft, 
daß auf den bewußten Gebrauch der Wertkategorien nicht verzichtet werden kann, und zwar 
a) weil es nicht möglich ist, von vornherein .. . Effektivitätskriterien für die gesamten ökono- 
mischen Prozesse in ihrem Wandel und in ihrer Verflochtenheit festzusetzen, b) weil die opti- 
male Allokation der Mittel im Rahmen der Investitionstätigkeit nicht vorweg aufs genaueste 
bestimmt werden kann, c) weil der technische Fortschritt nicht über eine zentrale Administra- 
tion eızwungen werden kann, d) weil die Fülle der Information keine detaillistischer Zentra- 
lisierung zuläßt, somit zentral kaum qualitative Kennziffern bis in die feinsten Verästelungen 
hinein beschlossen werden können.” (24) 


Darüber hinaus wendet sie sich gegen die Ansicht, 


„das die Verwendung von Wertkategosien als Mittel indirekter Zentralisierung zur Schaffung 
nicht-kapitalistischer Verhältnisse von vornherein die sozialistischen Ziele beeinträchtigen 
muß.” (25) 

Aber, wie die negative Formulierung im vorangegangenen Zitat schon andeutet, be- 
fürwortet R. Damus ein System indirekter Zentralisierung keineswegs uneinge- 
schränkt. Denn 


„andererseits garantiert die weitgehende ‚Dezentralisierung’, d.h. ein verstärktes Aufgreifen der 
Wertkategorien als Mittel indirekter Zentralisierung, nicht automatisch die Lösung der Funk- 
tionsprobleme, jedenfalls so lange nicht, solange ihrem unzulänglichen Gebrauch lediglich ad- 
ministrative Kontrollen korrespondieren.” (26) 


Prinzipiell ist also ein System indirekter Zentralisierung besser geeignet, betriebliche 
und gesamtwirtschaftliche Entscheidungen zu integrieren, also gesellschaftliche Syn- 
thesis herzustellen und damit zugleich die Effektivität der Wirtschaft zu gewährlei- 
sten. Allerdings so, wie es in der DDR praktiziert wird, ohne daß ihm 


„andere Koordinationsformen, die nicht nur als Kontrölle ‚von oben’ gedacht sind, beigeselit 
werden”, (27) 


ist das neue Wirtschaftssystem kaum besser als das alte in der Lage, die Verselbstän- 
digung betrieblicher Einzelinteressen zu verhindern. 


„Vielmehr haben das alte wie das neue Wirtschaftssystem überkommenes — ehemals ungebro- 
chen gesellschaftlich vermitteltes — Privatinteresse verlängert, somit die reale Vergesellschaftung 
unzulänglich vorangetrieben; das eine, indem es dieses Privatinteresse in detaillistischer Planung 
negierte, ohne es aufzubrechen, das andere, indem es mit den Mitteln indirekter Zentralisierung 
an dieses Privatinteresse anknüpft und es in Verfolg seiner eigenen Interessen durch die Bedin- 
gungen, innerhalb derer die Einzelinteressen verfolgt werden können. auf die gesamtgeselischaft- 
lichen Präferenzen hinzulenken sucht.” (28) 


24 R. Damus, Entscheidungsstrukturen .,. ,a.a.0.,S. 226. 

25 ebd. S. 223. 

26 ebd. S. 230; vgl. dagegen die Argumentation in: Demokratischer Zentralismus . . . , 
a.a.0., S. 118. Damals war für R. Damus Planung urd Leitung nur im „positiven, iıier- 
archisch aufgebauten Sinn” möglich. 

27 R. Damus, Entscheidungsstrukturen, a.a.0., S. 230. 

28 R. Damus, Die ‚Anwendung der Arbeitswerttheorie’ und die Planung der Preise in der 
DDR, in: Prokla, Sonderheft 5,8. 93; vgl. auch ds., Planungssysteme ... ,S. 239. 
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Solange also die „reale Vergeselischaftung” unzulänglich bleibt und das „überkom- 
mene Privatinteresse” der Unternehmensleitungen wie der einzelnen Arbeiter nicht 
angetastet wird, geraten die Maßnahmen indirekter Zentralisierung mit der direkten 
Herrschaftsausübung in Konflikt und müssen daher -- wie seit 1970 geschehen — 
wieder zurückgenommen werden (29). 

Mit dieser hier skizzierten Argumentation geht R. Damus im Grunde über die 
alte Fragestellung nicht hinaus, ob eine Dezentralisierung der Planung mit soziali- 
stischen Prinzipien vereinbar sei. Nur lautet ihre Antwort anders als bei den Maoi- 
sten: Von der Grundkonzeption her befürwortet sie ein System indirekter Zentra- 
lisierung. Jedoch müsse es, um effektiv und im Sinne „gesamtgesellschäftlicher Prä- 
ferenzen” wirksam zu sein, durch eine Demokratisierung der Planung und Leitung, 
eine „bewußte Vergesellschaftung” ergänzt werden (30). 

Wirtschaftliche Effektivität erfordert also, wie R. Damus darlegt, indirekte 
Zentralisierung der Planung im Rahmen zentral festgelegter gesellschaftiicher Prä- 
ferenzen plus Demokratisierung. Bei dieser Formel drängt sich die Frage auf, was 
die Planungszentralen in der DDR daran gehindert hat, selbst auf diesen — recht 
einleuchtenden — Gedanken zu kommen. 

Auf diese Frage findet sich bei R. Damus keine Antwort, weil sie nicht disku- 
tiert, wie sich eine Demokratisierung der Planung auswirken würde. Planung bedeu- 
tet bei ihr an sich schon ein höheres Maß an „gesamtgesellschaftlicher” Rationali- 
tät (31). Daher kann Demokratisierung nur dazu beitragen, die Arbeiter wie die 
Leiter der Betriebe und Kombinate vorweg durch Beteiligung am Prozeß der Plan- 
aufstellung sowie durch engagierte Mitarbeit an der Erfüllung der Planziele zu inte- 
ressieren und nicht erst nachträglich über materielle Anreize. Daß eine Demokrati- 
sierung der Planung nur dann wirklich etwas ändert, wenn alternative Pläne mit 
alternativen Prioritäten zur Entscheidung stehen, wenn also nicht nur der Prozeß 
der Planung, sondern auch sein Ergebnis sich ändert, sieht R. Damus nicht (oder 
sie sagt es zumindest nicht). 

Die herrschende Bürokratie jedoch widersetzt sich eben deshalb allen Demo- 
kratisierungsversuchen. Denn damit würde das Produktionszie! sich ändern und die 
Grundlage der bürokratischen Herrschaft angetastet. Diese beruht darauf, daß die 
gesellschaftliche Arbeit vorrangig nicht zur Befriedigung der Bedürfnisse der Arbei- 
terklasse verwendet wird, sondern zur Akkumulation von Produktionsmitieln und 
zur Stärkung des staatlichen Unterdrückungsapparate:. Die ausschließliche Verfü- 
gungsgewalt der Bürokratie über den Staatsapparat und über das industrielle Poten- 


29 Vgl. Planungssysteme ..., 3.234. 

30 Ähnlich argumentiert auch W, Brus. Vgi. etwa: Die Wirtschaftsreformen und ihr gesell- 
schaftspolitischer Aspekt, in: ds., Wirtschaftsplanung, Frankfurt 1972, 8.83: „... die 
Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung ist ein unerläßliches Eiement des Systems, 
in dem die zentrale Planung mit einem bestimmten Maß an Betriebsautonoinie verbun- 


den ist.” 
31 „Eine erste Negation der Herrschaft formaler Rationalität ist bereits die Tatsache, daß es 
einen Plan überhaupt gibt.” R. Damtis, Ist die Arbeit... ,aa.2.,3.95. 
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tial und der Ausbau dieser beiden Bereiche unabhängig bzw. auf Kosten von Kon- 
sumbedürfnissen der Arbeiterklasse bedingen sich gegenseitig (32). 


Die Ursachen der Bürokratisierung 


R. Damus sieht dagegen im Ausbleiben der Demokratisierung — ähnlich wie W. 
Brus -—- ein grundsätzliches Problem jeder (sozialistischen) Planwirtschaft: den 
Widerspruch zwischen Zentralisierung und Demokratisierung (33). Dieser Wider- 
spruch mag tatsächlich in dieser allgemeinen Form bestehen und nicht ohne Schwie- 
rigkeiten zu lösen sein. Doch bestreite ich, daß es bei der Diskussion der Wirt- 
schaftsreformen um diesen Widerspruch geht. Denn das würde voraussetzen, daß die 
Führung der DDR tatsächlich auf die Lösung dieses Widerspruches im Sinne einer 
Demokratisierung der Planung hinarbeitet. Daran mag auch R. Damus nicht glau- 
ben. Vielmehr stellt sie fest: 


„Die Entscheidung für verstärkte direkte Zentralisierung, stärkere Befugnisse der zentralen Ent- 
scheidungsebene kann allerdings nicht verwundern. Die Intervention der Warschauer-Pakt-Staa- 
ten in der CSSR zeigt an, daß Veränderungen eigentlich nur in der gewählten Richtung erfol- 
gen konnten. Zum andern läßt sich eine Veränderung von oben, die zum Abbau des Einflusses 
derjenigen beiträgt, die verändern, schwerlich (?!) denken.” (34) 


Dieses mangelnde Interesse der politischen Führung an einer Demokratisierung wird 
nicht aus geschichtlichen Entwicklungen abgeleitet, sondern erscheint als allgemei- 
nes Problem sozialistischer Gesellschaften, als Folge „verselbständigter Interessen 
der oberen Entscheidungsebene” (35) einerseits und „überkommener privater Inter- 
essen” (36) andererseits. Daß beide Faktoren spezifische historische Ursachen ha- 
ben könnten, wird von R. Damus nicht in Erwägung gezogen (37). 


32 Vgl. J. Kuron, K. Modzelewski, a.a.O., S. 18-26: „‚Die materielle Macht der Bürokratie, 
ihre Vorheısschaft über die Produktion, ihre internationale Position... hängt von der 
Bedeutung des nationalen Kapitals ab. Die Bürokratie neigt dazu, den Produktionsappa- 
sat und die Akkumulation auszudehnen. Sie ist der Ausdruck des nationalen Kapitals 
und seiner Tendenz zur Expansion, wie der Kapitalist Ausdruck seines individuellen Ka- 
pitals ist.’ (S. 19) 

33 „Zwar ist dieser Widerspruch nicht behebbar, es sei denn aus Zentralisierung wird Büro- 
kıatisierung oder aus Demokratisierung die Hertschaft naturwüchsiger Prozesse, doch 
sollte er im Sinne der Realisierung von Planungsverhältnissen sowohl fruchtbar gemacht 
als auch eingedämmt werden.” R. Damus, Entscheidungsstrukturen ... ,$. 202. 


34 Politik und Ökonomie...,S. 101. 
35 Entscheidungsstrukturen.... ,S. 231. 


36 Vgl. u.a.: Planungssysteme ... ,S. 234 f. 

37 Eine Ausnahme bildet: „Vergesellschaftung ..... , S. 179: Dort skizziert R. Damus eine 
historische Erklärung der Bürokratie mit dem Hinweis auf die „partiell falsche Analyse 
der Entwicklung in Rußland” durch Lenin. Wie immer es damit besteilt sein mag, so 
liegen doch zwischen den damit angesprochenen theoretischen Grundlagen des Bolsche- 
wismus und der Praxis der herrschenden Parteibürokratien in den RgW-Ländern so viele 
historische Zwischenstufen, daß Fehler in der leninistischen Theorie wohl kaum zur 
Erklärung etwa der Politik der SED herhalten können. — R. Damus führt diese histo- 
tische Argumentation auch nicht weiter aus. 
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Sozialismus ohne Arbeiterklasse 


Nur nebenbei bemerkt R. Damus: 
„Die proletarische Revolution hat in der DDR nicht stattgefunden.” (38) 


Gerade an dieser Tatsache müßte die historisch materialistische, auf die tatsächliche 
Entwicklung der Klassenkämpfe begründete Kritik der DDR-Gesellschaft ansetzen. 
Bei R. Damus dient jedoch der Hinweis auf die besonderen Entstehungsbedingun- 
gen der DDR nur dem Argument, man Könne zur Kritik der DDR nicht einfach auf 
Marx zurückgreifen. 

Freilich kann es nicht darum gehen, auf Marx- und Engels-Zitaten herumzu- 
reiten. Aber die Frage, ob ein Land, in dem keine proletarische Revolution stattge- 
funden hat, überhaupt zu Recht ‚„sozialistisch”’ heißt, hat nichts mit marxistischem 
Schriftgelehrtentum zu tun. Denn damit steht zur Debatte, ob die Befreiung der Ar- 
beiterklasse auch anders als durch die Arbeiterklasse selber möglich ist. Vielleicht 
liegt hier der Grund, warum R. Damus in ihren neueren Arbeiten die DDR nicht 
ausdrücklich mehr als „sozialistisch”’, sondern unbestimmter als „nachkapitali- 
stisch” oder „nichtkapitalistisch” bezeichnet. 

Die Bezeichnung ‚„nichtkapitalistisch” beinhaltet aber als Antwort auf die von 
R. Damus selbst aufgeworfene Frage, 


„welche Formen der Vergesellschaftung, welche gesellschaftliche Synthesis — und damit wel- 
che Hertsschaftsstrukturen — in den osteuropäischen nachkapitalistischen Gesellschaften sich 
durchgesetzt haben bzw. durchgesetzt wurden” (39). 


nur die negative Feststellung: 


„Eine nichtkapitalistische Gesellschaft zeichnet sich daher rein logisch (wie real) durch die Ne- 
gation der Synthesis über den Tausch aus.” (40) 


Welche Folgen sich aus der Negation des Tausches für die Herrschaftsstrukturen er- 
geben, bleibt unentschieden: 


„Diese Negation kann zum Abbau von Herrschaft und damit zu konkreten Veıgesellschaftungs- 
formen führen. Sie kann aber auch zu neuer Heıtschaft führen, zu einer Heıtschaft, die dann 
durch Direktheit gekennzeichnet ist.” (41) 


Zwar stellt R. Damus fest, in den osteuropäischen Staaten habe sich unbestreitbar 
jene neue, durch Direktheit gekennzeichnete Herrschaft durchgesetzt (42). Aber 
aus dem zuvor Gesagten ergibt sich kein Anhaltspunkt dafür, daß es nicht genau so 
gut auch anders hätte sein können. 


38 Entscheidungsstrukturen ... . , S. 32; vgl. auch: Demokratischer Zentralismus ... , 
S. 115, wo — ohne Kommentar — die „Revolution von oben” als Ausgangsbedingung 
des ‚sozialistischen’ Systems der DDR angeführt wird. 

39 R. Damus, Veıgesellschaftung ...,S. 182. 

40 Ist die Arbeit...,S. 94. 

41 ebd. 

42 ebd. S. 94f. 
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Offenbar unterliegt für R. Damus eine geplante Wirtschaft von vornherein 
keinen Zwängen außer den allgemeingültigen Gesetzen der Zeitökonomie einer- 
seits und den Wertvorstellungen der Planer andererseits. So mündet ihre Kritik an 
den auf Planung beruhenden Herrschafisverhältnissen immer wieder in eine Kritik 
an den zugrundeliegenden „gesamtgesellschaftlichen Normen”, denen kein ‚„alter- 
natives Zivilisationsmodell” zugrunde liegt (43). 

Mit dieser Erklärung neuer Herrschaftsstrukturen aus falschen Wertvorsiel- 
lungen geräte R. Damus in die Nähe der von ihr kritisierten maoistischen Theore- 
tiker, die ebenfalls die ‚Restauration des Kapitalismus’ aus der ‚reyisionistischen 
Ideologie’, aus dem Überleben ‚kapitalistischer Ideen’ erklären (44). 


Eine historisch-materialistische Erklärung der Bürokratie 


Es soll nicht die Bedeutung von Ideen’ — im Bewußtsein der Führung wie im Be- 
wußtsein der Massen (sofern hier ein Unterschied besteht) — für das Schicksal 
einer proletarischen Revolution bestritten werden. Doch wirken die ‚Ideen” 
nicht losgelöst von den objektiven Bedingungen. Diese haben gerade in einem 
wenig entwickelten Land wie Rußland um 1917 ein großes Gewicht. Sie wirken 
prägend oder verzerrend auf die ‚Ideen’ der Revolution und auf die Umsetzung 
der Ideen in die Praxis, schließlich auf die theoretische Rechtfertigung dieser 
Praxis (45). Subjektive und objektive Faktoren wirken also auch nach der pro- 


43 Vgl. u.a.: Entscheidungsstrukturen ... ,S. 216,8. 229; Ist die Arbeit... ,S. 97; Veırge- 
selischaftung ... , S. 189: „Gesellschaftlich bewußte Beziehungen .. . lassen sich nicht 
erzielen, wenn tradierte Denk- und Verhaltensweisen, gesellschaftliche Normen und 
Wertvorstellungen den Plan bestimmen.” 


44 Vgl. u.a. Ph. Neumann, Der ‚Sozialismus ... .‘, a.a.O., (s. Fn. 5), S. 136. Dort werden 
„die Kultur und die Ideen der alten Klassengesellschaft“ zu „materialistischen“ (? ? ) Ur- 
sachen für die Restauration neuer Klassenverhältnisse in der UdSSR erklärt. 

45 Dieser Prozeß von Wechselwirkungen ist in den verschiedenen neueren Versuchen einer 
materialistischen Leninismus-Kritik diskutiert worden. (Vgl. B. Rabehl, Marx und Lenin, 
Berlin 1973; R. Dutschke, Versuch, Lenin auf die Füße zu stellen, Berlin 1974; U. Wol- 
ter, Grundlagen des Stalinismus, Berlin 1975; Rabehl/Spohn/Wolter, Halbheiten in der 
Überwindung des Marxismus-Leninismus, Prokla 11/12.) Ich würde allerdings in der Be- 
urteilung der subjektiven und objektiven Momente, die zum Scheitern der russischen Re- 
volution und damit vom Leninismus zum Stalinismus geführt haben, andere Gewichtun- 
gen vornehmen: Die Schwächen z.B. in Lenins Staatstheorie einerseits, und das Fortbe- 
stehen vorkapitalistischer Elemente in der russischen Gesellschaft andererseits wurden 
erst dadurch zum entscheidenden Hemmnis für die proletarische Revolution in Rußland 
daß die internationale Revolution ausblieb bzw. scheiterte. So wie der revolutionäre Auf- 
schwung in Rußland 1917 Lenin zur Revision seiner ursprünglich kautskianischen Staats- 
theorie führte, so hätte wohl eine starke revolutionäre Welle in den entwickelten kapita- 
listischen Ländern den Marxismus der III. Internationalen vom Erbe der 1. Internatio- 
nale befreit. Hier hätten die Möglichkeiten zur Überwindung des Leninismus gelegen 
und nicht in einer richtigeren Marx-Rezeption, auch nicht — wie Dutschke zu meinen 
scheint — in einem (halb)asiatischen Weg zum Kommunismus. — Diese wenigen Bemer- 
kungen können natürlich nicht den — für mich sehr lehrreichen — neueren Beiträgen zur 
Lenin-Diskussion gerecht werden. 
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letarischen Revolution zusammen. Für den konkreten Fall der Entwicklung der 
SU gilt das beispielhaft für das Konzept vom ‚Sozialismus in einem Land’. Dies 
war einerseits bestimmt durch die Überlebensinteressen der objektiv auf Ruß- 
land beschränkt gebliebenen proletarischen Revolution. Indem jedoch anderer- 
seits die Führung der KPdSU aus dieser Situation eine spezifische politische Stra- 
tegie entwickelte, wirkte diese als zusätzliches Hindernis für eine revolutionäre 
Zuspitzung der Klassenkämpfe in anderen Ländern (vor allem Westeuropa und 
China) (46). Je länger aber eine revolutionäre Entwicklung außerhalb Rußlands 
auf sich warten ließ, desto stärker verfestigte sich die bürokratisierte Parteifüh- 
rung und ihr Interesse, auch weiterhin ohne „äußere Störungen” daran zu ar- 
beiten, den Kapitalismus ‚einzuholen und zu überholen”. 

Die hier angesprochene Entwicklung des nachrevolutionären Rußlands von 
der Diktatur des Proletariats zur staatskapitalistischen Diktatur der Parteibüro- 
kratie über das Proletariat ist also Ergebnis eines komplexen historischen Prozes- 
ses. Weder ist es möglich, diesen allein auf die falschen Ideen der russischen Kom- 
munisten zurückzuführen. Das würde bedeuten, die objektiven Schwierigkeiten 
des wirtschaftlich rückständigen, durch Krieg und Bürgerkrieg geschwächten, 
international isolierten Rußlands zu unterschätzen. Noch ist es möglich, allein 
diese genannten objektiven Faktoren für das letztliche Scheitern der russischen 
Revolution verantwortlich zu machen. Das würde heißen, die, im internationa- 
len Maßstab betrachtet, aktuell revolutionäre Situation Endes des Ersten Welt- 
kriegs zu leugnen (47). Aus diesem Verständnis der Entwicklung der UdSSR erge- 
ben sich Ansätze für eine historisch-materialistische Erklärung der Entstehung 
neuer Herrschaftsverhältnisse in der UdSSR und den Ländern ihres Einflußbe- 
reichs. Eine solche historische Erklärung taucht bei R. Damus nicht auf. Und ge- 
rade dieser Mangel führt zu einer m.E. falschen Einschätzung der Herrschaftsver- 
hältnisse in der DDR. 

Als deren Ursachen erscheint bei R. Damus der Plan und das ihm zugrunde 
liegende „Zivilisationsmodell””. Aber es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, warum 
die Planungsorgane nicht ein anderes, demokratisch bestimmtes Zivilisationsmodell 
ihrer Planung zugrundelegen. Das heißt auch, es gibt keinen Grund, warum eigent- 
lich die neue Form unmittelbarer Herrschaft nicht auf dem Wege von Reformen 
zu verändern sein sollte. Das Scheitern einer Selbstreform der Bürokratie in der 
CSSR 1968 muß nach dieser Theorie als Unglücksfall erscheinen. 


Das Gesellschaftssystem der DDR als Staatskapitalismus 


Es gibt jedoch vor allem zwei Ursachen dafür, daß in der DDR 


46 Vgl. Peter W. Schultze, Weltmarkt und Weltrevolution, in: ds (Hg), Übergangsgesell- 
schaft... ,a.a.O. (s. Fn. 1),S. 201-292. 

47 Vgl. hierzu u.a. das Nachwort von Chr. Harman in: T. Cliff, Staatskapitalismus in Ruß- 
land, Frankfurt 1975. 
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„dem Plan... . nichts anderes zugrunde (liegt), als was sich im Kapitalismus über das Wertge- 
setz durchsetzt” (48). 


die im Vorangegangenen bereits angedeutet worden sind. Sie schließen — nach aller 
historischen Erfahrung — die Möglichkeit einer allmählichen Vergesellschaftung 
oder Demokratisierung der Planung auf dem Wege der Reform aus: 

Der eine Grund: eine proletarische Revolution hat in der DDR nicht statt- 
gefunden; der andere: was im Zuge der Gründung der DDR an gesellschaftlichen 
Veränderungen tatsächlich stattgefunden hat, geschah im Namen und im Inter- 
esse einer Besatzungsmacht und einer von ihr abhängigen Partei (KPD, später SED), 
die längst andere Ziele verfolgte als die Befreiung der Arbeiterklasse. 

Die Armee der UdSSR, die im östlichen Teil Deutschlands den Faschismus 
besiegte, war ebensowenig gekommen, die deutsche Arbeiterklasse zu befreien 
(falls das von außen überhaupt möglich ist) wie die westlichen Alliierten. Sie ver- 
trat die Interessen eines Staates, dessen Politik nicht mehr durch den proletari- 
schen Internationalismus, sondern durch den ökonomischen und militärischen Wett- 
lauf mit dem Kapitalismus bestimmt war; dessen herrschende Klasse nicht mehr 
das Proletariat, sondern die staatskapitalistische Bürokratie war. 

Ein Beispiel für diese Interessenlage war die rein auf die nationalen Belange 
der UdSSR gerichtete Verhandlungstaktik Stalins (bzw. Molotows) bei den Konfe- 
renzen von Jalta und Potsdam (49); ferner die Wirtschaftsdemontagen in den so- 
wjetisch besetzten Gebieten, die sich keineswegs allein gegen die ehemaligen Kriegs- 
und Naziverbrecher richteten, sondern ebenso gegen die Arbeiterklasse (50). So- 
weit sich, als Betriebsräte und Antifaschistische Komitees, spontan eigene rätear- 
tige Organisationen gebildet hatten,wurden diese von der Besatzungsmacht bzw. 
den von ihr eingesetzten Verwaltungsorganen aufgelöst (51) — ein weiteres Bei- 
spiel dafür, wie bei der Gründung der DDR mit den Interessen und der Selbsttätig- 
keit der Arbeiterklasse umgesprungen worden ist. 


48 R. Damus, Ist die Arbeit... ,S. 97. 

49 Vgl. u.a.: I. Deutscher, Die Mythen des Kalten Krieges, in: D. Horowitz (Hg.), Strategien 
der Konterrevolution, Darmstadt 1969, S. 2Iff; K. Eckhoff, Die Nationale Frage und die 
Politik der Stalinisten, in: die internationale, Nr. 5, Okt. 1974, S. 11-57. „Um die Erfül- 
lung der (Reparations-)Forderungen zu gewährleisten, forderte Molotow ..... im Juni 
1946 eine 40jährige Besetzung und Kontrolle Deutschlands und das Recht auf Entnahme 
von Reparationen bis zu dem Wert von 10 Mrd. Dollar — die Hälfte der Summe von 
20 Mrd. Dollar, die in einem erst I947 veröffentlichten Geheimabkommen zwischen 
Roosevelt und Stalin als Diskussionsbasis für die alliierte Reparationskommission festge- 
setzt worden war.” ($. 18) — Das Recht der UdSSR auf Entschädigung für ihre Verluste 
soll damit nicht grundsätzlich bestritten werden. Aber ein siegreicher Arbeiterstaat hätte 
seine Ansprüche nicht durch Geheimabkommen mit den Imperialisten geltend gemacht, 
sondern die Bevölkerung des besiegten Landes von der Notwendigkeit und Angemessen- 
heit seiner Forderungen zu überzeugen gesucht. 

50 vgl. H. Weber, Von der SBZ zur DDR, Hannover 1966, $. 25; A. Nove, An Economic 
History ofthe USSR, London 1969, S. 289 u. 314; W. Leonhard, Die Revolution entläßt 
ihre Kinder, Berlin 1970, S. 386ff. 

51 H. Weber, a.a.O., S. 46; W. Leonhard, a.a.O., S. 313-320; B. Sarel, Arbeiter gegen den 
Kommunismus, München 1975. 
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War in der UdSSR die Arbeiterklasse im Laufe der Zwanziger Jahre schritt- 
weise enteignet worden, so wurde nun auch mit der Umgestaltung der DDR nach 
dem Modell der UdSSR nicht nur die alte Bourgeoisie, sondern auch die Arbeiter- 
klasse von allen Eigentumsrechten, von den „Kommandohöhen der Wirtschaft”, 
ausgeschlossen. Daß sie bis heute nicht über den Inhalt der staatlichen Planung, 
sondern allenfalls über deren Ausführungen mitbestimmen darf, darüber läßt auch 
R. Damus keinen Zweifel (52). Aber diese Feststellung hat keine entscheidende 
Konsequenz für ihre Einschätzung der Herrschaftsverhältnisse in der DDR. 

Dagegen folgt m.E. aus der Tatsache, daß die Arbeiterklasse der RgW-Län- 
der von der Verfügung über die Produktionsmittel ausgeschlossen ist, daß das 
Gesellschaftssystem dieser Länder prinzipiell keine Alternative zum Kapitalis- 
mus darstellt. Aus der weiteren Tatsache, daß — wie ja auch R. Damus feststellt — 


„dem Plan... nichts anderes zugrunde (liegt), als was sich im Kapitalismus über das Wert- 
gesetz durchsetzt”, (53) 


muß man schließen, daß auch vom Produktionsziel her das Wirtschaftssystem der 
DDR (und vergleichbarer Länder) sich nicht von dem der wesentlichen kapitali- 
stischen Länder unterscheidet. Will man daher die Herrschaftsstrukturen der an- 
geblich sozialistischen Länder begrifflich fassen, so scheint mir die Bezeichnung 
„Staatskapitalismus’” am angemessensten (54). 


Bewegungsgesetze des Staatskapitalismus 


Es ist offensichtlich, daß es in den staatskapitalistischen Ländern keinen oder 
keinen ökonomisch bedeutsamen individuellen Besitz an Produktionsmitteln gibt 
(das gilt zumindest für die hochindustrialisierten Länder DDR, CSSR und UdSSR). 
Jedoch ist das Kapitalverhältnis grundsätzlich nicht an individuelles Eigentum im ju- 
ristischen Sinn gebunden; verstaatlichte Unternehmen in kapitalistischen Ländern 
sind ebenso kapitalistisch wie Aktiengesellschaften, für die der individuelle Besitz 
eine völlig untergeordnete Rolle spielt (55). In den staatskapitalistischen Ländern 
besitzt die in der Spitze des Partei- und des Staatsapparates organisierte „zentrale 


52 R. Damus, Entscheidungsstrukturen ... ,S. 174-182. 

53 s. Anm. 48. 

54 vgl. Anm. 3. 

55 Schon Engels bemerkt in seiner „Kritik des Sozialdemokratischen Programmentwurfs 
von 1871, (MEW, Bd. 22, S. 231): „Was heißt denn kapitalistische Privatproduktion? 
Produktion durch den einzelnen Unternehmer, und die wird ja mehr und mehr Ausnah- 
me. Kapitalistische Produktion durch Aktiengesellschaften ist schen keine Privatproduk- 
tion mehr, sondern Produktion für assoziierte Rechnung von vielen. Und wenn wir von 
den Aktiengeselischaften übergehn zu den Trusts ..... so hört da nicht nur die Privatpro- 
duktion auf, sondern auch die Planlosigkeit.’’; vgl. auch die Äußerungen von Marx zur 
Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise innerhalb der kapitalistischen Produk- 
tionsweise, Kapital III, 27. Kapitel. 
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politische Bürokratie” (56), die Produktionsmittel kollektiv. Mit der ausschließ- 
lichen Verfügungsgewalt über den Staatsapparat, der der Kontrolle durch das Pro- 
letariat entzogen wurde, besitzt die Bürokratie auch die veıstaatlichten Produktions- 
mittel und verfügt über das gesellschaftliche Mehrprodukt (57). 

Ein zweiter Unterschied zum westlichen Kapitalismus besteht darin, daß es 
einen Markt im eigentlichen Sinn nicht gibt (58). Solche Unterschiede in der Form 
(59) ändern nichts daran, dafs die geplante staatskapitalistische Wirtschaft nichts 
anderes zum Ziel hat als der weitgehend ungeplante private Kapitalismus: eine 
maximale Steigerung der Ausbeutungsrate zum Zwecke der Akkumulation unab- 
hängig und auf Kosten von den Bedürfnissen der Arbeiterklasse (60). 

Die Übereinstimmung im Produktionsziel ist kein Zufall, kein ideologischer 
Mißgriff oder bloßer Willkürakt der Bürokratie. Deshalb hat es bisher auch noch 
keine langfristig erfolgreichen Versuche gegeben, die Produktion an den Bedürf- 


56 Der Begriff stammt von Kuron/Modzelewski (s. Anm. 3). — Er unterscheidet sich wesent- 
lich vom Begriff ‚„Staatsbourgeoisie’”’, wie er von Bettelheim mit einem sehr verschwom- 
menen „Staatskapitalismus”-Begriff eingeführt worden ist. (Vgl. Ch. Bettelheim, Ökono- 
mischer Kalkül und Eigentumsformen, Berlin 1970, S. 81ff und 89f£f). B. führt die Ent- 
stehung der „Staatsbourgeoisie’” auf das Fortbestehen kapitalistischer Elemente, insbe- 
sondere der Unternehmensform, während der Übergangsperiode zurück. Weil sie auf- 
grund politischer Schwächen der Parteiführung nicht zurückgedrängt wurden, bemächtig- 
ten sich die kapitalistischen Elemente — letzten Endes die Unternehmensleiter — mehr 
und mehr auch des Staatsapparats und ordnen ihn den Profitinteressen der einzelnen 
Unternehmen unter. „Staatskapitalismus” bedeutet bei B. also Durchsetzung der Profit- 
interessen einzelner Unternehmen mittels staatlicher Planung. — Demgegenüber besteht 
nach T. Cliff die staatskapitalistische Konterrevolution darin, daß sich die bürokratisierte 
Parteiführung über dic „politische Expropriation des Proletariats” (Trotzki) die Produk- 
tionsmittel angeeignet und sie — durchaus gegen die Interessen einzelner Unternehmer 
— seit dem ersten Fünfjahresplan 1928 dem Produktionsziel, staatliches Kapital zu akku- 
mulieren, unterworfen hat. 

57 Vgl. die Äußerung von Chr. Rakowski, einem der führenden Mitglieder der trotzkisti- 
schen Opposition: „Unmittelbar vor unseren Augen hat sich eine umfangreiche Klasse 
von Hersschern gebildet und bildet sich weiterhin . . . Die grundlegende Stütze dieser 
neuartigen Klasse ist eine Form, eine neuartige Foxm von Privateigentum, nämlich der 
Besitz der Staatsmacht.” (Chr. Rakowski [1930] zit. in: M. Shachtman, The Bureaucratic 
Revolution, New York 1962, S. 79.) 

58 Mattick spricht von einem „Quasi-Markt’’, da entweder im voraus durch die Planung oder 
nachträglich durch staatliche Umverteilungsmaßnahmen auch andere Proportionen herge- 
stellt werden können, als dies unter reinen Marktverhältnissen der Fall wäre. (Vgl. P. 
Mattick, Marx and Keynes, Boston Mass., 1969, S. 289ff.) In der „bewußten Anwen- 
dung des Wertgesetzes” seit den Wirtschaftsreformen sieht M. vor allem ein ideologisches 
Manöver. Die Maßnahmen der Bürokratie sollen damit den Anschein von unabänderlich 
wirksamen objektiven Gesetzen bekommen (ebd. $. 317£). 

59 Darauf beziehen sich die Einwände der orthodox trotzkistischen Kritiker. Vgl. E. Man- 
del, Die Widersprüche der Theorie des Staatskapitalismus; W. Olle, Zur Theorie des 
Staatskapitalismus; (s. Anm. 3). Vgl. als Enigegnung auf Mandel: Chr. Harman, The In- 
consistencies of Ernest Mandel, in: Interational Socialism, No. 41, Dec/Jan, 1969/70; 
‚Oeconomicus’, Zur Analyse der Ökonomie der UdSSR, in: Pro und Contra, 2. Jg. Nr. 9, 
Sept. 1951,S. 1129-31. 

60 Siehe nebenstehende Tabelle 
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nissen der Arbeiterklasse zu orientieren. Denn das Produktionsziel einer maximalen 
Akkumulationsrate wird den staatskapitalistischen Ländern durch den Zwang, 
ökonomisch wie militärisch mit dem westlichen Kapitalismus zu konkurrieren, auf- 
genötigt. 

Der Begriff der Konkurrenz wird hier in einem sehr umfassenden Sinn ge- 
braucht und meint nicht nur das Bestreben der Warenproduzenten, ihre Produkte 
auf dem Markt mit möglichst hohem Gewinn und auf Kosten der anderen Produ- 
zenten loszuschlagen. Doch ist diese „‚friedliche”’ Form der Konkurrenz in der Ge- 
schichte des Kapitalismus ohnehin keineswegs die Regel gewesen. Sowohl in seiner 
Entstehungszeit als erst recht in seiner imperialistischen Phase schloß die Konkur- 
renz nationaler Kapitale verschiedene Formen des staatlichen Protektionismus so- 
wie andere außerökonomische Maßnahmen bis hin zum Krieg, zur Kriegsdrohung 
und -vorbereitung mit ein (61). 


60 Akkumulationsrate und Konsumtionsrate der DDR (Anteil am im Inland verwendeten 
Nationaleinkommen) in vH: 


1950 1955 1960 1965 1970 1971 1972 


Akkumulationsrate 8.5 9.8 18.1 19.9 24.0 22.8 21.9 
Konsumtionsrate 91.5 90.2 81.9 80.1 76.0 172 78.1 
% Ausgaben für den 

Staatsapparat* 6.1 6.0 5.4 5.7 6.4 7.0 72 


Rate der individuellen 

u. lebensstandardwirk- 

samen gesellschaftlichen 

Konsumtion 85.4 842 76,5 74.4 69.6 70.2 70.9 


*berechnet als ‚„‚gesellschaftliche Konsumtion’” minus ‚„lebensstandardwirksame gesell- 
schaftliche Konsumtion” 
(Quelle: Politische Ökonomie des Kapitalismus und Sozialismus, Berlin (DDR) 1974, S 


S. 634) 
Zum Vergleich: Akkumulationsrate in der BRD: 
1960-1964 1965-1968 1969-1972 höchste / niedrigste Quelle: DIW 
jährliche Quote (Hg.), DDR- 
Wirtschaft, 
24.2 21.8 22.3 25.8 20.0 Frankfurt 
(1960) (1967) 1974, S. 123 


Die Vergleichbarkeit der Daten ist aufgrund der unterschiedlichen Preisstrukturen be- 
grenzt. Vermutlich sind auch nach der Industriepreisreform der 60er Jahre in der DDR 
die Produtionsmittel unterbewertet, so daß die Akkumulationsrate im Vergleich zur 
BRD noch höher liegen dürfte. 

61 Selbst wenn man von einem engeren Konkurrenzbegriff ausgeht, ist Mandels Kritik, der 
Außenhandel der UdSSR mit den entwickelten kapitalistischen Ländern betrage nicht 
einmal 1%, nicht stichhaltig. (Vgl. E. Mandel, Zur Theorie der Übergangsgeselischaft, in: 
permanente revolution -- materialien nr. 1, Berlin 1972, S. 102.) Mandel berücksichtigt 
nicht die strukturelle Bedeutung dieses Außenhandels, wie sie sich etwa aus den Ana- 
lysen von A.C. Sutton ergibt. (Vgl. den Bericht über diese Studien von W. Spohn in: 
Prokla 19/20/21, Okt. 1975, S. 225-259.) Ebensowenig geht er darauf ein, inwiefern 
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Die Bedeutung, die Planung in den staatskapitalistischen Ländern hat, läßt 
sich anhand eines Vergleichs mit der internen Organisation großer Konzerne oder 
Trusts erläutern. In jener reproduziert sich bereits der von Marx konstatierte Wider- 
spruch zwischen der „Anarchie der gesellschaftlichen und (der) Despotie der 
manufakturmäßigen Arbeitsteilung” auf erweiterter Stufenleiter (62). 

Innerhalb der staatskapitalistischen Länder bestimmt der Plan darüber, mit 
welchen Proportionen das Produktionsziel, die Akkumulation um der Akkumula- 
tion willen, am besten erreicht werden kann (63); ebenso wird auch in einem 
großen Konzern bestimmt, welche Betriebe oder Bereiche expandieren und welche 
schrumpfen sollen. Innerhalb eines Konzerns kann es auch durchaus vorkommen, 
daß einzelne Bereiche zeitweilig mit Verlust arbeiten, ohne daß diese Abteilungen 
gleich zum Zwecke der Ausgleichung der Profitraten schrumpfen müssen. Insofern 
ist also innerhalb eines Konzerns das Wertgesetz außer Kraft gesetzt. Es gilt aber 
nach wie vor für die Beziehungen des Konzerns insgesamt zu seinen Konkurrenten 
und zwingt ihn, die Gesamtheit der Arbeiter, die in ihm beschäftigt sind, maximal 
auszubeuten, auch wenn er vielleicht in Einzelbereichen mit Rücksicht auf die Lage 
am Arbeitsmarkt oder die besondere Kampfbereitschaft einzelner Belegschaften 
Zugeständnisse in Form von Lohn und Sozialleistungen macht. Entsprechend kön- 
nen die staatskapitalistischen Staaten sowohl in einzelnen Wirtschaftszweigen Ver- 
luste hinnehmen als auch auf politischen Druck hin gegenüber Forderungen ihrer 
Arbeiterklasse Zugeständnisse machen. Entsprechend ihren insgesamt größeren 
verfügbaren ökonomischen Mitteln haben sie hier auch einen größeren Spielraum 
als kapitalistische Konzerne — das beweist die zeitweilige Aufwertung des Konsum- 
gütersektors nach den politischen Krisen 1953 (DDR) und 1970 (Polen). Insgesamt 
müssen sie aber an ihrem Ziel festhalten, den westlichen Kapitalismus „einzuholen 
und zu überholen” (64). 


die Arbeitsteilung innerhalb des RgW durch das Bedürfnis der UdSSR diktiert ist, sich 
zeitweilig vom direkten Einfluß des Weltmarktes unabhängig zu machen. In anderem Zu- 
sammenhang stellt übrigens Mandel selber fest: „Der internationale Wettbewerb mit der 
kapitalistischen Wirtschaft (!) legt den Akzent mehr und mehr auf die Qualität der Pro- 
dukte, die Produktivität der Arbeit und die Rationalisierung der Investitionen.” (E. Man- 
del, Marxistische Wirtschaftstheorie, Ffm 1968, S. 608.) Es ist außerdem bemerkenswert 
mit welcher Unbekümmertheit Mandel einerseits die Bedeutung der Konkurrenz mit dem 
westlichen Kapitalismus bestreitet, andererseits (neben der ‚Logik des Plans’’) die quan- 
titativ wie qualitativ fast bedeutungslosen Konsuminteressen der Bürokratie zum Motor 
der Wirtschaft in den Übergangsgesellschaften erklärt. (Vgl. Zur Theorie der Übergangs- 
gesellschaft, a.a.O., S. 96f und 104.) 

62 Dieser Vergleich geht auf Bucharins Analyse der ‚‚staatskapitalistischen Trust’ unter Be- 
dingungen der kapitalistischen Kriegswirtschaft während des 1. Weltkrieges zurück. Vgl. 
u.a. N. Bucharin, Imperialismus und Weltwirtschaft, Berlin 1929, S. 133. 

63 All die Theorien, die ihre These von der „Restauration des Kapitalismus” aus der Ver- 
selbständigung des Managemenis der Betriebe und Kombinate begründen, gehen an der 
Sache vorbei. Zwischen der Planungszentrale und dem betrieblichen Management gibt 
es zwar immer wieder Konflikte, aber Ziel der Wirtschaftsreformen war es gerade, die 
Konflikte gemäß den Entscheidungen der Zentrale einzudämmen. 
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Die Bedeutung der Konkurrenz mit dem westlichen Kapitalismus wird von 
der herrschenden Bürokratie der staatskapitalistischen Staaten immer wieder her- 
vorgehoben. Dem entsprechenden theoretischen Formulierungen, nach denen 
„Klassenkampf” in erster Linie „Systemkonkurrenz” bedeutet. So heißt es im offi- 
ziellen DDR-Lehrbuch zur „Politischen Ökonomie des Sozialismus von 1969: 


„Qualität, Tempo und Effektivität der Verwirklichung der wissenschaftlich-technischen Revo- 
lution spielen im Klassenkampf zwischen Sozialismus und Kapitalismus eine entscheidende 
Rolle.” (65). 


Auch wenn die staatskapitalistischen Wirtschaften einstweilen noch aufgrund der ei- 
genen Entwicklungsrückstände ihre Produkte nicht völlig ungeschützt der Konkur- 
renz auf dem Weltmarkt aussetzen wollen, spielt doch die Orientierung auf die 
„Weltmarktfähigkeit” bei allen Appellen zur Verbesserung der Qualität und zur 
Senkung der Kosten eine große Rolle: 


„Die Weitmarktfähigkeit der Erzeugnisse ist eine Grundfrage der planmäßigen Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR und entscheidet mit über die Erfolge bei der Gestaltung des entwik- 
kelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus. Zur Erhöhung der Weltmarktfähigkeit der 
Erzeugnisse ist es notwendig, durch den Plan und die Anwendung ökonomischer Hebel die Be- 
triebe, Kombinate und VVB zu zwingen, die Kosten zu senken und Preise ihrer Erzeugnisse mit 
den Weltmarktpreisen zu konfrontieren.’ (66) 


Das hat nach offizieller DDR-Theorie seine Auswirkung auf die „Anwendung des 
Wertgesetzes” innerhalb der nationalen Wirtschaften. Es ergibt sich nämlich 


„eine Tendenz ... . zum internationalen Wert. Diese Tendenz verstärkt sich unter den Bedin- 
gungen der wissenschaftlich-technischen Revolution, weil die Dimensionen einer hocheffekti- 


64 Ein jüngstes Beispiel für die Wirksamkeit des Weltmarktes ist die Erhöhung der Rohstoff- 
preise im internen Handel des RgW. In der DDR versucht die Bürokratie die Auswirkun- 
gen dieser Preissteigerungen auf die Einzelhandelspreise durch höhere staatliche Subven- 
tionen abzufangen. Um gleichwohl die Akkumulationsrate nicht zu schmälern, greift sie 
z.T. zu indirekten Preiserhöhungen (z.B. durch Sortimentsveränderungen) und versucht 
die Ausbeutungsrate durch verstärkte Arbeitsintensivierung zu steigern. Vgl. Der Spiegel 
Nr. 10, 1975, 3.3.75, S. 44ff; zur politischen Vermittlung des Krisenzusammenhangs vgl. 
H.H. Ticktin, The Capitalist Crisis and Current Trends in the USSR, Critique, No. 4, 
Spring 1975, S. 101-109. 

65 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, Berlin (DDR) 
1969, S. 292. 

66 Wörterbuch der Ökonomie Sozialismus, Berlin (DDR) 1969, S. 888; vgl. auch E. Jahn, 
a.a.0., (s. Anm. 17), S. 95: „Die Sowjetunion entsteht durch das ‚Ausscheren’ einer 
Nation aus dem kapitalistischen Weltmarkt, die auf bürokratischer Grundlage — da ihr 
das Bürgertum fehlt — die frühkapitalistische ursprüngliche Akkumulation durch rück- 
sichtsloses Auspressen des Mehrprodukts aus dem Bauern und aus dem Arbeiter nach- 
holt und danach ... . wieder, nun konkurtenzfähig, nun fähig zu Wirtschaftsbeziehun- 
gen ‚zum gegenseitigen Vorteil’, d.h. zu gegenseitiger Ausbeutung der Arbeitskraft, auf 
dem Weltmarkt erscheint. Hier fordert sie nun freien Handel und Meistbegünstigungs- 
klauseln ohne politische Diskriminierung.” (E. Jahn bezeichnet das System der UdSSR 
nicht als Staatskapitalismus, sondern als „bürokratischen Etatismus”, da die Bürokra- 
tie nur eine „Quasi-Klasse” sei. (Ebd. S. 98.) — Zum Ausmaß und zur Struktur des 
Außenhandels der DDR vgl.: DIW, DDR-Wirtschaft — eine Bestandsaufnahme, Frank- 
furt 1974, S. 270-298. 
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ven, auf dem wissenschaftlich-technischen Höchststand durchgeführten Massen- und Spezial- 

produktion über die Grenzen einer nationalen Volkswirtschaft hinauswachsen. Demgegenüber . 
gewinnt die Beachtung der Weltmarktpreise . .... größere Bedeutung für den internationalen 

Warenaustausch vom Standpunkt der Orientierung auf eine höhe Arbeitsproduktivität.” (67) 


Die internationale Konkurrenz ist auch der entscheidende Grund dafür, warum alle 
Tendenzen einer Rückkehr zum Privateigentum in den RgW-Ländern bisher nicht 
zum Zuge kommen konnten. Der Grund liegt darin, ‚„‚daß Staat ‚und’ Bürokratie, 
d.h. der bürokratische Staat, d.h. der Staat der Bürokratie, als Ganzes ein Interesse 
daran hat, das ‚Kollektiveigentum’ zu schützen .... Denn das Tempo der forcierten 
Akkumulation in der SU schließt einerseits die private Disposition der Kapitalien, 
andererseits die persönliche Konsumtion eines Teils des Mehrwerts durch Privat- 
kapitalisten völlig aus.” (68) 

Nicht aufgrund eines falschen ‚„Zivilisationsmodells””, sondern aufgrund des 
Zwangs, mit dem westlichen Kapitalismus zu konkurrieren und sich gleichzeitig 
auch gegenüber den anderen nationalen Staatsbürokratien zu behaupten, herrscht 
in den staatskapitalistischen Ländern das gleiche Produktionsziel und damit letzten 
Endes das gleiche Bewegungsgesetz wie in der Wirtschaft der westlichen kapitalisti- 
schen Länder. 


„Übergangsgesellschaften” keine Alternative zum Kapitalismus 


Bei der Diskussion um den Charakter der Herrschaftsverhältnisse in der DDR und 
den übrigen „sozialistischen” Ländern handelt es sich nicht um einen bloßen Eti- 
kettenstreit. Sondern es geht zugleich um die Frage, ob diese Staaten einen histo- 
rischen Fortschritt gegenüber dem traditionellen Kapitalismus darstellen. Die trotz- 
kistischen Theoretiker der Übergangsgesellschaft bejahen diese Frage. Ihr Haupt- 
argument ist die Planung an sich, unabhängig von deren Inhalt (69). Bei R. Damus 
kommt noch ein zweites Argument hinzu: die „‚Sozialstaatlichkeit” (70). 

Nun ist — wie die Sozialgesetzgebung im Kapitalismus zeigt — „Sozialstaat- 
lichkeit”” durchaus vereinbar mit fortbestehender Ausbeutung. Diese wird nur in 


67 Politische Ökonomie des Sozialismus ... , a.a.0., S. 277. 

68 ‚Oeconomicus’, a.a.0.,S. 131. F 

69 Vgl. E. Mandel, Zehn Thesen zur sozialökonomischen Gesetzmäßigkeit der Übergangs- 
geselischaft zwischen Kapitalismus und Sozialismus, in: P. Hennicke (Hg.), Probleme 


des Sozialismus ..... , a.a.0., S. 20: „Bewußte Verteilung der Wirtschaftsresourcen ist 
nun das für die Produktionsverhältnisse (der Übergangsgeselischaft — MPB) entschei- 
dende Kennzeichen.” — Zu welchen Widersprüchen diese Theorie führt, wird an einer 


Stelie in dem zitierten Artikel von K. Eckhoff besonders deutlich (vgl. Anm. 49): E. 
wertet es als ein „Paradox” des 17. Juni, daß die Aufständischen durch das Scheitern 
ihrer antistalinistischen Revolte „die fortschrittlichen geselischaftlichen Grundlagen 


der DDR -— das Staatseigentum .. . ” bewahrten. (S. 50.) -— Das Paradox liegt hier 
wohl bei der trotzkistischen Orthodoxie. 

70 R. Damus, Vergesellschaftung ....,S. 189; vgl. auch E. Altvater, Plan und Markt, a,a.O., 
s.112. 
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ihren Auswirkungen abgemildert. Von einer anderen Qualität der Sozialpolitik in 
den staatskapitalistischen Ländern könnte man nur dann sprechen, wenn die 
sozialstaatlichen Maßnahmen entweder wesentlich umfassender wären als in einem 
kapitalistischen Land oder einem anderen Prinzip folgen würden. 

Beides scheint mir nicht der Fall zu sein. Ein quantitativer Vergleich ist zwar 
wegen der unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen (u.a. den unterschiedlichen 
Preisen) ausgesprochen schwierig. Insgesamt scheinen mir jedoch die sozialstaat- 
lichen Maßnahmen nicht umfangreicher als in einem kapitalistischen Land zu sein 
(71). Auch ist der Anteil der ‚lebensstandardwirksamen geselischaftlichen Konsum- 
tion” -— in der alle sozialstaatlichen Maßnahmen zusammengefaßt sind — am Natio- 
naleinkommen seit 1955 mit knapp 3 vH bis heute so gut wie unverändert geblie- 
ben. Das legt den Schluß nahe, daß es keine Tendenz gibt, von einer Güter-Vertei- 
lung nach Leistung zu einer Verteilung nach Bedürfnissen überzugehen. 

Dementsprechend heißt es im neuesten DDR-Lehrbuch zur politischen Öko- 
nomie des Sozialismus nach einer Aufzählung der verschiedensten „sozialpoliti- 
schen” Maßnahmen (einschließlich Gesundheits- und Bildungswesen): 


„Die aufgeführten Maßnahmen sind auf die wirkungsvollere Durchsetzung des Gesetzes der 
Verteilung nach der Leistung gerichtet. Sie wirken sich positiv auf den Leistungswillen und 
die Aktivität der Werktätigen aus.” (72) 


Mit den gleichen Argumenten würde auch die Leitung eines westlichen kapitalisti- 
schen Konzerns ihre Sozialleistungen begründen. (Sie würde auch darauf bestehen, 
daß diese Sozialleistungen ein Beweis dafür sind, daß der von Marx kritisierte Ka- 
pitalismus als Ausbeutungssystem längst überwunden ist.) 

Bezeichnenderweise werden von der Sozialpolitik der DDR gerade jene Be- 
reiche vernachlässigt, die für die Reproduktion der Arbeitskraft von untergeordne- 
ter Bedeutung sind. So liegen die Renten wesentlich unter dem ohnehin schon küm- 
merlichen Niveau der BRD (73). Damit soll offensichtlich erreicht werden, daß 
Rentner in größerem Umfang noch dem angespannten Arbeitsmarkt der DDR zur 
Verfügung stehen. Ähnlich ist die Tatsache zu werten, daß bei Krankheit der 
Lohn nicht fortgezahlt wird, sondern nur das Krankengeld gewährt wird, wodurch 
eine 10-prozentige Einkommenseinbuße entsteht (74). 


71 Ein sehr grober Vergleich ergibt sich aus: Deutschland 1971, Bericht und Materialien 
zur Lage der Nation, Köln und Opladen 0.J. (1971), S. 398: 1969 lag der Anteil der 
öffentlichen Mittel an der „sozialen Sicherung” (einschl. öffentliches Gesundheits- 
wesen) am BSP — d.h. der nicht durch die Beiträge der Versicherten finanzierte An- 
teil — in der BRD mit 7,1% geringfügig höher als in der DDR mit 6.2%. 

72 Politische Ökonomie des Kapitalismus und des Sozialismus, a.a.0., s. 594. 

73 Die durchschnittlichen Altersrenten betrugen 1972 in der DDR 242 Mark, in der BRD 
499 DM. Der durchschnittliche Rentnerhaushalt bezog in der DDR 1972 343 Mark, 
in der BRD 1120 DM. Dieser Unterschied wird nicht wesentlich dadurch verringert, 
daß die Höhe der Renten in der DDR weniger breit gestreut ist und die Kaufkraft der 
Mark für einen Rentnerhaushalt um 25% über dem der DM liegt. — Alle Zahlen nach: 
DDR-Wirtschaft, a.a.0., S. 235; 246; 254. 

74 Vgl. DDR-Wirtschaft, a.a.0., S. 225 „Voraussetzungen und Umfang der” (sozialen) ‚‚Lei- 
stungen zielen darauf ab, daß sie der (Wieder)Aufnahme einer Arbeit förderlich und 
ihrer Aufgabe hinderlich sind.” (ebd. S. 224.) 
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Ein anderer Bereich, der — zumindest bis zur letzten Fünfjahrplan-Periode — 
extrem vernachlässigt wurde, ist der Wohnungsbau. Zwar sind die Mieten bekannt- 
lich fast gleichbleibend niedrig. Aber viele Wohnungen sind nach Wohnfläche und 
Anzahl der Räume zu klein, unzureichend ausgestattet und infolge Überalterung 
bzw. mangelnder Instandhaltung in sehr schlechtem Zustand (75). 

Mit dem letzten Fünfjahresplan hat sich durch umfangreiche Baumaßnahmen 
im Wohnungsbau die Situation zwar spürbar verbessert, aber nicht grundsätzlich 
geändert (76). Erstmals seit 1961 sollen nun mehr als 10% der geplanten 408 500 
Wohnungen als Eigenheime gebaut werden; das heißt: auf diesem Wege sollen Teile 
der Bevölkerung stärker als bisher zur Finanzierung des Wohnungsbaus herangezo- 
gen werden (77). 

Die hier angeführten Beispiele bestätigen die These von Kuron und Modzele- 
wski, daß die staatlichen Sozialleistungen nicht eine Umverteilung des gesellschaft- 
lichen Mehrprodukts zugunsten der Arbeiterklasse darstellen, sondern nur eine 
andere Form der Zuteilung der für die Erhaltung der Arbeitskraft notwendigen Re- 
produktionsmittel. 

Diese mehr oder weniger kostenlosen Dienstleistungen sind 


3. „ bei einem gegebenen Stand des Reallohns ein unabdingbares Element des lebensnotwen- 
digen Minimums des Arbeiters. Vom Standpunkt der Organisatoren der Produktion sind sie so- 
mit Teil der Produktionskosten und gehören zum notwendigen Produkt und nicht zum Mehr- 
produkt.” (78) 


Von der angeblichen „Sozialstaatlichkeit”’ bleibt damit eigentlich nur die „Arbeits- 
platzsicherheit” (79). Diese ist keine besondere Tugend in einem Land, in dem 
aufgrund der Abwanderung von mehr als 2,6 Millionen Menschen (bis 1961) — über- 
wiegend im arbeitsfähigen Alter — ein Mangel an Arbeitskräften besteht (80). Ar- 
beitsplatzsicherheit ist aber auch für sich genommen keine Tugend, solange es sich 
dabei eigentlich nur um eine „Ausbeutungsplatzsicherheit” handelt. 


75 Im Vergleich zur — auch auf diesem Gebiet keineswegs rühmlichen BRD -— betrug in der 
DDR 1973 die durchschnittliche Wohnungsfläche 58 qm (BRD 72 qm); 48% der Woh- 
nungen haben nur 1 oder 2 Zimmer (BRD: 35%). 1971 besaßen nur 11% der Wohnun- 
gen in der DDR Zentralheizung, nur 42% eine Innentoilette, nur 39% ein Bad. DDR- 
Wirtschaft, a.a.O., S. 159ff. — Laut W. Obst befaßten sich Ende der 60er Jahre die 
meisten (ca. 40%) Eingaben der Bevölkerung an Partei-, Staats- und Wirtschaftsstellen 
mit Wohnungsproblemen. Obst berichtet auch: ‚‚Die zentrale Partei- und Staatsführung 
mußte wiederholt die Wohnungsbau und Reparaturkapazitäten ... . gegen den Protest 
der Gemeinden und Länder für industrielle Projekte heranziehen und dem Wohnungssek- 
tor entziehen.” W. Obst, DDR-Wirtschaft, Hamburg 1973, S. 119. (Als ehemaliger Wirt- 
schaftsfunktionäre der DDR kann sich Obst auf insider-Informationen stützen, allerdings 
macht seine Begeisterung für den guten alten Kapitalismus seine politischen Schlußfolge- 
rungen indiskutabel.) 

76 So stieg der Anteil des Wohnungsbaus am gesamten Bauvolumen von 24% 1970 (BRD 
37.7%) auf 27.8% 1973 (BRD 42.9%). Vgl. DDR-Wirtschaft, a.a.O., S. 372. 

77 ebd. S. 161. j 

78 Kuron/Modzelewski, a.a.0.,S. 16. 

79 R. Damus, Ist die Arbeit...,S. 101. 


Zudem sind im Zusammenhang mit den Wirtschaftsreformen in verschiedenen 
RgW-Ländern immer wieder Überlegungen aufgetaucht, ob nicht, um einen Kosten- 
druck infolge Vollbeschäftigung zu vermeiden, der „optimale Beschäftigungsgrad’” 
unter dem gesetzlich garantierten maximalen Beschäftigungsgrad liegen sollte. 
Ohnehin wird eine Arbeitslosenquote von bis zu 1% infolge struktureller oder sai- 
sonaler Schwankungen als normal angesehen (in den westlichen kapitalistischen 
Ländern heißt Vollbeschäftigung bis zu 2% Arbeitslosigkeit). Für solche Arbeitslose 
gibt es zwar in der Regel von den Betrieben zu zahlende Überbrückungsgelder, aber 
keine gesetzlich garantierte Arbeitslosenunterstützung. 

Vor allem unter Wirtschaftswissenschaftlern und Spitzenmanagern sind immer 
wieder Überlegungen angestellt worden, durch höhere Arbeitslosigkeit die Arbeits- 
moral (z.B. das ständige Problem der hohen Fluktuation) zu heben. Dagegen steht 
die herrschende Auffassung, wie sie z.B. von dem ungarischen Theoretiker J. Timor 
formuliert wurde „... unter sozialistischen Verhältnissen darf der freie Fluß der 
Arbeitskräfte, wie er für das ökonomische Wachstum, für strukturellen Wandel und 
das Beschäftigungsgleichgewicht erforderlich ist, sich nicht auf eine Reservearmee 
von Arbeitslosen stützen. Kine geplante Wirtschaft hat andere Mittel diese Ziele zu 
erreichen.” (Hervorhebung im Original) (81). 

Genau das gilt auch für die wichtigste Funktion, die Arbeitslosigkeit im pri- 
vaten Kapitalismus hat, nämlich: das Lohnniveau niedrig zu halten. Diese Aufgabe 
wird in den staatskapitalistischen Ländern durch die staatliche Lohnfestsetzung 
übernommen. Sie sorgt — in „bewußter Anwendung des Wertgesetzes” — für stei- 
gende Akkumulations- und sinkende Konsumtionsraten. Um den Preis einer sol- 
chen wirksamen staatlichen Begrenzung des Lohnniveaus wären auch westliche 
Kapitalisten sicher gern bereit, auf Massenarbeitslosigkeit zu verzichten. 


Politische Bedeutung einer Begriffsbestimmung 


Trotz dem — m.E. wenig stichhaltigen — Hinweis auf die „Sozialstaatlichkeit”, be- 
hauptet R. Damus keineswegs, daß die „nachkapitalistischen Gesellschaften eine 
positive Alternative zu den kapitalistischen darstellen (82). Aus der Feststellung, 
daß in den „nachkapitalistischen” Staaten die Verfügung über die Individuen ‚viel 
totaler”, weil unmittelbar, ist (83), könnte man folgern, daß die nachkapitalisti- 


80 Die gesetzlich garantierte Arbeitsplatzsicherheit kann in anderen staatskapitalistischen 
Ländern nicht durchweg eingehalten werden. Das extreme Beispiel ist Jugoslavien mit 
einer Arbeitslosenquote von derzeit 9%. In der UdSSR betrug die Arbeitslosigkeit 
1964/65 in kleineren und mittleren Städten zum Teil 25-30%. Vgl. H.H. Ticktin, To- 
wards a Political Economy of the USSR, in: Critique No. 1, 1973, $S. 31 Fn. 26. 

8l J. Wilezynski, Socialist Economic Development and Reforms, London 1972,58. 126. 

82 »... These ... daß wir von Lohnarbeit in den osteuropäischen Staaten nicht sprechen 
können. Diese Verneinung ,. . impliziert jedoch .. .. nicht von vornherein (?) eine posi- 
tive Wertung. Denn schließlich lassen sich ja andere Restriktionsbedingungen als die der 
bürgerlichen Gesellschaft denken und vorfinden.” R. Damus, Ist die Arbeit... .S. 92. 

83 Ebd., S. LO1; ds. Vergesellschaftung ... ,S. 181. 
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schen Gesellschaften sogar einen Rückfall in vorkapitalistische Herrschaftsformen 
darstellen. Diese Folgerung zieht R. Damus so wenig wie die gegenteilige. 

Damit aber sind alle politisch entscheidenden Fragen offen. Denn bei der 
Diskussion über die sozialistischen” Länder geht es letzten Endes um Fragen wie: 
Entspricht die Zielvorstellung der revolutionären Linken vom Sozialismus dem Ge- 
sellschaftssystem der DDR? Ist eine bürokratische Entartung sozialistischer Revo- 
lutionen unvermeidbar? Gibt es andere Alternativen zum Kapitalismus als den ‚‚So- 
zialismus” von Typ der UdSSR oder DDR? Ist ein geplanter Kapitalismus besser 
als ein ungeplanter? 

Auf all diese Fragen gibt die Theorie der Übergangsgesellschaft nur halbe Ant- 
worten. Die scheinbar ‚„undogmatische” Haltung, mit der anstelle des vorbelasteten 
Begriffs „Staatskapitalismus’” ein neuer geprägt wird, ist ein Ausweichen vor den 
Problemen, wie sie sich der Linken im Westen — und in anderer Form auch im 
Osten — stellen (84). Die Theorie der Übergangsgesellschaft ist unfähig, anzugeben, 
wann und unter welchen Bedingungen und in welche andere Gesellschaftsform die 
„Übergangsgesellschaften” „übergehen”. So muß man befürchten, daß sie letzten 
Endes nur den Übergang der Theoretiker vorbereitet — entweder in das Lager der 
Apologeten oder in das Lager jener Kritiker, für die der Kapitalismus — weil weni- 
ger total — doch das geringere Übel darstellt (85). Dagegen ist die Perspektive der 
sozialistischen Revolutionäre in den staatskapitalistischen Ländern auch für west- 
liche Sozialisten klar und unmißverständlich: 


„Die antibürokratische Revolution ist... die Sache der internationalen revolutionären Bewe- 
gung... . Sie ist Teil der revolutionären Weltbewegung. Wie jede Revolution bedroht sie die 
in der Welt erreichte Ordnung und sie wird selbst von den Kräften, die diese Ordnung vertei- 
digen, bedroht ... . Der westliche Imperialismus wird versuchen, unsere Revolution auszu- 
nutzen, um an die Stelle der Bürokratie eine Diktatur der kapitalistischen Monopole zu set- 
zen, die nicht mehr wert ist. 

Unser Verbündeter gegen die Intervention der sowjetischen Panzer ist die russische, 
ukrainische, ungarische, tschechische Arbeiterklasse. Unser Verbündeter gegen den Druck und 
die Drohung des Imperialismus ist die Arbeiterklasse des industrialisierten Westens, die Kolo- 
nialrevolution in den unterentwickelten Ländern.” (86) 


(Wesentliche Anregungen zu diesem Artikel verdanke ich Diskussionen mit Christoph 
Deutschmann.) 


84 Das gilt auch für Begriffe wie „bürokratischer Kollektivismus’’ (Shachtman, Rizzi, Carlo) 
oder „Etatismus’” (Stojanovic). Trotz mancher wichtiger Erkenntnisse bleibt die Frage 
offen, ob diese Gesellschaften einen Schritt über den Kapitalismus hinaus oder hinter 
ihn zurück bedeuten. Vgl. T. Cliff, The Theory of Bureaucratic Collectivism — A Criti- 
que, International Socialism, No. 32, Spring 1968. 

85 Es besteht allerdings auch die Möglichkeit, keine der beiden genannten Alternativen zu 
wählen, sondern beim „Übergang” zur nächsthöheren Ebene wissenschaftlicher Abstak- 
tionen Zuflucht zu nehmen. Dieser Tendenz ist R. Damus wohl in ihrer bisherigen Ent- 
wicklung gefolgt. 

86 Kuron/Modzelewski, a.a.0., S. 70. 
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Renate Damus 

Zur Reproduktion von Herrschaft 

in nachkapitalistischen Gesellschaften 

Anmerkungen zu meinen bisherigen Arbeiten aus Anlaß der vorstehenden Kritik 


Eine Replik kann versuchen, minutiös vorgebrachte Einwände, gewollte und unge- 
wollte Mißverständnisse sowie pamphletartige Unterstellungen, wie sie auch in dem 
vorstehenden Aufsatz enthalten sind, zu widerlegen. Dies führt meist zu haarspalte- 
rischen Auseinandersetzungen, die der Leser nur nachvollziehen kann, wenn er die 
gesamte verwandte Literatur ebenfalls liest. Eine Replik kann sich jedoch auch 
frei machen von dem verständlichen Bedürfnis aufzuzeigen, wie und wo überall 
man mißverstanden wurde und sich auf die wesentlichen Punkte beziehen, auf die 
es dem Kritisierten ankommt. Ich wähle die letztere Vorgehensweise. Dabei gehe 
ich thesenhaft (1) bzw. weitgehend lediglich Konstatierend auf folgende — von 
mir bzw. meinem Kritiker — aufgeworfenen Probleme und Fragestellungen ein: 

1. auf das — untergeschobene — Problem einer Theorie der Übergangsgesellschaft 
(bzw. auf meine Intention bei meinen bisherigen Arbeiten); 

2. auf die — untergeschobene — Gleichsetzung von Sozialismus mit Planwirtschaft, 
folglich auf die — untergeschobene — Reduktion der Probleme auf die Plan/ 
Markt/Ebene; 

3. auf das Problem der Formanalyse (Punkt 1 bis 3 lassen sich nicht so streng von- 
einander trennen, wie dies hier erscheint) 

4. auf die Frage, ob die Realität nachkapitalistischer Gesellschaften (hier: RgW- 
Staaten) als historischer Fortschritt oder Rückschritt im Vergleich zum Kapi- 
talismus zu bezeichnen ist 

5. auf das Problem der historischen Entstehungsbedingungen der heutigen Herr- 
schaftsformen in nachkapitalistischen Gesellschaften 

6. auf die Position des Staatskapitalismus, wie sie der vorstehenden Kritik zugrunde 
liegt. 


1. Zum Problem einer Theorie der Übergangsgesellschaft bzw. zu meiner 
Intention bei der Abfassung meiner Arbeiten 


Die Tatsache, daß Buddeberg meint, mich als Theoretiker der Übergangsgesellschaft 
begreifen zu müssen, läßt sich nur von daher erklären, daß ich in bestimmten Arbei- 


hard 


Eine ausführliche Argymentation zu den Punkten 1-4 findet sich in R. Damus: Vergesell- 
schaftung und Herrschaft in nachkapitalistischen Gesellschaften. Manuskript erscheint 
1976. Hier versuche ich einen Ansatz zur gesamtgesellschaftlichen Analyse zu entwik- 
keln. 
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ten gelegentlich den Begriff Übergangsgesellschaft (vornehmlich in den „‚Entschei- 

dungsstrukturen” (2) benutzt habe. Inhaltlich jedoch läßt sich auch an den „Ent- 

scheidungsstrukturen” ausweisen, daß ich keine Theorie der Übergangsgesellschaft 
zu formulieren gedenke und bis dahin auch keine formuliert habe. Spätestens je- 
doch anhand des Aufsatzes im „Kursbuch” (3) und insbesondere im „Leviathan” 

(4) hätte Buddeberg begreifen müssen, daß ich nicht nur keine Theorie der Über- 

gangsgesellschaft formuliere, sondern daß ich eine solche nicht formulieren kann, 

weil ich solche Ansätze für falsch erachte, da sie die Realität in den osteuropäi- 
schen Staaten nicht erfassen. 

Der vornehmlich in den ‚‚Entscheidungsstrukturen”, aber selbst dort sparsam 
verwandte Begriff der „‚Übergangsgesellschaft” wie der neutralere Begriff der „‚nach- 
kapitalistischen” Gesellschaften in den erwähnten Aufsätzen resultiert daraus, daß 
ich keinen geschlossenen Begriff in die Diskussion einführe, solange ich noch Lük- 
ken der Analyse sehe, die ein endgültiges Urteil nicht ermöglichen. Damit verbindet 
sich nicht nur eine bestimmte Auffassung von Wissenschaft, sondern auch von poli- 
tischem Verhalten (5). Meine anfängliche Intention, die ich im Laufe meiner Arbei- 
ten in einen größeren Zusammenhang einbettete, war eine andere: gegenüber der 
oberflächlichen Plan-Markt-Diskussion, mit der sich daraus für westeuropäische 
Marxisten bis vor kurzem meist ergebenden simplen Verurteilung der osteuropäi- 
schen Staaten ab dem Zeitpunkt der Einführung der Wirtschaftsreformen, ging und 
geht es mir darum, die Schwierigkeiten, die sich in einer (sozialistischen) Planwirt- 
schaft — auf einem bestimmten historischen Stand — ergeben, aufzuzeigen. Grund 
und Aufhänger der Diskussion ist für mich also nicht das Problem Plan/Markt, folg- 
lich auch nicht die Frage, ob oder wieweit aufgrund der neuen ökonomischen Syste- 
me sich eine kapitalistische oder sozialistische Entwicklung vollzieht. Wenn es mir 
um die Probleme geht, die sich einer (sozialistischen Planwirtschaft stellen, dann 
vornehmlich aus vier Gründen: 

a) weil die gesamtwirtschaftliche Effizienz aufgrund der historischen Bedingungen 
ein zentraler Maßstab für die Masse der Menschen ist, die in diesen Planwirt- 
schaften leben und denen es um die reibungslose Befriedigung ihrer (legitimen) 
Bedürfnisse geht. 

b) weil die ökonomischen Probleme, die sich den osteuropäischen Staaten — aus 
welchen Gründen sei hier dahingestellt — stellen, die Form und der Inhalt 
ihrer partiell unzulänglichen Lösung (im Vergleich mit dem kapitalistischen 
System) bei großen Teilen der Bevölkerung in den hochentwickelten kapita- 
listischen Staaten zum Beurteilungsmaßstab für Sozialismus schlechthin gewor- 
den sind 


2 R. Damus: Entscheidungsstrukturen und Funktionsprobleme in der DDR-Wirtschaft. 
Frankfurt 1973. 


3. R. Damus: Ist die Arbeit im Sozialismus Lohnarbeit? Zum Charakter der Arbeit in den 
nachkapitalistichen Gesellschaften Osteuropas. In: Kursbuch 38. 1974. S. 92ff. 

4 R. Damus: Vergeselischaftung oder Bürckratisierung durch Planung in nachkapitalisti- 
schen Gesellschaften. In: Leviathan. 2/1974. 8. 179ff. 

5 Das unter Fußnote (1) erwähnte Manuskript stelit den Versuch dar, zahlreiche Lücken zu 
schließen. 
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c) weil eine wissenschaftlich fundierte Analyse dieser Probleme und eine damit ver- 
bundene politische Argumentation für eine Strategie in den kapitalistischen Staa- 
ten mir unabdingbar erscheint (wegen b) 

d) weil nur eine konkrete Kritik langfristig die marxistische Opposition in den ost- 
europäischen Staaten unterstützen kann. 

Unter diesen Voraussetzungen ist es erforderlich, daß man nicht abstrakt die 
nicht vorhandene Demokratie beklagt, sondern daß man sich mit den anstehenden 
Problemen, insbesondere — aus besagten Gründen — mit den ökonomischen, be- 
faßt. Dabei kommt es darauf an herauszukiristallisieren, ob diese Probleme als 
grundsätzliche Probleme einer Planwirtschaft auf einem bestimmten historischen 
Entwicklungsstand zu bezeichnen sind und/oder ob sie Ergebnis bestimmter Heır- 
schaftsstrukturen sind. Mir erscheint — im Gegensatz zu meinem Kritiker — der 
Nachweis, auf den es mir sehr ankam und ankommt, nicht banal: der Nachweis, 
daß Vergesellschaftung von Entscheidungsprozessen (Demokratisierung) und ge- 
samtwirtschaftliche Effizienz — nicht nur sich nicht entgegenstehen, sondern daß 
die Steigerung des gesellschaftlichen Reichtums über die Vergesellschaftung der 
Entscheidungsprozesse auf dem heutigen Entwicklungsstand (6) eher möglich ist 
als unter Beibehaltung der vorhandenen Herrschaftsstrukturen. Nur in dieser 
Verzahnung von Effizienz und Vergesellschaftungsproblematik unter bestimmten 
Bedingungen wird Kritik konkret, sind theoretische Überlegungen insofern legi- 
timiert, als sie an den Bewußtseinsstand der tatsächlichen wie potentiell Betrof- 
fenen anschließen (ohne dabei stehen zu bleiben) und den Herrschenden ihre letzte 
Legitimationsbasis entziehen. (Diese Ausführungen legen noch einmal kurz die In- 
tention, die dem „Sonderheft der Prokla” (7) wie den „Entscheidungsstrukturen” 
vornehmlich zugrunde liegen und die dort auch jeweilis formuliert sind, dar.) 

Eine Theorie der Übergangsgesellschaft hatte und habe ich aber auch deshalb 
nicht vor, weil solche Theorien implizit bzw. explizit suggerieren, daß sich diese 
Gesellschaften, wie unzulänglich auch immer sie sein mögen, auf dem Weg zum 
Sozialismus/Kommunismus befinden. In anderer Interpretation suggeriert sie eine 
Rückentwicklung zum Kapitalismus. Beiden Positionen ist gemeinsam, daß sich 
diese Gesellschaften durch kapitalistische und sozialistische Elemente auszeichnen. 
Beiden Positionen ist daher auch gemeinsam, daß nach dem Kapitalismus geschicht- 
lich problemlos der Sozialismus folgt. Solche Auffassungen ergeben sich entweder 
aus einem allgemeinen Geschichtsdeterminismus und/oder aus der Feststellung sich 
widerstreitender Strukturprinzipien, wovon die historisch weitertreibenden sich 


6 Damit rede ich keinem Zwei-Phasen-Modell der Entwicklung das Wort, weil in einem 
solchen Modell (= absolute Zentralisierung ist für den Anfang schon richtig) der Ent- 
wicklungsgedanke verloren geht und der Status quo sich zementiert. Vgl. auch R. Da- 
mus; Über den Zusammenhang zwischen der mangelnden Vergesellschaftung der Ent- 
scheidungsprozesse und der mangelnden ökonomischen Effizienz. Für die Zeitschrift 
„Deutschland archiv” 

7 R. Damus: Wertkategorien als Mittel der Planung — Zur Widersprüchlichkeit der Pla- 
nung gesamtgesellschaftlicher Prozesse in der DDR. In: Probleme des Klassenkampfs. 
Sonderheft 5. Erlangen 1873 
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letzendlich in emanzipatorischer Weise durchsetzen. Ein solch ontologisches Ge- 
schichtsverständnis, das in der Kritik wesentliche Positionen mit dem Kritisierten 
teilt, lehne ich strikt ab (auch hierbei möchte ich auf mein Buchmanuskript ver- 
weisen). Diese Ablehnung findet ihre Begründung hauptsächlich darin, daß ein sol- 
ches Geschichtsverständnis — gewollt wie ungewollt — die Individuen immer wie- 
der zu Objekten des Geschehens — sei es der Geschichte oder der Politik der Par- 
tei — degradiert. 


2. Zum Problem der Gleichsetzung von Sozialismus 
und Planwirtschaft: Plan-Markt-Ebene 


Die Intention, die ich unter Punkt 1 beschrieben habe, schließt eine bewußt gewoll- 
te Diskussion auf der Plan-Markt-Ebene aus. Explizit habe ich auch — sowohl ein- 
leitend im ‚„‚Prokla-Sonderheft” wie einleitend in die ‚„‚Entscheidungsstrukturen”’ — 
eine solche Diskussionsebene abgelehnt. Nichtsdestotrotz ist es natürlich möglich, 
daß ein Wissenschaftler entgegen dem, was er will, implizit doch Ansatzpunkte hat 
bzw. Konzeptionen verhaftet ist, die er explizit ablehnt. Daher ist es nicht mit 
dem Verweis darauf getan, daß ich diese Argumentationsebene nicht als entschei- 
dende Ebene der Diskussion ansehe. Vielmehr ist es erforderlich aufzuzeigen, was 
an deren Stelle gesetzt wurde und daß auf einer grundsätzlichen Ebene die eine Ar- 
gumentationskette die andere ausschließt. 

Hierzu muß ich an zweierlei Argumentationen meinerseits erinnern: 

a) ich habe in einem Aufsatz, der sich mit den Implikationen der bisherigen Pia- 
nungssysteme der DDR befaßt (8), ausführlich begründet, daß und warum sich mit 
dem Wechsel der Planungssysteme (also mit dem NÖS von 1963) an den gesell- 
schaftlichen Herrschaftsstrukturen grundlegend nichts änderte, weshalb es demnach 
falsch ist, eine grundsätzliche Kritik anhand der Wirtschaftsreformen zu entwickeln, 
weshalb es weiterhin falsch ist, erst bei den Wirtschaftsreformen mit der Kritik 
einzusetzen. Wer so verfährt, bewegt sich in der Tat auf der Plan-Markt-Ebene. Im 
Zusammenhang mit dieser Argumentation habe ich darauf verwiesen, daß die Wirt- 
schaftsreformen unter diesem Aspekt lediglich einen Wechsel in den Planungstech- 
niken darstellen, nachdem die bisherigen Planungstechniken mit ihren ökonomisch 
negativen Auswirkungen die reduzierte Legitimationsbasis des Herrschaftssystems 
(Förderung schnelleren wirtschaftlichen Wachstums als im Kapitalismus) in Frage 
stellten. 

Der Aufweis, daß sich an den konkreten Vergesellschaftungsprozessen (Demo- 
kratisierung) mit dem Wechsel der ökonomischen Mechanismen grundsätzlich (au- 
Ber der vagen Möglichkeit einer gewissen „Liberalisierung””) nichts änderte, war 
auch der Grund dafür, weshalb ich in den „Entscheidungsstrukturen” die Wirt- 


8 R. Damus: Planungssysteme und gesellschaftliche Implikationen — am Beispiel der Pla- 
nungssysteme in der DDR. In: Probleme des Sozialismus und der Übergangsgesellschaf- 
ten. Hg. v. P. Hennicke. Frankfurt 1973. S. 215 ff. 
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schaftsreformen vornehmlich unter ökonomischen Kriterien betrachtete, um zu 
sehen, welches Planungssystem — wenn schon die Planungssysteme unter dem 
Aspekt der bewußten Vergesellschaftung betrachtet keine Unterschiede aufweisen 
— unter ökonomischen Aspekten auf einem bestimmten historischen Stand eher zur 
Lösung der anstehenden Probleme in der Lage ist. Aus demselben Grund spreche 
ich auch nicht von einem dezentralen und einem zentralen System, sondern von 
einer direkten bzw. indirekten Zentralisierung. In diesen Kategorien kommt bereits 
der instrumentelle Charakter der Planungssysteme zur Absicherung der spezifischen 
Herrschaft zum Ausdruck, so daß nicht von einer Demokratisierung, sondern höch- 
stens von einer gewissen „Liberalisierung” im ökonomischen Bereich gesprochen 
werden kann. 

Soweit ich in den „Entscheidungsstrukturen” über die Behandlung ökonomi- 
scher Probleme hinausging, geschah dies unter der Fragestellung, inwieweit „dezen- 
tralisierende‘‘ Momente sich mit bestimmten Vorstellungen über Sozialismus verein- 
baren lassen. Daß in der DDR sowohl die direkte wie die indirekte Zentralisierung 
bzw. die unterschiediichen Planungssysteme hierzu keinen Beitrag leisten und kei- 
nen leisten sollen, habe ich nachgewiesen. Das Planungssystem ist also nicht genuin 
verursachend, sondern bereits gesellschaftlich bedingt. Diese Fragestellung muß be- 
handelt werden, soll sich die Frage nach der gesamtwirtschaftlichen Effizienz nicht 
verselbständigen. 

b) Insbesondere nach den Aufsätzen im „Leviathan” und im „Kursbuch” ist 
mir die Rezeption meiner Intention bzw. Position als Gleichsetzung von Sozialis- 
mus und (zentraler) Planwirtschaft völlig unbegreiflich. In dem „Leviathan-Auf- 
satz” habe ich einen Ansatz für eine gesamigesellschaftliche Analyse nachkapita- 
listischer Gesellschaften vorzustellen versucht. Ich habe damit die Ebene der vor- 
nehmlich gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise meiner bisherigen Arbeiten 
erweitert, indem ich die Planungsmechanismen nicht mehr hinsichtlich ihrer ökono- 
mischen Problematik betrachte. Vielmehr untersuche ich u.a. anhand des — gleich- 
gültig, ob ‚„‚zentralen” oder dezentralen” — Planes, die spezifische Gesellschafts- 
form bzw. Form der Vergesellschaftung. 

Dabei geht es mir um den Nachweis, daß den verschiedenen Planungstechni- 
ken und planwirtschaftlichen Systemen keine andere als die bürgerliche Rationali- 
tät zugrunde liegt. Das heißt: das Produktionsziel und damit die Bedürfnisstruktur 
sind gegenüber dem Kapitalismus unverändert, die menschlichen Beziehungen der 
Masse der Betroffenen auf der horizontalen Ebene haben sich folglich nicht ver- 
ändert, die Produzenten sind immer noch Objekte und nicht Subjekte der Prozesse; 
damit hat sich auch die spezifische Weise der Arbeitsableistung nicht geändert — um 
nur die wichtigsten Aspekte zu nennen. M.a.W.: wesentliche bürgerliche Strukturen 
sind tradiert, werden halb bewußt tradiert und müssen es, da sie zur längerfristig 
unproblematischeren Aufrechterhaltung der spezifischen Herrschaft unumgänglich 
sind. Sie entsprechen der Herrschaftslegitimation der (intensiv) erweiterten Repro- 
duktion bzw. der Verabsolutierung quantitativen Wachstums. Weshalb ich einem 
solchen System, dem diese Implikationen zugrunde liegen, auf denen der Plan erst 
aufbaut, das Attribut sozialistisch zukommen lassen sollte, bleibt das Geheimnis des 
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Kritikers. Wie gleich noch zu zeigen sein wird, lassen die getroffenen Feststellungen 
aber auch keine Umkehrschlüsse, wie „Staatskapitalismus” oder „kapitalistische 
Restauration” zu. 


3. Zum Problem der Formanalyse 


Implizit bin ich auf diese Problematik partiell bereits unter 2b eingegangen. Die 
Fragestellung, die das angesprochene Problem verdeutlicht, lautet: „Wodurch wird 
die Einheit im Mannigfaltigen der gesellschaftlichen Prozesse, d.h. die (gesellschaft- 
liche) Synthesis hergestellt . . .” (9)? Ich hätte vielleicht explizit sagen sollen, daß 
ich diese Frage im formulierten Zusammenhang nicht genetisch, sondern strukturell 
begreife. Ich frage folglich danach, wie es dazu (aufgrund welcher Mechanismen) 
kommt, daß sich die gewordenen Herrschaftsstrukturen immer von neuem repro- 
duzieren können. Ich frage hingegen nicht nach dem Werden des Gewordenen und 
argumentiere somit auf der Ebene der Resultate einer historischen Entwicklung, die 
nun diese Resultate als Voraussetzungen der Reproduktion auf eigener Grundlage 
hat (10). Zur Lösung der genetischen Frage würde ich nicht die DDR als Untersu- 
chungsgegenstand wählen, vielmehr wäre dann eine Untersuchung der ersten fünf- 
zehn Jahre der UdSSR erforderlich — doch dazu später. Die Frage nach der gesell- 
schaftlichen Synthesis wird von mir in Auseinandersetzung mit der Synthesis 
kapitalistischer Gesellschaften entfaltet; es wird daher nach dem gefragt, was den 
Unterschied zwischen den verschiedenen Gesellschaftsformationen ausmacht. Ich 
versuche dabei aufzuzeigen, daß sich in den nachkapitalistischen Gesellschaften 
(RgW-Staaten [11]) eine andere gesellschaftliche Synthesis vollzieht als in den ka- 
pitalistischen, nämlich daß hier statt einer grundsätzlich indirekten Synthesis 
über den Tausch die Synthesis über direkte Herrschaftsausübung hergestellt wird. 

Insoweit handelt es sich um verschiedene Gesellschaftsformationen; für die 
osteuropäischen Staaten ist damit weder das Attribut sozialistisch noch kapitali- 
stisch noch die Charakterisierung als deformierte Arbeiterstaaten zutreffend. Die 
Reproduktion gesellschaftlicher Herrschaft vollzieht sich grundlegend neu; sie 
wird dementsprechend auch anders erfahren und leichter durchschaut als die bür- 
gerliche Herrschaft. Wenn ich dennoch unter Punkt 2b von der Tradierung bürger- 
licher Strukturen spreche, so ergibt sich daraus kein Widerspruch. 

Es ergibt sich deshalb kein Widerspruch, weil eine direkte Herrschaftsaus- 
übung sich entweder mit persönlichen Abhängigkeitsverhältnissen oder aber mit 
der Tradierung bürgerlicher Gesellschaftsstrukturen historisch verbinden Kann 


9 Damus, Vergesellschaftung oder... , Leviathan, S. 180. 

10 K. Marx: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie. Berlin (DDR) 1953. $. 363ff, 
582ff. 

11 Das Beispiel Jugoslawien ist daher fehl am Platz -- was selbst bei P. Mattick (Marx und 
Keynes, Frankfurt 1971, S. 298), einem Theoretiker des Staatskapitalismus, nachgelesen 
werden kann. 
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bzw. muß. In den nachkapitalistischen Gesellschaften ist innerhalb eines direkt be- 
stimmten Rahmens zunehmend (aufgrund der außenpolitisch stabileren Situation 
wie insbesondere aufgrund der Legitimation durch intensiv erweitertes [quantita- 
tives] Wachstum) das letztere der Fall (12) — mit allen Konsequenzen wie der Tren- 
nung von öffentlicher und privater Sphäre, damit der Rolle des Staates, der spezifi- 
schen Arbeitsteiligkeit, der Individualisierung, dem Verbleib in der Privatheit — 
sei es zur besseren Aufrechterhaltung der Herrschaft, sei es weil Gewordenes als 
Naturwüchsiges begriffen wird, sei es von Seiten der Betroffenen mehr oder weni- 
ger bewußt als letzte (passive) Möglichkeit zum Schutz gegenüber bestehenden 
Herrschaftsansprüchen. Insofern reproduziert die spezifische Herrschaftsausübung 
zu ihrer Erhaltung tradierte bürgerliche Mechanismen (bzw. setzt sie diese voraus). 
Andererseits werden bürgerliche „Errungenschaften” dort in Frage gestellt und 
abstrakt negiert, wo sie der Herrschaftserhaltung gefährlich werden könnten. 

Diese Ausführungen, die hier nur konstatierenden Charakter haben können, 
sind auch nicht dahingehend mißzuverstehen, daß eben verschiedene gesellschaft- 
liche Strukturprinzipien in den nachkapitalistischen Gesellschaften vorliegen, so 
daß man von einer Übergangsgesellschaft sprechen müßte. Vielmehr versuchte ich 
zu begründen, daß die nachkapitalistische Geselischaftsformation a la DDR sich 
auf einer eigenen Basis reproduziert und wie sie dies tut. Versucht man die Frage 
nach der gesellschaftlichen Synthesis so zu beantworten, wie ich dies getan habe, 
dann kann weder von einer Übergangsgesellschaft gesprochen werden noch von 
einer kapitalistischen Restauration oder von Staatskapitalismus. Auch dazu noch 
später. 


4. Zum Problem des historischen Fortschritts bzw. des historischen Rückschritts 
der nachkapitalistischen Gesellschaften 
im Vergleich mit der kapitalistischen Gesellschaft 


Ich habe mich nicht explizit dahingehend geäußert, daß ich nachkapitalistische Ge- 
sellschaften insgesamt als historischen Rückschritt bzw. Fortschritt bezeichnet 
hätte, vielmehr habe ich die Frage am Gegenstand mit seinen verschiedenen Aspek- 
ten inhaltlich entfaltet, was mir sinnvoller zu sein scheint. M.E. — und das habe ich 
in verschiedenen Arbeiten zu belegen versucht — läßt sich weder einfach von einem 
Fortschritt nocht von einem Rückschritt sprechen, vielmehr treffen beide Beurtei- 
lungen zu, je nachdem, welche Bereiche man analysiert. Wie ich dies meine, müßte 
insbesondere im ..Leviathan-Aufsatz” deutlich geworden sein. 

Rückschrittlich sind für mich all die Momente, die bürgerliche Errungenschaf- 
ten ohne die Legitimation einer Zwangssituation abstrakt negieren, statt sie positiv 


12 Ähnliche Überlegungen finden sich in nuce partiell bei Mattick (vgl. Fußn. 11). Diese 
Feststellung ändert nichts daran, daß direkte Gewalt dem System strukturell immanent 
ist und auch, so erforderlich, ausgeübt wird. 
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aufzuheben; rückschrittlich ist für mich daher die Form der Negation bürgerlich-for- 
maler Rechte wie Meinungsfreiheit, Pressefreiheit, Freiheit von Wissenschaft und 
Kunst, der Organisationsmöglichkeit, der bürgerlichen (in weiten Bereichen theore- 
tischen wie herrschaftsstabiliserenden) Gewaltenteilung, der Negation des Gesetzes- 
bzw. Rechtsverständnisses. (Ich betone: rückschrittlich ist nicht die Tatsache, daß 
es diese Momente in althergebrachter Weise nicht gibt, sondern die Form ihrer Ne- 
gation.) Rückschrittlich ist für mich die Form der Negation von Errungenschaften 
der Arbeiterbewegung wie die des Streikrechts bzw. die Organisation einer Interes- 
senvertretung (Gewerkschaften). 

Solche Feststellungen haben nichts mit eine Apologie der bürgerlichen Gesell- 
schaft (oder mit einer mangelnden Durchdringung ihrer Mechanismen) zu tun: ent- 
weder sind die genannten Aspekte Vorstellungen, die in einer kapitalistischen Ge- 
sellschaft wie der BRD auf dem Papier stehen und/oder aber es sind Möglichkeiten, 
die der bürgerlichen Klasse, jedoch nicht der Arbeiterklasse, zugute kommen, da 
ihre materiellen Voraussetzungen fehlen und ohne Beseitigung der bürgerlichen 
Gesellschaft auch nicht geschaffen werden können. Die genannten Aspekte sind 
allerdings nicht nur nach ihrem Inhalt, sondern auch nach ihrer Form zu betrach- 
ten. 

Fortschrittlich sind verwaltende Maßnahmen (in dieser Formulierung liegt 
bereits eine gravierende Einschränkung) auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, 
des Bildungswesens, ganz allgemein der Sozialpolitik. Fortschrittlich ist also — all- 
gemein formuliert — die vorhandene soziale Sicherheit; zu jedem der aufgeführten 
Momente ließ sich gleichzeitig berechtigte Kritik formulieren — beispielsweise zum 
Bildungswesen Einwände hinsichtlich der Bildungsinhalte, angefangen bei den For- 
men der Erziehung etc., die genau auf den ‚‚Bürger” abzielen, wie er im tradiert 
arbeitsteiligen Prozeß zwecks eines unkomplizierten Ablaufs innerhalb und außer- 
halb des Arbeitsprozesses erforderlich ist. 

Doch darum geht es hier nicht. Hier geht es vielmehr um die Frage, ob die 
andere gesellschaftliche Synthesis struktureli andere Verhältnisse hervorbringt — 
Momente, die unter strükturellen Aspekten nicht die kapitalistische Gesellschaft 
charakterisieren. Im Verlauf dieser Argumentation bin ich auch auf die Arbeits- 
platzsicherheit als einem entscheidenden strukturellen Moment für eine Gesell- 
schaftsformation wie die der DDR eingegangen. Dem entgegenzuhalten, unter wel- 
chen hypothetischen Aspekten „westliche Kapitalisten” bereit wären, auf Arbeits- 
losigkeit zu verzichten, heißt, von den Bewegungsgesetzen der kapitalistischen Ge- 
sellschaft nichts begriffen zu haben. Auch das Wortspiei Ausbeutungsgeselischaft 
trägt nicht, es ist in diesem Zusammenhang das Gespinst eines Theoretikers, der 
nicht zugleich der Gefahr ausgesetzt ist, den realen Unterschied zwischen „Ausbeu- 
tungsplatzsicherheit” und Arbeitslosigkeit erfahren zu müssen. 

In nachkapitalistischen Gesellschaften werden die Investitionen nicht unter 
einzelwirtschaftlichem Profitinteresse einzelwirtschaftlich getätigt, weshalb auch 
der Zyklus von Konjunkturen und Krisen und damit Arbeitslosigkeit nicht struktu- 
rel angelegt ist. Es lassen sich vieimehr mit der Entscheidung über gesamtwirtschaft- 
liches Wachstum — falls erforderlich -- von vornherein Maßnahmen zur Sicherung 
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der Arbeitsplätze und der allgemeinen Versorgung aufstellen, während im kapitali- 
stischen System lediglich bedingt die Möglichkeit besteht, über die Förderung 
einzelwirtschaftlicher Interessen Arbeitslosigkeit eventuell zu reduzieren und sozial- 
politisch dort einzugreifen, wo offenkundige Probleme, die tendenziell das System 
gefährden könnten, sich auftun. 

Diese prinzipielle Ebene wird nicht durch vergleichende Einwände hinsichlich 
Lohnhöhe, Wohnungssituation etc. entkräftet. Zum einen stellt sich hier die Frage, 
inwieweit die in den realen Systemen strukturell gegebenen Möglichkeiten (und 
Widerwärtigkeiten) verwirklicht (bzw. reduziert) werden. Zum andern kommt hin- 
zu, daß der dabei von Buddeberg vorgenommene Vergleich zwischen der BRD und 
der DDR absolut unhistorisch ist, völlig von den verschiedenen Ausgangsbedingun- 
gen und -restriktionen absieht, was insbesondere auch deshalb zu kritisieren ist, 
weil er (abstrakt) zurecht die Notwendigkeit historischer Analyse hervorhebt. 


5. Zum Problem der historischen Entstehungsbedingungen 
heutiger Herrschaftsformen in nachkapitalistischen Gesellschaften 


Buddeberg stellt zurecht fest, daß ich zu den historischen Entstehungsbedingun- 
gen der Herrschaftsformen wenig sage. Dazu kann ich nur sagen, daß ich eine solche 
Analyse eben bisher auch gar nicht vorhatte und zwar nicht deshalb, weil ich diese 
Analyse nicht für wichtig erachte, sondern weil ich andere — nicht minder wichtige 
— Fragestellungen vorzog und einstweilen noch vorziehe. Will man über die histo- 
rischen Entstehungsbedingungen der spezifischen Herrschaftsverhältnisse arbeiten, 
so muß man dies anhand der Entwicklung der UdSSR tun. Die DDR ging keinen 
eigenen Weg; sie hatte einen Spielraum nur in marginalen Bereichen. Daher kann 
man unter dieser Fragestellung auf eine historische Analyse der DDR weitgehend 
verzichten. Deshalb ist hier bei mir eine gewußte „Lücke” (13) 

Nebenbei sei festgestellt, daß Buddeberg zum Problem der Entstehungsbedin- 
gungen der UdSSR außer dem sattsam bekannten Argument der außenpolitischen 
Situation nicht mehr zu berichten hat. Wen vornehmlich das genetische Problem 
interessiert, der sei auf das neue Buch von Bettelheim, aber auch auf die Arbeiten 
von Rabehl und Wolter verwiesen (14). In diesem Buch vertritt Bettelheim zwar zu- 
mindest schon seine dritte — jeweils konträre — Position zu diesen Gesellschaften, 
dennoch sind seine zentralen Arbeiten trotz ihrer jeweiligen (auch in der neuesten) 
Einseitigkeit von hoher Qualität (15). Ich bin trotz grundsätzlicherer Einwände ge- 


13 Vgl. hierzu: B. Sarel: Arbeiter gegen den Kommunismus”. Zur Geschichte des prole- 
tarischen Widerstandes in der DDR (1945-1958). München 1975. 

14 Ch. Bettelheim: Die Klassenkämpfe in der UdSSR, Bd. 1 1917-1923, Berlin (West) 1975. 
B. Ravehl: Marx und Lenin. Berlin (West) 1973, U. Wolter: Grundlagen des Stalinismus, 
Berlin (West), 1975. 

h. Bettelhein: Theorie und Praxis sozialistischer Planung. München 1971. Ch. Bettel- 

im: Öksanmischer Kalkül und Eigentumsformen. Zur Theorie der Übergangsgesell- 

ft. Berlin (West), 1970. 
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gen bestimmte Implikationen des neuen Buches (objektivistische Geschichtsbetrach- 
tung, damit zusammenhängend das Verhältnis von gesellschaftlichem Sein und 
Erfahrung, die Parteitheorie, die einseitig positive Beurteilung Lenins und die 
zugrunde liegende unkritisch positive Position gegenüber China) der Überzeugung 
daß Bettelheim damit Bisher am umfassendsten Gründe für das Scheitern der russi- 
schen Revolution darlegt. Daß Bettelheim dies konnte, liegt m.E. daran, daß er 
im Gegensatz zu den meisten Kritikern ein umfassendes, kein juristisches Verständ- 
nis von dem hat, was bürgerliche Gesellschaft heißt. Daher ist er in der Lage, all den 
bürgerlichen Momenten und ihrer Stabilisierung, wie sie sich bereits in den ersten 
Jahren der UdSSR entwickelten und verfestigten, nachzugehen. In Anbetracht des 
mir gegenüber erhobenen Einwandes möchte ich also auf Bettelheim, wie auch auf 
Rabehl und Wolter verweisen, die im Gegensatz zu Bettelheim die Entwicklung 
Rußlands im 19. Jahrhundert, die partiell falsche Analyse der russischen Entwick- 
jung wie der der hochentwickelten westeuropäischen Staaten durch Lenin (und die 
damit verbundenen negativen politischen Auswirkungen), den Einfluß der II. Inter- 
nationale auf die Bolschewiki, sowie die schwankende Haltung der Bolschewiki 
gegenüber den Klassenkämpfen in Rußland als wichtige Momente zur Erklärung 
der realen Entwicklung betonen. 


6. Die Position des Staatskapitalismus bei Buddeberg 


Die Konzeptionen des Staatskapitalismus hat in der ‚„‚Prokla’” ausführlich W. Olle 
analysiert. Ich will hier daher nur stichwortartige Einwände gegen die Andeutun-. 
gen des Kritikers formulieren: 

1. weiß Buddeberg, wie bereits bemerkt, als Erklärung für die Entwicklung 
der UdSSR lediglich die außenpolitische Situation anzugeben und dies in einer 
Weise, daß er eigentlich auch keine Kritik mehr an diesen Staaten entfalten kann, 
da er die Entwicklung aufgrund der kapitalistischen Umwelt bzw. des kapitalisti- 
schen Weltmarktes als zwirigend hinstellt; 

2. ist es in Anbetracht des unzulänglichen Kapitalismusverständnisses (s.o.), 
nicht verwunderlich, daß er den Begriff Staatskapitalismus für die osteuropäischen 
Staaten verwendet; 

3. muß man sich allmählich fragen, was „Staatskapitalismus”’ ist und wie er 
zustande kommt: 

a) bei Kuron/Modzelewski kommt er durch die Notwendigkeit eines Zwei-Phasen- 
Modells zustande, also als Folge der Fundamentalindustriealisierung (ursprüng- 
liche Akkumulation und ihre gesellschaftlich negativen Auswirkungen); 

b) bei Cliff und meinem Kritiker als Folge der Verflechtung mit dem kapitalisti- 
schen Weltmarkt; 

c) bei Mattick als — wenn auch mit einem politischen Akt verbundene — Weiterent- 
wicklung des „gemischten Wirtschaftssystems”. Mit diesem System ist der Staats- 
interventionismus angesprochen, allerdings im Rahmen einer falschen Kapital- 
analyse, nämlich einer solchen, die die Bewegungsgesetze des Kapitals und ihre 
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gesellschaftlichen Auswirkungen so gering einstuft, daß die staatlichen Ein- 
griffsmöglichkeiten überschätzt werden. Bei Mattick nimmt die Staatstätigkeit 
sozusagen naturgesetzlich und notwendig kontinuierlich zu, so daß — wertend 
gefaßt — die staatskapitalistischen Länder einen Fortschritt darstellen. . 


Während also bei Buddeberg in seinem Vergleich DDR-BRD eine Gleichset- 
zung anklingt, weshalb von Staatskapitalismus als besonderem Merkmal zu sprechen 
nicht einsichtig ist, macht Mattick den historischen Fortschritt, wenn er die staat- 
lichen Möglichkeiten betont, am Plan fest, ohne daß man sagen könnte, daß er auf 
der Plan-Markt-Ebene argumentiert, vielmehr ergeben sich, wie ich zu meiner Über- 
raschung festgestellt habe, partiell parallele Argumentationen zu meinen Ausführun- 
gen im „‚Leviathan” (16). 

Wichtiger als diese Einwände ist mir jedoch an der Charakterisierung der ost- 
europäischen Staaten als staatskapitalistisch etwas anderes. Wichtig ist mir, daß eine 
solche Erklärungsweise sich die Entwicklung der letzten 60 Jahre und die Frage 
nach der Verantwortung sozialistischer bzw. marxistischer Kritik, Theorie und 
Praxis insofern leicht macht, als sie mit der Feststellung Staatskapitalismus und 
dessen primäre Verursachung durch die kapitalistische Umwelt sich von der realen 
Situation in den osteuropäischen Staaten per definitionem ‚‚freispricht”, mit ihr 
schlichtweg nichts zu tun hat. Hiermit macht man es sich entschieden zu leicht; 
daraus erwächst die Gefahr, daß mögliche grundsätzliche Veränderungen erneut 
pervertiert würden, weil 60 Jahre Geschichte scheinbar nichts mit marxistischer 
Theorie, Kritik und Praxis zu tun haben. Demgegenüber bin ich der Meinung, daß 
der „Stalinismus” (bzw. seine heutige liberalere Form) in seiner spezifisch direkten 
Herrschaftsausübung durchaus etwas mit Positionen zu tun hat, die sich von markxi- 
stisch verpflichtetem Denken her —- wenn auch in pervertierter Form — entwickel- 
ten. Das nicht heißen soll, daß ich die Ursache für die Entwicklung lediglich in par- 
tiell problematischen Theoremen suche; daß diese jedoch ihren Teil zur Entwick- 
lung beigetragen haben, steht umgekehrt außer Frage (17). 


16 Vgl. Manuskript, Fn 1, Kap. IH. 
17 Vgl. ebd., Kap. I. 
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Wolfgang Luthardt 
Bemerkungen zur Formel vom ‚sozialen Rechtsstaat’ 


I 


1) In der Nr. 14/15 dieser Zeitschrift erschien unter dem Titel ‚Eine neue Integra- 
tionsideologie’ eine umfangreiche Polemik von Siegfrid Heimann und Bodo Zeu- 
ner (1). Die Polemik richtet sich gegen das von dem SPD-Linken Peter von Oertzen 
Mitte November 1973 auf dem SPD-Unterbezirksparteitag in Frankfurt gehaltene 
ausführliche Referat zur ‚Strategie und Taktik des demokratischen Sozialismus in 
der Bundesrepublik Deutschland’ (2). In seinem Referat wendet sich Oertzen an die 
Linke in der SPD, vor allem an die Vertreter innerhalb der Jungsozialisten, die dem 
sog. Stamokap-Flügel zuzurechnen sind und an diejenigen, die sich kritisch mit ‚illu- 
sionären’ Vorstellungen über den ‚Sozialstaat’ auseinandersetzen. Auf eine Formel 
gebracht kann der Zweck des Oertzenschen Referates darin gesehen werden, die 
oben bezeichneten theoretischen Strömungen innerhalb der Jungsozialisten lang- 
fristig zurückzudrängen. Denn wenn die Vertreter dieser Strömungen nicht von 
ihren Positionen abrücken und wieder zu einem praktikablen und politisch vertret- 
baren Arbeitskompromiß zurückkehren, „darf die Partei die organisatorische Tren- 
nung von solchen Mitgliedern nicht scheuen” (3). 

Eine solche restriktive Politik hebt sogar den zum Leitmotiv sozialdemokra- 
tischer Theorie und Politik erhobenen ‚theoretischen Pluralismus’ auf, wie ihn 
Kurt Schumacher 1945 programmatisch formuliert hat: 


„Es ist gleichgültig, ob jemand durch die Methoden marxistischer Wirtschaftsanalyse, ob er aus 
philosophischen oder ethischen Gründen oder ob er aus dem Geist der Bergpredigt Sozialdemo- 
krat geworden ist. Jeder hat für die Behauptung seiner geistigen Persönlichkeit und für die Ver- 
kündung seiner Motive das gleiche Recht in der Partei.” (4) 


1 Siegfried Heimann/Bodo Zeuner, Eine neue Integrationsideologie. Zu den Thesen zur 
Strategie und Taktik des demokratischen Sozialismus des Peter von Oertzen, in: Pro- 
bleme des Klassenkampfs. Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik, 
(Prokla) Jg. IV/1974, Heft 14/15, S. 105ff. Seperatdruck Wunstorf 1975. 

2 Peter von Oertzen, Thesen zur Strategie und Taktik des demokratischen Sozialismus in 
der Bundesrepublik Deutschland, in: Ders., Die Aufgabe der Partei, Bonn-Bad Godesberg 
1974, S. 73ff (überarbeitere Fassung des Referates). Siehe neuerdings hierzu den Litera- 
turbericht von Helga Grebing, Reformstrategien in kapitalistischen Industriegellschaften, 
Ein Literaturbericht, Teil I und II, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 5/1975, 
S. 316ff (Teil D) und in Nr. 6/1975, S. 338ff (Teil ID. 

3 Oertzen, a.a.0.,S. 100 (These 55). 

4 Kurt Schumacher, Was wollen die Sozialdemokraten? Neubau nicht Wiederaufbau! Rede, 
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Die in dem Oertzenschen Referat nicht zu übersehende Stoßrichtung hat weiter an 
Aktualität zugenommen (5). Die umfangreiche Polemik von Heimann/Zeuner, die 
sich ebenfalls an die Jungsozialisten wenden, erscheint deshalb als legitim. Darüber 
hinaus ist jedoch bezüglich des Aufsatzes von Heimann/Zeuner vorab zu bemerken: 

erstens veıstellt die von ihnen verwendete Begrifflichkeit — wie ‘Taschenspie- 
lertrick’, ‚bewußtes Überlesen’, ‚Falschmünzerei’ etc. — den Blick für eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Oertzenschen Überlegungen, gerade im Hinblick auf 
die Jungsozialisten gesehen; 

zweitens ist ihre Argumentation in sich selbst stellenweise widersprüchlich. 
So wird beispielsweise gesagt, daß der Reformismus nicht fähig sei, die kapitalisti- 
sche Produktionsweise als „Totalität” zu begreifen. Indem dies als das „‚grundsätz- 
liche Dilemma” des Reformismus intensiver diskutiert worden wäre, hätte der um- 
fangreiche und den Eindruck der richtigen Marxexegese gegenüber Oertzen erwek- 
kende Versuch, daß dieser entgegen seiner „Marx-Zitatologie”’ und seinem eigenen 
Selbstverständnis als „‚Marxist”’ nämlich kein Marxist sei, unterbleiben können; 

drittens führt der mangelnde Rückgriff auf die theoretischen Traditionen des 
Oertzenschen Reformismus zu Fehleinschätzungen und Verzerrungen. 

2) Die Auseinandersetzung mit dem Revisionismus/Reformismus in der Wei- 
marer Republik und auch heute, wie sie mehr oder weniger explizite von Mitarbei- 
tern dieser Zeitschrift seit einigen Jahren hier (6) oder an anderer Stelle (7) geführt 
wird, hat sich zu vergegenwärtigen, daß diese Problematik nicht auf einem quasi 
definitorischen und das Problem geradezu auf den Kopf stellenden Weise abgehan- 
delt werden kann, wie dies z.B. bei Müller/Neusüss geschieht: 


„Der Revisionismus ist die Form, in der der Klassengegner sich innerhalb der Arbeiterbewe- 
gung selbst festsetzt, in der die /deologie der herrschenden Klasse sich als herrschende Ideolo- 
gie auch in der Arbeiterklasse verbreitet.” (8) 


gehalten in Kiel am 27. Okt. 1945, (stark gekürzt) in: Susanne Miller, Die SPD vor und 
nach Godesberg. Kleine Geschichte der SPD, Bd. II, Bonn-Bad Godesberg 1974, S. 75ff 
(81). (Hervorhg, v. Verf.) Vgl. auch die dort abgedruckten Dokumente: S. 89, 96 sinnge- 
mäß S. 107, 111; Schumacher, Ollenhauer, Brandt, Der Auftrag des demokratischen So- 
zialismus, Bonn-Bad Godesberg 1972, S. 53, 72; auch Oertzen bezieht sich gelegentlich 
auf diese Ansicht: Die Aufgaben der Partei, a.a.0., S. 8,53. 

5 Hans-Jochen Vogel, Grundfragen des demokratischen Sozialismus, hrsg. vom Parteivor- 
tand der SPD, Bonn 0.J. (1974); Karsten Voigt, Einheitliche Arbeiterbewegung — SPD. 
Überlegungen zu einer sozialistischen Reformstategie, in: Frankfurter Rundschau, Nr. 
217,19. Sept. 1974, S. 6, Punkt 8. 

6 Wolfgang Müller/Christel Neusüss, Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von 
Lohnarbeit und Kapital, in: Prokla, Sonderheft 1, 1972, S. 7ff; Hans Ulrich, Die Ein 
schätzung von kapitalistischer Entwicklung und Rolle des Staates durch den Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbund, in: Prokla, Nr. 6/März 1973, S. 1ff. 

7 Wolfgang Müller, Der Pluralismus — die Staatstheorie des Reformismus, in: Günther 
Doeker/Winfried Steffani (Hrsg.), Klassenjustiz und Pluralismus. Festschrift für Ernst 
Fraenkel zum 75. Geburtstag, Hamburg 1973, S. 395ff; Bernhard Bianke, in B. Blanke, 
U. Jürgens, H. Kastendiek, Kritik der Politischen Wissenschaft. Analysen von Politik 
und Ökonomie in der bürgerlichen Gesellschaft, 2 Bände, Frankfurt/New York 1975, 
Bd.1, Kap. 7. 
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Demgegenüber ist daran zu erinnern, daß der Revisionismus/Reformismus nicht 
primär als ein ideologisches Problem zu analysieren ist, sondern vielmehr umge- 
kehrt als Produkt einer sich widersprüchlich entwickelnden kapitalistischen Gesell- 
schaft behandelt werden muß. 

Gerade hierin liegt allem Anschein nach eine zentrale Schwierigkeit: 


„Es ist in der Tat viel leichter, durch Analyse den irdischen Kern der religiösen Nebelbildungen 
zu finden, als umgekehrt, aus den jedesmaligen wirklichen Lebensverhältnissen ihre verhimmel- 
ten Formen zu entwickeln.” (9) 


3) Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich nun erstens mit dem oben unter ‚drit- 
tens’ angeführten Kritikpunkt an der Argumentation von Heimann/Zeuner. Er greift 
also auf die Traditionen des Reformismus zurück, der u.a. bei v. Oertzen zum Vor- 
schein kommt. Zweitens blendet dieser Beitrag ebenfalls eine Ableitung der ‚„ver- 
himmelten Formen” aus den „jedesmaligen wirklichen Lebensverhältnissen” aus. 
Die Unmöglichkeit, eine solche ‚Ableitung’ vorzunehmen, verhindert jedoch ande- 
rerseits nicht eine — wenn auch schon in ihrem Ansatz verkürzte — theoriegeschicht- 
liche Beschäftigung mit dem Reformismus (10). Im weiteren Verlauf soll u.a. etwas 
ausführlicher am Beispiel der sog. historisch-politischen Aufsätze von Hermann 
Heller (11) eine innerhalb der Weimarer Sozialdemokratie sich verbreitende ‚sozialli- 
berale’ Argumentation kritisch nachgezeichnet werden. Am Rande wird dann noch 
auf die Affinität zwischen Heller und Oertzen hingewiesen. 


8 Müller/Neusüss, a.a.O., S. 11. (Hervorhebung vom Verf.). 

9 Karl Marx, Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Band (1867). In: Marx- 
Engels-Werke, Bd. 23, Berlin (DDR) 1970 (5), Anm. 89, S. 392f (393). Der marxistische 
Flügel innerhalb der Weimarer Sozialdemokratie hat diese wichtige methodische Position 
zutreffend erfaßt und für die Analyse des Reformismus in der Weimarer Republik 
fruchtbar gemacht. Vgl. z.B.: Arkadius Gurland, Das Heute der proletarischen Aktion. 
Hemmnisse und Wandlungen im Klassenkampf, Berlin 1931. 

10 Vgl. Elmar Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: Prokla, Nr. 3 
Mai 1972,S. 1ff (3f). 

1l Zu Heller siehe Klaus Meyer, Hermann Heller. Eine biographische Skizze, in: Politische 
Vierteljahresschrift. Zeitschrift der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft, 
Heft 2/Juni 1967, S. 293ff; Martin Draht/Christoph Müller, Einleitung, in: Hermann 
Heller, Gesammelte Schriften, (3 Bände), Leiden 1971, Bd. I, S. IXff_In Anm. 1 weitere 
Literaturhinweise. (i.f. wird, wenn nicht besonders angegeben, nach dieser Ausgabe zi- 
tiert. Gesammelte Schriften — GS). Martin J. Sattler, Hermann Heller, in: Ders. (Hrsg.), 
Staat und Recht. Die deutsche Staatslehre im 19. und 20. Jahrhundert, München 1972, 
S.147ff. Thomas Wandel, „Sozialer Rechtsstaat” -- Hermann Hellers Einschätzung der 
gesellschaftspolitischen Funktionen und Möglichkeiten des bürgerlichen Staates, Sozio- 
logische Diplomarbeit, Sommersemester 1975. Soziologisches Institut, FU Berlin, Prof. 
Rolf Ebbighausen. Eike Hennig, Hermann Heller, Anmerkungen zum Versuch einer Syn- 
these von Nationalismus und Sozialismus, in: Neue politische Literatur, Heft 4/1971, 
S. 507ff. In diesem Beitrag wird kritisch die Heller-Rezeption in der BRD thematisiert. 
Bernhard Blanke, a.a.0,, S. 163ff. 
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1) Hermann Heller gehörte in der Weimarer Republik zu jenen Sozialdemokraten, 
die von der staats- und verfassungstheoretischen Seite aus versuchten, die in der 
Weimarer Verfassung — insbesondere in den Artikeln 151-165 — implizite zum Aus- 
druck kommende Formel vom ‚sozialen Rechtsstaat’ als erstrebenswertes Ideal 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung darzulegen und zugleich auch anti- 
thetisch gegen die überkommene liberale Rechtsstaatsvorstellung zu wenden. 
Heller gehörte neben anderen führenden sozialdemokratischen Theoretikern wie 
Gustav Radbruch, Hugo Sinzheimer, Eduard Heimann und jüngeren Vertretern aus 
der jungsozialistischen Bewegung wie Franz Osterroth, Heinrich Deist u.a. dem sog. 
Hofgeismarkreis an (12). Dieser hatte sich zur Aufgabe gesetzt, insbesondere das 
Verhältnis zwischen Sozialdemokratie und Staat, zwischen Sozialdemokratie und 
Nation ‚neu’ zu durchdenken. Es ging primär darum, aus der ‚Staatsverneinung’ zur 
‚Staatsbejahung’ überzugehen, d.h. die u.a. im Görlitzer Programm von 1921 zum 
Ausdruck kommende These vom ‚Volksstaat’ (13) zu verwirklichen (14). Hierbei 
richtete sich die Argumentation von Heller explizite gegen einen der theoretischen 
Führer der sozialdemokratischen Linken, gegen den österreichischen Marxisten 
Max Adler (15). Dies kommt deutlich auf der Jenaer Reichskonferenz der Jungso- 
zialisten von 1925 zum Vorschein, wo Heller die Argumente des ‚Hofgeismarkrei- 
ses’ vertrat, während Max Adler als theoretischer Exponent des sog. Hannoveraner 
Kreises in Erscheinung trat. Im Anschluß an das Referat von Adler sprach sich 
dann die Mehrzahl der Delegierten für eine stärkere Ausrichtung an die marxisti- 


12 Vgl. Franz ÖOsterroth, Der Hofgeismarkreis der Jungsozialisten, in: Archiv für Sozial- 
geschichte, hısg. von der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bd. IV/1964, Hannover 1964, S. 
525ff. Zu einem Überblick über die jungsozialistische Bewegung in der Weimarer Repu- 
blik siehe: Die Geschichte der jungsozialistischen Bewegung, in: Der Kochel-Brief. Mit- 
teilungsblatt der Georg von Vollmar-Schule, Schloß Aspenstein/Kochel/OBB,., Teil I, Jg. 
3/1952, Nr. 7/8 Juli/August 1952, SS. 60-63; Teil II, Jg. 3/1952, Nr. 9/10 Sept./Okt. 
1952, SS. 75-76; Teil II, Jg. 3/1952, Nr. 11/12 Nov./Dez. 1952, SS. 90-92; Teil IV, 
Jg. 4/1953, Nr. 1/2 Jan./Febr. 1953, SS. 11-14. 

13 Die These vom ‚Volksstaat’ ist in fast allen programmatischen Dokumenten der SPD an- 
zutreffen. Vgl. die abgedruckten Parteiprogramme bei: Wolfgang Abendroth, Aufstieg 
und Krise der deutschen Sozialdemokratie, Frankfurt 1969 (2), S. 91ff. 


14 Vgi. z.B. Heller, Staat, Nation und Sozialdemokratie, (1925), Referat, gehalten auf der 

Reichskonferenz der Jungsozialisten in Jena, in: GS, Bd. I, S. 527ff. Hierzu auch das 
Koıreferat von Max Adler, ebd., S. 542ff. 
Zu der Kontroverse zwischen Heller und Max Adler siehe außer der unkritischen Wieder- 
gabe von Osterroth, a.a.O., der positiv zu Heller Stellung nimmt, vom linken Flügel der 
Sozialdemokratie aus argumentierend: Maria Hodann, Reichskonferenz der Jungsoziali- 
sten in Jena zu Ostern 1925, in: Sozialistische Politik und Wirtschaft, Hrsg. Paul Levi, 
Jg. 3, Nr. 16/23. April 1925. 

15 Vgi. zum Einfluß des ‚Austromarxismus’ und hier vor allem von Max Adler: Hanno 
Diechsier, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD). Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der deutschen Arbeiterbewegung am Ende der Weimarer Republik (gekürzt), 
(1965), Nachdruck Politladen Erlangen 1971, S. 28ff. 
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sche Theorie aus und gleichzeitig für eine entschiedene Abkehr vom bis dahin stark 
vertretenen ‚nationalen Sozialismus’ und der implizite dominierenden Lassalleschen 
Staatsvorstellung mit ihrer Fixierung auf den Volksstaat. Max Adler hatte gegenüber 
den Anhängern der These vom ‚freien Volksstaat’ stets eingewendet, daß diese „im 
Grunde bloß auf eine durch Demokratie und radikale Sozialpolitik gemilderte bür- 
gerliche Gesellschaft hinauslief” (16). 

Im folgenden soll die Formel vom ‚sozialen Rechtsstaat’ etwas näher beleuch- 
tet werden. Dabei gehen wir von der These aus, daß diese Formel staats- und ver- 
fassungstheoretisch gesehen als „konsequente Fortsetzung der bürgerlichen Demo- 
Kratie” (17) einzuschätzen und zugleich juristisch formuliert, nichts anderes aus- 
drückt als die These vom ‚freien Volksstaat’, einem Volksstaat, dessen Inaugurie- 
rung schon auf dem Boden einer kapitalistischen Gesellschaft als Denk- und reali- 
sierbare Möglichkeit durchzuführen ist. Die gesellschaftspolitische Zielvorstellung 
und die zugrundeliegende ökonomische Theorie dieser Formel ist in der Theorie der 
‚Wirtschaftsdemokratie’ bzw. in der des ‚organisierten Kapitalismus’ zu sehen (18). 


2) Um die Formel vom sozialen Rechtsstaat konkreter zu fassen, muß auf die 
Hellersche Vorstellung der „sozialen Homogenität” zurückgegriffen werden. Heller 
definiert diese wie folgt: 


„Soziale Homogenität kann aber niemals Aufhebung der notwendig antagonistischen Gesell- 
schaftsstruktur bedeuten. Die gegensatzfreie Friedensgemeinschaft, die hertschaftslose Gesell- 
schaft können als prophetische Verheißungen sinnvoll sein. Als politisches Ziel ist solche Ver- 
diesseitung einer Gemeinschaft der Heiligen .. . eine Denaturierung sowohl der religiösen wie 
der politischen Sphäre.” (19) 


16 Max Adler, Die Soziologie im Marxismus, in: Karl Kautsky zum 70. Geburtstage. Sonder- 
heft der Gesellschaft, hrsg. von Rudolf Hilferding, Berlin 0.J. (1924), S. 9£f (13). 

17 Blanke, a.a.0.,S. 164. 

18 Vgl. die vorzüglich fundierte Arbeit von Hans Ulrich, a.a.O., S. 19ff (32ff) und S. 47ff zu 
den Problemen der ‚Wirtschaftsdemokratie’ und des ‚organisierten Kapitalismus’. Ulrich 
weißt darauf hin, daß die in der Phase der sog. relativen Stabilität zwar nicht konzipierte, 
aber besonders stark verbreitete Theorie der Wirtschaftsdemokratie die von Rudolf Hil- 
ferding entwickelte Theorie des organisierten Kapitalismus zu ihrer Basis hatte. Es sei 
hier auf den neueren Versuch aufmerksam gemacht, die Theorie des organisierten Kapi- 
talismus — mit der ihr innewohnenden Tendenz der Abstraktion von der widersprüch- 
lich sich entwickelnden Bewegung der Einzelkapitale und daraus resultierend einem zu- 
mindest denkmöglich zu installierenden ‚Generalkarteli’ — zu reetablieren und als Aus- 
gangspunkt für eine historische Analyse kapitalistischer Gesellschaften zu nehmen. 
Heinricht August Winkler (Hrsg.), Organisierter Kapitalismus. Voraussetzungen und An- 
fänge, Göttingen 1974. Dort vor allem die Beiträge von Winkler, S. 9ff und Jürgen 
Kocka, S. 25ff. 

Siehe kritisch die Rezension von Gunnar Stollberg, in: Internationale wissenschaftliche 
Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Heft 3/Sept. 1974, 
S. 378£f. 

19 Heller, Politische Demokratie und soziale Homogenität (1928), in: GS, Bd. II, S. 423ff 
(428/Hervorhg. von Veif.); siehe kritisch vom linken Flügel der SPD aus argumentierend: 
Otto Kirchheimer, Politik und Verfassung, Frankfurt 1964, S. 17. 
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So ist für Heller also eine klassengespaltene Gesellschaft quasi naturgesetzlich immer 
gegeben. 

Auf dieser „notwendig antagonistischen Gesellschaftsstruktur” fußt nun die 
Formel vom sozialen Rechtsstaat. Dieser, entwickelt aus der Auseinandersetzung 
mit dem Faschismus, richtet sich einerseits antithetisch gegen den liberalen Rechts- 
staat und zum andern gegen den Faschismus (20). In der Alternative ‚Rechtsstaat 
oder Diktatur’ glaubt Heller nun die kapitalistische Krise seit 1929, die sich auch in 
den parlamentarischen Institutionen ausdrückt, zumindest in ihrer politischen Ge- 
stalt aufhalten oder gar zurückdrängen zu können. Diese Alternative, von zeitgenös- 
sischen sozialdemokratischen Autoren als zutreffend eingeschätzt (21), richtet sich 
insofern nicht gegen den Bolschewismus und kann sich nach Heller auch nicht gegen 
diesen richten, da „die bolschewistische Diktatur ... die Alternative Rechtsstaat 
oder Diktatur nie gekannt” (22) hat und hier folglich als Möglichkeit ausgeschlossen 
werden kann. Da nun die überkommene liberale Rechtsstaatsvorstellung im ‚„Zeit- 
alter des entwickelten und organisierten Kapitalismus” (23) und vor allem durch 
das vom erwachten Proletariat aufgestellte Diktum von der ‚sozialen Demokratie’ 
überholt worden sei, sei das eigentliche Problem darin zu sehen, ‚‚daß die Volks- 
legislative den liberalen in einen sozialen Rechtsstaat überführt.” (24) 

Durch die Subsumierung von Faschismus und Bolschewismus (25) unter den 
einheitlichen Begriff der ‚Diktatur’ — diese wird von ihm als eine ausschließlich ‚ge- 
waltsame’ technische Institution begriffen (26) — wird einerseits die qualitativ an- 
dere soziale Basis dieser beiden politischen Formen ausgeblendet und zudem so der 
Rechtsstaat, nun allerdings als ‚sozialer’ vorgestellt, als die einzige Alternative ange- 
geben. Deutlich kommt diese alternative Einschätzung — hier allerdings nur auf den 


20 Vgl. Heller, Rechtsstaat oder Diktatur? (1929), in: GS, Bd. II, S. 445ff. 

21 Vgl. die zustimmende Rezension von Karl Renner, in: Archiv für Sozialwissenschaft und 
Sozialpolitik, Tübingen 1930, Bd. 64, S. 426ff. Vgl. ferner: Ernst Fraenkel, in: Fraenkel/ 
Sinzheimer, Die Justiz in der Weimarer Republik. Eine Chronik, Neuwied/Berlin 1968, 
S. 329, 333. 

22 Heller, Rechtsstaat oder Diktatur? a.a.O., S. 445. 

23 Ebd. S. 448. 

24 Ebd. S. 450 (Hervorhg. vom Verf.). 

25 Vgl. Heller, Was bringt uns eine Diktatur? Faschismus und Wirklichkeit, (1929), in: GS, 
Bd. Il, S. 437ff. Heller betrachtet dort Faschismus und Bolschewismus als „Zwillings- 
brüder des gleichen politischen Geistes”. 

26 Vgl. Heller, Rechtsstaat oder Diktatur? a.a.O., S. 460. Über die ursprüngliche soziali- 
stische Vorstellung der ‚Diktatur des Proletariats’ als der „politischen Übergangsperiode” 
(Marx) zwischen kapitalistischer und kommunistischer Gesellschaft, wobei auch stets 
klar gewesen ist, daß erst hierdurch die Demokratie als das politische und ökonomische 
Strukturprinzip der Gesellschaft verwirklicht werden kann, siehe mit Nachweisen und 
Diskussion: Wolfgang Abendroth, Demokratie als Institution und Aufgabe (zuerst in: 
Die neue Gesellschaft, Heft 1/1954), abgedruckt in: Ders., Arbeiterklasse, Staat und Ver- 
fassung. Materialien zur Verfassungsgeschichte und Verfassungstheorie der Bundestepu- 
blik, Hrsg. und eingel. von Joachim Perels. Frankfurt/Köln 1975, SS. 21-32; Heimann/ 
Zeuner, a.a.0., SS. 112-116. 


166 


bürgerlichen Rechtsstaat bezogen — bei Franz Neumann (27), einem führenden so- 
zialdemokratischen Arbeitsrechtler, Syndikus des Baugewerksbundes, zum Vor- 
schein. Neumann ist der Ansicht: 


„daß die Entscheidung der Weimarer Verfassung nicht gefallen ist für den bürgerlichen Rechts- 
staat, also für Freiheit und Eigentum, sondern daß sie gefallen ist für den sozialen Rechtsstaat, 
d.h. für eine Ordnung, die auf den Rechtsinstituten von Freiheit und Eigentum aufbaut, diese 
aber ergänzt durch eine Arbeits- und Wirtschaftsverfassung, deren Ziel die Beteiligung der Ar- 
beitnehmerschaft an der Führung der Wirtschaft und an der Selbstbestimmung ihres Arbeiter- 
schicksals ist.” (28) 


Indem also der sozialen Rechtsstaat als Kampfparole gegen den überkommenen libe- 
ralen Rechtsstaat als auch gegen den drohenden Faschismus konzipiert wird, soll er 
zum andern der Arbeiterbewegung als ‚Ersatz’ für die Preisgabe der Hoffnung auf 
eine kKlassenlose Gesellschaft dienen. 

Die von Heller entwickelte Konzeption ist also nicht ausschließlich gegen die 
liberale Rechtsstaatsvorstellung und gegen den Faschismus gerichtet, sondern aus- 
drücklich auch — was gelegentlich übersehen wird — gegen die ‚Diktatur des Prole- 
tariats’, da letztere von ihm nicht analytisch abgeleitet, sondern einfach gegen die 
Demokratie schlechthin gesetzt wird. In diesem Zusammenhang ist es bezeichnend, 
daß Heller im Anschluß an Max Weber die Demokratie als eine politische Form be- 
stimmt, in der „immer das Gesetz der kleinen Zahl” (29) gilt. Parallel zu seiner An- 
sicht, daß eine klassengespaltene Gesellschaft naturnotwendig immer existieren 
wird, steht für ihn auch fest, daß die ‚Autorität’ auch in der ‚Demokratie’ „über 
ein gewisses Maß von Entscheidungsfreiheit und damit von demokratisch nicht ge- 
bundener Macht verfügen” (30) muß. 

Die Reduktion der Demokratie als ein Ausleseprinzip für die ‚Elite’ des Vol- 
kes, wobei die Demokratie in ihrer bürgerlichen Gestalt als eine überzeitliche poli- 
tische Form definiert wird, — exemplarisch kommt dies in Hilferdings Rede auf 
dem Kieler Parteitag 1927 zum Vorschein, wo er davon spricht, daß ‚historisch’ die 


27 Neumann war in der Weimarer Republik einer der führenden sozialdemokratischen Ar- 
beitsrechtler, Dozent an der Hochschule für Politik in Berlin, Prozeßvertreter des Partei- 
vorstandes der SPD und zusammen mit seinem Studienfreund und Sozius Ernst Fraenkel 
in Berlin als Rechtsanwalt tätig. Zu Fraenkel vgl. die Rezension des Verfassers: Ernst 
Fraenkel, Reformismus und Pluralismus, Hamburg 1973, in: Kritische Justiz, Heft 3/ 
1975. Siehe dort auch den Aufsatz von Bernhard Blanke über die Faschismusanalyse von 
Fraenkel. 

28 Franz Neumann, Koalitionsfreiheit und Reichsverfassung, Die Stellung der Gewerkschaf- 
ten im Verfassungssystem, Berlin 1932, S. 40f (Hervorhg. vom Verf.). Die dort vertre- 
tene Position ist sehr stark — bezüglich der Ergänzung der ‚Staatsverfassung’ durch eine 
‚Wirtschaftsverfassung’ — an Hugo Sinzheimer angelehnt. Vgl. hierzu Müller, Der Piuralis- 
mus — die Staatstheorie des Reformismus, a.a.O.; Ulrich, a.a.O., S. 25; 55, Anm.180, 
6off. 

29 Heller, Politische Demokratie und soziale Homogenität, a.a.0., S. 426. Vgl. ders., Staats- 
lehre, hrsg. und eingeleitet von Gerhart Niemeyer, Leiden 1934, S. 247. Vgl. ders., Genie 
und Funktionär in der Politik (1930), in: GS, Bd. H, S. 613ff (618). 

30 Heller, Staatslehre, a.a.0., S 247. 


167 


Demokratie immer eine Sache des Proletariats gewesen sei (31) — ist jedoch nicht 
nur bei Juristen wie Heller und Gustav Radbruch (32) zu bemerken, sondern selbst 
der führende sozialdemokratische Theoretiker Rudolf Hilferding formuliert in sei- 
nem programmatischen Aufsatz „Probleme der Zeit” 1924: 


„Demokratie ist nur ein Ausleseprinzip, die für die moderne Gesellschaft allein geeignete Selek- 
tion, bei der der Ausgangspunkt für alle gleich ist.’ (33) 


Demgegenüber hat die marxistisch orientierte sozialdemokratische Linke die An- 
sicht vertreten, daß „jede bürgerliche Demokratie ein Element Diktatur zwangs- 
notwendig in sich trägt” (34). 

Die oben skizzierte Hellersche antithetische Gegenüberstellung von ‚Rechts- 
staat oder Diktatur’ — auch Kirchheimer kritisiert diese (35) — hat den Anschein 
einer unausweichlichen Alternative. Die Konzeption des sozialen Rechtsstaates, der 
„die Ausdehnung des materiellen Rechtsstaatsgedankens auf die Arbeits- und Güter- 
ordnung” (36) bedeuten soll, wird nach Heller als das befreiende Dritte aus dem 
von ihm angenommenen Dilemma angesehen. 

Zeitgenössische Autoren wie Renner, Neumann und Fraenkel sahen in ihr die 
entscheidende Alternative, vor der die kapitalistische Gesellschaft in der Weimarer 
Republik gestanden hat. Von diesen Autoren wird jedoch übersehen, daß die Heller- 
sche Konzeption, ebenfalls wie die liberale Konzeption die kapitalistische Gesell- 
schaft zu ihrer Basis hat und dies auch notwendig haben muß. Denn der Versuch, in 
der Weimarer Republik einen ‚sozialen Rechtsstaat’ einzurichten, hatte nicht die 
Aufhebung der Klassengesellschaft zum Ziel, da der soziale Rechtsstaat sich als 
kontinuierliche Fortsetzung des liberalen Rechtsstaates darstellte. Ging es doch 
Heller u.a. im Grunde genommen nur darum, den liberalen Rechtsstaat mit einem 
von vornherein beschränkten ‚sozialen Gehalt’ anzureichern und vor allem dem 
Bürgertum nach 1928 nahezulegen, nicht zur ‚nackten’ Klassenherrschaft fortzu- 
schreiten, sondern vielmehr sich seiner kulturellen Errungenschaften in aller Deut- 
lichkeit bewußt zu werden und diese als unvergängliche Einrichtungen zu akzeptie- 
ren. Der für Heller ‚‚anvisierte Ausweg aus der faschistischen Bedrohung (besteht)””, 
wie Blanke zutreffend schreibt, „in einem bloßen Apell an das deutsche Bürger- 
tum” (37). 


31 Vgl. Rudolf Hilferding, Die Aufgaben der Sozialdemokratie in der Republik, Referat, 
Kieler Parteitag der Sozialdemokratie 1927, Parteitagsprotokolle, S. 165ff (172ff). 

32 Vgl. Gustav Radbruch, Der Mensch im Recht. Ausgewählte Vorträge und Aufsätze über 
Grundfragen des Rechts, Göttingen 1961 (2), S. 17, 48. Siehe ferner: Gustav Radbruch 
Einführung in die Rechtswissenschaft, (1909), hısg. von Konrad Zweigert, Stuttgart 
1969 (12), S. 79. 

33 Rudolf Hilferding, Probleme der Zeit, in: Die Gesellschaft, Jg. 1/1924, Bd. 1/Heft 1, 
S. 1ff (4). - 

34 Kirchheimer, Politik und Verfassung, a.a.0.,S. 20. 

35 Ebd. S. 155, Anm. 19. 

36 Heller, Rechtsstaat oder Diktatur? a.a.O., S. 451; vgl. ders., Ziele und Grenzen einer 
deutschen Verfassungsreform (1931), in: GS, Bd. II. S. 413ff (416). Vg. ders., Grund- 
rechte und Grundpflichten, (1924), in: GS, Bd. I, S. 283ff (291). 

37 Blanke, a.a.0., S. 163 (Hervorhg. i.T.) 
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Auffallend an der Hellerschen Konzeption ist, daß der Adressat primär im 
Bürgertum gesucht wird. Obwohl Heller sieht, daß das Bürgertum mehr und mehr 
von den liberalen Rechtsstaatvorstellungen abzurücken beginnt — z.B. extensive 
Interpretation des Eigentumsartikels in der Verfassung durch Martin Wolff, die 
entsprechende Übernahme dieser Argumentation durch das Reichsgericht (38), 
Uminterpretation des Gleichheitsgrundsatzes (39) und die Beanspruchung der 
Nachprüfbarkeit von Gesetzen im materiellen Sinne durch die Gerichte (40) — hält 
er weiterhin daran fest, daß die ökonomische und politische Krise zur mittels der 
‚bewußtesten’ Teile des Bürgertums, nicht aber durch die klassenbewußte Arbei- 
terbewegung alleine zu ihren Gunsten gelöst werden kann. Dieser Appell an die be- 
wußtesten Teile des Bürgertums fußt auf der Ansicht, daß der „sozialistische Pro- 
letarier die bürgerliche Sekurität nicht nur nicht verachtet, sondern für sich selbst 
erstreben muß” (41). Diese Vereinnahmung der bürgerlichen Sekurität ist insofern 
von wesentlicher Bedeutung, als hiervon die Installierung des „Volksstaates” (42) 
abhängig gemacht wird. Letzterer basiert wiederum auf der Bereitschaft des Bür- 
gertums, die Arbeiterklasse an ihren Kultureinrichtungen partizipieren zu lassen 
(43). Die Verbesserung der ‚geistigen’ Situation der Lohnarbeiter ist auch durch 
eine Anhebung der materiellen Lage abzustützen. 

Demgegenüber argumentiert z.B. Otto Kirchheimer weitaus schärfer. Seit 
spätestens 1930 habe sich gezeigt, daß die reformistische Vorstellung von einer 
klassenjenseitigen Republik, beruhend auf der gleichberechtigten Teilhabe von 
Sozialdemokratie und bürgerlichen ‘Partnem’ der ersten Stunde der Republik 


38 Vgl. Joachim Perels, Kapitalismus und politische Demokratie. Privatrechtssystem und 
Gesellschaftsstruktur (muß richtig heißen: Verfassungsstruktur/W.L.) in der Weimarer 
Republik, (Reihe Basis), Frankfurt 1973, S. 41f. Die Interpretation von Wolff wurde 
auch von dem führenden Kommentar zur Reichsverfassung, dem von Gerhard Anschütz 
übernommen. Vgl. Perels, Anm. 12, zur Übernahme durch das Reichsgericht, Perels, 
Anm. 15, die beiden Anm. auf S. 42. Perels bezieht Heller leider nicht mit in seine 
Untersuchung ein, obwohl dies im Zusammenhang der Diskussion mit Schriften von 
Kirchheimer, Fraenkel, Neumann und Kahn-Freund wichtig gewesen wäre. 

39 Vgl. Franz L{eopold) Neumann, Der Funktionswandei des Gesetzes im Recht der bür- 
gerlichen Gesellschaft, (1937), in: Ders., Demokratischer und autoritärer Staat, (Reihe 
Basis), Frankfurt 1967, S. 7£f (34f). 

40 Vgl. ebd. S. 36f. 

41 Heller, Bürger und Bourgeois, (1932), in: GS, Bd. I, S. 627ff (639). 

42 Vgl. Heller, Die politischen Ideenkreise der Gegenwart, (1926), in: GS, Bd.I, S. 269ff 
(396); ders., Staatslehre, a.a.O0., S. 137 unter Beziehung auf das Görlitzer Programm von 
1921. 

43 Möglicherweise ist die Forderung von Heller, daß das Proletariat an den bürgerlichen Kul- 
tureinrichtungen partizipieren solle, auf seine ausgedehnte Tätigkeit in der Volkshoch- 
schul- und Erwachsenenbildung zurückzuführen. Über diese Tätigkeit unterrichtet Klaus 
Meyer, a.a.O., der allerdings in seinem personifizierenden Aufsatz Heller geradezu 
verklärt und affirmativ die Vorstellung von Heller übernimmt, Vgl. ferner: Martin J. Satt- 
ler, a.a.0., S. 155f. 

Auch bei Radbruch, Der Mensch im Recht, a.a.O., S. 27ff, 35ff ist die Beziehung auf die 
‚Kultur’ ausgeprägt vorhanden. So spricht er von der „Kulturform des Rechts”, die gegen 
das ‚Klassenrecht’ gewendet, eine „Eigengesetzlichkeit der Rechtsform’”’ zur Folge hat. 
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bezüglich der Inbesitznahme und Handhabung des ‚Staates’ in den wesentlichen 
Punkten aufgehört habe zu existieren. Es sei nun die Aufgabe der SPD, in „eige- 
ner Verantwortung” zu prüfen, welche entschieden proletarische Politik einzu- 
schlagen sei (44). 

Für Heller ist die Inaugurierung des sozialen Rechtsstaates mit Klassenkampf 
verbunden. Dieser soll allerdings in „demokratischen Formen” (45) stattfinden. 
Hierfür sind zumindest zwei wesentliche Bedingungen zu erfüllen: 

Erstens muß das Proletariat ‚Aussicht auf Erfolg” bezüglich der Durchset- 
zung seiner Vorstellungen haben und zweitens ist erforderlich, daß das Proletariat 
die „geistig-sittliche Fundierung und historische Notwendigkeit der gegenwärtigen 
(nach 1928/W.L.) Herrschaftssituation” (46) erkennt. Dies herauszuarbeiten ist we- 
sentlich Aufgabe des Bürgertums, denn die These von der ‚Diktatur des Proletariats’ 
kann eben nur dann verhindert werden, wenn die „Einsicht der herrschenden 
Klassen” (47) so ausgeprägt ist, daß auch das Proletariat seinen gerechten Anteil 
an der Verteilung der Güter erhält. Dieser gerechte Anteil — der sich, wie aufge- 
zeigt, nicht in der Aufhebung des Privateigentums als des zentralen ‚Grundrechts’ 
der bürgerlichen Gesellschaft darstellt — ist in der Formel des ‚sozialen Rechtsstaa- 
tes’ enthalten. 

Franz Neumann, der in direkter Anlehnung an Heller in der Weimarer Repu- 
blik vom gewerkschaftlichen Standpunkt aus versucht hat, die Arbeiterbewegung 
— vor allem ihren sozialdemokratischen Teil — in die demokratische Republik zu 
integrieren und zugleich diese demokratische Republik mittels der in der Verfas- 
sung normierten sozialen Grundrechte abzusichern und auszubauen und so in eine 
‚soziale’ zu überführen, schreibt rückblickend 1934: 


„Die sozialistische Verfassungstheorie der Weimarer Republik hat anknüpfend an die sozial- 
liberale Tradition in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts (Robert von Mohl) versucht, auf 
dem Boden der Weimarer Verfassung die Idee des sozialen Rechtsstaates zu schaffen, welcher, 
beruhend auf dem altliberalen Erbgut von 1789, Ausdruck der Idee der Befreiung der Arbeiter- 
klasse sein sollte. Diese insbesondere von Hermann Heller und Franz Neumann unternommenen 


44 Vgl. z.B. Kirchheimer, Verfassungswirklichkeit und politische Zukunft der Arbeiterklas- 
se. Zum Verfassungstag, in: Der Klassenkampf, Jg. IH, Nr. 15, II. Halbjahresband 1929, 
S. 455ff; ders., Artikel 48 und die Wandlungen des Verfassungssystems. Auch ein Beitrag 
zum Verfassungstag, in: Der Klassenkampf, Jg. IV, Nr. 15, II. Halbjahresband 1930, 
S. 456ff; ders., Politik und Verfassung, a.a.O., S. 9ff; ders., Funktionen des Staats und 
der Verfassung, Frankfurt 1972, $S. 28, 82f. 
vgl. zur Kirchheimer-Diskussion: Müller/Neusüss, a.a.0., S. 13; Perels, a.a.O., S. 36f, 
39ff; Blanke, a.a.O., S. 159ff. Ferner mit weiteren Nachweisen die Einleitung des Ver- 
fassers zu dem Mai/Juni 1976 in der Reihe edition suhrkamp erscheinenden Sammelt- 
band mit bisher weitgehend unbekannten Schriften Kirchheimers. Siehe auch die Einlei- 
tung des Verfassers zu Kirchheimers Schrift ‚„Staatsgefüge und Recht des Diitten Rei- 
ches”, erscheint in Kritische Justiz, Heft 1/1976. 

45 Heller, Politische Demokratie und soziale Homogenität, a.a.0.,S. 431. 

46 Ebd. 

47 Ebd. S. 430. 
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Versuche sind mit der Weimarer Verfassung gescheitert, nachdem sowohl von sozialistischer 
(Otto Kirchheimer) als auch von bürgerlicher Seite (Carl Schmitt, Albert Hensel) Kritik daran 
geübt worden ist.” (48) 


3) Mit dem oben skizzierten Zusammenhang verknüpft ist das Verhältnis von Staat 
und Gesellschaft. Der soziale Rechtsstaat, als Staatszielbestimmung für eine noch zu 
konstituierende ‚neue’ Gesellschaftsform interpretiert, fußt auf der theoretischen 
und realen Verdopplung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat. Zugleich liegt 
für Heller gerade’ in dieser Trennung — und hier kommt m.E. auch jene ‚ambivalen- 
te’ methodische Position zum Vorschein, auf die Eike Hennig hingewiesen hat — 
eine Gefahr für die ‚Demokratisierung’ der Geselischaft. 

Für Heller ist es in der Weimarer Republik evident, daß das ‚ökonomische 
Kommando’ anonymer ‚privater Wirtschaftsmächte’ (49) immer mehr nach der de- 
mokratisch legitimierten Gesetzgebung des demokratischen Staates strebt. Da die 
„ırennung des politischen und ökonomischen Kommandos den für die gegenwärti- 
ge Situation der kapitalistischen Demokratie charakteristischen Spannungszustand 
(erzeugt)” (50) hat, gibt es für Heller nur die Möglichkeit — soll nicht irgendeine 
‚Spielart” von Diktatur die Oberhand gewinnen —, die kapitalistische Wirtschaft 
ebenfalls dem ‚Kommando’ des demokratisch verfaßten Staates zu unterstellen. 
Dies bedeutet, daß 


„entweder die Staatsgewalt durch eigene ökonomische Machtfundierung die Möglichkeit be- 
kommen (muß), sich gegenüber den privaten Wirtschaftseinflüssen politisch zu verselbständigen, 
oder der Kampf der Wirtschaftsleiter muß den wenigstens vorläufigen Erfolg haben, daß sie die 
demokratische Gesetzgebung zu ihren Gunsten beseitigen.” (51) 


Heller optiert hier für einen Staat, dem die Möglichkeit gegeben werden muß, 
„autoritär” (52) die „privatrechtliche Baronsregie” (53) einzuschränken und der 
Kontrolle des demokratisch legitimierten Staates zu unterwerfen. Er geht von der 
Annahme aus, daß durch die „autoritäre Überordnung des Staates über die Gesell- 


48 Leopold Franz (= Franz L. Neumann), Rechtsstaat, Gewaltenteilung und Sozialismus, in: 
Zeitschrift für Sozialismus, Jg. I (1933/34) Nachdruck Glashütten/Taunus 1970, S. 254ff 
(256, Hervorhg. i.T.); vgl. ders., Zur marxistischen Staatstheorie, in: Zeitschrift für So- 
zialismus, Jg. II (1935/36), a.a.O., S. 865ff (mit Kritik an Heller, Staatslehre); ders., Be- 
hemoth. The Structure and Practice of National Socialism 1933-45 (1942/44), New 
York 1966, S. 46. 

49 Vgl. zur Kritik dieser Begrifflichkeit: Müller/Neusüss, a.a.O. 

50 Heller, Staatslehre, a.a.O., S. 137. 

51 Ebd. S. 138. Vgl. ders., Ziele und Grenzen einer deutschen Verfassungsreform, a.a.O., 
S. 413; ders., Autoritärer Liberalismus?, (1933), in: GS, Bd. I, S. 645ff (653); vgl. 
auch Neumann, Koalitionsfreiheit und Reichsverfassung, a.a.O., S. 60. 

52 Vgl. Heller, Ziele und Grenzen einer deutschen Verfassungsreform, a.a.O.; ders., Au- 
toritärer Liberalismus? a.a.O.; vgl. Neumann, Koalitionsfreiheit und Reichsverfassung 
a.a.0., S. 13, 89. 

53 Heller, Die politischen Ideenkreise.... , a.a.0.,S. 400. 
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schaft, namentlich über die Wirtschaft” (54) die politische Verselbständigung der 
Staatsgewalt und auch des Rechts ermöglicht und zugleich auf Dauer gewährleistet 
bleibt. Diese Verselbständigung ist eine sich aus dem ‚‚Wesen von Staat und Recht” 
ergebende naturgesetzliche Notwendigkeit, da sowohl Staat und Recht ‚immer 
strebend sich bemühen”, die Bindungen, die sich aus den ‚‚Interessenkämpfen” er- 
geben, zu verlassen, „sich zu verselbständigen von einseitigen Ansprüchen, gerecht 
zu werden, d.h. Interessen ohne Ansehen des Übergewichts einer gesellschaftlichen 
Macht abzuwägen” (55). Deutlich kommt hier die klassenjenseitige Rolle von Staat 
und Recht zum Vorschein. Für Heller erscheinen Staat und Gesellschaft als zwei 
eigenständige ‚Sphären’, die nur locker miteinander verbunden sind. Die eine da- 
von — die Gesellschaft — ist nicht demokratisch legitimiert, sondern durch private 
Willkür gekennzeichnet. Die andere hingegen — der Staat — ist demokratisch legi- 
timiert. Letztere kann nur dann in ihrer demokratischen Verfaßtheit erhalten 
werden, wenn die „Eigengesetzlichkeit des Staatspolitischen” (56) nicht nur er- 
halten, sondern auch ausgebaut wird. Dieser Vorgang kann nur auf dem Wege der 
Zuordnung von ‚Wirtschaftsmacht’ geschehen. Hellers Intention ist es wohl, erstens 
die so der privaten Wilikürherrschaft entzogenen Wirtschaftsbereiche mittels des 
demokratischen Staates von oben zu demokratisieren und zweitens die übriggeblie- 
benen Teile der nicht-demokratisierten Wirtschaft mit denen, die demokratisch 
geordnet sind, zu konfrontieren und schließlich auch zu ‚durchdringen’. 

Diese Überlegungen sind Ergebnis der wahrnehmbaren Klassenkämpfe in 
der Weimarer Republik. Die sich hieraus ergebenden Tendenzen zur Unterminie- 
rung der staatlichen Souveränität können nur dann aufgehalten und zurückgedrängt 
werden, wenn der Staat weiterhin als souveräne Gebietsinstanz begriffen wird, der 
sich letztlich jede private Gruppe unterzuordnen hat. Aber der Staat muß nicht nur 
souverän gegenüber den politischen und sozialen Gruppen sein, sondern auch insge- 
samt gegenüber der diesen heterogenen Gruppen zugrundeliegenden bürgerlichen 
Gesellschaft. 


4) Oben war davon gesprochen worden, daß eine Affinität in der Argumentation 
zwischen Heller und Oertzen besteht. Dies sei kurz an einem unserer Ansicht nach 
signifikanten Beispiel dargelegt. 

Für einen bedeutenden Teil der Sozialdemokratie in der Weimarer Republik 
ging es vor allem um den Kampf um den Staat. Heller bildet — wie auch Hilferding 
in seinem Referat auf dem Kieler Parteitag von 1927 — hierin keine Ausnahme. 

Er schreibt: 


54 Heller, Ziele und Grenzen einer deutschen Verfassungsreform, a.a.O., S. 413 (Hervorhg.v. 
Verf.). 

55 Heller, Gesellschaft und Staat, (1924), in: GS, Bd. I, S. 259ff (263) Vgl. so auch Rad- 
bruch in Osterroth, a.a.O., S. 541: „Das Klasseninteresse mag diesen Staat erzeugt haben, 
aber einmal entstanden, entfaltet er sich nach seinem eigenen Geist — möglicherweise 
auch gegen das Klasseninteresse, dem er seinen Ursprung verdankt.” (Hervorhg. v. Verf.). 

56 Heller, Die politischen Ideenkteise ... , a.a.0., S. 388 (Hervorhg. v. Verf.). 
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„Der Klassenkampf ist eine unbedingte Notwendigkeit, er darf aber nicht gegen, sondern er 
muß um Staat und Nation gekämpft werden.” (57) 


In seinem Referat formuliert Oertzen die These: 


„Die sozialistische Bewegung darf den Staat nicht bloß bekämpfen, sie muß ihn erobern; sie 
kann den Staatsapparat nicht ‚zerbrechen’ (wie Marx es meinte), denn sie braucht ihn und muß 
ihn benutzen, sie kann ihn nur kontrollieren und schrittweise demokratisch verändern.” (58) 


Eine solche Vorstellung läuft — wie dies u.a. von Müller/Neusüss, Ulrich und Blan- 
ke analysiert worden ist — zwangsläufig immer wieder auf eine ‚Neutralität’ des 
bürgerlichen Staates hinaus. 

Die hier skizzierten Überlegungen von Heller sind nicht nur die Ansichten 
eines einzelnen, sondern, dies wäre zu prüfen, wesentlicher Bestandteil reformisti- 
scher Staatstheorie, deren ‚Dilemma’ so zusammengefaßt werden kann: 


„Einerseits wird der Staat als Instrument zur Durchsetzung der ‚sozialen Demokratie’, zur fried- 
lichen Vergesetzlichung der Wirtschaft angesehen, was theoretisch die Einsicht in die Klassen- 
struktur der Gesellschaft — wenn auch nur in Form von /nteressengegensätzen — voraussetzt. 
Andererseits wird jedoch nicht mehr gesehen, daß gerade das relative politische Klassengleich- 
gewicht und die Dominanz der Nichtbesitzenden im Parlament die Ursache dafür ist, daß die 
herrschende Klasse immer wieder versucht, den Prozeß der Demokratisierung rückgängig zu 
machen.” (59) 


fan der Diskussion des Manuskripts waren Bernhard Blanke, Siegfried Heimann und 
Bodo Zeuner beteiligt) 


57 Heller, Staat, Nation und Sozialdemokratie, a.a.O., $. 538 (Hervorhg. v. Verf.). 
58 Oertzen, a.a.0., S. 90 (These 25) (Hervorhg. v. Verf.). 
59 Blanke, a.a.0., S. 165 (Hervorhg. ı.T.). 
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Ökonomische Voraussetzungen bäuerlicher Interessenvertretung 
in der BRD (1. Teil) 


1. Einleitung 


In der westdeutschen marxistischen Literatur, die die Probleme agrarischer Produk- 
tion erst in den letzten Jahren der Bedeutungslosigkeit entreißt, findet der Deutsche 
Bauernverband (DBV) als einzige politische Organisation der westdeutschen Bauern 
erstaunlich geringe Aufmerksamkeit. Die Agrarexperten der DKP, Richard 
Scheringer und Wilhelm Sprenger, vertreten die Auffassung, aus dem DBV eine 
„ebensolche Kampforganisation gegen das Monopolkapital““ machen zu können, 
„wie das die fortschrittlichen Gewerkschaften für die Arbeiterklasse sind“ (1), wenn 
man nur den Einfluß der „CDU/CSU-hörigen adligen Großgrundbesitzer“, die die 
bauernfeindliche Politik des Verbandes bestimmen, zurückdämme (2/3). Daraus 
spricht zum einen die für die Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus 
typische „Subjektivierung des Kapitalbegriffs“, d.h. dem realen Schein aufzusitzen, 
die gesellschaftlichen Verhältnisse seien bestimmt von einer kleinen Gruppe von 
Kapitalmagnaten und nicht als Totalität durch das Kapital als selbstverwertendem 
Wert (4), und zum andern bringt diese Einschätzung den theoretischen und prakti- 
schen Eklektizismus von den wissenschaftlichen Vorarbeiten aus der DDR (5) zum 


1 Richard Scheringer/Wilhelm Sprenger, Arbeiter und Bauern gegen Bosse und Banken. 
Frankfurt 1970, S. 163 

2 ibid., S. 128 

3 Auf der 8. Tagung des Parteivorstandes der Deutschen Kommunistischen Partei am 
27.128. Febr. 1971 in Düsseldorf wurde das „Demokratische Bauernprogramm der DKP‘ 
verabschiedet, das der „Bauernschaft als wichtigstem Verbündeten der Arbeiterklasse‘ 
(S. 5) gilt. — Seit Anfang 1971 gibt der Parteivorstand die „DKP-Landrevue — Informa- 
tionen für die Landbevölkerung‘‘ heraus. 

4 Vgl. Margaret Wirth, Zur Kritik der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus. In: 

i Probleme des Klassenkampfs, Nr. 8/9, Berlin 1973, S. 26 (Zitat) und 28. 

Als Beispiel für die „Subjektivierung des Kapitalbegriffs‘ aus dem thematischen 
Zusammenhang: „Die CDU/CSU-hörige Bauernverbandsführung, die Großgrundbesitzer 
im Bauernverband, haben sich mit dem BDI gemeinsam dafür ausgesprochen, die Bauern- 
schaft den wachsenden Profit- und Machtwünschen des herrschenden Großkapitals auch 
in Zukunft weiter zu unterwerfen“. W. Sprenger, Das Bündnis von Arbeiterklasse und 
Bauernschaft im staatsmonopolistischen Kapitalismus. In: Marxistische Blätter, Nr. 5, 
Frankfurt 1972, S. 30 £. 

5 Die DWI-Berichte aus dem Institut für Internationale Politik und Wirtschaft (jetzt IPW- 
Berichte) enthalten seit Jahren empirische Untersuchungen und theoretische Einschät- 
zungen des landwirtschaftlichen Sektors und der Agrarpolitik der BRD. Hinzuweisen 
sind vor allem auf die umfassenden Arbeiten Emil Rechtzieglers: ‚Neue Entwicklungs- 
tendenzen in der Landwirtschaft der kapitalistischen Staaten‘. Berlin 1968 und ders., 
Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus. In: DWI-Forschungsheft, Nr. 4, 1969 
(im Folgenden zitiert nach Abdruck des Aufsatzes durch den Plakat-Bauernverlag, 
Heft 2.) 
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Ausdruck, die einen in diesem Zusammenhang nicht näher zu bestimmenden 
Einfiuß der sog. Politik des Bündnisses aller werktätigen Klassen und Schichten 
beim Aufbau des Sozialismus in der DDR aufweisen (6). Mehr als kritischer Reflex 
auf die Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus und die antimonopolisti- 
sche Bündnispolitik der DKP denn aus Anlaß der massiven und zahlreichen Bauern- 
demonstrationen 70/71 in der BRD findet die ökonomische Situation der west- 
deutschen Bauern spät Eingang in Theorie und Praxis weiterer Kreise der bundes- 
republikanischen Linken (7), eine Analyse der „Gewerkschaft“ (8) der Bauern steht 
— sieht man von den folgenden sporadischen Bemerkungen ab — noch aus. In 
vermeintlicher Stoßrichtung gegen die DKP wird der DBV von der ‚„antirevisionisti- 
schen“ Linken als „Interessenvertretung der kapitalistischen Bauernbetriebe“ (9) 
und als „Brückenkopf der in der Landwirtschaft engagierten Kapitalfraktion‘‘ (10) 
entpuppt, — eine Inkonsistenz der Beurteilung, die bei Ulf Baumgärtner an anderer 
Stelle darin kulminiert, den DBV als „Klassenorgan der Großbauern und damit der 
Bourgeoisie“ (11) zugleich zu charakterisieren mit der Begründung, die DBV- 
Führung arbeite in Interessengemeinschaft mit dem BDI (12). Diese Aussage unter- 
scheidet sich von der Rechtsziegler’schen, der Bauernverband diene der CDU/CSU 
nur dazu, „die agrarpolitische Konzeption des Monopolkapitals durchzusetzen“ 
(13), nur dadurch, daß hier gleich das gesamte Monopolkapital die DBV-Politik 
bestimmt, während es bei Baumgärtner nur eine Fraktion des Kapitals ist, wobei 
gerade das Problem der eklatanten Interessenkollisionen von Agrarkapitalisten und 
den übrigen Kapitalfraktionen auf der Ebene des Marktes unterschlagen wird. 


6 Die theoretische Befassung mit dem Agrarsektor und der Eingang der Bauern in kommu- 
nistische, sozialistische und sozialdemokratische Parteiprogramme steht offenbar in 
Korrelation mit einem entwickelten Stand der Klassenkämpfe, der die Machtfrage akut 
macht. Vgl. die Diskussion der Agrarfrage in den 20er Jahren, die noch aufzuarbeiten ist. 
— Zum Problem der Agrarfrage in der Arbeiterbewegung siehe als Überblick Teil 2 und 3 
der Dissertation von Max Kemper, Marxismus und Landwirtschaft. Bonn 1929 (ver- 
öffentlicht im Plakat-Bauernverlag, Heft 4, 1973). 

7 Im Wesentlichen handelt es sich um die Veröffentlichungen: 

— Monika Baumgartner, Entwicklungstendenzen in der westdeutschen Landwirtschaft. 

R In: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 3, Berlin 1972 

— Onno-Hans Poppinga, Zur Bauernfrage in Westdeutschland. In: Bauer was nun? 
Beiträge zur Agrarfrage in der BRD. Plakat-Bauernverlag, Heft 3, Stuttgart 1972 

— Ulf Baumgärtner, Vorwort zu: Emil Rechtziegier, Westdt. Landwirtschaft... , a.2.0., 
0.5. 

— ders., Anmerkungen zur Bauernpolitik der DKP. In: Probleme des Klassenkampfs. 
Nr. 8/9, Berlin 1973 


8 Bezeichnung für den DBV in persönlichen Gesprächen der Verfasserin mit Landwirten. 
9 O.-H. Poppinga, a.2.0., S. 27 
10 U. Baumgärtner, Vorwort zu...,2.2.0., 0.S. 


11 ders., Anmerkungen... a.a.0., S. 195 
12 ibid., S. 196 
13 E. Rechtziegler, Westdt. Landwirtschaft... , a.a.O., S. 104 


Angesichts des ungeklärten Widerspruches zwischen Attacken gegen den DBV 
als Sachwalter staatlicher Sonderbehandlung der Landwirtschaft, die gerade von der 
dem westdeutschen Kapital verpflichteten Presse vorgebracht werden (14), und der 
organisatorisch fixierten Zusammenarbeit mit Industrieverbänden und Kapitalfrak- 
tionen und im Hinblick auf die Ergebnisse einer Umfrage im Winter 69/70, in der 
85% der befragten Bauern der Meinung war, der Deutsche Bauernverband setze sich 
wirkungsvoller für ihre Interessen ein als eine der politischen Parteien (15), erweist 
sich die Fragwürdigkeit einer auf soziologischen Untersuchungen der Elite be- 
schränkten Einschätzung einer politischen Organisation, die sich in nichts von 
Analysen bürgerlicher Politologie unterscheidet. Daß die ausführlichen ökonomi- 
schen Analysen, in deren Kontext die oben genannten Aussagen über den DBV 
erscheinen, für letztere derart folgenlos bleiben, dürfte auch in der methodischen 
Schwäche dieser Arbeiten begründet liegen, der logischen Differenz zwischen den 
konkreten Erscheinungsformen agrarpolitischer Staatstätigkeit, der dem realen 
Schein der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft verhafteten Interessenartikula- 
tion und den allgemeinen Bewegungsgesetzen des Kapitals nicht Rechnung getragen 
zu haben, was sich dann in einer Vereinfachung wie: „Die westdeutsche Monopol- 
bourgeosie geht ganz allgemein dazu über, die Existenzbedingungen der Bauern zu 
verschlechtern, um sie wirtschaftlich zu zwingen, sich ihrer agrarpolitischen 
Konzeption zu unterwerfen“ (16) niederschlägt. 

Ausgehend von der Kritik an dieser deskriptiv-politizistischen Methode zur 
Einschätzung einer politischen Organisation, (die nicht ein ähnliches Ergebnis aus- 
schließt), soll das Ziel dieses Aufsatzes sein, die Tätigkeit des DBV als Aggregierung 
von Interessen abzuleiten, die herrühren aus der objektiven Schranke, die die in der 
BRD vorhersschende Form agrarischer Produktion als einfacher Warenproduktion 
für die Ausdehnung der kapitalistischen Produktionsweise darstellt. Die maßlose 
Tendenz des Kapitals, sich alle Sphären der Produktion zu unterwerfen, zeitigt 
notwendig Interessenkollisionen zwischen den Eigentümern der Revenuequellen, sei 
es der Besitzer von Kapital untereinander auf der Ebene der Konkurrenz der 
Einzelkapitale einer Sphäre, sei es ihrer gemeinsamen Interessen an möglichst großer 


14 Die FAZ argumentiert durchgängig gegen die Ansprüche der Landwirtschaft und ihrer 
Interessenvertretung. Siehe dazu als Bsp. den Artikel von: Klaus Peter Krause, Heere- 
mann auf sanfter Welle. In: FAZ vom 9.7.73 — Vgl. auch Artikel im „Spiegel‘ 

Die einzigen Gesamtdarstellungen über den DBV, die allerdings aus der Zeit besonderer 

Interessendivergenzen stammen, stellen übereinstimmend ein gespanntes Verhältnis des 

DBV zum DBI und DIHT heraus: 

— Peter Christof Lutz, Der Deutsche Bauernverband. Diss. Mannheim 1967, S. 188 

— Hans Bürger, Die Landwirtschaftliche Interessenvertretung in der Zeit von 1933 bis 
zur Gegenwart unter besonderer Berücksichtigung der westdt. Verhältnisse. Er- 
langen/Nürnberg 1967, S. 242 

— Paul Ackermann, Der Deutsche Bauernverband im politischen Kräftespiel der BRD. 
Tübingen 1970, S. 65 (Die Arbeit wurde It. Angabe des Verf. im Herbst 67 abge- 
schlossen, Seite V). 

15 „Bericht zur Untersuchung über die Einstellung von Landwirten zu agrarpolitischen 
Fragen“. Bonn Febr. 1970, S. 19 (unveröffentl. Manuskript), zitiert bei H.-O. Poppinga, 
Zur Bauernfrage.... , a.a.0., S. 29 

16 E. Rechtziegler, Westdt. Landw...., a.a.O., S.,97 
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Mehrwertabpressung und Mehrwertrealisierung gegenüber den Kapitaleigentümern 
anderer Produktionssphären. Diesen Gruppen, deren Privateigentum auf der Aneig- 
nung fremder Arbeit beruht, stehen (nicht antagonistisch im Sinne der Lohnarbeit) 
gegenüber die Gruppe der einfachen Warenproduzenten, die zwar Besitzer von 
Produktionsmitteln sind, deren Eigentum aber Resultat eigner Arbeit ist. Auf der 
Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, der Ebene der. Zirkulation, auf der in der 
„fetischartigsten Form“ (17) die wirkliche Quelle des jährlich geschaffenen 
Neuwerts verschwindet, und dieser als Resultat der drei Revenuequellen Arbeit, 
Boden und Kapital erscheint, Konstituiert sich die Sphäre der Interessenartikulation 
der Privateigentümer, die ausgerichtet ist auf die optimale Nutzung ihrer Revenue- 
quellen. Auf dieser Ebene der Gesellschaftlichkeit, die in der Kategorie des Inter- 
esses Resultat der logischen Differenz ist zwischen Charaktermasken als Personifika- 
tionen allgemeiner ökonomischer Gesetzmäßigkeiten und Subjekten, die in einem 
gewissen Spielraum über die optimale Nutzung ihrer Revenuequelle bestimmen 
Können, ist die Möglichkeit der Interessenvertretung eines Verbandes wie des DBV 
anzusiedeln. Die inhaltliche Bestimmung seiner Forderungen ist methodisch richtig 
abzuleiten von den Erfordernissen des Produktions- und Reproduktionsprozesses 
des Kapitals auf einer bestimmten Stufe seiner Entwicklung. 

Nachdem ich zunächst die logische Differenz zwischen der Ebene der all- 
gemeinen Bewegungsgesetze des Kapitals und der Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft, auf der sich in den Aktionen der ‚freien Subjekte‘“ die Erfordernisse 
der Kapitalverwertung in der für die kapitalistische Gesellschaft typischen Form des 
Verschwindens der Eigentums- und Aneignungsverhältnisse im Produktionsprozeß 
als Voraussetzung dieses Aufsatzes abgeklärt habe, will ich die daraus resultierenden 
methodischen Implikationen am Gang der Analyse erläutern. 

Der erste Teil des Aufsatzes, 2. „die ökonomische Lage der Landwirtschaft in 
der BRD“, befaßt sich mit den historisch besonderen Erscheinungsformen der 
immanenten Bewegungsgesetze des Kapitals, wie sie sich beim Eindringen der 
kapitalistischen Produktionsweise in die „aus der vorkapitalistischen in die bürger- 
liche Gesellschaft geretteten Bereiche einfacher Warenproduktion und reiner 
Gebrauchswerterzeugung“ (18) durchsetzen. Von dieser Ebene aus ist es analytisch 
möglich, die Kategorien von Produktionsagenten zu entwickeln, die in ihrer Eigen- 
schaft als Revenuequellenbesitzer ihre je besonderen Interessen, die sich aus den 
Anforderungen an Sicherung und Nutzung ihrer Revenuequelle ergeben, artikulie- 
ren und aufgrund der Privatheit der kapitalistischen Produktion in Konkurrenz 
treten. Diese Konkurrenz ist nur in einigen Fällen gleichzusetzen mit der Kon- 
kurrenz der Einzelkapitale als Form der Durchsetzung des Wertgesetzes, vielmehr 
handelt es sich um die (Distributions-) Konkurrenz der drei Kategorien von 


17 Karl Marx, Theorien über den Mehrwert. In: Marx-Engels-Werke (MEW), Bd. 26.3, Berlin 
1969, S. 445. (Im folgenden werden Zitate nur noch mit MEW...... angegeben). 

18 Ernest Mandel, Der Spätkapitalismus. Frankfurt 1972, S. 344. Das Stadium reiner 
Gebrauchswerterzeugung, der Subsistenzwirtschaft, muß in der BRD als abgeschlossen 
gelten. Vgl. dazu M. Baumgartner, a.a.O., S. 57 f 
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Revenuequellenbesitzern untereinander um den größtmöglichen Anteil am ge- 
schaffenen Neuwert (Ebene der Herausbildung von Klassen) oder um die der Koali- 
tion von Besitzern verschiedener Revenuequellen einer Sphäre mit der einer andern 
um Verbesserung der Konkurrenzvoraussetzungen (auf der Ebene der allg. Be- 
wegungsgesetze des Kapitals Ausgleich der Profitraten) (19). Auch andere 
Kombinationen sind denkbar. Mit der Analyse der konkreten Erscheinungsformen 
ist die Basis der Bestimmungen der möglichen Interesseninhalte der agrarischen und 
nicht-agrarischen Produktionsagenten entwickelt, die sich zu allgemeinen Interessen 
bestimmter Gruppen zusammenfassen lassen, die sich der DBV dann unter Aus- 
schluß konkurrierender Interessen zu eigen machen und als spezifisches Gruppen- 
interesse artikulieren kann. 

Die Durchsetzung allgemeiner Interessen kann aufgrund der Privatheit der 
Produktion in der kapitalistischen Gesellschaft nur über die Institution des Staates 
als Zusammenfassung der bürgerlichen Gesellschaft, die als besondere Form ab- 
gehoben von dieser existiert, erfolgen, dem die Verwaltung und Verfolgung der 
allgemeinen Interessen obliegt (Teil 3). 

Auch wenn im Einzelnen nicht immer ausgeführt, geht in die Analyse der 
Staatstätigkeit immer die Voraussetzung ein, die aus der Formbestimmtbheit des 
Staates durch die kapitalistische Produktionsweise abgeleitet ist, daß nur solche 
Interessen tendenziell (restringiert durch den Zwang der Vermeidung sozialer 
Kämpfe zur Erhaltung der kapitalistischen Produktionsweise als Ganzer) durch- 
gesetzt werden können, die auf die Aufhebung von Schranken in Zirkulation und 
Produktion für den Verwertungsprozeß des Gesamtkapitals zielen, eine Be- 
stimmung, die Größe, Organisationsgrad oder „Schlagkraft“ eines Interessenverban- 
des in ihrer Bedeutung für seine Funktionsfähigkeit herabsetzt und diese soziologi- 
schen Kategorien allein als analytisch untaugliche Instrumente erweist. 

Teil 4. der Analyse stellt zunächst einen Bruch im allgemeinen Ableitungs- 
zusammenhang dar, der der Unmöglichkeit geschuldet ist, politische Phänomene, 
wie sie Interessenverbände sind, in ihrer real-historischen Verfaßtheit logisch aus 
den „allgemeinen Bestimmungen des Kapitals, realen Durchsetzungsformen 
(Konkurrenz, Monopol, d.Verf.) und Erscheinungsweise dieser Durchsetzung“ (20) 
abzuleiten. Auf der Stufe der Analyse des DBV selbst erhält die phänomenologisch- 
empirische Methode ihre partielle Berechtigung zur Deskription seiner Organisa- 
tionsstruktur, seinen inhaltlichen Forderungen und ihrer Begründung und der 
diversen Strategien zur Interessendurchsetzung. 

Die Beziehung der konkret-historischen Erscheinungsformen der Interessen- 
vertretung durch den DBV auf die Schwierigkeiten, die sich für die jeweiligen 
Kategorien von Revenuequellenbesitzern aus der Durchsetzung der kapitalistischen 
Produktionsweise in der Landwirtschaft ergeben (Teil 2.), soll im Schlußteil 
erfolgen, um die objektive Funktion des DBV in diesem Prozeß aufzuhellen. Auch 


19 Diese setzen sich aufgrund ökonomischer und außerökonomischer Schranken immer nur 
der Tendenz nach durch. 
20 Margaret Wirth, Zur Kritik der Theorie... a.a.O., S. 20 
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wenn die real-erscheinenden Phänomene im Prozeß der Erkenntnis immer nur a 
posteriori auf die objektiven Anforderungen der Kapitalverwertung bezogen werden 
können, haben wir uns mit der analytischen Trennung von Bewegungsformen des 
Kapitals und dem Agieren der Subjekte als Privateigentümer, die dem realen Schein 
der Gleichheit und Freiheit auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, die die 
reale Aneignungsweise verkehrt, verfallen, in die Lage versetzt, die Illusionen zu 
erklären, die sich an die Möglichkeit „antikapitalistischer Politik‘ eines Interessen- 
verbandes wie des DBV knüpfen (21). 


2. Die ökonomische Lage der Landwirtschaft in der BRD 
2.1 Die natürliche Sonderstellung agrarischer Produktion 


Die agrarische Produktion unterscheidet sich gegenüber allen Sphären industrieller 
Produktion durch besondere natürliche Bedingungen, die die Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise verzögern und modifizieren, aber als Waren- 
produktion sind „Landwirtschaft und Industrie gemeinsame Glieder eines Gesamt- 
prozesses“ (22). Die vermeintliche Eigengesetzlichkeit der Agrikultur, die erscheint 
„als Naturprozeß, den der Mensch leitet, obgleich er ihn auch ‚ein bißchen‘ macht‘“ 
(23), schlug sich schon in der Agrardebatte der Sozialdemokratie vor dem I. Welt- 
krieg um die Überlegenheit von Groß- oder Kleinbetrieb, an der sich die Geltung der 
von Marx formulierten Entwicklungsgesetze des Kapitals erweisen sollte, nieder 
(24), und wird in der modernen bürgerlichen Agrarökonomie zum Apriori der sog. 
„Pessimisten‘“ (25), die aus dem „Abstand zwischen Landwirtschaft und Industrie 


21 Damit meine ich sowohl die Hoffnung der DKP, den DBV zu einem anti-monopolisti- 
schen Kampfverband umfunktionieren zu können (vgl. Scheringer/Sprenger a.a.O., 
$. 128), als auch Positionen im DBV selbst, die in einer ideologischen Tradition stehen, 
wie sie Rehwinkel, ehemaliger Präsident des DBV, formuiierte: „... denn die Eigentums- 
gebundenheit des bäuerlichen Wirkens und Denkens hat das Bauerntum zum festesten 
Bollwerk einer Gesellschaftsordnung gemacht, die im Eigentumsgedanken wurzelt... 
Dieser starke Unterbau kleiner und kleinster Eigentümer ist das feste Fundament, auf 
dem das größere Eigentum steht, und wenn immer wieder von Stimmen, die vermeintlich 
das Interesse der Industrie im Auge haben, einem Agrarstrukturwandel das Wort geredet 
wird, ..., so sollten sich die führenden industriellen Persönlichkeiten bewußt sein, daß 
damit die Basis zerstört würde, auf der sie stehen“. Vgl. Edmund Rehwinkel, Gegen- 
wartsfragen der Deutschen Agrarpolitik. In: Festschrift für Andreas Hermes. Neuwied 
1959, S. 378 f. — 

22 Karl Kautsky, Die Agrarfrage. Stuttgart 1899 (photomechanischer Nachdruck, Graz 
1971), S. 6 — und Max Kemper, a.a.O., S. 14 

23 MEW 26.2.,5.57 

24 Vgl. dazu Karl Kautsky, a.a.O. S. 4 ff 

25 Die Unterscheidung von Optimisten und Pessimisten in der Beurteilung landwirtschaft- 
licher Entwicklungsmöglichkeiten gehört zu den Allgemeinplätzen bürgerlicher Agrar- 
ökonomie. Siehe z.B.: Karl-Heinz Hansmeyer, Finanzpolitische Aspekte der Agrar- 
förderung. In: Agrarwirtschaft und Agrarpolitik hrsg. von E. Gerhardt/P. Kuhlmann. 
Köln/Berlin 1969, S. 224 f und P. Ch. Lutz, a.a.O., S. 30 £. 
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als ‚naturgegeben‘ und demnach unabänderlich‘“ (26) den Zwang zu permanenter 
staatlicher Unterstützung herleiten, während die sogenannten „Optimisten die 
Ursachen landwirtschaftlicher Disparität vorwiegend in der grundsätzlich verbesse- 
rungsfähigen agrarischen Betriebsstruktur, die durch mangelnde Rationalität 
gekennzeichnet sei“ (27), sehen und das Heil in einer entsprechenden Anpassungs- 
politik suchen. 

Der Charakter organischer Natur, der die Produkte, Produktionsmittel und 
technologischen Bedingungen agrarischer Produktion auszeichnet, stellt ein spezifi- 
sches Hindernis dar für die industrielle Produktion und erst recht für deren kapita- 
listisch betriebene Form (28). Dieses Hindernis ist von gesellschaftlichen und 
kapitalimmanenten Schranken nur analytisch abtrennbar, da die gesellschaftliche 
Form der Produktion, wie z.B. der Familienbetrieb, gerade dann als Folge dieser 
Spezifika anzusehen ist, wenn es sich als historisch so schwer überwindbar erweist. 
Angesichts der Nicht-Systematisierbarkeit im Sinne einer besonderen Agrartheorie 
seien im Folgenden die wichtigsten Faktoren und ihre Auswirkungen auf den 
Prozeß der Vergesellschaftung der Produktion genannt (29). 

a) Das Eigentum am Boden unterscheidet sich von jedem andern Privateigentum 
dadurch, daß der Boden nicht beliebig vermehrbar ist. Damit ist die Möglichkeit zu 
seiner Monopolisierung in Form des Grundeigentums freigesetzt, die eine Schranke 
für den Ausgleich der Profitraten bildet, d.h. Surplusprofit ermöglicht. Voraus- 
setzung der absoluten Rente ist, daß der Boden der Bebauung so lange entzogen 
wird, bis der Marktpreis der Produkte über ihren Wert steigt oder auch nur über 
ihren Produktionspreis und die organische Zusammensetzung des Kapitals in der 
Sphäre der Agrikultur niedriger ist als in anderen Bereichen (30). Bei der klein- 
bäuerlichen Wirtschaftsweise heute existiert die absolute Rente vermutlich nicht 
(31), da die bäuerlichen Produzenten ihren Boden auch dann noch bebauen, wenn 
er ihnen nur die Reproduktionskosten des Betriebs und ihrer Arbeitskraft abwirft 
(32). 

b) Der Jahreszyklus der Feld- und der Mehrjahreszyklus der Viehproduktion 
bedingen eine Differenz von Arbeits- und Produktionszeit, die, da nur die auf- 
gewandte Arbeitszeit die Wertgröße des Produkts bestimmt, (inclusive der Arbeits- 


26 K.-H. Hansmeyer, Finanzpolitische ... a.a.0., S. 22 

27 P. Ch. Lutz, a.a.O., S. 31 

28 „Der ganze Geist der kapitalistischen Produktion, der auf den unmittelbaren nächsten 
Geldgewinn gerichtet ist, widerspricht der Agrikultur, die mit den gesamten ständigen 
Lebensbedingungen der sich verkettenden Menschengenerationen zu wirtschaften hat“. 
MEW 25, S. 631, Fußnote 27. 

29 Empirische Basis sind die durchschnittlichen Produktionsbedingungen in der BRD/EWG 
1975, nicht die fortgeschrittene industrielle Produktion von Geflügel etc. und die in der 
Forschung anvisierten sogenannten „Agrarfabriken‘‘. 

30 Vgl. MEW 25, S. 756-780 

31 Die Pacht ist zwar nominell Grundrente, die Existenz einer Rente ist für die einzelnen 
Produzenten aber nicht Bedingung für die Übernahme von Pachtland; dessen Kosten 
bestreitet er im Extremfall aus dem Abzug von seinen Reproduktionskosten. 

32 Vgl. E. Mandel, Der Spätkapitalismus, S. 349 a.a.O. 
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zeit, die in den Produktionsmitteln steckt) sich in relativ niedriger Produktivität pro 
Produktionsphase niederschlägt und zugleich die Zunahme der Umschlaggeschwin- 
digkeit des Kapitals behindert, so daß die „Agrikultur nie die Sphäre sein kann, mit 
der das Kapital beginnt... Es widerspricht dies den ersten Grundbedingungen der 
industriellen Arbeit“, steht ‚also direkt der Verwertung der Arbeit im Weg..., d.h. 
der Aneignung von Surplusarbeit durch das Kapital“ (33). Die lange Produktions- 
zeit bedingt zum andern, in Verbindung mit der zersplitterten Produktion, eine 
relative Inelastizität des Angebots und damit ein erhebliches Absatzrisiko aufgrund 
der Preisschwankungen, ein Phänomen, das unter dem Begriff des „Schweine- 
zyklus“ einen Großteil der agrarischen Produktion betrifft. 

c) Auf der Konsumentenseite muß erwähnt werden die unter kapitalistischen 
Bedingungen relativ stagnierende Nachfrage nach agrarischen Grundernahrungs- 
gütern (formuliert im sogenannten Engelschen Gesetz: die Einkommenselastizität 
für Nahrungsmittel ist kleiner als 1), die infolge wachsender Produktivität der 
Arbeit bei gleichbleibender zahlungsfähiger (!) Nachfrage agrarische Arbeitskräfte 
freisetzt. 

d) Im Produktionsprozeß wird die Teilung der Arbeit und die Anwendung von 
Maschinerie als Voraussetzung industrieller Arbeit behindert durch die jahreszeitlich 
bedingte Nichtauslastung der Maschinenkapazitäten (34) und den Reifeprozeß 
organischer Produkte, der eine Spezialisierung im „Innern der Gesellschaft“ und 
eine Zerlegung der Arbeit im „Innern des Ateliers“ (35) nur bis zu einer bestimm- 
ten Grenze zuläßt. Angesichts der Entwicklung der Chemie, Geologie und Physiolo- 
gie zu Ende des 19. Jh. als wissenschaftliche Grundlagen der Agrikultur nimmt 
Marx eine Beschleunigung der landwirtschaftlichen Produktivität gegenüber der 
Industrie an (36), die allerdings nur inbezug auf die Arbeitszeit gilt, die infolge des 
organischen Wachstums Phasen von Nicht-Arbeitszeit zur technologischen 
Bedingung hat (37). Neben der Monopolisierung des Produktionsmittels Boden ist 
es die Besonderheit der Natur, die Marx immer wieder als Ursache geltend macht, 
daß die kapitalistische Produktionsweise sich der Landwirtschaft erst bemächtigt, 
wenn ‚sie alle Sphären der Produktion und der bürgerlichen Gesellschaft be- 
herrscht‘ (38), wie es auch Friedrich Engels als Nachtrag zum 3. Bd. des „Kapital“ 
expressis verbis in der Erklärung formuliert, warum sich das Kapital nicht zunächst 
der tbeoretisch profitabelsten Sphäre zuwendet: „Denn die Produktionssphären mit 


33 Karl Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie. Frankfurt o.J., S. 561 f. (im 
weiteren zitiert als: Grundrisse). 

34 Das gilt in beschränktem Umfang, aber grundsätzlich auch für ihre Anwendung in 
Großbetrieben. 

35 Karl Marx, Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses. Frankfurt 1969, S. 92 

36 „Auf einem gewissen Höhepunkt der Industrie muß die Disproportion abnehmen, d.h. 
die Produktivität der Agrikultur sich relativ rascher vermehren als in der Industrie... 
Erst im 19. Jh., speziell in den späten Jahrzehnten, entwickeln sich die Wissenschaften, 
die direkt in höherem Grade spezifische Grundlagen für die Agrikultur als für die 
Industrie sind — Chemie, Geologie und Physiologie“. MEW 26.2., 5. 103 

37 Vgl. Grundrisse, S. 561 

38 MEW 25, S.627 
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überschüssigem Mehrwert, also mit hohem variablem bei niedrigem konstantem 
Kapital, also mit niedriger Kapitalzusammensetzung, sind gerade ihrer Natur nach 
diejenigen, die dem kapitalistischen Betrieb am spätesten und am unvollständigsten 
unterworfen werden; vor allem der Ackerbau“ (39). 


Die Erarbeitung der grundlegenden natürlichen Besonderheiten des Agrar- 
sektors wendet sich zum einen kritisch gegen die Richtung bürgerlicher Agrarökono- 
mie, die alle Argumente der „pessimistischen‘‘ Entwicklungstheorie als widerlegbar 
betrachtet (40), will aber andererseits nicht Parteinahme sein für die zum Glaubens- 
satz erhobene Erklärung der Disparität durch den Deutschen Bauernverband: 
„... Weildas Kernstück aller agrarischen Produktion — das Keimen und das Wachsen, 
das Blühen und das Fruchtbringen — nicht vom Menschen gemacht werden kann. Die 
industrielle Produktion hingegen ist in ihrem vollen Ablauf Gegenstand mensch- 
lichen Tuns“ (41). Vielmehr sollen unter Berücksichtigung der in der BRD vorfind- 
lichen Agrarstruktur (42) spezifische Voraussetzungen für die Entwicklung im 
Agrarsektor abgeklärt werden. 


2.2 Probleme vorkapitalistischer Produktionsweisen unter den Bedingungen des 
Spätkapitalismus 


Die Entwicklungsschwierigkeiten des bundesrepublikanischen Agrarsektors als 


39 Friedrich Engels, Nachtrag zum Kapital Bd. 3. In: MEW 25, S. 916 (Hervorhebung durch 
den Verf.) 

40 Vgl. K.-H. Hansmeyer, Finanzpolitische Aspekte... , a.2.0.,S. 224 

41 Deutsche Bauernkorrespondenz (dbk). Monatsschrift des Deutschen Bauernverbandes. 
Heft 12, 1965, S. 137. Zitiert bei: P. Ch. Lutz, a.a.O., S.95 (Zitate aus der Deutschen 
Bauernkorrespondenz erscheinen im Folgenden nur gekennzeichnet mit dbk...). 

42 Auf die historische Entstehung der spezifisch bundesrepublikanischen Agrarstruktur 
kann im Rahmen dieses Aufsatzes nicht näher eingegangen werden. 
Obwohl das historische Niveau des bäuerlichen Parzelleneigentums, das Marx im Grund- 
rentenkapitel im Auge hat, überschritten ist und einige Beschränkungen dieser Wirt- 
schaftsweise entfallen sind, gelten die grundlegenden Bestimmungen m.E. auch für die 
bäuerliche Agrarstruktur heute (insbesondere: Produktion auch bei Nichterwirtschaftung 
von Profit, Boden als Existenzgrundlage etc.). 
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historisch-konkrete Erscheinungsformen sind zu entwickeln aus den logischen 
Bestimmungen der Disparität von vorwiegend nicht-kapitalistischer Produktions- 
weise und kapitalistischen Austauschverhältnissen (43) und ihrer Aufhebung durch 
tendenzielle Subsumtion von Produktion und Produktionsagenten unter die herr- 
schende Produktionsweise. Kennzeichen der westdeutschen Agrarstruktur ist eine — 
trotz Konzentrationstendenzen — nach wie vor starke Parzellierung der Agrarstruk- 
tur, wie eine Aufschlüsselung nach Größenklassen zeigt: 

Übersicht 1: Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nach Größenklassen in ha 
landw. Nutzfläche (Zahl der Betriebe in 1 000) (44) 


—5ha 5—-10ha 10-20ha 20-30ha 30-50ha 
1949 1 151,5 403,8 256,2 72,1 40,3 
1972 598,9 205,9 243,1 108,5 61,3 
50- 100ha 100 ha und mehr 
1949 12,6 3,0 
1972 18,9 3,4 


Unstreitig ist davon auszugehen, daß „in der Landwirtschaft im großen und ganzen 
noch Produktionsverhältnisse vor(-herrschen), deren Grundzüge der vorkapitalisti- 
schen Gesellschaftsordnung entstammen“ (45), d.h. der Bauer ist unmittelbarer 
Produzent und Privateigentümer sowohl seiner Arbeitsmittel als auch des Bodens 
(46/47). Der Begriff der bäuerlichen „einfachen Warenproduktion“ ist als kate- 
goriale Bestimmung zu fassen, die zwar sektoral historische Realität besitzt und 


43 Sobald „die Zirkulation als entwickeltes Moment‘‘ existiert, hat sie die Tendenz, ihre 
eigenen Voraussetzungen zu schaffen. Grundrisse, S. 631 und 167 

44 _ Berechnet und zusammengestellt nach: Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, Material- 
band zum Agrarbericht 1973 der Bundesregierung, Drucksache 7/147, Tab. 108, S. 224 f 

45 E. Rechtziegler, Westdt. Landwirtschaft..., a.a.O., S.15. — Diese Meinung wird von 
allen marxistischen Autoren, die sich in jüngster Zeit mit der Landwirtschaft in der BRD 
en detail befaßt haben, geteilt. Vgl. z.B.: 
— M. Baumgartner, a.2.0., S. 70 f 
-— U. Baumgärtner, Anmerkungen ... 2.2.0., S. 166 
— H.-O. Poppinga, Zur Bauernfrage.... 2.2.0.,S.4 

46 Vgl. die Marxschen Bestimmungen der einfachen Warenproduzenten u.a. in: MEW 23, 
S. 789 und MEW 25, S. 812 ff 

47 Von verschiedenen Formen partieller Expropriation (Hypotheken, Zinsen für Leihkapital 
etc.) und Proletarisierung (Vertragslandwirtschaft, Nebenerwerb etc.) sei auf dieser 
Ebene der Analyse zunächst abgesehen, da sie die grundlegenden Bestimmungen nicht 
berühren. 
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besessen hat, aber keine Aussage über die Existenz einer ganzen historischen Phase 
der einfachen Warenzirkulation und -produktion als der kapitalistischen Produk- 
tionsweise vorhergehend impliziert (48). Der Auflösungsprozeß vorkapitalistischer 
Produktionsweisen muß als Reflex begriffen werden auf die ihr äußerliche kapita- 
listische Produktionsweise — und zwar zum einen vermittelt über die Ebene der 
Zirkulation (49), zum andern durch direkte Übernahme ehemals bäuerlicher 
Produktion als industrielle durch das Kapital. 

Auf der Ebene der Zirkulation, auf der sich gemäß dem Wirken des Wert- 
gesetzes der gesellschaftliche Zusammenhang der Produktion im Nachhinein 
herstellt, tritt der selbständige Landwirt als einfacher Warenproduzent auf, der seine 
Ware gegen ein Äquivalent in Form des Geldes (sei es der Herkunft nach Geld als 
Revenue oder Geldkapital) tauscht, um dieses wiederum auszutauschen gegen 
Waren als Produktionsmittel zur Reproduktion oder erweiterten Reproduktion 
seines Betriebes oder zum Zweck seiner eigenen Reproduktion. „Die Zirkulation, 
die also als das unmittelbar Vorhandene an der Oberfläche der bürgerlichen Gesell- 
schaft erscheint, ist nur... die Vermittlung vorausgesetzter Extreme. Aber sie setzt 
die Extreme nicht“ (50). Sie ermöglicht also in ihrer Funktion der Vermittlung von 
Waren — gleichgültig von wem die in ihnen vergegenständlichte Arbeit herrührt — 
die Existenz verschiedener Eigentums- und Aneignungsverhältnisse innerhalb der 
Produktionsprozesse nebeneinander. Obgleich der selbständige Warenproduzent als 
Nicht-Kapitalist nicht am Durchschnittsprofit als notwendige Bedingung seiner 
Produktion orientiert ist (51), nehmen seine Waren auf der Basis der kapitalisti- 
schen Produktion als allgemeiner die „Form von Kapital‘ an (52), (denn ihr 
Charakter als „einfache Ware‘ oder Warenkapital ist im Zirkulationsprozeß als 


48 Vgl. von Flatow/Huisken, Zum Problem der Ableitung des bürgerlichen Staates, in: 
Probleme des Klassenkampfs Nr. 7, a.a.O., S.,96. — Gemeint ist hier die Differenz von 
historischer und logischer Abfolge der Kategorien, die erst vollständig entwickelt in der 
Totalität der bürgerlichen Gesellschaft erscheinen. Vgl. Grundrisse, S.,28 und 163. 

49 Vgl. die initiierende Funktion der Zirkulationssphäre im 16./17. Jh. in England bei der 
Verwandlung der Agrikultur von einer Subsistenzwirtschaft zur Produktion für den 
wachsenden inneren Markt: ‚So war der Zirkulation hier vorausgesetzt eine Produktion, 
die nur als Überschuß Tauschwerte schuf; aber sie ging zurück in eine Produktion, die 
nur noch mit Beziehung auf die Zirkulation stattfand, in Tauschwerte als ihren aus- 
schließlichen Inhalt setzende Produktion‘‘. Grundrisse, S.,168 

50 ibid., S. 166 

51 „Bei der kapitalistischen Produktion handelt es sich... darum, für das der Produktion 
vorgeschoßene Kapital denselben Mehrwert oder Profit herauszuziehen, wie jedes andere 
Kapital von derselben Größe... wenigstens als Minimum, die Waren zu Preisen zu 
verkaufen, die den Durchschnittsprofit liefern, d.h. zu Produktionspreisen‘“. MEW 25, 
S. 205 

52 MEW 25, S. 882. Marx begründet dort, die Subsumtion unter kap. Verteilungsverhält- 
nisse sei insofern z.T. richtig, „als er es nicht seiner Arbeit verdankt, sondern dem Besitz 
der Produktionsmittel — welche hier allgemein die Form von Kapital angenommen haben 
—, daß er imstande ist, sich seine eigene Mehrarbeit anzueignen. Und ferner soweit er sein 
Produkt als Ware produziert, also von dem Preis desselben abhängt .... , hängt'die Masse 
der Mehrarbeit, die er verwerten kann, nicht von ihrer eigenen Größe, sondern von der 
allgemeinen Profitrate ab“. 
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Wirkungsebene des Wertgesetzes ausgelöscht). Sie unterliegen daher der Verwand- 
lung ihrer Werte in Produktionspreise, die Resultat ist der Verteilung des gesell- 
schaftlichen Profits unter die Einzelkapitale durch die allgemeine Profitrate — nicht 
nach Maßgabe der je einzeln produzierten Mehrwertmasse sondern dem Wertanteil 
des Einzelkapitals am Gesamtkapital (53). 

Mit dieser logischen Bestimmung ist die Voraussetzung entwickelt, von der 
aus die Abhängigkeit der Bereiche einfacher Warenproduktion von den vor- und 
nachgelagerten Sektoren kapitalistischer und zum großen Teil überdies hochmono- 
polisierter Produktion auf der real-analytischen Ebene als Werttransfer innerhalb 
der Zirkulationssphäre in seinen besonderen Ursachen und Ausprägungen erfaßt 
werden kann. 

Obgleich der bäuerliche Warenproduzent seine Produkte allein als Tausch- 
werte produziert und wie der Kapitalist von der Realisierung der Warenwerte in der 
Zirkulation abhängt, unterscheidet ihn von diesem, daß der Zweck seiner Produk- 
tion zunächst die eigene Konsumtion ist, d.h. er gewährleistet seine eigene Repro- 
duktion und die seiner Familie über den Verkauf selbst erzeugter Waren, Das 
Produkt seiner Mehrarbeit darüberhinaus beruht auf eigener Arbeit und nicht auf 
dem qualitativ ungleichen Tausch von Geld gegen Arbeitsvermögen, das als „der 
erkaufte Gebrauchswert unmittelbar Gebrauchswert für den Tauschwert ist, d.h. 
wertsetzender Gebrauchswert“ (54). Das von ihm eingesetzte Geld ist seiner 
Funktion nach kein Kapital, insofern es kein besonderes Verhältnis zur Arbeit als 
Nicht-Kapital herstellt, denn ‚die Bedingung der Verwandlung von Geld in Kapital 
ist, daß der Eigner des Geldes Geld gegen üas fremde Arbeitsvermögen als Ware 
umtauschen kann“ (55). Es handelt sich also um formale Analogie, die bäuerliche 
nicht-kapitalistische Produktionsweise Distributionsverhältnissen zu subsumieren, 
die die „fetischartigste Form“ der Verhältnisse kapitalistischer Produktion dar- 
stellen: „Auf Basis der kapitalistischen Produktionsweise wird es so sehr selbstver- 
ständlich, den Wert, worin sich die neu zugesetzte Arbeit darstellt, in die 
Revenueformen von Arbeitslohn, Profit und Grundrente zu zerfällen, daß diese 
Methode ... auch da angewandt wird, wo von vornherein die Existenzbedingungen 
jener Revenueformen fehlen“ (56). Wenn daher im folgenden die Kategorien 
Kapital, Profit etc. verwandt werden, sind sie als formale termini technici zu 
verstehen; so meint der Begriff des „variablen Kapitals“ nur die unbedingt not- 
wendigen Reproduktionskosten der Bauernfamilie (analog zum Arbeitslohn) und 
„Profit“ das Geldäquivalent für die Arbeitszeit, die über diejenige hinaus auf- 
gewandt wurde, die zur einfachen Reproduktion des Betriebes und der Arbeitskraft 
nötig gewesen wäre. 


53 Vgl. Punkt 2.3.1. zur Differenz von nationaler Profitrate und Profitrate im Agrarsektor. 
54 Grundrisse, S. 946 

55 Grundrisse, S. 945 

56 MEW 25,5.882 


2.3 Integration in den kapitalistischen Markt 


Ob der Landwirt nun nur einen Preis für seinen Arbeitslohn erzielt oder dieser ihn 
auch zur erweiterten Reproduktion befähigt, hängt von den Reproduktions- 
bedingungen ab, die ihm die kapitalistische Warenzirkulation über den Markt 
aufherrscht. 

Seine Abhängigkeit vom Markt verschärft sich mit der zunehmenden 
Ausgliederung und Verselbständigung von a) industriell oder handwerksmäßig zu 
betreibender Verarbeitungsfunktionen, b) von Erzeugungsfunktionen, wenn 
Massenproduktion in gewerblichen Betrieben profitabel möglich ist, und c) Absatz- 
funktionen, die ursprünglich eine organische Einheit des bäuerlichen Arbeits- 
prozesses bildeten und führt zu weitgehender Spezialisierung auf bestimmte 
agrarische Produkte. Damit entledigt er sich der Möglichkeit, im Krisenfall auf 
Eigenproduktion seiner Hilfsmittel (Saatgut, Getreide etc.) auszuweichen oder zur 
Subsistenzwirtschaft zurückzukehren. 

Die Frage nach den treibenden Gesetzmäßigkeiten dieser Umverteilung der 
gesellschaftlichen Teilarbeiten mit dem Hinweis auf ihre — auf der konkret- 
empirischen Ebene konstatierten — Eingliederung in die vom Kapital beberrschten 
Sektoren zu beantworten, ist richtig, hat als Erklärung allerdings nur Plausibilitäts- 
charakter. Vielmehr muß methodisch exakt Rekurs genommen werden auf die 
abstrakten Bestimmungen des Selbstverwertungszwangs des Kapitals, der unter dem 
Druck der Konkurrenz zur Mehrwert- bzw. Profitmaximierung auf der empirischen 
Ebene verschiedene Erscheinungsformen annehmen kann: Zum einen versuchen 
z.B. Konservenfabriken durch Direktabnahme und Lieferverträge mit den bäuer- 
lichen Produzenten (zum Zweck der Standardisierung von Qualität, Größe, Menge 
etc.) ihre Kostpreise gegenüber Konkurrenten der gleichen Branche zu senken (57), 
zum andern kann mit Hilfe öffentlich- oder privatrechtlicher Marktorganisationen 
(58) den Kapitalverwertungsschwierigkeiten mehrerer Branchen der nachgelagerten 
Sektoren z.B. begegnet werden. Und zum dritten bildet die agrarische Produktion 


37 Zur Illustration vgl. Karl Kremser, Ausbeutung der BRD-Bauern durch die Monopole der 
Ernährungswirtschaft. In: DWI-Berichte, Heft 11, Berlin 1971, S. 37: Der Schweisfurth- 
Konzern, Fleischwarenproduzent mit 12% Marktanteil in der BRD, läßt die Schweine 
z.T. in eigenen Mastbetrieben erzeugen, z.T. erfolgt die Lieferung auf Vertragsbasis über 
eine bäuerliche Viehzentrale oder direkt von vertraglich gebundenen Produzenten, wobei 
der Konzern diese bei der Produktion und dem Einkauf der Produktionsmittel berät. — 
Das bedeutet u.a. eine Deprivation der Bauern von ihrer Leitungs-, bzw. Planungsfunk- 
tion. 

58 Eine öffentlich-rechtliche Organisation ist die „Centrale Marketinggesellschaft‘‘ (CMA), 
der die Durchführung der Aufgaben des Absatzfond obliegt und aus diesem finanziert 
wird: „(1) Der Absatzfond hat den Absatz und Verwertung von Erzeugnissen der 
deutschen Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft durch Erschließung und Pflege von 
Märkten im In- und Ausland mit modernen Mitteln zentral zu fördern‘. Gesetz über die 
Errichtung eines zentralen Fonds zur Absatzförderung der deutschen Land-, Forst- und 
Ernährungswirtschaft (Absatzfondgesetz) vom 26.6.1969. Veröffentlicht im Bundes- 
gesetzblatt, Jg. 1969, Teil I, S. 635 ff. 
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partiell (Geflügel, Schweinemast) eine Anlagemöglichkeit für überschüssiges Kapital, 
das in dieser Sphäre eine höhere Profitrate verspricht als in seiner ursprünglichen. 

Auf der Seite der agrarischen Produzenten sind verschiedene Erscheinungs- 
weisen der Abhängigkeit von den industriellen Markt,,partnern“ auseinander- 
zuhalten: 

Der Zwang zum Kauf selbst nicht mehr günstig zu produzierender Waren und 
der Verkauf auf einem nicht überschaubaren Markt unterwirft die bäuerlichen 
Produzenten zunächst der Regelung der gesellschaftlichen Teilung der Arbeit durch 
das Wertgesetz, das als „stumme, im Barometerwechsel der Marktpreise wahr- 
nehmbare, die regellose Willkür der Warenproduzenten überwältigende Naturnot- 
wendigkeit“ (59) wirkt. Empirisch ist zu konstatieren: „Die Marktstellung der 
landwirtschaftlichen Erzeuger ist dadurch gekennzeichnet, daß einer großen Zahl 
von zum Teil stark spezialisierten Produzenten relativ wenige marktbedeutende 
Abnehmer im Ernährungsgewerbe gegenüberstehen“ (60); dasgleiche gilt für das 
Verhältnis zum Produktionsmittelsektor (61). Die Landwirtschaft als Realtypus 
vollständiger Konkurrenz (62) ist der Preisbildung durch die Angebot-Nachfrage- 
Relation am Markt gänzlich unterworfen (63): „Die Landwirte verhalten sich daher 
als Mengenanpasser, für die der Preis ein Datum ist‘ (64). 

Auf einer zweiten Ebene ist zu untersuchen, in welchem Ausmaß und in 
welcher Weise sich die warenproduzierenden Marktpartner dem Wirken des Wert- 
gesetzes entziehen und aufgrund ihrer Monopolstellung sich Surplusprofite durch 
nicht-äquivalenten Tausch aus der Wertmasse der agrarischen Rohstoffproduzenten 
aneignen. 

Eine direkte Subsumtion unter hochkonzentrierte Kapitale erfolgt durch 
Formen der Verbundswirtschaft oder Vertikalen Integration, bei der durch Liefer- 
kontrakte die Preisbildung am Markt in einem bestimmten Spielraum ausgeschaltet 
werden kann (65). 


59 MEW 23, S. 377 

60 Agrarbericht 73, 7/146, S. 50, Punkt 102 

61 Arthur Hanau, Die Stellung der Landwirtschaft in der Sozialen Marktwirtschaft. In: 
Gerhardt/Kuhlmann (Hg.), Agrarwirtschaft... a.a.0., 5.91: Die Marktform der 
Konkurrenz gelte in dieser Vollkommenheit nur für das landwirtschaftliche Angebot. 

62 Josua Werner, Wettbewerb und Landwirtschaft. Ibid., S. 100 

63 Entsprechend der EWG-Agrarmarktordnung verstärkt der Staat allerdings die Nachfrage, 
insofern die Interventionsstellen Produktenquanta bei Preisfall unter den Interventions- 
preis (unter bestimmten Einschränkungen) aufkaufen. 

64 Karin Müller-Heine, Agrarpolitische Ziele und ihre Einordnung in den gesamtwirtschaft- 
lichen Zielkomplex. Göttingen 1972, S, 13 

65 Ihre Verbreitung wird häufig überschätzt. Lt. E. Rechtziegler in: Westdt. Landw.... 
a.a.0:, S.87 waren Mitte der 60er Jahre 9% der landwirtschaftlichen Marktproduktion 
durch die Vertikale Integration erfaßt. Unter Einbezug der Vertikalen Integration auf 
gesetzlicher Grundlage bei der Milchproduktion waren es 36%, die aber grundsätzlich 
anderen Bedingungen unterlag und daher in diesem Zusammenhang nicht betrachtet 
werden sollte. Außerdem wurde sie Anfang der 70er Jahre aufgehoben, was allerdings 
nichts daran ändert, daß der überwiegende Teil der Milchproduzenten weiterhin seine 
Milch an die Molkerei(genossenschaft) der jeweiligen Gegend abliefern muß. 
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Erzielt der bäuerliche Produzent seine Reprodüktionskosten, d.h. sein 
Einkommen fast ausschließlich über den Verkauf seiner Produkte (Subventions- 
zahlungen wirken modifizierend, aber nicht grundlegend verändernd), muß eine 
Analyse der ökonomischen Situation der Bauern in der BRD/EWG ansetzen an der 
Realisierung der Warenwerte in der Zirkulationssphäre; hier liegt der analytische 
Angelpunkt der Disparität von agrarischen (nicht-kapitalistischem) und industriel- 
lem Sektor. 


(Die restliche Hälfte dieses Artikels wird aus technischen Gründen erst in Prokla 23 
erscheinen können) 


hier die Gliederung der noch ausstehenden Abschnitte: 

2.3.1. Preisbildung agrarischer Produkte; 2.3.2. Integration in den EWG-Agrarmarkt; 2.4. Die 
Inter- und intrasektorale Einkommensdisparität; 2.5. Soziale Differenzierungsprojekte im 
Agrarsektor — Ansätze zu einer Klassenanalyse der Bauern. / 3. Probleme der Durchsetzung 
bäuerlicher Interessen in einer kapitalistischen Gesellschaft. / 4. Grundzüge der Interessenarti- 
kulation durch den Deutschen Bauernverband; 4.1. Neuorientierung der Agrarpolitik Ende 
der 60er Jahre; 4.2. Grundzüge der Argumentation des DBV; 4.3. Forderung des DBV an die 
staatliche Agrarpolitik; 4.4 Strukturierung „agrarischer‘ Interessen durch den DBV. / 5. Vor- 
läufige Einschätzung der DBV-Politik 


Die „Kritische Justiz“ ist ein Wagnis, weil sie die in 
Deutschland übliche Linie der Fachzeitschriften verläßt, 
auf die Fassade des Einerseits — Andererseits verzichtet 
und es sich offen zur Aufgabe macht, das Beharrungs- 
vermögen und obrigkeitliche und standesmäßige 
Denkweise, die unsere Justiz beherrschen, durch Kritik 
und Polemik abzubauen... 


H 


Richard Schmid 
in „Gewerkschaftliche Monatshefte* 


KRITISCHE JUSTIZ erscheint vierteljährlich. Abonne- S 
ment: Jährlich 28,— DM zuzüglich Zustellgebühr, für 

Studenten 20,— DM, Einzelheft 7,50 DM. Bestellung an: > 
Bund Verlag GmbH, Vertrieb „Kritische Justiz“, 5 Köln, 

Posifach 210 140. 


Zur Homosexuellen-Diskussion in der Prokla 


In der Prokla 16 begannen wir die Diskussion über das Homosexuellen-Problem mit dem Beitrag 
„Homosexuellenunterdrückung in der bürgerlichen Gesellschaft’ der Autoren Graf/Steglitz. Als 
Reaktion auf diese Veröffentlichung lag uns kurz darauf eine Kritik von Hoffmann/v.d. Mar- 
witz/Runze ‚Wie können Tunten Sozialisten sein?” vor. In der Redaktionskonferenz ergab sich 
Zustimmung für den Abdruck unter den Bedingungen, daß das Manuskript bezüglich seiner Ver- 
ständlichkeit überarbeitet und die Polemik gegen die Autoren des ersten Aufsatzes gestrichen 
wird. Ein Teil der Redaktion lehnte den Abdruck des Aufsatzes aufgrund auch weitreichender 
inhaltlicher Bedenken ab. Sowohl die ausführliche Diskussion der Einwände gegen den Artikel 
wie die Kontrolle der Überarbeitung fanden aber nicht mehr statt, da die Redaktionsarbeit in 
der Prokla mit den zunehmenden finanziellen und organisatorischen Schwierigkeiten des Polit- 
laden/Erlangen belastet war. Mit der Veröffentlichung der nicht ausreichend bearbeiteten Fas- 
sung des Hoffmann/Runze/v.d. Marwitz-Artikels in Prokla 17/18 haben wir einige Prinzipien 
unserer Redaktionsarbeit durchbrochen, was wir zumindest im nachhinein sichtbar machen 
wollen. Es geht uns dabei nicht um die Haltbarkeit einzelner, inhaltlicher Positionen in dem 
Aufsatz, deren Diskussion intern in der Prokla und in anderen Zeitschriften (1) bereits weiterge- 
führt worden ist, sondern um die Art und Stoßrichtung der Kritik. 

Die Redaktion überläßt jedem Autor die Entscheidung, ob er unter einem Pseudonym ver- 
öffentlichen will. Wir sehen darin unter den heutigen Umständen weder eine fragwürdige poli- 
tische Position, noch können wir den Autor vor eventuellen Folgen der Verwendung seines 
Namens in der Prokla schützen. Die pseudonyme Veröffentlichung als einen der Hauptgründe 
für die Mängel der Analyse anzugeben, wie es durch Hoffmann u.a. geschieht, erscheint uns 
inhaltlich ungerechtfertigt und gegenüber den Autoren als doppelt diskriminierend. Die Redak- 
tion lehnt weiterhin ab, die Kritik an Aufsätzen anderer Autoren auf der Ebene von polemi- 
scher Infragestellung von deren wissenschaftlich-politischer Intention und ihrer generellen 
Fähigkeit zu wissenschaftlicher Analyse zu führen. Z.B. die Bemerkung von Hoffmann/v.d. 
Marwitz/Runze, daß sich der Graf/Steglitz-Aufsatz ‚... durch die Berufung auf die ‚allge- 
meine Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus’ ... . das für das linke Politikver- 
ständnis gewünschte Prädikat politisch/sozialistisch erkaufte” lenkt die problembezogene Aus- 
einandersetzung in den Bereich von Hahnenkämpfen. Graf/Steglitz haben aus diesen Gründen 
eine Replik in der Prokla verweigert. Sie schrieben „Wir hatten gehofft, mit unserm Aufsatz 
eine Diskussion zwischen Sozialisten über dies bis dahin ängstlich tabuierte Thema in Gang zu 
setzen. Statt dessen gab es aber genau die Entwicklung, die wir am meisten gefürchtet hatten: 
die Schwulen liefern sich einen pittoresken Schaukampf, bei dem die Normalsozialisten leicht 
gelangweilt zuschauen .. .” 

Schließlich bedauern wir, daß der Hoffmann/v.d.Marwitz/Runze-Aufsatz über weite Teile 
durch eine in Wortwahl und Argumentationsgängen verkomplizierte Wissenschaftlichkeit 
seine Verständlichkeit für die Leser beeinträchtigt und damit eine wichtige Zielvorstellung 
unserer Redaktionsarbeit verfehlt. Gerade da die Prokla mit dem Problem der offenen, verständ- 
lichen Darstellung komplexer Zusammenhänge besonders zu kämpfen hat, bedeutet eine solche 
Veröffentlichung einen Rückschritt gegenüber unseren Lernprozessen. 


1 Siehe Thorsten Graf und Manfred Herzer, Zur neueren Diskussion über die Homosexualität, 
in: Das Argument Nr. 93/1975 
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Das Gesetz zum Schutz des Gemeinschaftsfriedens 


Vielleicht geschieht es, daß in Zukunft mal ein Heft der Prokla nicht erscheint, oder nicht aus- 
geliefert wird. Diese Aussichten verdanken wir der 13. und 14. Strafrechtsreform, die der Bun- 
destag einstimmig am 16.1.76 beschlossen hat und die jetzt nur noch den Bundesrat passieren 
muß, um rechtswirksam zu werden, Fortan soll der „Gemeinschaftsfrieden” durch die $$ 88a 
und 130a geschützt werden. Interessant für die Stoßrichtung, in die diese Gesetze zielen, ist der 
Zusammenhang, in dem sie stehen. Der $ 88a (Verfassungsfeindliche Befürwortung von Straf- 
taten) steht zwischen dem $ 88 (Verfassungsfeindliche Sabotage) und $ 89 (Verfassungsfeind- 
liche Einwirkung auf Bundeswehr und öffentliche Sicherheitsorgane); der neue 130 a (Anlei- 
tung zu Straftaten) befindet sich in unmittelbarer Nähe zum ominösen $ 129 (Bildung und Un- 
terstützung von kriminellen Vereinigungen) und zum $ 130 (Volksverhetzung — er hieß bis 
1964 noch ‚Anleitung zum Klassenkampf’ wurde aber wegen verfassungstechtlicher Bedenken 
neugefaßt). 

Warum diese Gesetze? Die bisherigen haben doch nachweislich schon ausgereicht, mißliebige 
Literatur zu beschlagnahmen, zu verbieten und zu bestrafen. Der Fall des Baumannbuches ‚Wie 
alles anfing’ vom Trikont Verlag war nur das letzte Beispiel von vielen. 

Offensichtlich waren noch andere Überlegungen im Kalkül, als eine etwaige Gesetzeslücke zu 
schließen, Überlegungen die sich weit über den formal-juristischen Rahmen erstrecken, wenn- 
gleich sich auch hier Modifikationen und eine tatsächliche Verschlechterung ergeben haben, in- 
dem die Interpretationsfähigkeit der angepeilten Straftatbestände verringert bzw. erweitert 
wurde. Verringert im demokratischen Sinne, erweitert im obrigkeitsstaatlichen Sinne. Alfred 
Dregger, mit der Gabe einer deutlichen Sprache versehen, drückt diese politische Dimension so 
aus: „Langfristig wird das politische Schicksal dieses Landes nicht in Parlamenten entschieden 
werden, die durch Wahlen gebildet werden, sondern an den Schulen, auf Lehrakademien, an 
den Hochschulen, in den Massenmedien — überall dort, wo politische Meinungen geprägt und 
gebildet werden. (. . .) Zur Abwehr dieser Gefahren für den Bestand unserer freiheitlichen 
Demokratie müssen wir rechtzeitig Vorkehrungen treffen.” (Im Bundestag am 24.10.75.) 

Es dreht sich also in der Intention und der Stoßrichtung natürlich nicht um die ominösen 
Flugblätter mit Bauanleitungen für Bomben, sondern um die politsch-soziale Potenz der Kritik 
der bestehenden Verhältnisse. 

Zwar sollen, so beschwichtigen die Sozialdemokraten die Bevölkerung und sich selbst, natür- 
lich Wissenschaft und Kunst von der Strafandrohung ausgenommen sein, doch was ist das für 
eine Wissenschaft oder Kunst, von der gefordert wird, ihren gesellschaftlichen Zusammenhang 
zu leugnen, nicht auf die Reintegration in die Gesellschaft, d.h. die praktische Verwirklichung 
ihrer Resultate zu dringen? Und noch viel drastischer: Wer bestimmt was Wissenschaft und was 
Kunst ist — bzw. was nicht? 

Ist ein solcher Rechtszustand schon bedenklich, so verschärft sich die Lage noch dadurch, 
daß man nicht auf die höchstrichterlichen Entscheidungen warten kann, denn diese Entschei- 
dung muß jeder schon im Vornherein für sich treffen, sobald er in die Nähe der inkriminierten 
Literatur kommt. Denn es wird ja nicht nur etwa der ‚geistige Vater’ zur Rechenschaft gezogen, 
sondern jeder, der auf irgendeine Weise mit der Literatur in Berührung kommt. Der Autor, der 
Verleger, der Drucker, der Buchbinder, der Vertreter, der Vertrieb und die Auslieferung, der 
Grossist, der Buchhändler bis hin zum Konsumenten werden nach dem Motto behandelt: Alle 
für einen — einer für alle, jeder kann belangt werden. Dies gilt natürlich nicht nur für-den Be- 
eich der Literatur, sondern auch überall da, wo Meinungen geäußert werden: Film, Fernsehen, 
Rundfunk, Zeitungen, Flugblätter, Veranstaltungen u.a.m. Wir exerzieren die Konsequenzen 
lediglich am uns betreffenden Beispiel der Literaturproduktion. 

Die Unsicherheit der Findung von Anwendungskriterien, weil sich diese Gesetze ja im Vor- 
feld von eigentlichen Straftaten bewegen, sowohl beim Richter, wie beim Einzelnen, kann in 
ihrer Konsequenz nur ein allgemeines Klima der Angst, Unsicherheit und Gesinnungszensur 
hervorrufen. Und darauf wird offensichtlich spekuliert. Denn da es sich ja nicht um tatsächliche 
Straftaten handelt, sondern nur um Interpretationsvarianten, ab wann das Denken verboten 
werden kann und soll, ist die wesentliche Funktion einer solchen Gesetzgebung die, daß sich 
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die Produktion der anstößigen Literatur schon von vornherein durch die Strafdrohung entwe- 
der durch Selbstzensur der Autoren und Verleger vermindert, indem sich etwa die Autoren 
nicht mehr ihre Meinung deutlich zu sagen trauen, oder etwa in bestimmten ‚einschlägigen’ 
Publikationen — vielleicht der Prokla — nicht mehr veröffentlichen, die Verleger bestimmte 
Manuskripte ablehnen oder in der Aussage verändern wollen. Oder aber die Produktion und 
Distribution wird durch die Privatjustiz der Firmen dieses Bereiches erschwert, wenn sich 
Druckereien oder Bindereien weigern, bestimmte Titel zu fertigen oder bestimmte Verlage 
boykottieren. Noch in viel stärkerem Maße gilt dies für den bürgerlichen Buchhandel, der ohne- 
hin schon längst begonnen hat, sein Sortiment zu säubern. Hier wirken die Gesetze in einem 
Raum, wo sie weder überprüfbar, noch anfechtbar sind. 

Hier beginnt sich die politische mit der ökonomischen Repression zu kombinieren. Während 
die Bedeutung der linken Infrastruktur seit geraumer Zeit für die Aufrechterhaltung eines Infor- 
mations- und Kommunikationszusammenhanges der Linken wächst, und zwar in dem Maße, wie 
die bürgerlichen Verlage ihre Programme säubern, ganze Lektorate und Reihen rausschmeißen, 
werden die Existenzgrundlagen dieser Betriebe sowohl von der staatlich-repressiven, wie von der 
ökonomischen Seite, durch den tendenziellen Boykott durch bürgerliche Firmen zusehend ver- 
schlechtert, zumal die Konjunktur für politische Literatur ohnehin seit geraumer Zeit rückläufig 
ist. Und wie die diversen Pleiten von linken Verlagen und Buchhandlungen der letzten Zeit be- 
wiesen haben, ist die finanzielle Seite ohnehin nicht deren Stärke. Dies aus mehreren Gründen: 
zum einen ist natürlich die Kapitaldecke gering, bzw. nicht vorhanden. Relativ kleine Fehler 
können so große Konsequenzen nach sich ziehen. Und die sind leider eher die Regel, als sie Aus- 
nahme. Daß sich diese Mängel häufig so gravierend auswirken, jiegt neben arbeitstechnischen 
Problemen vor allem auch in dem Widerspruch begründet, einen sozialistischen Anspruch in ei- 
nem Projekt verwirklichen zu wollen, das sich auch nach den Kriterien der ökonomischen Ren- 
tabilität richten, d.h. zu einem Teil auch fremdbestimmt arbeiten muß. Der eigentliche poli- 
tische Zweck der Arbeit, nämlich linke Literatur herzustellen und zu verbreiten, ist konkret 
durch nicht-politische technische Tätigkeit vermittelt. Ein Problem, das viele Genossen einfach 
nicht ausgehalten haben, zumal auch ein Großteil der in diesen Bereichen geleisteten Arbeit 
unter schlechten Arbeitsbedingungen, mit mangelhafter Ausrüstung und darüber hinaus auch 
noch unbezahlt geleistet wird. Unter derartigen Bedingungen ist es in der Tat schwer möglich, 
sich die notwendigen politischen und technischen Qualifikationen kontinuierlich anzueignen. 

Denn es scheint offensichtlich, daß diese Gesetze, wie andere auch, in ihrer Durchführung 
und Interpretation, wesentlich von den politischen Kräfteverhältnissen und einer mobilisierten 
Öffentlichkeit abhängen. Je mehr das Kalkül aufgeht, ein allgemeines Klima der Angst, Duck- 
mäuserei und Resignation zu erzeugen, desto schärfer werden diese Gesetze zweifellos drein- 
schlagen. Die Taktik des Wohlverhaltens und Stillschweigens hat noch allemal dazu geführt, 
das Gegenteil von dem zu erreichen, was intendiert war. Wer glaubt, durch geschicktes privates 
Verhalten die Gesetze umgehen zu können, der irrt. Und wer glaubt, die Gesetze abschwächen 
zu können, so daß sie sich tatsächlich nur auf Mord und Totschlag beziehen werden und an- 
sonsten auf die viel schlimmeren Gesetze einer CDU/CSU verweist, wie es bei einigen der sozial- 
demokratischen Urhebern der Fall ist, der hat nicht nur aus der eigenen Parteigeschichte keine 
Lehren gezogen, sondern befindet sich auch in der Zielrichtung auf dem Holzweg. Diese Gesetze 
könne nicht verbessert werden, sie können nur abgeschafft werden. Wir brauchen nicht das 
‚Kleinere Übel’, sondern die Erlösung von dem Übel. 

Die Redaktion 


Informationen über die Gesetze können bei der SoVa, Postfach 90 08 32, 6000 Frankfurt 90; 
oder beim Politischen Buch, Lietzenburger Str. 1000 Berlin 15 angefordert werden (Bitte 
DM 1,- in Briefmarken beilgen). In der Sondernummer der ‚links’ vom Januar 76 findet sich 
ebenfalls neben anderen Beiträgen zur gegenwärtigen Repressionswelle ein Beitrag zu dem Ge- 
setz und der Text. Außerdem erscheint im Rotbuch Verlag im Mai ein Buch von Sebastian 
Cobler, Die Gefahr geht von den Menschen aus (Der vorverlegte Staatsschutz). 
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